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Satzung des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee
�ber die Feststellung des Regionalplans

Hochrhein-Bodensee
vom 18. Dezember 1995

Die Verbandsversammlung hat am 18. Dezember 1995 aufgrund von ¤ 9 Abs. 6 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBl.S.229), zuletzt
ge�ndert durch Artikel 2 des Gesetzes �ber die St�rkung der Zusammenarbeit in der Region
Stuttgart vom 7.2.1994 (GBl.S.92) folgende Satzung beschlossen:

¤ 1

Der Regionalplan Hochrhein-Bodensee - bestehend aus Text- und Kartenteil (Anlage zu dieser
Satzung) - wird festgestellt.

¤ 2

(1) Diese Satzung tritt mit Ablauf der �ffentlichen Auslegung in Kraft. Die Grunds�tze und Ziele
des genehmigten Regionalplans Hochrhein-Bodensee werden damit verbindlich (¤ 10 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2, Satz 1 bis 4 LplG).

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung �ber die Feststellung des Regionalplans vom 6. Juli 1979
au§er Kraft.

(3) Die Satzung �ber die Feststellung des Teilregionalplanes Bodenseeufer vom 13. Februar
1984 bleibt in Kraft.

Waldshut-Tiengen, den 18.12.1995

Dr.  Bernhard W�tz
Verbandsvorsitzender



4

Genehmigung des Regionalplans f�r die Region
Hochrhein-Bodensee

vom 18. Dezember 1995
durch das Wirtschaftsministerium Baden-W�rttemberg vom 21. November 1996 - AZ.:

7-2423-33/3

I. Verbindlicherkl�rung

1. Der von der Verbandsversammlung am 18. Dezember 1995 als Satzung beschlossene
Regionalplan f�r die Region Hochrhein-Bodensee wird gem. ¤Ê10 Abs. 1 des
Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBl. S. 229) mit Aus-
nahme der in Nr. II. aufgef�hrten Ziele und Grunds�tze f�r verbindlich erkl�rt.

Die Verbindlicherkl�rung umfa§t die mit ãZÒ gekennzeichneten Ziele und die mit ãGÒ
gekennzeichneten Grunds�tze im Textteil, die zugeh�rigen zeichnerischen Darstellungen in
der Raumnutzungskarte sowie in der Strukturkarte in Verbindung mit deren Legenden.

An der Verbindlichkeit nehmen nicht teil die mit ãVÒ gekennzeichneten Vorschl�ge und die mit
ãNÒ gekennzeichneten nachrichtlichen �bernahmen im Textteil, in der Raumnutzungskarte
und in der Strukturkarte sowie die Begr�ndung einschlie§lich zugeh�riger Tabellen.

2. Die Ziele ãZÒ sind von den Beh�rden des Bundes und des Landes, den Kreisen, den
Nachbarschaftsverb�nden, den Verwaltungsgemeinschaften, den Gemeinden und den
sonstigen in ¤ 4 Abs. 5 des Raumordnungsgesetzes (ROG) in der Fassung vom 28. April
1993 (BGBl. I S. 630) genannten �ffentlichen Planungstr�gern bei raumbedeutsamen
Planungen und Ma§nahmen zu beachten; die Grunds�tze ãGÒ sind von den �ffentlichen
Planungstr�gern im Rahmen des ihnen zustehenden Ermessens bei raumbedeutsamen
Planungen und Ma§nahmen gegeneinander und untereinander abzuw�gen (¤ 10 Abs. 1
Satz 2 i.V. mit ¤ 6 Abs. 3 LplG). Mit den nichtverbindlichen regionalplanerischen
Vorschl�gen ãVÒ sollen sich die �ffentlichen Planungstr�ger bei ihren Planungen und Ma§-
nahmen auseinandersetzen (¤ 17 Abs. 2 LplG).

3. Die Verbindlichkeit des Regionalplans Hochrhein-Bodensee tritt mit Ablauf der �ffentlichen
Auslegung ein.

II. Ausnahmen von der Verbindlichkeit

1. Von der Verbindlichkeit ausgenommen werden die nachstehenden Ziele und Grunds�tze im
Textteil, in der Raumnutzungskarte und in der Strukturkarte:

1.1 In Plansatz 2.1.3 die Ausweisung von Laufenburg/Murg/Albbruck als Unterzentrum,
1.2 in Plansatz 2.1.4 die Ausweisung von �hningen, Stei§lingen und Hohentengen als 

Kleinzentren,
1.3 in Plansatz 3.2.2 der 2. Absatz sowie der Klammerzusatz im 4. Absatz,
1.4 in Plansatz 3.2.3 der 2. Absatz,
1.5 Plansatz 4.1.5.1, soweit mit Randbezeichnung ãGÒ versehen,
1.6 Plansatz 4.2.1, soweit mit Randbezeichnung ãZÒ versehen,
1.7 Plansatz 4.2.5, 1. Absatz,
1.8 Plansatz 4.2.5.2, 1. Absatz.

III. Nebenbestimmungen

Die von der Verbindlichkeit ausgenommenen Ziele und Grunds�tze sind vor der �ffentlichen
Bekanntmachung durch Kursivdruck mit erl�uternder Fu§note im Textteil, in Tabellen und in den
Legenden der Raumnutzungskarte und der Strukturkarte deutlich als nichtverbindlich zu
kennzeichnen.
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IV. Hinweise

Wegen fehlender Grundlagen war die Ausweisung von Bereichen zur Sicherung von
Rohstoffvorkommen (Sicherungsbereichen) in diesem Regionalplan nicht m�glich. Sobald von
seiten des Geologischen Landesamts die notwendigen Unterlagen vorgelegt werden, sollte die
bereits eingeleitete Teilfortschreibung des Regionalplans fortgef�hrt werden.

Das Ministerium L�ndlicher Raum regt an, bei einer Fortschreibung des Regionalplans
schutzbed�rftige Bereiche f�r die Landwirtschaft auszuweisen.

V. Begr�ndung

Die Ausnahmen von der Verbindlicherkl�rung werden wie folgt begr�ndet:

Zu 1.1: Plansatz 2.1.3 (Unterzentren)
Beim Unterzentrum Laufenburg/Murg/Albbruck fehlt die notwendige r�umliche
Integration und damit die wichtigste Voraussetzung f�r die Funktionsf�higkeit eines
Mehrfachzentrums. Zudem w�rde damit die bisher unstrittige Abgrenzung der
Mittelbereiche Waldshut-Tiengen und Bad S�ckingen in Frage gestellt.

Zu 1.2: Plansatz 2.1.4 (Kleinzentren)
Die Gemeinden �hningen, Stei§lingen und Hohentengen verf�gen jeweils nicht �ber
einen tragf�higen Verflechtungsbereich. �hningen und Hohentengen liegen trotz ihrer
Grenzlage in zumutbarer Entfernung zu den Kleinzentren Gaienhofen bzw.
K�ssaberg-Rheinheim; Stei§lingen liegt g�nstig zu den Mittelzentren Singen und
Radolfzell.

Damit sind bei keiner der Gemeinden die Voraussetzungen f�r eine
Ausnahmeregelung gegeben.

Zu 1.3: Plansatz 3.2.2
Das Ministerium L�ndlicher Raum sieht durch die vorgenommene �nderung der
Randbezeichnung eine Festschreibung des derzeitigen Zustandes, die sinnvolle
Neustrukturierungen der landwirtschaftlichen Fl�chen verhindern k�nnte.

Zu 1.4: Plansatz 3.2.3
Der Planinhalt ist bereits in Plansatz 3.2.2 geregelt, eine Doppelregelung widerspricht
dem Gebot der Normenklarheit.

Zu 1.5: Plansatz 4.1.5.1 (Flugh�fen f�r die Region)
Die Plans�tze enthalten unzul�ssige Handlungsverpflichtungen, au§erdem ist beim
ersten Absatz der Adressat unklar.

Zu 1.6: Plansatz 4.2.1 (Energiepolitische Zielsetzung)
Die Plans�tze �berschreiten die Regelungskompetenz des Regionalverbands.

Zu 1.7: Plansatz 4.2.5 (Erneuerbare Energien)
Die Planaussage ist nicht hinreichend bestimmt; zudem ist der Adressat unklar.

Zu 1.8: Plansatz 4.2.5.2 (Solarenergienutzung)
Der Plansatz �berschreitet die Regelungskompetenz des Regionalverbands, er
enth�lt eine unzul�ssige Handlungsverpflichtung.

Stuttgart, den 21. November 1996

Dr. Walter D�ring, MdL
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Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee legt hiermit den von der Verbandsversammlung am
18. Dezember 1995 beschlossenen und von der Obersten Landesplanungsbeh�rde am 21.
November 1996 genehmigten Regionalplan 2000 vor.

Auch dieser zweite Regionalplan wird von einem breiten Konsens aller gestaltenden Kr�fte in
der Region getragen. Durch eine intensive, vom Landesplanungsgesetz vorgeschriebene
Beteiligung konnten alle 99 Gemeinden, die drei Landkreise Konstanz, L�rrach und Waldshut
und alle �ffentlichen Planungstr�ger bei der Aufstellung dieses Planes mitwirken. Der Entwurf
des Regionalplanes wurde auch allen nach ¤ 29 Bundesnaturschutzgesetz anerkannten
Verb�nden zugestellt. Ihre Stellungnahmen mit rd. 3.500 Anregungen und Bedenken wurden
eingehend beraten. Fachbeh�rden und Fachverb�nde haben durch ihre Beitr�ge an der
Aufstellung dieses Regionalplanes mitgewirkt. Wertvolle Erg�nzungen erfuhr der Regionalplan
durch die Stellungnahmen der sieben benachbarten schweizerischen Grenzkantone, des
Bundesamtes f�r Raumplanung, Bern, der Pr�fekten der R�gion Alsace und des D�partements
Haut-Rhin zum Planentwurf. Grenz�berschreitende Gesichtspunkte konnten so mit den
Nachbarn fr�hzeitig abgestimmt werden.

In der Vorphase zum Regionalplan gab die Verbandsversammlung eine Reihe von Gutachten
und Analysen als Beurteilungs- und Abw�gungsmaterial in Auftrag, die dankenswerterweise
von der EU mitfinanziert wurden:

· ãRegionale Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-BodenseeÒ durch die
Universit�t Stuttgart

 
· ãUntersuchung der Ausbreitung von Luftschadstoffen in der Region Hochrhein-BodenseeÒ

durch die Universit�t Karlsruhe
 
· ãErmittlung der Wasserkraftpotentiale in der Region Hochrhein-BodenseeÒ durch die

Universit�t Stuttgart
 
· ãM�glichkeiten der hydrogeothermischen Energienutzung aus hydrogeologischer Sicht in der

Region Hochrhein-BodenseeÒ durch das Geologische Landesamt Baden-W�rttemberg.

Die ersten Kapitel zum Landschaftsrahmenplan konnten in den neuen Regionalplan einflie§en.
Gleichzeitig wurde die Erstellung des Regionalplanes 2000 durch Gutachter land-
schaftsplanerisch begleitet.

Planungsausschu§ und Verbandsversammlung haben sich ihre Entscheidungen bis zur
endg�ltigen Verabschiedung des Planes nicht leicht gemacht. Sie hatten von vornherein das
Bestreben, eine m�glichst breite Zustimmung zu den Zielsetzungen durch die Kr�fte zu
erreichen, die an den zuk�nftigen Entwicklungen in der Region ma§geblich mitarbeiten.

Der Regionalverband hat die Chance, Regionalplanung kommunal zu gestalten, mit der
Aufstellung dieses Regionalplanes genutzt. Die vom Landesentwicklungsplan vorgegebenen
Grunds�tze und Ziele wurden mit den Planungen der Gemeinden und anderer �ffentlicher
Planungstr�ger koordiniert. So konkretisiert dieser Plan den raumordnerischen Grundsatz der
Konzentration und der Funktionsteilung durch die Ausweisung zentraler Orte, von
Schwerpunkten der Siedlungsentwicklung und der gewerblichen Entwicklung, ohne den
Spielraum der Entwicklung der Gemeinden �ber das notwendige Ma§ hinaus einzuschr�nken.
Regionale Gr�nz�suren, Gr�nz�ge und die schutzbed�rftigen Bereiche f�r Naturschutz und
Landschaftspflege sowie f�r die Wasserwirtschaft setzen deutliche Zeichen f�r den Schutz der
Landschaft und der Umwelt, der gerade in unserer Region ganz besondere Bedeutung hat.
Aber auch zum notwendigen Ausbau der technischen Infrastruktur in unserer Region und zur
Sicherstellung der Versorgung mit oberfl�chennahen mineralischen Rohstoffen werden klare
Aussagen formuliert.

Vorwort
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Da§ die Landesregierung und die obersten Landesbeh�rden ihre Interessen ausreichend
ber�cksichtigt sahen, wird dadurch deutlich, da§ nur sehr wenige Grunds�tze und Ziele des
Regionalplanes von der Verbindlichkeit ausgenommen wurden. Die Aufstellung des
Regionalplanes bedeutet keinen Abschlu§; der Regionalplan darf nicht Papier bleiben; er mu§
nun umgesetzt werden. Dieser Regionalplan wird immer wieder der sich wandelnden
Wirklichkeit in der Region gegen�bergestellt werden m�ssen. Der Vollzug des Regionalplanes
kann daher nicht nach starren S�tzen erfolgen, sondern er mu§ flexibel bleiben, um den
tats�chlichen Gegebenheiten immer wieder entsprechen zu k�nnen.

Der Regionalplan 2000 bedarf noch der weiteren Erg�nzung: Im Landschaftsrahmenplan
Hochrhein-Bodensee, der nach dem Baukastenprinzip erstellt wird, sollen die Zielsetzungen
zum Schutz der Landschaft und der Umwelt, insbesondere f�r die stark belasteten Teile der
Region weiter konkretisiert werden. F�r den raumplanerischen Schutz und die Sicherung der
oberfl�chennahen mineralischen Rohstoffe in der Region hat die Verbandsversammlung die
Aufstellung eines eigenen Teilregionalplanes beschlossen, dem als Vorgabe des Landes die
Prognostische Rohstoffkarte des Geologischen Landesamtes zugrunde liegen wird.

Waldshut-Tiengen, Februar 1998

Verbandsvorsitzender Verbandsdirektor
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Gesetzliche Grundlage dieses Regionalplanes ist der ¤ 9 Landesplanungsgesetz Baden-
W�rttemberg in der Fassung vom 08.04.1992 (Gesetzblatt Seite 229).

Form und Inhalt dieses Regionalplanes richten sich nach den Vorschriften des ¤ 8
Landesplanungsgesetz, der Anordnung des Innenministeriums �ber die Aufstellung von
Regionalpl�nen vom 27. Juni 1986, AZ. VII 6900/152.

Landesplanerische Vorgabe f�r den Regionalplan sind der Landesentwicklungsplan in der
Fassung vom 12. Dezember 1983, die Grunds�tze der Raumordnung nach ¤ 2 des
Raumordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juli 1991 (BGBl. I
Seite 1726, ber. Seite 1883) sowie die Entwicklungspl�ne des Landes. Diese vorgegebenen
Zielsetzungen und Grunds�tze der Raumordnung und der Landesplanung werden in diesem
Regionalplan konkretisiert sowie r�umlich und sachlich ausgeformt und durch regionale
Zielsetzungen erg�nzt.

Planungsgebiet dieses Regionalplanes ist die in ¤ 22 (1) Ziffer 9 Landesplanungsgesetz
abgegrenzte Region Hochrhein-Bodensee mit den Gebieten der Landkreise Konstanz, L�rrach
und Waldshut.

Dieser Regionalplan ist auf einen Planungszeitraum bis zum Jahre 2005 ausgerichtet. Die
Notwendigkeit zur Fortschreibung des Regionalplanes wird sich aus der r�umlichen Dynamik,
der Weiterentwicklung r�umlicher Vorstellungen und aus den Ergebnissen der
Landschaftsrahmenplanung ergeben.

Zur Thematik ãGolfpl�tzeÒ wird auf die ãRegionalplanerischen Grunds�tze zur Beurteilung von
Golfpl�tzenÒ hingewiesen; sie werden jedoch nicht in den Regionalplan �bernommen.

Da f�r die Region noch kein Landschaftsrahmenplan vorliegt, wurde f�r den vorliegenden
Regionalplan eine Vorstufe zur Landschaftsrahmenplanung durchgef�hrt. Die Erarbeitung des
Planes erfolgte vor dem Hintergrund einer �kologischen Begleitung durch externe Gutachter.

Der Regionalplan 2000 tritt an die Stelle des verbindlichen Regionalplanes Hochrhein-
Bodensee, genehmigt am 10. Oktober 1980.

Der Regionalplan 2000 ist eine vollst�ndige Neufassung, so da§ Verweisungen auf den am
10. Oktober 1980 genehmigten Regionalplan des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee
entfallen.

Erl�uterung der Abk�rzungen bei den Plans�tzen (Anordnung des Innenministeriums �ber die
Aufstellung von Regionalpl�nen vom 27.06.1986, GABl. 1986, S. 646ff):

Z Ziele sind Aussagen, die sachlich und r�umlich bestimmt oder bestimmbar sind. Sie sind
aufeinander abgestimmt und d�rfen sich in ihren Festlegungen nicht widersprechen. Nach
Verbindlicherkl�rung des Regionalplanes sind die Ziele von den �ffentlichen Planungstr�-
gern bei allen raumbedeutsamen Planungen und Ma§nahmen zu beachten.

G Grunds�tze sind allgemeine Entwicklungs- und Ordnungsprinzipien oder fachliche Ge-
sichtspunkte. Sie m�ssen regionalbedeutsam sein. Nach Verbindlicherkl�rung des Regio-
nalplanes sind die Grunds�tze von den �ffentlichen Planungstr�gern im Rahmen des ihnen
zustehenden Ermessens bei ihren Planungen und Ma§nahmen gegeneinander und unter-
einander abzuw�gen.

V Vorschl�ge erg�nzen die Ziele und Grunds�tze. Sie werden nicht verbindlich. Die �ffentli-
chen Planungstr�ger sollen sich bei ihren Planungen und Ma§nahmen mit den regionalpla-
nerischen Vorschl�gen auseinandersetzen. Die Planungstr�ger des Landes sind nach den
ãBeteiligungsgrunds�tzenÒ vom 27. September 1979 dazu verpflichtet.

Vorbemerkung
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N Nachrichtliche �bernahmen sind verbindliche Festlegungen oder hinreichend konkreti-
sierte Planungen anderer Planungstr�ger, die der Regionalverband darstellen kann, soweit
es f�r die r�umliche Ordnung und Entwicklung der Region erforderlich ist. Nachrichtlich �ber-
nommene Planungen werden im Regionalplan nicht zu Zielen oder Grunds�tzen.

Ziele, Grunds�tze sowie Vorschl�ge und nachrichtliche �bernahmen sind im Regionalplan als
solche gekennzeichnet.
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G Die Entwicklung in der Region ist integrierter Bestandteil der
globalen,  internationalen und nationalen Entwicklung.

Eine vorsorgliche Politik mu§ daher auch auf der regionalen Ebene auf
drei Hauptziele ausgerichtet sein:

· Existenzsicherung im Sinne der Befriedigung der Grundbed�rfnisse
der Bev�lkerung, insbesondere durch die Schaffung struktureller
Voraussetzungen, die bestehende Arbeitspl�tze erhalten, die
Schaffung neuer Arbeitspl�tze unterst�tzen und den notwendigen
Wohnbedarf decken,

 
· Umweltfreundlichkeit im Sinne eines schonenden Umgangs mit der

Natur und der Erhaltung einer Umwelt, die dem physischen und
psychischen Wohlbefinden der Menschen zutr�glich ist,

 
· Sozialvertr�glichkeit im Sinne des sozialen Friedens und der sozialen

Gerechtigkeit in einer pluralistischen und wettbewerbsorientierten
Gesellschaft.

Jede regionale Entwicklung mu§ im Sinne einer nachhaltigen,
selbsttragenden Entwicklung auf der Erhaltung der Funktionen und der
Vielfalt der nat�rlichen Systeme begr�ndet sein, von der die
Menschheit abh�ngt. Daher sind bei der Nutzung des Raumes die
langfristigen Folgewirkungen der Raumnutzungen zu ber�cksichtigen
und kommenden Generationen Gestaltungsm�glichkeiten offenzuhalten.

Dazu ist es erforderlich,
 
· die lebenserhaltenden �kologischen Systeme und Prozesse und

deren Vielfalt zu sch�tzen und zu entwickeln,
 
· die biologische Vielfalt der lebenden Organismen und deren Erbgut

zu erhalten,
 
· die nachhaltige Nutzung der nat�rlichen Ressourcen wie zum

Beispiel Boden, Luft und Wasser, Tiere und Pflanzen sicherzustellen.

Begr�ndung

Der allgemeine Entwicklungsgrundsatz f�r die Region soll als Leitbild verstanden werden, an
dem sich regionale Politik und regionale Entwicklung orientieren sollen. Er ist formuliert in
Anlehnung an Konzepte und Studien der Vereinten Nationen 1.
______________________________
1 Brundtland, Gro Harlem, Our Common Future, World Commission on Environment and Development,

   Fortsetzung Fu§note n�chste Seite   

1.0 Grunds�tze f�r die r�umliche Ordnung und Entwicklung der
Region

1.1 Grunds�tze f�r die gesamte Region

1.1.1 Allgemeines Entwicklungsleitbild
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Umweltschutz und Entwicklung sind die beiden zentralen Begriffe, wenn es um die Zukunft der
Erde und um die Erhaltung des Wohls der gesamten Menschheit geht. Der Schutz der Umwelt
ist die �berragende Herausforderung in den 90er Jahren. Kein Land kann dieses globale
Problem f�r sich allein l�sen. Jedes Land - und damit jede Region - ist aber mit seiner eigenen
Entwicklung in diese weltweite Problematik eingebettet.

Daher m�ssen auch Ans�tze zur L�sung dieser weltweiten Probleme schon auf den untersten
Ebenen, also bei den Gemeinden und Regionen in Angriff genommen werden.

Jede regionale Entwicklung soll sich deshalb in das allgemeine Entwicklungsleitbild einf�gen
und zu dessen Verwirklichung und Umsetzung durch konkrete Ma§nahmen beitragen. In
diesem Sinne hat die Regionalplanung mit ihrem Instrumentarium und in ihrem Bezugsrahmen
einen wesentlichen Beitrag zu leisten.

So  setzen die Ziele und Grunds�tze zur regionalen Siedlungsstruktur und zur Infrastruktur das
allgemeine Ziel der Existenzsicherung und der Befriedigung der Grundbed�rfnisse in konkrete
Ma§nahmen um, indem die Voraussetzungen daf�r geschaffen werden, da§ die Bev�lkerung
ihr Auskommen sichern, Wohnraum finden und ihre Freizeit gestalten kann. Ebenso tragen aber
auch die Ziele und Grunds�tze zur regionalen Freiraumstruktur zur Existenzsicherung bei,
indem sie die nat�rlichen Lebensgrundlagen und die Umwelt als Voraussetzung f�r das
menschliche Wohlergehen erhalten und entwickeln sollen.

Gleichzeitig mu§ regionale Politik und Entwicklung sozialvertr�glich sein und zum sozialen
Frieden beitragen. Dabei darf Sozialvertr�glichkeit jedoch nicht nur im Hinblick auf soziale
Gerechtigkeit und sozialen Ausgleich f�r die jetzt lebenden Menschen begriffen werden. Jede
Entwicklung mu§ vielmehr auch vertr�glich im Hinblick auf nachfolgende Generationen sein und
deren Lebensgrundlagen sichern.

Das bedeutet, da§ jede regionale Politik und Entwicklung auf dem Konzept der Nachhaltigkeit
oder Dauerhaftigkeit begr�ndet sein mu§, wie sie die Brundtland-Kommission 1987 in ihrem
Bericht an die Vereinten Nationen vorgeschlagen hat. Der nachhaltigen Entwicklung liegt der
Gedanke zugrunde, die ãGrundbed�rfnisse der Gegenwart zu befriedigen, ohne zu riskieren,
da§ k�nftige Generationen ihre eigenen Bed�rfnisse nicht befriedigen k�nnen. Im wesentlichen
ist dauerhafte Entwicklung ein Wandlungsproze§, in dem die Nutzen von Ressourcen, das
Ziel von Investitionen, die Richtung technologischer Entwicklung und institutioneller Wandel
miteinander harmonieren und das derzeitige und k�nftige Potential vergr�§ern, menschliche
Bed�rfnisse und W�nsche zu erf�llenÒ 2. Entwicklung mu§ in diesem Sinne auf Erhaltung
beruhen - Erhaltung aber nicht nur in dem Sinne, da§ die nat�rlichen Ressourcen und die
Umwelt gesch�tzt werden. Nachhaltige Entwicklung mu§ deshalb auch den Schutz k�nftigen
wirtschaftlichen Wachstums und menschlicher Entwicklung einschlie§en.

Fortsetzung Fu§note
________________________________________________________________________________________________________________

London 1987, und International Union for Conservation of Nature and Natural Resources (IUCN), United
Nations Environment Program (UNEP), World Wide Fund for Nature (WWF), Caring for the Earth/Unsere
Verantwortung f�r die Erde.
Beide zitiert nach Bundesministerium f�r wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ), Eine Welt - eine
Umwelt, Bonn, Dezember 1992

2 Brundtland, Gro Harlem, Our Common Future, a.a.O., S. 4
Eine aktuellere Definition des Begriffs "sustainable growth" gibt Ernst Ulrich von Weizs�cker:
Dauerhaftigkeit, eine Aufgabe des Nordens, in: Entwicklung und Zusammenarbeit, Bonn, Nr. 7-8/1991,
S. 8:
"Sustainability, im Deutschen mit Nachhaltigkeit oder auch Dauerhaftigkeit �bersetzt, ist kein genau
definierter Begriff. Als erste Ann�herung k�nnte man darunter eine Form des Wirtschaftens verstehen,
die nur erneuerbare Ressourcen benutzt und von diesen nicht mehr verbraucht als nachw�chst, und die
nur eine minimale und nicht-akkumulierende Umweltverschmutzung  verursacht."
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Zur wirtschaftlichen Situation in der Region Hochrhein-Bodensee

Die wirtschaftliche Lage der Region Hochrhein-Bodensee ist in der j�ngsten Vergangenheit
durch die Folgen des strukturellen Wandels sehr stark negativ gepr�gt. Die Auswirkungen
dieser negativen Wirtschaftsentwicklung sind an der Entwicklung der versicherungspflichtig
Besch�ftigten wie der Industriebesch�ftigten ablesbar.

Die Zahl der versicherungspflichtig Besch�ftigten ist bis zum Jahre 1991/92 steil angestiegen,
danach insbesondere wegen des R�ckgangs der Industriebesch�ftigung deutlich gesunken.
Dennoch liegt die Zahl der versicherungspflichtig Besch�ftigten 1994 noch um etwa 10 % �ber
dem Stand von vor 10 Jahren. Die Arbeitsmarktprobleme in der Region sind also nicht nur
durch den R�ckgang der Industriebesch�ftigung entstanden (gleichzeitig sind in anderen
Bereichen sehr viel mehr Arbeitspl�tze geschaffen worden), sondern auch durch die
demographische Entwicklung (Zuwanderung, h�here Erwerbsquote der Frau und �hnliche
Faktoren).

Hauptverursacher der negativen Entwicklung im Industriebereich ist der Landkreis Waldshut:
ab dem Jahre 1990/91 ist im Landkreis Waldshut die Zahl der Industriebesch�ftigten mit einem
Einbruch von �ber 20% noch rascher als in den anderen beiden Landkreisen zur�ckgegangen.
Vergleichsweise am besten hat der Landkreis Konstanz abgeschnitten, der zwar auch
deutliche Einbu§en zu verzeichnen hat, in dem aber die Industriestruktur deutlich weniger von
den vier Hauptbranchen Textil/Bekleidung, Chemie, Elektrotechnik und Maschinenbau gepr�gt
wird.

St�rken-/Schw�chenprofil der Wirtschaftsregion Hochrhein-Bodensee

Die Region Hochrhein-Bodensee ist eingebettet nicht nur in die nationale, sondern auch in die
internationale Wirtschaft; die wirtschaftliche Entwicklung der Region kann nicht losgel�st von
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gesehen werden. Die am Wirtschaftsstandort
Deutschland besonders seit 1991 aufgetretenen strukturellen Schw�chen sind auch in der
Region Hochrhein-Bodensee zu finden.

Zu den wirtschaftlichen Problemen auf nationaler Ebene geh�ren die Kosten- und
Produktivit�tsprobleme. M�ngel bei der Besetzung von Zukunftstechnologien haben zu
Innovationsdefiziten gef�hrt. Unternehmen haben teilweise zu sp�t erkannt, wo sich neue
M�rkte erschlie§en lassen; daraus haben sich strategische Vertriebsdefizite ergeben. Der
starke Rationalisierungsdruck der letzten drei Jahre hat vor allem betriebsorganisatorische
Defizite aufgezeigt. Au§erdem waren staatlich administrative Defizite vorhanden, wie etwa die
Steuerdiskussion und Hemmnisse durch zu lange Genehmigungsverfahren. Dies sind die
Hauptdefizite verglichen mit den internationalen Standards

Vor dem Hintergrund dieser nationalen Wirtschaftsprobleme lassen sich regionsspezifische
St�rken und Schw�chen diagnostizieren, die im Folgenden in jeweils 10 Punkten dargestellt
werden: 3

Die Hauptschw �chen in der Region Hochrhein-Bodensee

· Tendenzielle Verschlechterung der gro§r�umigen Lage innerhalb Europas nach dem EWR-
Entscheid der Schweiz.

 
· Eine unzureichende Verkehrsanbindung in West-Ost-Richtung, fehlende Schnittstellen
 
· Die schwierige Industriestruktur

______________________________
3 Quelle: Referat Immo Leisinger, Gesch�ftsf�hrer IHK, am 13.03.95 vor dem Planungsausschu§  
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· Wenige Betriebe im Hochtechnologiebereich
 (gilt besonders f�r Landkreis Waldshut, bedingt f�r Landkreise L�rrach und Konstanz)
 
· Eine unterdurchschnittliche Exportquote
 (gilt besonders f�r den Landkreis Waldshut)
 
· Unterdurchschnittlicher Dienstleistungsbesatz
 (gilt nicht f�r Landkreis Konstanz)
 
· Eine au§erordentlich hohe Abh�ngigkeit vom Wachstum des Gesundheits- und

Tourismussektors
 
· Hohe Zahl an Grenzpendlern
 
· Unterdurchschnittlicher Besatz an qualifizierten Ausbildungs-st�tten
 (gilt besonders f�r Landkreis Waldshut, auch f�r Landkreis L�rrach, nicht f�r  Landkreis

Konstanz)
 
· Es fehlt ein Leitbild f�r die Region Hochrhein-Bodensee

Die Hauptst�rken in der Region Hochrhein-Bodensee

· Kleine, mittelst�ndisch strukturierte Wirtschaft
 
· Qualifiziertes bodenst�ndiges Fachpersonal
 
· Fl�chenreserven f�r Gewerbe- und Industrieansiedlungen
 
· Fl�chenreserven f�r Wohnungsbau
 (Fl�chenreserven sind vor allem im Landkreis Waldshut vorhanden und dort wiederum eher

im Umland der St�dte und nicht so sehr in den St�dten selbst.)
 
· Wachstumsreserven im Tourismusgewerbe
 
· Wachstumsreveren im Gesundheitsbereich
 (gilt nur bedingt f�r Landkreis L�rrach)
 
· Hoher Freizeitwert
 
· Gute �berregionale Verkehrserschlie§ung in Nord-S�d-Richtung
 (gilt bedingt f�r Landkreis Konstanz, nicht f�r  Landkreis Waldshut)
 
· Gute Erreichbarkeit der nationalen und regionalen Flugh�fen
 
· Wirtschaftsfreundliches Klima.

 

Regionalpolitische Ziele und Ma§nahmen mit vorrangig wirtschaftsorientierter Bedeutung f�r
die Region Hochrhein-Bodensee

Aus der Analyse der St�rken und Schw�chen der Region ergeben sich die folgenden
Aktionsfelder4, in denen die Region bzw. Land und Bund im Hinblick auf den
Wirtschaftsstandort Hochrhein-Bodensee aktiv werden m�ssen:

______________________________
4 Quelle: IHK Hochrhein-Bodensee, Stand: M�rz 1995
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· Verkehrsinfrastruktur st�rken
 

· Weiterbau der A 98
· Vierspuriger Ausbau der B 33 neu und Verkn�pfung mit A 7
· Elektrifizierung der DB-Strecke Basel-Singen-Lindau
· Vierspuriger Ausbau der Rheintalschiene und TGV-Verkn�pfung
· Wagenmaterial (mit Neigetechnik)
· Zweigleisiger Ausbau der Hochrheinlinie und der G�ubahn
· St�rkung der Binnenschiffahrt
· Bau von G�terverteil-, Dienstleistungszentren
· Ausbau der Schnittstellen
· Ausbau der Kommunikationsnetze

 
· Endogene Wachstumspotentiale f�rdern
 

· Pflege des vorhandenen Unternehmensbestandes
· Intensivierung der Existenzgr�ndungsberatung
· Unterst�tzung von Outsourcing-lnitiativen
· St�rkung des Angebots an produktionsorientierten Dienstleistungen
· Unterst�tzung einer Qualit�tsoffensive im Tourismusgewerbe
· Reduzierung der Regelungsdichte

 
· Bildungs- und Forschungsinfrastruktur ausbauen
 

· Schaffung weiterer Bildungseinrichtungen
· Ausbau der vorhandenen Transferzentren
· Ansiedlung von neuen Forschungseinrichtungen

 
· Grenz�berschreitende Aktivit�ten forcieren
 

· Reduzierung vorhandener Handelshemmnisse zum Nicht-EU-Mitglied Schweiz
· Ausbau der grenz�berschreitenden Verkehrsinfrastruktur und Umsetzung des Regio-S-

Bahn-Konzepts
· Einbindung der schweizerischen und franz�sischen FuE-Einrichtungen
· Forcierung gemeinsamer, grenz�berschreitender Planungskonzepte

 
· Arbeitsmarktpolitische Bem�hungen intensivieren
 

· Einf�hrung neuer "flexibler Arbeitszeitmodelle"
· Integrierung von Langzeitarbeitslosen

 
· Standortmarketing f�r die Region Hochrhein-Bodensee und ihre Teilregionen weiterent-

wickeln und koordinieren

G F�r die Region Hochrhein-Bodensee sind gleichwertige Lebensbedin-
gungen mit gesunden Wohn- und Arbeitsverh�ltnissen, mit einer intak-
ten Umwelt und mit Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Fortschritt im Lande und im benachbarten Ausland anzu-
streben.

Auf die Verringerung struktureller Nachteile der Region gegen�ber den
Verdichtungsr�umen, den benachbarten Kantonen der Schweiz und
Frankreich sowie auf den Abbau von Ungleichgewichten innerhalb der

1.1.2 Gleichwertige Lebensbedingungen
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Region ist hinzuwirken. Dabei sind die natur- und kulturr�umlichen Quali-
t�ten und die Eigenarten der Region zu bewahren und die besonderen
Entwicklungsm�glichkeiten eines grenz�berschreitenden, gemeinsamen
Lebensraumes, insbesondere Impulse der gro§r�umigen Ausstrahlung
der Oberzentren Z�rich, Basel und Mulhouse, zu nutzen.

Begr�ndung

Wichtigstes Entwicklungsziel des Landesentwicklungsplanes (PS 1.4) f�r alle Landesteile ist
es, gleichwertige Lebensverh�ltnisse anzustreben. Dazu ist es erforderlich, da§ alle Landes-
teile angemessen an der Entwicklung teilnehmen.

Unter gleichwertigen Lebensverh�ltnissen kann dabei nicht verstanden werden, da§ in allen
Landesteilen gleiche oder gleichartige Lebensverh�ltnisse m�glich oder gar anzustreben w�-
ren. Jeder Raum hat auf manchen Gebieten Vorteile  (Natur, Umwelt, Freizeit- und Erholungs-
wert), auf anderen vielleicht Nachteile (Vielfalt der Arbeitspl�tze, Kulturangebot, Verkehrser-
schlie§ung). Das Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverh�ltnisse verlangt jedoch f�r alle Lan-
desteile ein Mindestma§ an Versorgung mit sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Einrich-
tungen und einen  hinreichend differenzierten Arbeitsmarkt sowie zumindest ertr�gliche Um-
weltverh�ltnisse. Wo diese Voraussetzungen fehlen, ist Chancengleichheit nicht gegeben.

Die strukturellen Nachteile der weitgehend l�ndlich gepr�gten Region liegen vor allem auf wirt-
schaftlichem Gebiet (teilweise einseitige Branchenstruktur mit Dominanz von Chemie, Textil
und Metallverarbeitung) und zum Teil im Bereich der Verkehrserschlie§ung. Hinzu kommt die
gro§e Abh�ngigkeit der Industrie und eines wesentlichen Teils des Arbeitsmarktes von
schweizerischem Kapital und Arbeitspl�tzen (Grenzg�nger - die wirtschaftliche Bedeutung der
Grenzg�nger wird in PS 1.1.4, besonders aber im PK 2.6 und im statistischen Anhang n�her
dargestellt). Gleichzeitig bieten diese Strukturen die Chance, den erforderlichen wirtschaftlichen
Strukturwandel in Zusammenarbeit besonders mit den benachbarten wirtschaftsstarken
schweizerischen Kantonen, insbesondere mit den Oberzentren Z�rich und Basel, und mit dem
Elsa§ in Angriff zu nehmen.   

Den genannten wirtschaftsstrukturellen Nachteilen der Region stehen auf der anderen Seite
die Vorteile einer relativ intakten Umwelt und landschaftlicher Qualit�ten gegen�ber, die es zu
erhalten und zu nutzen gilt.

Die Ziele und Grunds�tze dieses Regionalplanes zur Siedlungsentwicklung (PK 2), zur Infra-
strukturausstattung (PK 4) und zum Erhalt des Freiraumes (PK 3) sollen dazu beitragen, der
Region die Teilnahme an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und dem sozialen und kul-
turellen Fortschritt zu erm�glichen und gleichzeitig die Qualit�ten ihrer Umwelt und ihrer Land-
schaften wirksam zu erhalten und zu entwickeln.

G Konkurrierende Nutzungsanspr�che an den Raum sind sorgf�ltig gegen-
einander abzuw�gen. Die Inanspruchnahme des Freiraumes f�r Sied-
lungszwecke und Infrastrukturma§nahmen ist auf das notwendige Ma§
zu beschr�nken. Die Landschaft ist als Grundlage f�r alle Raumnutzun-
gen so zu entwickeln und zu sch�tzen, da§ das Gleichgewicht und die
Wohlfahrtswirkung des Naturhaushaltes erhalten und nachhaltig gesi-
chert werden. Unvermeidbare Belastungen des Naturhaushaltes sind
auszugleichen.

1.1.3 Abw�gung unterschiedlicher Fl�chennutzungen
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Begr�ndung

Wesentliche Aufgabe der Raum- bzw. Regionalplanung ist die Koordination konkurrierender
Nutzungsanspr�che an den Raum. Zielkonflikte sind durch sorgf�ltige Abw�gung zwischen
widerstreitenden Fachinteressen zu l�sen. Dabei soll der Grundsatz ãAusbau vor NeubauÒ
beachtet werden.

Nach dem Landesentwicklungsplan ist ãbei Zielkonflikten den Belangen des Umweltschutzes
und den landschafts�kologischen Erfordernissen dann ein Vorrang einzur�umen, wenn eine
wesentliche Beeintr�chtigung der Lebensverh�ltnisse der Bev�lkerung droht oder die langfri-
stige und nachhaltige Sicherung ihrer Lebensgrundlagen gef�hrdet istÒ  (PS 2.1.4). Dahinter
steht die Erkenntnis, da§ die Vorteile der industriellen Entwicklung, der Technik und der Ver-
st�dterung nicht dazu f�hren d�rfen, da§ die Lebensverh�ltnisse der Menschen wesentlich
verschlechtert werden oder die Lebensgrundlagen langfristig sogar nicht mehr gesichert w�ren.

Der Vorrang f�r den Umweltschutz darf laut Landesentwicklungsplan allerdings nicht als
ãeinseitige Verabsolutierung �kologischer Gesichtspunkte mi§verstandenÒ  werden. Bei der
Abw�gung unterschiedlicher Interessen ist ein befriedigender Ausgleich zu finden.

Wie der Umweltschutz durch die Zielsetzung des Landesentwicklungsplanes nicht mit gene-
rellem Vorrang versehen wird, erhalten andererseits andere konkurrierende Interessen keinen
automatischen Vorrang, wenn der ãgeforderte hohe Grad einer langfristigen und nachhaltigen
Gef�hrdungÒ nicht nachgewiesen werden kann. Vielmehr mu§ in konkreten Konfliktf�llen die
Belastbarkeit des Naturhaushaltes anhand bestimmter Indikatoren beurteilt werden.

Eine wichtige Aufgabe der regionalen Landschaftsrahmenplanung mu§ daher darin liegen, Kri-
terien zur Erfassung und Quantifizierung des Wirkungsgef�ges des Naturhaushaltes, seiner
Empfindlichkeit und der Belastungen durch bestimmte Nutzungen  zu entwickeln und  als �ko-
logisches Grundlagenmaterial in Datensammlungen zur Verf�gung zu halten.

Auch unter der Voraussetzung eines derartigen Vorrangs f�r den Umweltschutz mu§ davon
ausgegangen werden, da§ sich zus�tzliche Belastungen des Naturhaushaltes nicht vermei-
den lassen werden. Solche unvermeidbaren Belastungen sollen grunds�tzlich m�glichst nahe
am Ort der Verursachung ausgeglichen werden. Diese Forderung steht in Einklang mit der ent-
sprechenden Zielsetzung des Landesentwicklungsplanes (PS 1.3.3 ), wonach �kologische
Belastungen, vor allem in den Verdichtungsr�umen und ihren Randzonen, m�glichst nahe am
Ort ihrer Verursachung auszugleichen sind. Der Landesentwicklungsplan lehnt damit ausdr�ck-
lich Konzepte eines gro§r�umigen Ausgleichs (z.B. Ausgleichsraum Bodensee) ab, da sie
zwangsl�ufig zur ãpassiven SanierungÒ l�ndlicher R�ume f�hren w�rden.

Zur Forderung nach Ausgleich unvermeidbarer Belastungen des Naturhaushaltes durch Er-
satzma§nahmen mit gleichen oder �hnlichen Funktionen und gleichem �kologischen Wert ist
allerdings kritisch anzumerken, da§ diese Forderung einen nach �kologischen Gesichtspunkten
nicht haltbaren Machbarkeitsgedanken einschlie§t. Es wird unterstellt, da§ ein �kologischer
Gesamtzusammenhang, der �ber einen langen Zeitraum unter nicht im einzelnen nachvollzieh-
baren Bedingungen sich entwickeln konnte, durch gezielte Ma§nahmen an anderer Stelle kurz-
fristig wiederherstellbar sei.

Die strukturelle Vielfalt und multifunktionale Bedeutung des �kosystems und jedes seiner Teile
sind  jedoch das Produkt einer Vielzahl vergangener und gegenw�rtiger Entwicklungsbedin-
gungen, die nicht wiederherstellbar sind. Daher k�nnen einmal zerst�rte Werte und Funktionen
des Naturhaushaltes nicht neu hergestellt, nicht ersetzt oder ausgeglichen werden. Durch Er-
satz- oder Ausgleichsma§nahmen werden andere, eigenst�ndige �kosysteme  geschaffen.

Ersatz- oder Ausgleichsma§nahmen im Sinne der Eingriffsregelung des Naturschutzgesetzes
k�nnen somit nur der Schadensverringerung dienen. Sie k�nnen bei �kologischer Betrachtung
nicht als gleichwertiger Ersatz f�r die zerst�rten Werte und Funktionen verstanden werden.  
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G F�r die Region Hochrhein-Bodensee an der Grenze zur Schweiz und zu
Frankreich ist eine Entwicklung anzustreben, die den kulturellen und
wirtschaftlichen Leistungsaustausch mit den angrenzenden Regionen
S�dlicher Oberrhein, Schwarzwald-Baar-Heuberg und Bodensee-Ober-
schwaben sowie insbesondere innerhalb eines einheitlichen grenz-
�berschreitenden Lebensraumes mit den sieben benachbarten Kanto-
nen der Schweiz, mit dem benachbarten Departement Haut-Rhin und
mit den weiteren Bodenseeanrainern Bayern und Vorarlberg unter-
st�tzt und die gemeinsamen nat�rlichen Lebensgrundlagen und die
landschaftlichen Eigenarten bewahrt und entwickelt.

Dazu ist mit regionaler Beteiligung die grenz�berschreitende Informa-
tion, Abstimmung, Zusammenarbeit und R�cksichtnahme auf der Grund-
lage von Gegenseitigkeit weiter auszubauen.

Dem dienen insbesondere
   
· der weitere Ausbau der gegenseitigen Information, Abstimmung und

r�umlichen Koordination bei Planungen, Fl�chennutzungen und be-
sonderen Vorkommnissen mit Auswirkungen auf die Umwelt,

· die gleichwertige Beteiligung der Gegenseite (Tr�ger �ffentlicher
Belange und �ffentlichkeit) bei allen Genehmigungsverfahren, die
sich grenz�berschreitend auswirken k�nnen,

· die grenz�berschreitende Abstimmung von Grenzwerten hinsichtlich
der Radioaktivit�t und von Kriterien f�r s�mtliche Emissionen und
Immissionen,

· gemeinsame Ans�tze und Konzepte zur L�sung grenz�berschreiten-
der Probleme, insbesondere im Bereich der Infrastruktur, sowie

· der gegenseitige Abbau von grenzbedingten Hemmnissen.

Begr�ndung

Die Lage an der Grenze zur Schweiz und zu Frankreich ist f�r die Region Hochrhein-
Bodensee von besonderer Bedeutung gerade auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Dabei ist die
Bedeutung der Grenzlage immer eine wechselseitige, meist aber mit unterschiedlicher
Auswirkung auf die beteiligten L�nder.

Die Bedeutung der benachbarten Schweiz f�r die Region Hochrhein-Bodensee liegt eindeutig
im Bereich Arbeitsmarkt: in den wirtschaftlich starken, relativ hoch industrialisierten Grenzkanto-
nen sind ca. 28.000 Deutsche als Grenzg�nger besch�ftigt (siehe dazu PK 2.6 und Tabelle
ãGrenzg�ngerÒ im Anhang).

Umgekehrt liegt die Bedeutung der vergleichsweise l�ndlich gepr�gten Region Hochrhein-Bo-
densee f�r die Schweiz �berwiegend im Dienstleistungsbereich und im Bereich Naherholung.
So ist der Zustrom von Kunden aus der Schweiz f�r viele St�dte und Gemeinden an der
Grenze von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. Auf die oberzentralen Versorgungsfunktio-
nen der ausl�ndischen Oberzentren Z�rich, Basel und Mulhouse f�r die Region Hochrhein-
Bodensee wird in den Plans�tzen 1.1.2 und 2.1.1 verwiesen.

Die Grenzlage zur Schweiz und zu Frankreich war auch ein bestimmendes Merkmal bei der
Abgrenzung der Region Hochrhein-Bodensee. Eine der wesentlichen Zielsetzungen des Lan-

1.1.4 Grenz�berschreitende Zusammenarbeit
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des war es, die grenz�berschreitenden regionalplanerischen Probleme mit der Schweiz in die
Zust�ndigkeit eines einzigen Regionalverbandes zu legen.

Die Kantonalen Richtpl�ne der sieben Grenzkantone der Nordschweiz sind mit dem Regional-
verband abgestimmt.

C H
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Abb. 1.1.4  Stand der Regional-  bzw. Richtplanung im deutsch-franz�sisch-schweizerischen
Grenzraum

Zur gegenseitigen Abstimmung und Information in grenz�berschreitenden Fragen bestehen
zahlreiche Institutionen, die im Anhang in der �bersicht ãGrenz�berschreitende InstitutionenÒ im
einzelnen aufgef�hrt sind.

Die bisherigen Erfahrungen mit der EUREGIO zwischen den Niederlanden und der Bundesre-
publik Deutschland sowie die Vorstellungen des Europ�ischen Parlaments zu den Eurover-
b�nden sollen am Bodensee, am Hochrhein und Oberrhein zu demokratisch gew�hlten, grenz-
�berschreitenden parlamentarischen Gremien weiterentwickelt werden.

Die M�glichkeit grenz�berschreitende Zweckverb�nde bilden zu k�nnen, ist zu schaffen. An-
s�tze f�r eine solche grenz�berschreitende Verbundstruktur bestehen unter anderem im Raum
Konstanz-Kreuzlingen. Beispielhaft seien die Grenzland-Konferenz, die sich in der
Hauptsache mit grenz�berschreitenden Verkehrsfragen besch�ftigt, und die Kunsteisbahn-
GmbH genannt, mit der die St�dte Konstanz und Kreuzlingen eine gemeinsame Eislaufhalle
betreiben.

Die r�umliche Abgrenzung der "Oberrheinkonferenz" ist so zu erweitern, da§ der Landkreis
Waldshut und die Kantone Aargau, Z�rich und Schaffhausen als gleichberechtigte Mitglieder
einbezogen werden k�nnen.

Die grenz�berschreitende Zusammenarbeit des Landkreises Waldshut mit dem Kanton Aargau
ist bisher nicht institutionalisiert. Sie ist insbesondere aus Gr�nden der Raumordnung und des
Umweltschutzes wie auch aus wirtschaftlichen Gr�nden weiter auszubauen.
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"Die st�ndige gegenseitige Unterrichtung �ber die Umweltsituation, �ber Umweltgefahren und
Umweltbelastungen, �ber Ma§nahmen des Umweltschutzes, der Umweltvorsorge bzw. der
Umweltpolitik ist f�r das Zusammenleben in der oberrheinischen Region -gebildet aus den
Teilterritorien von drei Staaten - von gro§er Bedeutung. Der freie und uneingeschr�nkte Infor-
mationsaustausch in einem f�r alle drei Staaten politisch so gewichtigen, zugleich aber auch so
sensiblen Bereich ist eine entscheidende vertrauensbildende Ma§nahmen und damit Grund-
lage f�r jede weiterf�hrende zwischenstaatliche Zusammenarbeit und regionale Entwicklung."
Diese These des Arbeitsausschusses "Gegenseitige Information" anl�§lich des Drei-L�nder-
Kongresses "Umwelt Oberrhein" 1991 sollte zuk�nftig uneingeschr�nkt auch f�r die gesamte
Region Hochrhein-Bodensee, f�r ihre sieben Nachbarkantone, das Departement Haut-Rhin
und f�r den Bodenseeraum insgesamt gelten.

Ziel mu§ ein spezielles, fl�chendeckendes Informationsverfahren werden, das die Nachbarin-
stanzen systematisch �ber grenznahe Projekte und umweltbedeutsame Planungen - ein-
schlie§lich der getroffenen Schutzma§nahmen - in Kenntnis setzt.

Mit Blick auf noch abweichende Grenzwerte im Grenzraum sind integrierte Emissionsminde-
rungskonzepte zu entwickeln, die medien�bergreifend (Luft, Wasser, Boden, Abfall) und regio-
nalisiert den gesamten Stoff- und Energieflu§ von den Ressourcen bis zum Endverbleib ein-
schlie§en. Dabei kann wegen der nationalen Zust�ndigkeit die Mitwirkung der regionalen
Ebene nur indirekt sein.

Die Deutsch-franz�sisch-schweizerische Regierungskommission hat 1982 eine Empfehlung
zur gegenseitigen Unterrichtung �ber neue Projekte (15.9.1982), 1984 eine Empfehlung
(20.6.1984) zur gegenseitigen Unterrichtung bei umweltrelevanten Fl�chenplanungen
(Schutzgebiete, Industrie- und Gewerbezonen) und 1992 die "Empfehlung �ber gegenseitige
Information bei besonderen Vorkommnissen" am 16.9.1992 beschlossen. Die Richtlinie des
Rats der EG vom 27.6.1985 (�ber die Umweltvertr�glichkeitspr�fung bei bestimmten �ffentli-
chen und privaten Projekten) hat die Verpflichtung der EG-Mitgliedsstaaten geschaffen, im
jeweiligen nationalen Recht bestimmte �ffentliche und private Projekte, die m�glicherweise er-
hebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben, einer Umweltvertr�glichkeitspr�fung zu unter-
werfen; gem. Artikel 7 ist dabei eine grenz�berschreitende Information und Konsultation vorzu-
sehen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit Gesetz vom 12.2.1990 eine entsprechende Regelung
�ber die Umweltvertr�glichkeitspr�fung erlassen und in ¤ 8 dieses Gesetzes Bestimmungen
�ber die grenz�berschreitende Beh�rdenbeteiligung fixiert.

Die Schweiz als Nicht-EG-Mitglied ist von der EG-UVP-Richtlinie zwar nicht unmittelbar be-
r�hrt, sie hat ihrerseits die Information nach der Oberrheinabsprache von 1982 von vornherein
auf diejenigen Projekte beschr�nkt, die gem. Artikel 9 des Bundesgesetzes �ber den Umwelt-
schutz vom 7.10.1983 der Umweltvertr�glichkeitspr�fung (gem. der Verordnung �ber die Um-
weltvertr�glichkeitspr�fung vom 19.10.1988) unterworfen sind.

Die Franz�sische Republik, die in ihrem nationalen Recht bereits seit 1976 die Umweltvertr�g-
lichkeitspr�fung kannte, ist derzeit dabei, die grenz�berschreitende Information durch Verord-
nung (d�cret d' application) zu regeln.

Das bedeutet, da§ trotz einheitlicher Rechtsbasis im EG-Recht die UVP-Gesetze und die
UVP-Verfahren in Deutschland, Frankreich und in der Schweiz unterschiedlich geregelt sind.

Die "blo§e" Information im Beteiligungsverfahren im Grenzraum darf nicht Endstation der Zu-
sammenarbeit bleiben. Im Sinne der Empfehlungen des "Umweltkongresses Oberrhein" 1991,
sollte der gemeinsame Weg zur Konsultation innerhalb des UVP-Verfahrens f�hren und unmit-
telbar betroffene Nachbargebiete - ohne Abbruch an der politischen Grenze - einschlie§en.

Rationelle Energieerzeugung und -verteilung im Zusammenspiel mit der bestehenden und der
geplanten Siedlungs- und Freiraumstruktur am Hochrhein f�hren zu der Empfehlung, gemein-
same oder sich erg�nzende Energieprojekte im  Grenzraum (z.B. Ausbau der Hochrheinkraft-
werke, Gasverbund und Gasversorgung, Fernw�rmeversorgung) voranzutreiben und ge-
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meinsam zu nutzen. Geeignete Standorte und der gemeinsame Bedarf sind gegenseitig abzu-
stimmen.

Die nationale Grenz- und Randlage darf kein Standortkriterium f�r unerw�nschte Anlagen oder
f�r einseitige Nutzungen oder Benutzungen werden.

Innerhalb des gemeinsamen Grenzraumes mu§ es gemeinsames Ziel sein, die Zusammenar-
beit in allen Bereichen zu intensivieren; beispielhaft seien das Gesundheitswesen, die Abfall-
wirtschaft, der Bildungsbereich und der Berufsverkehr genannt. Dabei gilt es, grenzbedingte
Hemmnisse in allen Bereichen abzubauen und die Standortgunst des Raumes im Kreuzungs-
punkt europ�ischer Nord-S�d- und West-Ost-Verkehrsachsen zu nutzen.

Allerdings bestehen nach wie vor sehr unterschiedliche Entwicklungsvorstellungen im
Oberrheintal. Auf els�§ischer Seite wird eine weitere industrielle Entwicklung angestrebt,
w�hrend im gegen�berliegenden Markgr�flerland wertvolle Fremdenverkehrs- und Heilb�der-
gebiete liegen. Eine Abstimmung dieser konkurrierenden Vorstellungen sollte erreicht werden.

G Die verdichteten R�ume der Region 5 sollen als Schwerpunktr�ume der
Region unter Beachtung grenz�berschreitender Beziehungen in ihrer
Wettbewerbsf�higkeit gegen�ber anderen verdichteten R�umen des
Landes weiterentwickelt werden.

Begr�ndung

Der (bisher nur vorl�ufig abgegrenzte) verdichtete Raum um L�rrach/Weil am Rhein (der Re-
gionalverband schl�gt diese Bezeichnung aufgrund seiner Kenntnis der Verflechtungen vor),
die dar�berhinaus verbleibenden Teile der im Landesentwicklungsplan abgegrenzten Rand-
zone des Verdichtungsraumes Basel-L�rrach und der Verdichtungsbereich Konstanz
(innerhalb des l�ndlichen Raumes) bilden zusammen die verdichteten R�ume der Region
Hochrhein-Bodensee. Die verdichteten R�ume sind nach Gemeinden (mit dem jeweiligen Ge-
samtgebiet) abgegrenzt. Dies ist von den Genehmigungsbeh�rden bei der Anwendung von
Dichtewerten bez�glich bestimmter Teilorte zu beachten.

In diesen verdichteten R�umen leben auf 28% der Regionsfl�che 63% der Einwohner. Die
verdichteten R�ume stellen 61% der Arbeitsst�tten (57% beim Produzierenden Gewerbe,
63% bei den Dienstleistungen) zur Verf�gung6. Hierin insbesondere ist die Schwerpunktfunk-
tion der verdichteten R�ume zu sehen.

Nach dem Landesentwicklungsplan (PS 1.4.2) sollen die Verdichtungsr�ume und Randzonen
zur Erf�llung ihrer �bergeordneten Funktionen weiterentwickelt werden. Dabei sollen nachteilige
Verdichtungsfolgen vermieden, behoben oder gemildert werden. Die weitere Zunahme von
______________________________
5 R�umliche Abgrenzung siehe Strukturkarte
6 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-W�rttemberg, Wohnbev�lkerung Stand 30.06.92

Gemarkungsfl�che Stand 1989, Arbeitsst�tten  Stand  Volksz�hlung 1987

1.2 Grunds�tze f�r Teilr�ume der Region

1.2.1 Verdichteter Raum um L�rrach/Weil am Rhein, Randzone
des Verdichtungsraumes und Verdichtungsbereich
Konstanz
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Infrastruktureinrichtungen, Wohn- und Arbeitsst�tten soll so bemessen und gelenkt werden,
da§ dadurch keine �berlastungen entstehen.

Diese allgemeinen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes werden durch die Ziele und
Grunds�tze zur Siedlungsstruktur (PK 2), zum Freiraum (PK 3) und zu Trassen und Infra-
strukturvorhaben (PK 4) konkretisiert.

G Der l�ndliche Raum7 soll als Lebens- und Wirtschaftsraum mit eigen-
st�ndiger Entwicklung erhalten und in seiner Funktionsf�higkeit weiter-
entwickelt werden.

Die Land- und Forstwirtschaft mit ihren Funktionen Sicherung des
l�ndlichen Raumes, Sicherung der Produktion gesunder Nahrungsmittel
bzw. Sicherung der Produktion des Rohstoffes Holz, Sicherung der
wirtschaftlichen Existenz der Betriebe sowie Pflege der Kultur- und
Erholungslandschaft ist zu erhalten und zu f�rdern.

Begr�ndung

In der Region nimmt der l�ndliche Raum einschlie§lich des Verdichtungsbereichs Konstanz mit
85% den  bei weitem gr�§ten Teil der Regionsfl�che ein. Im eigentlichen l�ndlichen Raum -
ohne den Vedichtungsbereich Konstanz - leben auf 72% der Fl�che 37% der Einwohner; der
l�ndliche Raum stellt 39% der Arbeitsst�tten (43% Produzierendes Gewerbe, 37% Dienstlei-
stungen) zur Verf�gung8.

Bei einem Bev�lkerungsanteil von knapp 40% und einem Anteil an den Arbeitsst�tten von
ebenfalls etwa 40% ist die Bedeutung des l�ndlichen Raumes als eigenst�ndiger Lebens-
und  Arbeitsraum f�r eine gro§e Anzahl von Menschen offensichtlich. Der l�ndliche Raum ist
kein Rest- oder Ausgleichsraum. Seine Siedlungsstruktur bietet gute Voraussetzungen f�r die
Entwicklung von Wohn- und Arbeitsst�tten. Gleichzeitig erm�glicht es die gewachsene
l�ndliche Siedlungsstruktur, da§ der l�ndliche Raum gesamtr�umliche Funktionen erf�llen kann,
indem er Erholungsgebiete bereitstellen und erhebliche Leistungen f�r die Erhaltung der
nat�rlichen Lebensgrundlagen erbringen kann.

Nach dem Landesentwicklungsplan (PS 1.10.2) ist der l�ndliche Raum als lebens- und Wirt-
schaftsraum mit eigenst�ndiger Entwicklung zu st�rken. Dazu soll in einer weniger verst�dter-
ten Umgebung die Versorgung der Bev�lkerung gesichert und ausreichende Arbeitspl�tze
bereitgestellt werden. Die Verkehrserschlie§ung soll verbesserrt werden. Die Siedlungsent-
wicklung soll so gestaltet werden, da§ die Eigenart des l�ndlichen Raumes gewahrt bleibt.

Diese allgemeinen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplanes werden durch die Ziele und
Grunds�tze zur Siedlungsstruktur (PK 2), zum Freiraum (PK 3) und zu Trassen und Infra-
strukturvorhaben (PK 4) konkretisiert.

Der Land- und Forstwirtschaft kommt im l�ndlichen Raum besondere Bedeutung zu. Sie ist
nicht nur ein wichtiger gesamtwirtschaftlicher Produktionsbereich, sondern hat auch zunehmend
Aufgaben im Bereich der Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft9  zu erf�llen. Infolgedessen

______________________________
7 R�umliche Abgrenzung siehe Strukturkarte
8 Quelle: Statistisches Landesamt Baden-W�rttemberg, Wohnbev�lkerung Stand 30.06.92

Gemarkungsfl�che Stand 1989, Arbeitsst�tten  Stand  Volksz�hlung 1987
9 siehe Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14.03.72, zuletzt ge�ndert am 20.05.94, ¤ 2

1.2.2 L�ndlicher Raum
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ist im Rahmen der Abw�gung sicherzustellen, da§ die Landwirtschaft  fl�chendeckend ihre
Funktionen nach den Grunds�tzen 1.2.2 langfristig wahrnehmen kann. Dar�ber hinaus sind die
Rahmenbedingungen zu erhalten und gegebenenfalls zu schaffen, die es der Landwirtschaft
erm�glichen, auch in Zukunft ihre Leistungen zur Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft zu
erbringen sowie spezielle dem Umweltschutz dienende Erzeugungspraktiken  einzuf�hren.
Dies ist Voraussetzung f�r die Existenz einer ausreichenden Dichte b�uerlicher Betriebe zur
Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft.

Mit der Einbeziehung von Teilr�umen der Region in die Strukturf�rderung der Europ�ischen
Union nach Ziel Nr. 5b ergeben sich besondere M�glichkeiten zur Entwicklung des l�ndlichen
Raumes. Damit werden erg�nzende F�rderm�glichkeiten sowohl im landwirtschaftlichen als
auch au§erlandwirtschaftlichen Bereich er�ffnet.

Das in den letzten Jahren diskutierte und projektierte Entwicklungsmodell Eigeltingen-M�hlin-
gen-Hohenfels sollte weiter verfolgt und die wichtigsten Projekte angegangen werden, um
diesem Raum Entwicklungschancen zu bieten.

Die Zielsetzungen zur Land- und Forstwirtschaft werden durch die Plans�tze 3.2.2 und 3.2.3
konkretisiert.

G Der Bodenseeraum soll als funktionsf�higer Lebensraum f�r die Be-
v�lkerung erhalten und weiterentwickelt werden.  Dabei ist auf seine
Eigenart als wertvoller Naturraum und als bevorzugte Erholungsland-
schaft zu achten.

Eine vorrangig �kologische Ausgleichsfunktion des Bodenseeraumes
f�r entfernt gelegene Verdichtungsr�ume ist abzulehnen.

Begr�ndung

Der Bodenseeraum wird in der Abgrenzung des ãGesamtkonzepts f�r den BodenseeraumÒ
(Landesregierung Baden-W�rttemberg 1975) verstanden. Damit ist der Bodenseeraum weit-
gehend mit dem wasserwirtschaftlichen Einzugsgebiet des Sees identisch. In der Region
Hochrhein-Bodensee z�hlt der Landkreis Konstanz  zum Bodenseeraum. Im Landesentwick-
lungsplan ist der Bodenseeraum nur im engeren Sinne als Uferbereich  abgegrenzt (Anhang
zu PS 3.9.15 LEP).

Der Uferbereich soll unter Wahrung des Landschaftscharakters und Beachtung der limnologi-
schen und natursch�tzerischen Erfordernisse als Erholungsraum weiter ausgebaut werden.
Die Siedlungsentwicklung soll auf seeabgewandte Standorte, vorrangig auf die Zentralen Orte
im angrenzenden Hinterland, gelenkt werden (PS 3.9.14/15 LEP).

Dabei mu§ der Bodensee in erster Linie als Lebensraum f�r seine Bev�lkerung entwickelt
werden. Dazu geh�ren auch die erforderlichen Arbeitspl�tze. Eine vorrangig �kologische Aus-
gleichsfunktion des Bodenseeraumes f�r entfernt gelegene Verdichtungsr�ume wird auch vom
Landesentwicklungsplan abgelehnt.

Trotz gegenw�rtig guter Wasserqualit�t befindet sich der Bodensee nach wie vor in einem
labilen llimnologischen Zustand. Der Phosphoreintrag in den Bodensee mu§ daher ebenso wie
der Schadstoffeintrag weiter gesenkt werden. Die erforderliche N�hr- und Schadstoffreduzie-
rung ist ausschlie§lich bei der kommunalen Abwasserreinigung nicht zu erreichen. Entlastende
Ma§nahmen sind in allen Bereichen mit Auswirkungen auf den Bodensee erforderlich.

1.2.3 Bodenseeraum
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In den Richtlinien f�r die Reinhaltung des Bodensees (1987, Internationale Gew�sserschutz-
kommission f�r den Bodensee), der ãDenkschrift �ber die Zukunft der Reinhaltung des Boden-
sees (1987, IGKB) und dem ãUmweltprogramm f�r den BodenseeraumÒ ist der zentrale Aspekt
des ganzheitlichen Gew�sserschutzes im Bodenseeraum verankert.

Vor diesem Hintergrund und den zwischenzeitlich stattgefundenen Entwicklungen mit teilweise
bereits sichtbaren �berlastungserscheinungen sollte die Aussage des Landesentwicklungs-
planes 1983 �ber den weiteren Ausbau des Uferbereichs als Erholungslandschaft (s.o.) einer
kritischen �berpr�fung unterzogen werden.

Ziele und Grunds�tze f�r den Bodenseeraum, insbesondere f�r den Schutz der f�r die
Selbstreinigungskraft  des Sees besonders wertvollen Flachwasserzonen, enth�lt der Boden-
seeuferplan 198410. Der Bodenseeuferplan ist von der Neuaufstellung des Regionalplanes in
seiner Verbindlichkeit nicht ber�hrt  und bleibt als eigenst�ndiger Teilregionalplan bestehen.

Au§er durch die Ziele und Grunds�tze des Bodenseeuferplanes werden die allgemeinen Ziel-
setzungen des Landesentwicklungsplanes durch die Ziele und Grunds�tze zur Sied-
lungsstruktur (PK 2), zum Freiraum (PK 3) und zu Trassen und Infrastrukturvorhaben (PK 4)
konkretisiert.

�bergeordnete Leits�tze zur Entwicklung des Bodenseeraumes sind auch im ÒInternationalen
Leitbild f�r das BodenseegebietÓ enthalten, das die Deutsch-Schweizerische Raumordnungs-
kommission am 18.11.1982 in Ravensburg verabschiedet hat. Das ÒInternationale Leitbild f�r
das BodenseegebietÓ wird zur Zeit fortgeschrieben.

______________________________
10 Regionalverband Hochrhein-Bodensee, Bodenseeuferplan 1984
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Vorbemerkung

Die regionale Siedlungsstruktur wird durch die im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen
zentralen Orte h�herer Stufe (Ober- und Mittelzentren), Landesentwicklungsachsen und
Raumkategorien sowie duch die in diesem Regionalplan festgelegten Unter- und Kleinzentren,
regionale Entwicklungsachse, Siedlungsbereiche Schwerpunkte f�r Fremdenverkehr, Kur-,
Rehabilitations- und Heilkliniken, Gemeinden mit Eigenentwicklung sowie Schwerpunkte f�r
Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen bestimmt.

G Die regionale Siedlungsstruktur ist f�r den Bedarf aus Wohn- und Ar-
beitsst�tten, Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen unter Be-
achtung folgender Grunds�tze weiterzuentwickeln:

· Abstimmung mit der in Plankapitel 3 dieses Regionalplanes ausge-
wiesenen Freiraumstruktur,

 
· Ausrichtung auf die bestehenden und geplanten Einrichtungen des

�ffentlichen Personennahverkehrs und der Infrastruktur,
 
· Erhaltung der Eigenart des Orts- und Landschaftsbildes,
 
· Aussch�pfung der Fl�chenpotentiale durch innere Entwicklung (in

Baul�cken, Brachen und Baulandreserven),
 
· Neuausweisungen als fl�chensparende Inanspruchnahme der freien

Landschaft,
 
· Verdichtung der Bebauung bei bestehenden und geplanten Sied-

lungsgebieten,
 
· Anstreben von interkommunaler Zusammenarbeit, auch grenz�ber-

schreitend,
 
· Fortsetzung der Ma§nahmen f�r die Entwicklung und die Sanierung

von Innenst�dten, Quartieren, Gewerbe- und Industriegebieten,
Siedlungsr�ndern und D�rfern,

 
· Beachtung der Erfordernisse der milit�rischen Belange.

V Im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung wird empfohlen, Land-
schaftspl�ne aufzustellen. In Fl�chengemeinden kann die Landschafts-
planung auf Konflikt- und Ausgleichsbereiche beschr�nkt werden.

Begr�ndung

Die in der Definition zusammengefa§ten Ausweisungselemente stellen das Grundger�st der
regionalen Siedlungsstruktur dar. Es setzt sich zusammen aus nachrichtlichen �bernahmen
aus dem Landesentwicklungsplan 1983 (Zentrale Orte PS 3.9.2, Landesentwicklungsachsen
PS 3.9.3, Raumkategorien-Anh�nge zu den Plans�tzen 1.9.1 Randzone um den Verdich-

2.0 Regionale Siedlungsstruktur

2.0.1 Allgemeine Grunds�tze
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tungsraum Basel-L�rrach, PS 1.10.1 l�ndlicher Raum) und den Ausweisungen dieses Regio-
nalplanes. Durch die Ausweisungen im Regionalplan werden die Ausweisungen des Landes-
entwicklungsplans erg�nzt - Ausweisungen von Unterzentren und Kleinzentren, einer regio-
nalen Entwicklungsachse, von Siedlungsbereichen in den Entwicklungsachsen - sowie
Schwerpunkte f�r unterschiedliche Funktionen festgelegt (Wohnungsbau, Gewerbe, Industrie,
Dienstleistungen, Fremdenverkehr, Kur, Rehabilitations- und Fachkliniken).

Nach PS 2.2.22 LEP soll sich zur Entwicklung der regionalen Siedlungsstruktur die Siedlungs-
t�tigkeit in den Siedlungsbereichen vollziehen, die entsprechend ¤ 8 Abs.2 LplG im Regional-
plan f�r die Entwicklungsachsen ausgewiesen werden. Die Entwicklungsachsen im Landkreis
Konstanz bilden ein dichtes Netz f�r die Ausweisung von Siedlungsbereichen.  Im Westteil
der Region jedoch beschr�nkt sich der Verlauf der Entwicklungsachse auf das Rhein- und Wie-
sental. Dadurch entstehen gro§e R�ume, insbesondere im Bereich des Schwarzwaldes, f�r
die im Regionalplan keine Siedlungsbereiche ausgewiesen werden k�nnen. Daher wurden in
Anlehnung an PS 2.2.22 LEP au§erhalb der Entwicklungsachsen diejenigen Verwaltungs-
r�ume ausgewiesen, in denen im Rahmen der Bauleitplanung Siedlungsbereiche vorgesehen
werden k�nnen.

Gem�§ ¤ 8 Abs. 2 LplG sind jene Gemeinden ermittelt und ausgewiesen, die aus besonderen
Gr�nden keine �ber die eigene Entwicklung hinausgehende Siedlungst�tigkeit haben sollen.
Dar�ber hinaus werden f�r die Weiterentwicklung der Fremdenverkehrs- und Kurfunktion sowie
f�r Reha-, Fachkliniken- und Heimstandorte die entsprechenden Schwerpunkte festgelegt.

F�r die Gemeinden innerhalb der Entwicklungsachsen hat die Untersuchung des Regionalver-
bandes ergeben, da§ die Fl�chenpotentiale f�r die Siedlungsentwicklung f�r die Laufzeit die-
ses Regionalplanes  ausreichen k�nnen (siehe dazu Begr�ndung zu PS 2.3.1). Bei der Auf-
z�hlung der Grunds�tze f�r ein regionales Siedlungskonzept wird daher vorrangig auf fl�chen-
sparende Ma§nahmen abgehoben, um die Ausweisung von Neubaufl�chen und damit die
Inanspruchnahme der freien Landschaft so gering wie m�glich zu halten. Bei der Innenent-
wicklung in l�ndlichen Orten darf die Existenzf�higkeit landwirtschaftlicher Betriebe nicht ge-
f�hrdet werden.

Um das vorgenannte Ziel (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) unter der Ber�cksichti-
gung der Prognose des Statistischen Landesamtes, zu erreichen, sollte bei der Realisierung
von Baugebieten (Bebauungspl�ne) eine Mindestgescho§fl�chenzahl von 0,4 eingehalten
werden. Bei den Fl�chennutzungsplanungen sollte von den nachfolgend aufgef�hrten Brutto-
einwohnerdichten als Durchschnittswerte ausgegangen werden.

Orientierungswerte f�r Bruttobesiedlungsdichten: (E/ha Bruttobauland)

Gemeinden ohne Zentralit�t im l�ndlichen Raum au§erhalb der Entwicklungsachse 50 E/ha.
Gemeinden ohne Zentralit�t im l�ndlichen Raum innerhalb der Entwicklungsachse 50-60 E/ha.

Kleinzentren im l�ndlichen Bereich au§erhalb der Entwicklungsachsen 60 E/ha.
Kleinzentren im l�ndlichen Bereich innerhalb der Entwicklungsachsen 60-70 E/ha.
Kleinzentren im verdichteten Bereich 70 E/ha.

Unterzentren im l�ndlichen Bereich au§erhalb der Entwicklungsachsen 70 E/ha.
Unterzentren im l�ndlichen Bereich innerhalb der Entwicklungsachsen 70-80 E/ha.
Unterzentren im Verdichtungsbereich 80 E/ha.

Mittelzentren im l�ndlichen Bereich 90 E/ha.
Mittelzentren im Verdichtungsbereich 110 E/ha.

Oberzentren 130-150 E/ha.

In fast allen St�dten und Gemeinden der Region gibt es in inner�rtlichen Bereichen bebaubare
Fl�chen in Baul�cken, in bisher f�r andere Nutzungen vorgesehenen Freifl�chen (Gr�nfl�chen,
Parkpl�tze u. a.), in Brachfl�chen von aufgegebenen Gewerbegebieten. Diese Fl�chen gilt es
entsprechend ihrer st�dtebaulichen, verkehrsg�nstigen Situation zu nutzen. Dabei sind �kolo-
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gisch wertvolle inner�rtliche Freifl�chen und Gr�nverbindungen zu erhalten. F�r stillgelegte
gr�§ere Gewerbe- und Industrieareale  (Brachen) sind Wiedernutzungskonzepte zu ent-
wickeln: In gewerblichen Standorten mit neuer gewerblicher Dienstleistungs- und/oder Wohn-
nutzung und in industriellen Standorten mit gewerblich-industrieller und mit Dienstleistungsnut-
zungen. Zur sparsamen Bodennutzung soll auch die Ma§nahme der Verdichtung der Bebau-
ung bei bestehenden und geplanten Siedlungsgebieten dienen. Dabei ist insbesondere an
Gebiete mit gro§z�gigen Grundst�cksgr�§en gedacht, in denen durch Anbauten an bestehen-
den Geb�uden, durch Aufstockungen oder durch Erstellung von weiteren Geb�uden auf dem
gleichen Grundst�ck, eine bessere Aussch�pfung des vorhandenen Fl�chenpotentiales und
damit eine Verringerung der Inanspruchnahme von Neubaufl�chen in der freien Landschaft
erreicht werden kann. Dies trifft auch insbesondere f�r Gewerbe- und Industriegebiete zu. Bei
geplanten Siedlungsfl�chen sollte aufgrund des knappen Fl�chenpotentials vermehrt verdich-
tete Bebauung (auch im l�ndlichen Bereich) der Vorrang gegeben werden.

Bei der Untersuchung zur Ausweisung von Siedlungsbereichen (siehe Begr�ndung zu PS
2.3.1) werden die Ausweisungen und Zielsetzungen des Plankapitels 3 dieses Regionalpla-
nes ber�cksichtigt: Eine Besiedlung wird in den Gr�nz�suren, Gr�nz�gen, den schutzbed�rfti-
gen Bereichen und Schutzgebieten nicht vorgesehen.

Stra§en, Pl�tze und Ortsteile von geschichtlicher, k�nstlerischer und st�dtebaulicher Bedeu-
tung sowie Kulturdenkmale und denkmalgesch�tzte Gesamtanlagen sind zu erhalten und zu
pflegen. (Aufstellung der denkmalgesch�tzten Gesamtanlagen siehe Anhang).

Die verdichteten Bereiche sind von milit�rischen Anlagen gr�§eren Umfangs m�glichst freizu-
halten. Bei der Abw�gung mit anderen konkurrierenden Nutzungen sind die zivilen und milit�ri-
schen Belange gleichrangig zu behandeln.

Im Plangebiet sind eine Reihe milit�rischer Anlagen vorhanden, durch die teilweise auch die
Nutzung der Umgebung eingeschr�nkt wird. Diese Einrichtungen sind den Planungsbeh�rden
im einzelnen bekannt und m�ssen bei raumbeanspruchenden und beeinflu§enden Ma§nah-
men ber�cksichtigt werden, wenn sie in der Raumnutzungskarte nicht enthalten sind.

Landschaftspl�ne

Die Umsetzung der Ziele der Regionalplanung auf kommunaler Ebene mu§ durch die Bauleit-
planung erfolgen.

Die Fl�chennutzungsanspr�che, die durch die Bauleitplanung realisiert werden, f�hren i.d.R.
zu einer Umwidmung und Intensivierung der Fl�chennutzung und oftmals zu einer Inanspruch-
nahme freier Landschaft. Um f�r diese Nutzungs�nderung eine gesicherte und transparente
Abw�gung zwischen sozio�konomischen und �kologischen Belangen zu erreichen, hat sich
das Instrument der Landschaftsplanung bew�hrt. Damit kann der Forderung des BauGB ent-
sprochen werden, wonach eine Reihe �kologischer und landschaftlicher Anliegen als Teilziele
der Bauleitplanung beachtet werden m�ssen.

Durch die Aufstellung der Bauleitpl�ne sollen u.a. die "nat�rlichen Lebensgrundlagen gesch�tzt
und entwickelt werden". Au§erdem sind "die Belange des Umweltschutzes, des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere des Naturhaushaltes, des Wassers,
der Luft und des Bodens einschlie§lich seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima ... zu
ber�cksichtigen." (BauGB, ¤ 1,5. Weitere rechtliche Grundlagen bilden das NatSchG, ¤¤ 7-9,
sowie der LEP, PS 2.1.2 und 2.1.21, LWaldG ¤ 5-7)

Der Forderung des Schutzes und der Entwicklung der nat�rlichen Lebensgrundlagen im Rah-
men der Bauleitplanung unterstreicht die Notwendigkeit einer aktiven Daseins- und Umwelt-
vorsorge durch die Gemeinden. Dies sollte beispielsweise bedeuten, eine gemeindliche Kon-
zeption zu erarbeiten, die die M�glichkeit zur Erhaltung, Sanierung sowie langfristigen Ent-
wicklung der nat�rlichen Lebensgrundlagen verbessert. Dies aber sind typische Aufgaben der
Landschaftsplanung. Mit Grobuntersuchungen k�nnen die Fl�chengemeinden ihre Land-
schaftsplanung auf Konflikt- und Ausgleichsbereiche beschr�nken.
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Landschaftsplanung in Verbindung mit der Bauleitplanung hat unter diesem Blickwinkel keine
umsetzungsbehindernde Funktion. Durch die Landschaftsplanung k�nnen und sollen st�ndig
aktuelle Umweltinformationen f�r den Planungsraum erarbeitet werden. Dadurch kann in der
Auseinandersetzung mit den Fragen der Nutzungsabw�gung mehr Planungssicherheit erreicht
werden. Auf Dauer ist dies ein wirksames Mittel zur Beschleunigung der Verfahren.

Die kommunale Landschaftsplanung bildet eine wichtige Konkretisierung der regionalen Land-
schaftsrahmenplanung. Ihre Abstimmung sollte im Gegenstromprinzip erfolgen.

N Im Netz der Zentralen Orte des Landes sind auszubauen

· als Oberzentrum die Stadt Konstanz,
 
· als Mittelzentren die St�dte Bad S�ckingen, L�rrach/Weil am Rhein,

Radolfzell am Bodensee und Singen (Hohentwiel), Schopfheim  und
Waldshut-Tiengen.

V Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes soll das System
der Zentralen Orte auf der Ebene der Ober- und Mittelzentren in der
Region �berpr�ft werden. Es wird vorgeschlagen, bei der Fortschrei-
bung des Landesentwicklungsplanes das Mittelzentrum L�rrach/Weil am
Rhein zum Oberzentrum aufzustufen sowie die Mittelzentren Singen
und Radolfzell mit oberzentralen Erg�nzungsfunktionen auszuweisen.
Au§erdem wird vorgeschlagen, die St�dte Rheinfelden/Baden, Stock-
ach und Engen als Mittelzentren, die Stadt Wehr als Mittelzentrum ge-
meinsam mit dem Mittelzentrum Bad S�ckingen auszuweisen.

Die Zentralen Orte des Landesentwicklungsplanes und ihre Verflech-
tungsbereiche sind in Tabelle 2.1-1 aufgef�hrt und in der Strukturkarte
dargestellt.

Begr�ndung

Die Zentralen Orte auf der Stufe des Oberzentrums und der Mittelzentren sind aus Plansatz
3.9.2 Landesentwicklungsplan 1983 nachrichtlich �bernommen.

Danach ist die Stadt Konstanz als Oberzentrum in der Weise auszubauen, da§ die Stadt als
kultureller Mittelpunkt und als St�tte geistigen Leistungsaustausches im Bodenseeraum stei-
gende Bedeutung gewinnt. Die St�dte Bad S�ckingen, L�rrach/Weil am Rhein, Radolfzell am
Bodensee, Schopfheim, Singen (Hohentwiel) und Waldshut-Tiengen sind als Mittelzentren
auszubauen.
                      
Nach Plansatz 1.5.41 Landesentwicklungsplan sollen Oberzentren als Zentrale Orte mit in der
Regel gro§st�dtischer Pr�gung ein gro§es Gebiet von mehreren 100.000 Einwohnern
(Oberbereich) auch mit hochqualifizierten Leistungen versorgen k�nnen. In der Regel ent-
spricht dieser Bereich in etwa dem Gebiet einer Region. Infolge ihres Gebietszuschnitts ist
eine oberzentrale Versorgung der Region Hochrhein-Bodensee durch das Oberzentrum Kon-
stanz nicht m�glich. Konstanz wird wegen seiner Randlage nur von der Bev�lkerung aus dem

2.1 Zentrale Orte

2.1.1 Zentrale Orte des Landesentwicklungsplanes
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�stlichen Regionsteil als Oberzentrum in Anspruch genommen. Bereits im westlichen Teil des
Landkreises Konstanz wird die oberzentrale Funktion von Konstanz durch die Mittelzentren
Radolfzell und insbesondere Singen �berlagert. Das Oberzentrum Konstanz ist daher gem�§
Landesentwicklungsplan aufgrund seiner geschichtlichen und kulturellen Tradition sowie we-
gen seiner j�ngsten Entwicklung als Universit�tsstadt in erster Linie kultureller Mittelpunkt und
St�tte geistigen Leistungsaustausches f�r den Bodenseeraum.

Neben Konstanz nehmen faktisch auch Z�rich und Basel sowie Freiburg oberzentrale Funktio-
nen f�r die Region wahr. Auf der Ebene der Mittelzentren erf�llt auch Schaffhausen f�r Teile
der Region entsprechende Funktionen.

Z�rich und Basel, die f�r die Region faktisch oberzentrale Funktionen wahrnehmen, und das
Oberzentrum Freiburg liegen allerdings von einem Gro§teil der zu versorgenden Regionsbe-
v�lkerung �berdurchschnittlich weit entfernt bzw. sogar im benachbarten Ausland. Daher m�s-
sen vielfach Mittelzentren einzelne oberzentrale Versorgungsfunktionen �bernehmen. Es ist
eine Aufgabe der Regionalplanung, Funktionsteilungen zwischen dem Oberzentrum und ein-
zelnen Mittelzentren vorzusehen, die diesen speziellen regionalen Verh�ltnissen entsprechen.
Dabei k�nnen Vorschl�ge f�r besondere Ausstattungen von Mittelzentren ausgearbeitet wer-
den  ( Plansatz 1.5.41 Landesentwicklungsplan, Begr�ndung).

Dieser regionalplanerischen Aufgabe entsprechend sollen die Mittelzentren Radolfzell und
Singen  Erg�nzungsfunktionen f�r das Oberzentrum Konstanz �bernehmen.

Mit dieser durch die Randlage des Oberzentrums Konstanz innerhalb der Region bedingten
Funktionsteilung mu§ allerdings eine generelle Neubewertung der oberzentralen Funktion von
Konstanz einhergehen. Die bisherige Beschr�nkung auf den "kulturellen Mittelpunkt" und die
"St�tte geistigen Leistungsaustausches im Bodenseegebiet" entspricht nicht der Bedeutung
der Stadt Konstanz. Gerade in den vergangenen Jahren hat Konstanz sein Gewicht auf wirt-
schaftlichem Sektor durch die Ansiedlung einiger technologieorientierter Firmen und den Aufbau
eines Technologiezentrums erheblich steigern k�nnen. Nur auf der Basis einer gesunden Wirt-
schaft kann die Stadt ihre zweifellos vorhandenen kulturellen Aufgaben im Bodenseeraum auf
Dauer erf�llen.

Der Regionalverband schl�gt daher bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes
eine grunds�tzliche �berpr�fung des Systems der Zentralen Orte vor, da das Konzept der
Zentralen Orte auf gutachterlichen Untersuchungen der Universit�t Freiburg aus den 60er
Jahren beruht. Insbesondere wird vorgeschlagen, das Mittelzentrum L�rrach/Weil am Rhein
zum Oberzentrum aufzustufen, da Konstanz seine oberzentralen Funktionen f�r den Westteil
der Region nicht erf�llen kann.

Die zur Ausweisung bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes vorgeschlagenen
Mittelzentren nehmen f�r ihren jeweiligen Verflechtungsbereich (zur Abgrenzung der k�nftigen
Mittelbereiche siehe Plansatz 2.1.2) mittelzentrale Funktionen wahr. Sie verf�gen �ber die
entsprechende Ausstattung mit Dienstleistungseinrichtungen sowie �ber eine bedeutende
Arbeitsplatzzentralit�t.

Vorbemerkung

Die Verflechtungsbereiche des Oberzentrums und der Mittelzentren sind als Mittelbereiche im
Landesentwicklungsplan 1983 gemeindeweise abgegrenzt. Dabei ist die Mittelbereichsgrenze
zwischen L�rrach/Weil am Rhein und M�llheim im Bereich der Gemeinden Bad Bellingen und
Schliengen offen gelassen.

2.1.2 Mittelbereiche
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V Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes soll die Mittel-
bereichsgrenze zwischen L�rrach/Weil am Rhein und M�llheim so fest-
gelegt werden, da§ die Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen  dem
Mittelbereich L�rrach/Weil am Rhein zugeordnet werden.

V Au§erdem soll eine Zuordnung  der Gemeinde G�rwihl zum Mittelbe-
reich Waldshut-Tiengen gepr�ft werden.

Begr�ndung

Die Verflechtungsbereiche des Oberzentrums und der Mittelzentren (Mittelbereiche) sind im
Landesentwicklungsplan 1983 (Plansatz 1.5.21 und Anhang) ausgewiesen. Sie sind nach-
richtlich in den Regionalplan zu �bernehmen. Die Mittelbereiche sind im Anhang zu Plansatz
1.5.21 Landesentwicklungsplan durch Aufz�hlung der zugeh�rigen Gemeinden abgegrenzt.
Die Mittelbereichsgrenze zwischen L�rrach/Weil am Rhein und M�llheim im Bereich der Ge-
meinden Schliengen und Bad Bellingen ist offen gelassen.

Die bestehenden Verflechtungen der Gemeinden Schliengen und Bad Bellingen nach L�rrach
und Weil am Rhein begr�nden die gemeinsame Forderung des Regionalverbandes und des
Landkreises L�rrach, den Verwaltungsraum Schliengen in �bereinstimmung mit seiner verwal-
tungsm�§igen Zugeh�rigkeit zum Landkreis L�rrach dem Mittelbereich L�rrach/Weil am Rhein
zuzuordnen.

Da Mittelbereiche nicht grenz�berschreitend ausgewiesen werden k�nnen, mu§ darauf hinge-
wiesen werden, da§ die Staatsgrenze die Verflechtungsbereiche der grenznahen Zentralorte
einschr�nkt, obwohl tats�chlich erhebliche Verflechtungen besonders im Dienstleistungsbe-
reich �ber die Staatsgrenze hinweg bestehen.

Die vorgeschlagene Zuordnung der Gemeinde G�rwihl zum Mittelbereich Waldshut wird mit
ver�nderten Verflechtungen zum h�herrangigen Zentralort begr�ndet.

Die Mittelbereiche der vorgeschlagenen Mittelzentren k�nnten wie folgt abgegrenzt werden:

MZ Rheinfelden Verwaltungsraum Rheinfelden und Grenzach-Wyhlen
MZ Stockach Verwaltungsraum Stockach
MZ Engen Verwaltungsraum Engen und Tengen

Z Die in diesem Regionalplan ausgewiesenen Unterzentren sind so aus-
zubauen, da§ sie auch den qualifizierten, h�ufig wiederkehrenden �ber-
�rtlichen Bedarf eines Verflechtungsbereichs der Grundversorgung mit
in der Regel mehr als 10.000 Einwohnern decken k�nnen. Sie sollen
durch gr�§ere Vielfalt und qualifiziertere Ausstattung in der Grundver-
sorgung in Teilbereichen Erg�nzungsfunktionen der mittelzentralen Ver-
sorgung �bernehmen.

Als Unterzentren sind auszubauen11

im Landkreis Konstanz Engen (Vorschlag MZ)
                         Gottmadingen
                         Stockach (Vorschlag MZ)

______________________________
11 Bez�glich der Aufstufung der St�dte Stockach, Rheinfelden und Wehr wird auf die Vorschl�ge unter

Plansatz 2.1.1 verwiesen.

2.1.3 Unterzentren
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im Landkreis L�rrach Grenzach-Wyhlen
Kandern

                         Rheinfelden (Vorschlag MZ)
                         Todtnau/Sch�nau

Zell i. W.

im Landkreis Waldshut Bonndorf
                         Jestetten

Laufenburg/Murg/Albbruck 12

                        St. Blasien
                         Wehr (Vorschlag MZ)

Die Unterzentren sind in Tabelle 2.1-1 aufgef�hrt und in der Struktur-
karte dargestellt.

Begr�ndung

Die Unterzentren dienen der Grundversorgung zur Deckung des h�ufig wiederkehrenden
�ber�rtlichen Bedarfs.Sie unterscheiden sich von den Kleinzentren vor allem durch die qualifi-
ziertere Ausstattung (Quantit�t und Vielseitigkeit) in der Grundversorgung. Dadurch sind die
Unterzentren in der Lage, in Teilbereichen der mittelzentralen Versorgung Erg�nzungsfunktio-
nen zu �bernehmen.

Die bisher im Landesentwicklungsplan ausgewiesenen Unterzentren werden gem�§ ¤8 LplG
i.d.F. v. 8. April 1992 in den Regionalpl�nen ausgewiesen.

Die Ausweisung der Unterzentren entspricht mit Ausnahme der Aufstufung der Kleinzentren
Gottmadingen, Grenzach-Wyhlen, Zell i. W. und Jestetten zu Unterzentren der bisherigen
Ausweisung im Landesentwicklungsplan 1983.

Die Ausweisung des Unterzentrums Gottmadingen wird mit der Entlastungsfunktion f�r das
Mittelzentrum Singen und mit den g�nstigen Entwicklungsm�glichkeiten in den Bereichen Woh-
nen und Gewerbe/Industrie (gro§e Fl�chenpotentiale) begr�ndet. Gottmadingen verf�gt au-
§erdem �ber ein reichhaltiges und qualifiziertes Angebot an Dienstleistungseinrichtungen.

Bei Grenzach-Wyhlen und Jestetten sowie bei Zell i. W. ist eine Aufstufung zu Unterzentren
wegen der besonderen Lage im Grenzraum bzw. der Strukturprobleme im oberen Wiesental
raumordnerisch sinnvoll. Die entsprechenden Einrichtungen der Grundversorgung sind in den
genannten Unterzentren vorhanden.

Z Die in diesem Regionalplan ausgewiesenen Kleinzentren sind so auszu-
bauen,  da§ sie den h�ufig  wiederkehrenden  �ber�rtlichen Bedarf des
Verflechtungsbereichs der Grundversorgung decken k�nnen. Dabei
sollen die zentral�rtlichen Einrichtungen  in demjenigen Ort konzen-
triert werden,  der  sich nach  Lage im  Verflechtungsraum, Entwick-
lungs-m�glichkeiten und Ausstattung am besten daf�r eignet (= Versor-
gungskern).

______________________________
12 von der Verbindlichkeit ausgenommen

2.1.4 Kleinzentren
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Als Kleinzentren sind auszubauen

im Mittelbereich Radolfzell Gaienhofen
�hningen 13

im Mittelbereich Singen Hilzingen
Rielasingen-Worblingen
Stei§lingen 14

Tengen

im Mittelbereich L�rrach/Weil am Rhein Binzen
Efringen-Kirchen
Schliengen
Steinen

im Mittelbereich Schopfheim Tegernau

im Mittelbereich Waldshut-Tiengen Hohentengen 15

Klettgau
                           K�ssaberg

St�hlingen
                                 �hlingen-Birkendorf
                           Wut�schingen

im Mittelbereich Bad S�ckingen G�rwihl
                       Rickenbach/Herrischried

Die Kleinzentren sind in Tabelle 2.1-1 aufgef�hrt und in der
Strukturkarte dargestellt.

Begr�ndung

Kleinzentren stellen die unterste Ebene der zentral�rtlichen Gliederung da. Sie sind die Stand-
orte von Versorgungseinrichtungen zur Deckung des h�ufig wiederkehrenden Bedarfs der
Grundversorgung der Bev�lkerung. Dazu geh�ren u.a. schulische Einrichtungen bis zur Real-
schule, Einkaufsm�glichkeiten in Fachgesch�ften, Einrichtungen der medizinischen Versorgung
und die �blichen Dienstleistungsbetriebe wie Banken und Handwerksbetriebe. Es handelt
sich dabei grunds�tzlich um Einrichtungen, die mehr als die t�gliche Versorgung �bernehmen,
einen gr�§eren Benutzerkreis voraussetzen und deshalb nicht in jeder Gemeinde vorhanden
sein k�nnen.

Die Ausweisung der Kleinzentren ist den Regionalverb�nden mit der Festlegung des Inhalts
der Regionalpl�ne (¤ 8 Abs. 2 LplG) vorgeschrieben. Sie richtet sich nach den im Landesent-
wicklungsplan festgelegten Kriterien (vgl. Plansatz 1.5.44 LEP und Begr�ndung).

Die Grundversorgung der Bev�lkerung ist in allen Teilen der Region sichergestellt. Es sind in
keinem Teil der Region Versorgungsschwierigkeiten auf der Ebene der Grundversorgung auf-
getreten. Die zus�tzliche Ausweisung der Kleinzentren Binzen, Hohentengen, �hningen, Rie-
lasingen-Worblingen und Stei§lingen entspricht deren vorhandener Versorgungsfunktion.

______________________________
13 von der Verbindlichkeit ausgenommen
14 von der Verbindlichkeit ausgenommen
15 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich Verwaltungs-
raum

Gemeinden Zentralit�t Versorgungs-
kern

Konstanz Konstanz Konstanz
Allensbach
Reichenau

OZ Konstanz

Radolfzell Radolfzell
H�ri

Radolfzell
Gaienhofen
Moos
�hningen

MZ
KlZ

KlZ 16

Radolfzell
Gaienhofen

�hningen
Stockach Stockach

Bodman-Ludwigshafen
Eigeltingen
Hohenfels
Orsingen-Nenzingen
M�hlingen

UZ 17 Stockach

Singen Singen Singen
Rielasingen-Worblingen
Stei§lingen
Volkertshausen

MZ
KlZ
KlZ 18

Singen
Rielasingen-Worb.
Stei§lingen

Engen Engen
Aach
M�hlhausen-Ehingen

UZ 19 Engen

Gottmadingen Gottmadingen
B�singen
Gailingen

UZ Gottmadingen

Hilzingen Hilzingen KlZ Hilzingen
Tengen Tengen KlZ Tengen

L�rrach/Weil
am Rhein **

L�rrach L�rrach
Inzlingen

MZ * 20 L�rrach

Weil am Rhein Weil am Rhein MZ * 21 Weil am Rhein
Vorderes
Kandertal

Binzen
Eimeldingen
Fischingen
R�mmingen
Schallbach
Wittlingen

KlZ Binzen

Kandern Kandern
Malsburg-Marzell

UZ Kandern

Rheinfelden Rheinfelden
Schw�rstadt

UZ 22 Rheinfelden

Efringen-
Kirchen

Efringen-Kirchen KlZ Efringen-Kirchen

Grenzach-
Wyhlen

Grenzach-Wyhlen UZ Grenzach-Wyhlen

Schliengen Schliengen
Bad Bellingen

KlZ Schliengen

Steinen Steinen KlZ Steinen

______________________________
16 von der Verbindlichkeit ausgenommen
17 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
18 von der Verbindlichkeit ausgenommen
19 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
20 Vorschlag gemeinsames Oberzentrum  (vgl. Plansatz 2.1.1)
21 Vorschlag gemeinsames Oberzentrum  (vgl. Plansatz 2.1.1)
22 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)
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noch Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich Verwaltungs-
raum

Gemeinden Zentralit�t Versorgungs-
kern

Schopfheim Schopfheim Schopfheim
Hasel
Hausen
Maulburg

MZ Schopfheim

Sch�nau Sch�nau
Aitern
B�llen
Fr�hnd
Sch�nenberg
Tunau
Utzenfeld
Wembach
Wieden

UZ **** Sch�nau

Todtnau Todtnau UZ **** Todtnau
Kl. Wiesental Tegernau

B�rchau
Elbenschwand
Neuenweg
Raich
Sallneck
Wies
Wieslet

KlZ Tegernau

Zell i.W. Zell i.W.
H�g-Ehrsberg

UZ Zell i.W.

Waldshut-
Tiengen

Waldshut-Tiengen Waldshut-Tiengen
Dogern
Lauchringen
Weilheim

MZ Waldshut-Tiengen

Bonndorf Bonndorf
Wutach

UZ Bonndorf

St. Blasien St. Blasien
Bernau
Dachsberg
H�usern
H�chenschwand
Ibach
Todtmoos

UZ St. Blasien

Albbruck Albbruck UZ **** 23 Albbruck
Jestetten Jestetten

Dettighofen
Lottstetten

UZ Jestetten

Klettgau Klettgau KlZ Erzingen, Grie§en
K�ssaberg K�ssaberg

Hohentengen
KlZ
KlZ 24

Rheinheim
Hohentengen

Ob. Schl�chttal �hlingen-Birkendorf
Grafenhausen

KlZ �hlingen

St�hlingen St�hlingen KlZ St�hlingen
Wut�schingen Wut�schingen

Eggingen
KlZ Wut�schingen

______________________________
23 von der Verbindlichkeit ausgenommen
24 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.1-1 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche

Mittelbereich Verwaltungs-
raum

Gemeinden Zentralit�t Versorgungs-
kern

Bad S�ckingen Bad S�ckingen Bad S�ckingen MZ Bad S�ckingen
Herrischried KlZ *** Herrischried
Rickenbach KlZ *** Rickenbach
Murg UZ **** 25 Murg

Laufenburg Laufenburg UZ **** 26 Laufenburg
Wehr Wehr UZ 27 Wehr
G�rwihl G�rwihl KlZ G�rwihl

Erl�uterung: * gemeinsames Doppelzentrum
** Die Mittelbereichsgrenze zwischen L�rrach/Weil am Rhein und M�llheim 

ist im Bereich der Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen  im Landes- 
entwicklungsplan offengelassen.

*** gemeinsames Kleinzentrum
**** gemeinsames Unterzentrum

N In den Entwicklungsachsen sind zur F�rderung des gro§r�umigen
Leistungsaustauschs die Verkehrs-  und Versorgungsstr�nge zu b�ndeln
und auszubauen.

Begr�ndung

Nach PS 3.9.3 LEP ist die gro§r�umige Siedlungsentwicklung auf die Entwicklungsachsen

· (M�llheim-) L�rrach/Weil am Rhein - Rheinfelden - Waldshut-Tiengen - Klettgau
· (Z�rich)-(B�lach) - Jestetten - (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen
· Konstanz - Radolfzell a.B. - Singen - Engen - (Donaueschingen)
· Singen - Stockach - (�berlingen)

und auf die regionale Entwicklungsachse

· Stockach - (Me§kirch)

auszurichten.

Die Untersuchung der Siedlungsbereiche durch den Regionalverband hat ergeben, da§ in den
Entwicklungsachsen nur noch begrenzte, f�r die Laufzeit des Regionalplanes noch ausrei-
chende Entwicklungspotentiale vorhanden sind (PS 2.3.1). Es ist vordringliche Aufgabe, fl�-
chensparend mit den Entwicklungspotentialen innerhalb der Landesentwicklungsachsen, ins-
______________________________
25 von der Verbindlichkeit ausgenommen
26 von der Verbindlichkeit ausgenommen
27 Vorschlag Mittelzentrum (vgl. Plansatz 2.1.1)

2.2 Entwicklungsachsen

2.2.1 Allgemeine Entwicklungsziele
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besondere durch die Aussch�pfung der Innenentwicklung in den St�dten und Gemeinden um-
zugehen.

Die B�ndelung der Verkehrs- und Versorgungsstr�nge und eine fl�chensparende Siedlungs-
entwicklung bilden eine wichtige Grundlage, um die Freiraumstruktur (PK 3) zu erhalten und zu
entwickeln. Wichtige achsenbegleitende und -gliedernde Freiraumelemente stellen dabei die
regionalen Gr�nz�ge und Gr�nz�suren sowie schutzbed�rftige Bereiche und Schutzgebiete
dar.

Der bedarfsgerechte Ausbau der Verkehrs- und Versorgungsstr�nge ist Voraussetzung f�r
den Leistungsaustausch innerhalb der Region und mit den benachbarten Regionen und
Staaten (Schweiz und Frankreich).

G In der Entwicklungsachse (M�llheim) - Weil am Rhein - L�rrach - Rhein-
felden und Schopfheim - Bad S�ckingen - Waldshut-Tiengen - Klettgau
sind insbesondere im Verdichtungsraum (Basel) - L�rrach und seiner
Randzone sowie im Raum Waldshut-Tiengen zur Vermeidung von nach-
teiligen Verdichtungserscheinungen und -folgen

· die Entwicklung der Siedlungsstruktur,
· die Erhaltung und Entwicklung der Freiraumstruktur und
· der Ausbau der Bandinfrastruktur aufeinander

 abzustimmen.

V Bei der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes ist die Auswei-
sung einer Landesentwicklungsachse (Z�rich)-(B�lach)- Jestetten -
(Schaffhausen)- Gottmadingen-Singen zu �berpr�fen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 ausgewiesen.

Begr�ndung

Anmerkungen zu der Tabelle 2.2.2-1

Innerhalb der Entwicklungsachsen kann der Siedlungsfl�chenbedarf von ca 1.200 ha f�r die
Laufzeit dieses Regionalplanes durch vorhandene Fl�chenpotentiale abgedeckt werden
(Basis: Bev�lkerungsprognose des Statistischen Landesamtes bis 2005 und Eigenbedarf der
Gemeinden, siehe PS 2.3.1 Begr�ndung).

Zur Verdeutlichung zeigt die folgende Tabelle 2.2.2-1 f�r wichtige Bereiche der
Entwicklungsache im Oberrhein,- Wiesen- und Hochrheintal eine Modellrechnung als Beispiel
f�r 10 Jahre. Sie enth�lt eine Gegen�berstellung von Gesamtfl�chenbedarf und
Fl�chenangebot. Der Modellrechnung liegen folgende Annahmen zugrunde:

Bev�lkerungsentwicklung auf der Basis 1970 - 1991 bzw. 1980 - 1991.

· Durch die Verwendung der Basisjahre 1970 - 91 und 1980 - 91ergibt sich eine gewisse
Spannweite f�r die m�gliche k�nftige Entwicklung der Bev�lkerung.

2.2.2 Entwicklungsachse im Oberrhein-, Wiesen- und Hoch-
rheintal
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· zuz�glich 0,5% f�r Eigenentwicklung pro Jahr

· Angenommene mittlere Dichte: 80E/ha

Tabelle 2.2.2-1 Entwicklungsachse im Oberrhein,- Wiesen- und Hochrheintal
Bedarfssch�tzung f�r Wohnbaufl�chen in Teilr�umen (Herbst 1992)

Teilraum *1 Bev�lke-
rung
31.12.1991

EW

Bedarfs-
sch�tzung
Bev�lk.
entw. 70-91
(80-91)
EW/ 10 J.

Bedarfssch�t-
zung Eigen-
bedarf
0,5 % d.
Bev�lk./J.
EW/ 10 J.

Ge-
samt-
bedarf

EW/10 J.

Gesamt-
bedarf
80 E/ha

ha

Fl�chen-
dargebot

 ha

Diffe-
renz

 ha

     Weil am Rhein:  
Weil a.R.,
Efringen-Kirchen,
Eimeldingen,
Binzen,
R�mmingen

39.850 1.514
(2.351)

1.993 3.507
(4.344)

44
(54)

80 +36
(+26)

   L�rrach:  
L�rrach,
Steinen

52.896 ----       * 2
(3.490)

2.650 2.650
(6.140)

33
(77)

(61 ha bei
180 E/ha)

33 +/- 0
(-44)
(-28)

    Schopfheim:  
Schopfheim,
Maulburg, Hasel,
Hausen

24.381 1.170
(1.609)

1.219 2.389
(2.828)

30
(35)

50 +20
(+15)

    Rheinfelden   :
Rheinfelden,
Grenzach-Wyhlen,
Schw�rstadt

45.193 2.310
(2.890)

2.260 4.570
(5.150)

57
(64)

113 +56
(+49)

     Wehr:  12.787 790
(1.280)

640 1.430
(1.920)

17
(24)

25 +8
(+1)

    Bad S�ckingen:
Bad S�ckingen,
Murg

22.356 1.230
(2.280)

1.118 2.350
(3.400)

30
(42)

26 -4
(-16)

   Laufenburg:  7.947 350
(910)

400 750
(1.310)

9
(16)

15 +6
(-1)

     Waldshut-Tiengen:
Waldshut-Tiengen,
Lauchringen,
Dogern, Albbruck

38.189 2.100
(2.600)

1.910 4.010
(4.510)

50
(56)

84 +34
(+28)

Erl�uterung: *1 Die Abgrenzung der Teilr�ume entspricht nicht den Mittelbereichen der
Mittelzentren; daher sind auch Schliengen und Bad Bellingen nicht beim Teilraum
Weil am Rhein, bzw. L�rrach aufgef�hrt, obwohl sie nach PS 2.1.2 dem
Mittelbereich L�rrach/Weil am Rhein zugeordnet werden.

* 2 Teilraum L�rrach: Im Zeitraum 1970 - 1991 gab es eine leichte Abnahme der
Bev�lkerung, daher ist kein Bedarf errechenbar. Die Zahlen in den Klammern sind
Bedarfssch�tzungen f�r eine Entwicklung wie im Zeitraum 1980 - 1991.

In den Teilr�umen Weil am Rhein, Schopfheim, Rheinfelden und Waldshut-Tiengen sind f�r die
n�chsten zehn Jahre noch deutlich �ber die Bedarfssch�tzung hinausgehende sowie in den
Teilr�umen Wehr und Laufenburg knapp �ber die Bedarfssch�tzung hinausgehende Fl�chen-
potentiale vorhanden.
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Im Teilraum L�rrach dagegen kann  gerade die Eigenentwicklung (0,5 % der Bev�lkerung pro
Jahr) abgedeckt werden; in diesem Raum w�rde bei einer Bev�lkerungsentwicklung wie 1980
- 1991 in den n�chsten zehn Jahren ein deutliches Fl�chendefizit entstehen.

Im Teilraum Bad S�ckingen ergibt sich bei einer Bev�lkerungsentwicklung wie 1970 - 1991 ein
leichtes, bei einer Bev�lkerungsentwicklung wie 1980 - 1991 ebenfalls ein deutliches Fl�chen-
defizit.

Die Fl�chenreserven f�r Gewerbe- und Industriefl�chen sind in PS 2.6.1 (Begr�ndung) darge-
stellt.

Es wird vorgeschlagen, in Abstimmung mit Plankapitel 3 (Freiraumkonzept) und dem Ausbau
der Infrastruktur (PK 4) und unter Ber�cksichtigung der in PS 2.0.1 aufgezeigten allgemeinen
Grunds�tze Entwicklungskonzeptionen f�r die vorgenannten "Mangelgebiete" in gr�§erem
r�umlichen Zusammenhang und grenz�berschreitend durchzuf�hren.

Bereits heute hat die DB AG -Rheintalstrecke nationale und internationale Bedeutung und er-
langt als Zulaufstrecke zum ALPTRANSIT durch einen viergleisigen Ausbau zentrale Verbin-
dungsfunktion f�r den G�ter- und Personenverkehr zwischen den n�rdlichen und s�dlichen
Staaten Europas. Neben der Aufgabe, einen absehbar steigenden Verkehr (insbesondere
G�terverkehr) zu bew�ltigen, soll damit dem Ziel entsprochen werden, eine weitgehende Ver-
lagerung des Verkehrs von der Stra§e auf die Schiene zugunsten des Schutzes von Natur,
Mensch und Umwelt zu erreichen. Dieses Ziel wird auch mit einer Verbesserung des Perso-
nennahverkehrs im Dreil�ndereck durch eine Regio-S-Bahn verfolgt.

Der Ausbau der West-Ost-Verkehrsinfrastruktur wird f�r den Wirtschaftsraum Hochrhein den
Anschlu§ an den internationalen Verkehr und damit die Standortbedingungen sowie den gro§-
r�umigen Leistungsaustausch in West-Ost-Richtung verbessern (PS 4.1.2.2).

G In den Entwicklungsachsen

· (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen,
· Konstanz - Radolfzell a. B. - Singen - Engen - (Donaueschingen),
· Singen - Stockach - (�berlingen)

sind in den Abschnitten (Schaffhausen) - Gottmadingen - Singen, Sin-
gen - Engen und Singen - Stockach - (�berlingen) in Abstimmung mit
dem Freiraumkonzept des Plankapitels 3 die Siedlungsbereiche ent-
sprechend ihrer Funktionszuweisung so zu entwickeln, da§ sie auch
Entlastungsfunktionen f�r den Bodensee-Uferbereich �bernehmen k�n-
nen.

G In den Abschnitten Radolfzell a. B. - Konstanz und Stockach- (�berlin-
gen) soll

· zur Erhaltung des Bodensee-Uferbereiches als bedeutender  Erho-
lungs- und empfindlicher �kologischer Raum und

 
· zur Vermeidung von �berlastungserscheinungen

f�r den Bedarf der Bev�lkerung an Wohn- und Arbeitsst�tten sowie an
Dienstleistungseinrichtungen die Siedlungsentwicklung im Innenbe-

2.2.3 Entwicklungsachsen im Hegau und im Bodensee-Uferbe-
reich
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reich und in seeabgewandten Bereichen der Zentralorte und in anderen
geeigneten Orten erfolgen.

V Die bestehende Verkehrsinfrastruktur ist entsprechend ihrer regionalen
Bedeutung  gem�§ den Zielsetzungen des PK 4 auszubauen bzw. zu er-
g�nzen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 ausgewiesen.

Begr�ndung

Anmerkung zu der Tabelle 2.2.3-2

Innerhalb der Entwicklungsachsen kann der Siedlungsfl�chenbedarf von ca 1.200 ha f�r die
Laufzeit dieses Regionalplanes durch vorhandene Fl�chenpotentiale abgedeckt werden
(Basis: Bev�lkerungsprognose des Statistischen Landesamtes bis 2005 und Eigenbedarf der
Gemeinden, siehe PS 2.3.1, Begr�ndung).

Zur Verdeutlichung zeigt die folgende Tabelle 2.2.3-2 f�r wichtige Bereiche der
Entwicklungsache im Hegau und im Bodensee-Uferbereich eine Modellrechnung als Beispiel
f�r 10 Jahre. Sie enth�lt eine Gegen�berstellung von Gesamtfl�chenbedarf und
Fl�chenangebot. Der Modellrechnung liegen folgende Annahmen zugrunde:
 
· Bev�lkerungsentwicklung auf der Basis 1970 - 1991 bzw. 1980 - 1991

Durch die Verwendung der Basisjahre 1970 - 91 und 1980 - 91 ergibt sich eine gewisse
Spannweite f�r die m�gliche k�nftige Entwicklung der Bev�lkerung.

· zuz�glich 0,5% f�r Eigenentwicklung pro Jahr

· Angenommene mittlere Dichte: 100E/ha

Tabelle 2.2.3-2 Bedarfssch�tzung f�r Wohnbaufl�chen in Teilr�umen, Stand Herbst 1992

Teilraum
(entspricht nicht den
Mittelbereichen)

Bev�lkerung
31.12.1991

EW

Bedarfs-
sch�tzung
Bev�lk.entw.
70-91 (80-91)

EW/ 10 J.

Bedarfs-
sch�tzung
Eigenbedarf
0,5 % d.
Bev�lk./J.
EW/ 10 J.

Ge-
samt-
bedarf

EW/10 J.

Gesamt-
bedarf
100 E/ha

ha

Fl�chen-
dargebot

 ha

Diffe-
renz

 ha

    Konstanz:
Allensbach
(ohne Reichenau )

82.701 5.870
(8.540)

4.130 10.000
(17.700)

100
(180)

115 +15
-65

    Radolfzell a.
    B       o      densee   

27.128 2.700
(3.550)

1.360 4.060
(4.910)

40
(49)

40 +/-0
(-9)

    Singen:  
Singen,
Stei§lingen,
Volkertshausen,
Rielasingen-
Worblingen,
M�hlhausen-
Ehingen

64.111 1.220
(4.940)

3.210 4.430
(8.150)

44
(82)

96 +52
(+14)

Gesamt-
bedarf
80 E/ha
ha



Regionalplan 2000 - Regionale Siedlungsstruktur

46

noch Tabelle 2.2.3-2 Bedarfssch�tzung f�r Wohnbaufl�chen in Teilr�umen, Stand Herbst 1992

Teilraum
(entspricht nicht den
Mittelbereichen)

Bev�lkerung
31.12.1991

EW

Bedarfs-
sch�tzung
Bev�lk.entw.
70-91 (80-91)

EW/ 10 J.

Bedarfs-
sch�tzung
Eigenbedarf
0,5 % d.
Bev�lk./J.
EW/ 10 J.

Ge-
samt-
bedarf

EW/10 J.

Gesamt-
bedarf
100 E/ha

ha

Fl�chen-
dargebot

 ha

Diffe-
renz

 ha

    Stockach   :
Stockach,
Bodman-
Ludwigshafen,
Orsingen-
Nenzingen

20.901 2.050
(2.720)

1.050 3.100
(3.770)

39 *
(47) *

32 -4
(-15)

Zum Teilraum Konstanz:
Die Gemeinde Reichenau hat im Inselbereich nur Fl�chenreserven f�r den Eigenbedarf. Auf
dem Festland ist in derdirekten Lage zum schienengebundenen �PNV ein Siedlungsbereich
zur Entlastung des Zentralortes Konstanz denkbar. In der Gemeinde Allensbach ist ein Sied-
lungsbereich denkbar, der in der direkten Lage zum schienengebundenen �PNV zur Entla-
stung von Konstanz beitragen kann.

Zum Teilraum Singen:
Neuausweisungen sind f�r den Teilraum Singen nicht im einzelnen untersucht worden, sind
jedoch z.B. im S�dosten denkbar.

Zum Teilraum Stockach:
Der Fl�chenbedarf ist mit 80 EW/ha berechnet, die f�r die anderen Teilr�ume angesetzte Brut-
tobesiedlungsdichte von 100 EW/ha ist f�r den Teilraum Stockach nicht realistisch. Die Ge-
meinden Eigeltingen, M�hlingen und Hohenfels liegen au§erhalb der Landesentwicklungsach-
sen.

Im Teilraum Singen sind f�r die n�chsten zehn Jahre noch deutlich �ber der Bedarfssch�tzung
Fl�chenpotentiale vorhanden, im Teilraum Radolfzell a. B. kann der Bedarf bei einer Bev�lke-
rungsentwicklung wie 1970 - 1991 abgedeckt werden, jedoch entsteht bei einer st�rkeren
Entwicklung bereits ein Fl�chendefizit. Im Teilraum Stockach ist bereits bei einer Bev�lke-
rungsentwicklung wie 1970 - 1991 ein Fl�chendefizit absehbar.

Die Fl�chenreserven f�r Gewerbe- und Industriefl�chen sind im PS 2.6.1, Begr�ndung, darge-
stellt. Zwar k�nnen in den gro§en Fl�chenpotentialen der Teilr�ume Singen, Engen, Gottma-
dingen und auch Stockach (Gewerbe und Industrie) Entlastungsfunktionen f�r den Bodensee-
Uferbereich insbesondere f�r den Abschnitt Konstanz - Radolfzell a. B., �bernommen werden,
jedoch bleibt ein nicht unerheblicher Teil des Siedlungsdrucks in diesem Raum aufgrund der
Attraktivit�t der Bodenseelandschaft, durch die Universit�t und Fachhochschule sowie durch
die Entwicklungschancen f�r Gewerbe, Dienstleistung und Fremdenverkehr erhalten.

Der in Plankapitel 4 dargestellte und angestrebte Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Ein-
bindung des westlichen Bodenseeraumes in den nationalen und internationalen Verkehr und
damit die Standortgunst dieses Wirtschafts- und Kulturraumes erh�hen, sowie durch Entflech-
tung und teilweise Verlagerung der Verkehrsstr�me in seeabgewandte Bereiche das Boden-
seeufer entlasten.

Z Zur Versorgung des l�ndlichen Stockacher Raumes mit Arbeitspl�tzen
wird die regionale Entwicklungsachse Stockach-Me§kirch ausgewiesen.

2.2.4 Regionale Entwicklungsachse im Stockacher Raum
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Begr�ndung

Die Ausweisung der regionalen Entwicklungsachse Stockach-Me§kirch zur Versorgung des
l�ndlichen Stockacher Raumes mit Arbeitspl�tzen wird wie folgt begr�ndet:

· Ausweisung von Zizenhausen und Hindelwangen als Schwerpunkte f�r Wohnbauent-
wicklung (EO`s f�r Stockach und Bodenseeuferbereich - Plansatz 2.3.1)

 
· Ausweisung von M�hlingen-Schwackenreute als Schwerpunkt f�r Industrie und Gewerbe

(Plansatz 2.6.1)
 
· Die vorhandene B 313 Stockach-Me§kirch
 
· Der Ausbau der Bahnlinie Stockach-Me§kirch f�r den G�terverkehr
 
· Der reaktivierte Betrieb der Bahnlinie Radolfzell a. B. - Stockach f�r den Personenverkehr.

Vorbemerkung

Siedlungsbereiche k�nnen aus einem Ort oder mehreren Orten von Gemeinden bestehen. In
den Siedlungsbereichen sollen Baufl�chen f�r den Bedarf aus Wanderungsgewinn und zur
Konzentrierung des Eigenbedarfes f�r die Entwicklung des Wohnungsbaus, f�r die gewerbli-
che und industrielle Entwicklung oder f�r den Ausbau �ber�rtlich bedeutsamer �ffentlicher und
privater Dienstleistungs- und Infrastrukureinrichtungen vorgehalten werden.

In Abstimmung mit dem im Plankapitel 3 ausgewiesenen Freiraumkonzept werden innerhalb
der Entwicklungsachsen alle Zentralorte und weitere geeignete Orte als Siedlungsbereiche
ausgewiesen.

Die Siedlungsbereiche werden im Plansatz 2.3.1 und ihre Funktionszuteilung in Tabelle 2.3.1-1
aufgef�hrt und in der Strukturkarte durch Symbole gekennzeichnet.

Die Ausweisung und Begr�ndung der gewerblichen und industriellen Schwerpunkte erfolgt in
PS 2.6.1, die f�r Dienstleistungen in PS 2.6.2.

Z Zur Ordnung und Entwicklung der Siedlungsstruktur und als Grundge-
r�st eines regionalen Siedlungskonzeptes ist die Siedlungst�tigkeit
schwerpunktm�§ig in den Siedlungsbereichen der Entwicklungsachsen
zu konzentrieren.

V Die Durchf�hrung grenz�berschreitender Entwicklungskonzeptionen ist
zu f�rdern.

Z Die im Landesentwicklungsplan linienhaft ausgewiesenen Entwick-
lungsachsen und die in den Plans�tzen 2.2.2 - 2.2.4 dieses Regionalpla-
nes zur Ausweisung vorgeschlagenen Entwicklungsachsen sind durch

2.3 Siedlungsbereiche

2.3.1 Siedlungsbereiche zur Aufgliederung der Entwicklungs-
achsen
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die nachfolgenden und in der Strukturkarte aufgef�hrten Gemeinden mit
Siedlungsbereichen auszuformen:

Schliengen, Bad Bellingen, Efringen-Kirchen, Eimeldingen, Binzen,
R�mmingen, Weil am Rhein, Haltingen, L�rrach, Hauingen, Brombach,
Steinen, H�llstein, Maulburg,  Langenau, Schopfheim, Fahrnau, Wiechs,
Hausen i. Wiesental, Zell im Wiesental, Grenzach, Wyhlen, Rheinfelden,
Degerfelden, Nollingen, Karsau, Herten, Wehr, �flingen, Bad
S�ckingen, Murg, Niederhof, Laufenburg, Grunholz, Binzgen, Albbruck,
Dogern, Waldshut, Tiengen, Gurtweil, Lauchringen, Wut�schingen,
Horheim, Schwerzen, Erzingen, Grie§en, Jestetten, Gottmadingen,
Bietingen, Randegg, Singen am Hohentwiel, Rielasingen, Worblingen,
Radolfzell a. B., Markelfingen, B�hringen,Allensbach, Reichenau-
Festland, Konstanz, M�hlhausen, Ehingen, Engen, Welschingen,
Stei§lingen, Orsingen, Nenzingen Stockach, Hindelwangen, Wahlwies,
Zizenhausen, M�hlingen-Schwackenreute.

Begr�ndung

Nach PS 2.2.20, LEP, sind Siedlungsbereiche "die Bereiche, in denen sich zur Entwicklung der
regionalen Siedlungsstruktur die Siedlungst�tigkeit vorrangig vollziehen soll; sie umfassen ei-
nen oder mehrere Orte, in denen die Siedlungst�tigkeit �ber die Eigenentwicklung der Ge-
meinde hinausgehen oder in denen die Eigenentwicklung einer Gemeinde konzentriert werden
soll. Siedlungsbereiche sollen sich in das zentral�rtliche System und die �bergemeindlichen
Verkehrs- und Versorgungsnetze einf�gen."

Entsprechend den Zielsetzungen des Abschnittes 2.2 dieses Regionalplanes wird von dem
Grundsatz ausgegangen, die Siedlungst�tigkeit schwerpunktm�§ig in den Siedlungsbereichen
der Entwicklungsachsen (PS 2.2.2, 2.2.3 und 2.2.4) zu konzentrieren, da in den Entwicklungs-
achsen ein dichtes Netz von vorhandenen, bzw. zu schaffenden Dienstleistungs- und Infra-
struktureinrichtungen sowie des �PNV's genutzt werden kann und ausgelastet werden soll.
Als Versorgungszentren bieten sich zun�chst alle Zentralen Orte der Entwicklungsachsen f�r
die Ausweisung als Siedlungsbereiche an, entsprechend ihren Entwicklungsm�glichkeiten
werden  zus�tzlich ein oder mehrere Orte als Entlastungsorte festgelegt, die ausreichend an
den �PNV angeschlossen sind, bzw. werden k�nnen.

F�r die als Siedlungsbereiche mit Entlastungsfunktion ausgewiesenen Orte (Tabelle 2.3.1-1)
sollte nach Aussch�pfung der Entwicklungspotentiale im Zentralort die M�glichkeit offengehal-
ten werden, die Siedlungst�tigkeit �ber den Eigenbedarf hinaus zu verwirklichen: Die Bestim-
mung der konkreten geeigneten Entwicklungsstandorte soll von den St�dten und Gemeinden
in enger Zusammenarbeit mit der Regionalplanung erfolgen. Die parzellenscharfe Ausweisung
ist von den St�dten und Gemeinden in der Bauleitplanung (Bebauungspl�ne) vorzunehmen.

Die Entwicklung der Bev�lkerung in der Region ist im Hinblick auf die sehr hohe Prognose
2010 der Bundesforschungsanstalt f�r Landeskunde und Raumforschung 28 zu beobachten.

Um die Siedlungsbereiche bestimmen zu k�nnen, wurden im Zuge der Entwicklungsachsen in
allen Zentralorten und in m�glichen Entlastungsorten die Entwicklungsm�glichkeiten untersucht,
Fl�chenstandorte und m�gliche Entwicklungsrichtungen f�r Wohn-/Mischgebiete sowie f�r
Gewerbe-/Industriegebiete ermittelt und grobe Sch�tzungen der Fl�chengr�§en vorgenom-
men. Die Entwicklungsm�glichkeiten werden bestimmt durch Potentiale

· aus der Innenentwicklung, z. B. durch F�llen von Baul�cken, Wiedernutzung von Brachen,
Verdichtung von bestehenden Baugebieten, durch verdichtete Bauweisen, durch Sanie-
rungs-  und Umstrukturierungsma§nahmen,

 
______________________________
28 Bundesforschungsanstalt f�r Landeskunde und Raumforschung (1995): Raumordnungsprognose 2010 -

Erste Ergebnisse. In BfLR-Mitteilungen April 1995. Bonn
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· in Baulandreserven bestehender und geplanter Baugebiete (Bebauungspl�ne) und in Fl�-
chenreserven aus noch nicht in Anspruch genommenen Ausweisungen der Fl�chennut-
zungspl�ne sowie

 
· aus m�glichen Fl�chenentwicklungen (Neuausweisungen), die �ber die Fl�chennutzungs-

pl�ne hinaus gehen.

Bei der Untersuchung von neuen Fl�chenentwicklungen f�r die Siedlungst�tigkeit wurde da-
von ausgegangen, da§ die im Regionalplan 1980 ausgewiesenen siedlungsgliedernden
"raumordnenden Freiraumbereiche", neu "Gr�nz�suren", und die an Siedlungen angrenzenden
Fl�chen der regionalen Gr�nz�ge nicht wesentlich beansprucht sowie die vorhandenen
Schutzgebiete und die schutzbed�rftigen Bereiche des Plankapitels 3 nicht beeintr�chtigt
werden.

Die Ergebnisse dieser Untersuchung wurden in Anlehnung an die Verflechtungsbereiche der
Zentralen Orte in Teilr�umen zusammengefa§t und einer groben Bedarfssch�tzung an Wohn-
baufl�chen gegen�bergestellt.

Alle oben angef�hrten Entwicklungsm�glichkeiten ergaben - in Fl�chen umgesetzt - f�r die
Entwicklungsachsen (Innenentwicklung wegen fehlender Angaben nur zum Teil ber�cksichtigt)
Fl�chenreserven von ca. 800 ha Wohnbauland.

Dem steht bei einer zuk�nftigen Bev�lkerungsentwicklung wie von 1970 - 1991 f�r die n�ch-
sten zehn Jahre incl. Eigenentwicklung f�r die Entwicklungsachsen ein Gesamtbedarf f�r
49.000 EW (ca. 19.000 WE) von ca. 700 ha Wohnbauland gegen�ber. Daraus errechnet sich
ein �berschu§ von ca. 100 ha Fl�chenreserven.

W�rde die Bev�lkerung durch einen hohen Anteil aus Zuwanderungsgewinn (wie seit 1987
bis heute) st�rker zunehmen, erg�be sich aus einer vergleichbaren Entwicklung wie 1980 -
1991 f�r die n�chsten zehn Jahre ein Gesamtbedarf von mind. 940 ha Wohnbauland. Daraus
errechnet sich ein Fl�chendefizit von mind. 140 ha.29

Insgesamt gesehen k�nnten die vorhandenen Fl�chenpotentiale f�r eine Wohnbauentwicklung
in den n�chsten zehn Jahren auch bei einer st�rkeren Bev�lkerungsentwicklung ausreichen,
wenn deutlich mehr als in der Vergangenheit fl�chensparende Ma§nahmen realisiert werden:
Innenentwicklung, verdichtete Bauformen, Verdichtung von Baugebieten, Sanierungsma§nah-
men, interkommunale und grenz�berschreitende Zusammenarbeit. Grenzen der Entwicklung
sind bereits heute in den Teilr�umen Konstanz und L�rrach sowie mit Einschr�nkung in den
Teilr�umen Radolfzell a. Bodensee und Bad S�ckingen sichtbar.

F�r Gewerbe- und Industriegebiete wird in Plansatz 2.6.1 nur eine grobe Gesamtbedarfs-
sch�tzung durchgef�hrt.

Bei der Ausweisung von Siedlungsbereichen f�r B, GE, GI wurden im Einzelfall folgende Krite-
rien zugrunde gelegt:

· die fl�chenhaften Entwicklungsm�glichkeiten,
· Gr�§e und Bedeutung  von Zentralort und Verflechtungsbereich sowie

______________________________
29 Entsprechend einer 1994/95 vom Regionalverband durchgef�hrten Erhebung von Fl�chenreserven f�r

den Wohnungsbau, einschlie§lich der �ber Fl�chennutzungspl�ne hinausgehenden m�glichen
Fl�chenentwicklungen (siehe Tabelle 2.3.1 + 2.3.2), ergeben sich innerhalb der Entwicklungsachsen
Fl�chenreserven von ca. 1.220 ha: Damit kann der Bedarf aus der Bev�lkerungsprognose des
Statistischen Landesamtes Baden-W�rttemberg bis 2005 und aus Eigenentwicklung von insgesamt ca.
1.170Êha Wohnbaufl�chen innerhalb der Entwicklungsachsen abgedeckt werden. Wird sich jedoch eine
st�rkere Entwicklung der Bev�lkerung in der Region einstellen - wie z.B. entsprechend der sehr hohen
Prognose 2010 der Bundesforschungsanstalt f�r Landeskunde und Raumforschung - erg�be sich allein
durch erh�hte Zuwanderungsgewinne ein erh�hter Fl�chenbedarf und damit ein Fl�chendefizit f�r den
Wohnungsbau.
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· Gr�§e und Bedeutung der bestehenden Betriebe (Bestandssicherung).

Als Schwerpunkte f�r Dienstleistungen werden das Oberzentrum und die Mittelzentren aus-
gewiesen (PS 2.6.2).

Da eine �ber die aufgezeigte Bedarfssch�tzung hinausgehende Siedlungsentwicklung neue
Fl�chen der siedlungsnahen empfindlichen Freir�ume beanspruchen w�rde, ergibt sich die
Notwendigkeit, durch verst�rkte interkommunale und grenz�berschreitende Zusammenarbeit
(mit Schweiz und Frankreich) gemeinsame L�sungen f�r einen Raum zu suchen - siehe dazu
Begr�ndungen der PS 2.2.2 und 2.2.3.

Tabelle 2.3.1-1 Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralit�t Funktionszuweisung Bemerkungen

Konstanz Konstanz OZ W, D, B, GE, Reha, Fk
Reichenau Reichenau-Festland W, Fk EO f. Konstanz
Allensbach Allensbach W,  Reha EO f. Konstanz
Radolfzell a. B. Radolfzell a. B.

Markelfingen
B�hringen

MZ W, Kur, D, B, GE
W
W

EO«s f. Radolfzell a. B.
und Konstanz

Singen Singen MZ W, D, B, GE, GI
Stei§lingen Stei§lingen KlZ30 W, GE EO f. Bodensee-

uferbereich
Rielasingen-
Worblingen

Rielasingen
Worblingen

KlZ W, B, GE
W

EO f. Bodensee-
uferbereich

M�hlhausen-
Ehingen

M�hlhausen
Ehingen

W
W

EO f. Bodensee-
uferbereich

Engen Engen
Welschingen

UZ (MZ
Vorschlag)

W, D, B
W, GE EO f. Engen u.

Bodenseeuferbereich
Orsingen-
Nenzingen

Orsingen

Nenzingen

W

W, GE, GI

EO f. Stockach u.
Bodenseeuferbereich
EO f. Stockach u.
Bodenseeuferbereich

Stockach Stockach

Hindelwangen
Wahlwies
Zizenhausen

UZ (MZ
Vorschlag)

W, D, B, GE, GI

W, GE
GE, GI
W

EO`s f. Stockach u.
Bodenseeufer-
bereich

M�hlingen Schwackenreute GE Siedlungsbereich in
der  reg. EA

Gottmadingen Gottmadingen
Bietingen
Randegg

UZ W, B, GE, GI
W
W

EO f. Gottmadingen
EO f. Gottmadingen

Jestetten Jestetten UZ W, GE
Wut�schingen Wut�schingen

Horheim
Schwerzen

KlZ W, B
W, GE
W, GE

EO f. Wut�schingen
EO f. Wut�schingen

Klettgau Erzingen
Grie§en

KlZ W, GE
W, GE EO f. Erzingen

Lauchringen Lauchringen W, GE, B EO f. Waldshut-Tiengen

______________________________
30 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.3.1-1  Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralit�t Funktionszuweisung Bemerkungen

Waldshut-
Tiengen

Tiengen
Waldshut
Gurtweil

MZ W, D, B, GE
W, D, B, GE, GI
W, GE EO f. Waldshut und

Tiengen
Dogern Dogern W EO f. Waldshut-Tiengen
Albbruck Albbruck Teil-UZ 31 W, B, GE, GI
Laufenburg Laufenburg

Grunholz
Binzgen

Teil-UZ32 W, B, GE, GI
W
W

EO f. Laufenburg
EO f. Laufenburg

Murg Murg
Niederhof

Teil-UZ33 W, B
W EO f. Murg

Bad S�ckingen Bad S�ckingen MZ W, D, B
Wehr Wehr

�flingen
UZ (MZ
Vorschlag)

W, D, B, GE, GI
W EO f. Wehr

Rheinfelden Rheinfelden
Nollingen
Herten
Karsau
Degerfelden

UZ (MZ
Vorschlag)

W, D, B, GE, GI
W
W, GE, GI
W, B, GE, GI
W

EO f. Rheinfelden
EO f. Rheinfelden
EO f. Rheinfelden
EO f. Rheinfelden

Grenzach-
Wyhlen

Grenzach
Wyhlen

UZ W, B, GE, GI
W, B, GE, GI

L�rrach L�rrach

Hauingen
Brombach

MZ (OZ
Vorschlag mit
Weil am
Rhein)

W, D, B, GE

GE
W, GE

EO f. L�rrach
EO f. L�rrach

Steinen Steinen
H�llstein

KlZ W, B, GE
GE, GI EO f. Steinen

Maulburg Maulburg W, B, GE, GI EO f. Schopfheim
Schopfheim Schopfheim

Fahrnau
Wiechs
Langenau

MZ W, D, B, GE, GI
W, B, GE
W
W

EO f. Schopfheim
EO f. Schopfheim
EO f. Schopfheim

Hausen Hausen W EO f. Schopfheim
Zell i. W. Zell i. W. UZ W, B
Weil am Rhein Weil am Rhein

Haltingen

MZ (OZ
Vorschlag
mit L�rrach)

W, D, B,GE, GI

W, GE, GI EO f. Weil am Rhein
Binzen
--------------------
Eimeldingen
--------------------
R�mmingen

Binzen

Eimeldingen

R�mmingen

KlZ W, GE

W, GE

W

EO f. L�rrach
und Weil am Rhein
EO f. L�rrach
und Weil am Rhein
EO f. L�rrach
und Weil am Rhein

______________________________
31 von der Verbindlichkeit ausgenommen
32 von der Verbindlichkeit ausgenommen
33 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.3.1-1  Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen

Stadt/Gemeinde Siedlungsbereich Zentralit�t Funktionszuweisung Bemerkungen

Efringen-Kirchen Efringen-Kirchen KlZ W, GE, GI
Bad Bellingen Bad Bellingen W, Kur
Schliengen Schliengen KlZ W, GE

Abk�rzungen: OZ Oberzentrum
MZ Mittelzentrum        
UZ Unterzentrum   
KlZ Kleinzentrum
W Schwerpunkt f�r Wohnungsbauentwicklung
B Sicherung des gewerblichen/industriellen Bestandes
GE Schwerpunkt f�r gewerbliche Entwicklung
GI Schwerpunkt f�r industrielle Entwicklung
D Schwerpunkt f�r Dienstleistungen
EO Entlastungsort
Kur Kureinrichtungen
Reha Rehabilitationsklinik
Fk Fachklinik

Tabelle 2.3.1-2 Siedlungsbereiche in den Entwicklungsachsen
(Wohnungsbau, Erhebung 1994/1995)

Die in den Tabellen aufgef�hrten Neuausweisungen - m�gliche Fl�chenentwicklungen  - sind
als Vorschl�ge f�r eine k�nftige Siedlungsentwicklung zu verstehen und stellen keinen Eingriff
in die Planungshoheit der St�dte und Gemeinden dar. Bei konkreten Standortentscheidungen
soll der Regionalverband beteiligt werden. Die parzellenscharfe Ausweisung ist Aufgabe der
Bauleitplanung (Bebauungspl�ne).

Landkreis Konstanz

Gemeinde/Stadt in best.
Bauge-
bieten

in geplan-
ten Bau-
gebieten
(B-Pl�ne)

in F-Plan-
ausweisung

Innenent-
wicklg.

Gesamt-
reserven

m�gliche
Fl�chen-
entwicklung

Allensbach 2,50 4,50 2,00 0,50 9,50
Bodman-Ludwigshafen 0,00
Engen 2,00 3,10 22,70 0,50 28,30
Gottmadingen 6,00 71,00 77,00
Konstanz 20,00 22,40 12,30 54,70 50,00
M�hlhausen-Ehingen 2,20 5,10 0,80 8,10 8,50
Orsingen-Nenzingen 1,60 1,20 1,30 1,00 5,10 15,00
Radolfzell 8,30 17,20 25,50 0,60
Reichenau 0,40 2,10 0,80 3,30 3,60
Rielasingen-Worblingen 6,00 0,80 11,80 4,20 22,80 22,50
Singen 18,90 11,90 27,90 1,20 59,90
Stei§lingen 1,00 1,00 6,00 0,80 8,80
Stockach 8,60 4,20 55,00 4,20 72,00

Summe Lkr. KN 77,50 49,10 234,40 14,00 375,00 100,20
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Landkreis Waldshut

Gemeinde/Stadt in best.
Bauge-
bieten

in geplan-
ten Bau-
gebieten
(B-Pl�ne)

in F-Plan-
ausweisung

Innenent-
wicklg.

Gesamt-
reserven

m�gliche
Fl�chen-
entwicklung

Albbruck 8,00 2,00 10,00 20,00
Bad S�ckingen 9,50 10,00 2,00 2,50 24,00 17,00
Dogern 4,20 4,20 5,00
Eggingen 4,00 4,00 5,00
Klettgau 3,00 5,00 2,00 10,00
Lauchringen 3,00 10,00 2,00 15,00 3,00
Laufenburg 9,40 13,10 4,00 26,50
Murg 0,80 5,20 1,20 7,20 23,00
Waldshut-Tiengen 13,00 15,80 19,50 8,40 56,70 10,80
Wehr 14,00 1,90 1,00 16,90
Wut�schingen 3,00 9,00 20,00 32,00 16,00

Summe Lkr. WT 63,70 62,00 65,70 25,10 216,50 79,80

Landkreis L�rrach

Gemeinde/Stadt in best.
Bauge-
bieten

in geplan-
ten Bau-
gebieten
(B-Pl�ne)

in F-Plan-
ausweisung

Innenent-
wicklg.

Gesamt-
reserven

m�gliche
Fl�chen-
entwicklung

Bad Bellingen 2,50 2,40 4,90
Binzen 1,00 4,00 5,00 6,00
Efringen-Kirchen 5,50 3,00 6,50 3,00 18,00 12,00
Eimeldingen 1,30 2,30 0,50 4,10 2,00
Grenzach-Wyhlen 3,90 1,70 8,30 13,90 13,00
L�rrach 24,10 15,40 22,60 1,60 63,70
Maulburg 2,30 4,40 3,20 3,20 13,10
Rheinfelden 5,00 33,00 38,00 70,00
R�mmingen 3,50 3,50
Schliengen 0,50 2,00 2,00 1,00 5,50
Schopfheim 15,00 1,00 6,00 22,00 14,00
Schw�rstadt 1,80 0,50 4,40 0,70 7,40 10,00
Steinen 1,00 4,00 7,00 12,00 4,00
Weil am Rhein 14,00 27,00 41,00 55,00
Zell i. W. 2,50 2,60 0,50 3,00 8,60

Summe Lkr. L� 62,90 51,70 118,80 27,30 260,70 186,00

Summe Lkr. L� 62,90 51,70 118,80 27,30 260,70 186,00
Summe Lkr. WT 63,70 62,00 65,70 25,10 216,50 79,80
Summe Lkr. KN 77,50 49,10 234,40 14,00 375,00 100,20
Summe Region 204,10 162,80 418,90 66,40 852,20 366,00
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Z Folgende Siedlungsbereiche au§erhalb der Entwicklungsachsen
werden ausgewiesen:

Verwaltungsraum
Einheitsgemeinde

Zentralort Zentra-
lit�t

VR Gottmadingen Gottmadingen UZ
EG Hilzingen Hilzingen KlZ
VR H�ri Gaienhofen u. �hningen34 KlZ
EG Tengen Tengen KlZ
VR Stockach Stockach UZ (MZ)
VR Bonndorf Bonndorf UZ
VR K�ssaberg Rheinheim u. Hohentengen35 KlZ
VR Oberes Schl�chttal �hlingen KlZ
VR Bad S�ckingen Bad S�ckingen,

Herrischried-Rickenbach
MZ
KlZ

VR St. Blasien St. Blasien UZ
EG G�rwihl G�rwihl KlZ
EG St�hlingen St�hlingen KlZ
VR Kandern Kandern UZ
VR Sch�nau Sch�nau UZ

Abk�rzung: EG = Einheitsgemeinde
VR = Verwaltungsraum
MZ = Mittelzentrum
UZ = Unterzentrum
KlZ = Kleinzentrum

Begr�ndung

Nach ¤ 8 Abs. 2 LplG ist die Ausweisung von Siedlungsbereichen ortsweise nur f�r die Ent-
wicklungsachsen m�glich. In Anlehnung an PS 2.2.22 LEP werden diejenigen  Verwaltungs-
r�ume ausgewiesen, in denen au§erhalb der Entwicklungsachsen im Rahmen der Bauleitpla-
nung und in enger Abstimmung mit der Regionalplanung Siedlungsbereiche festgelegt werden
k�nnen. Siedlungsbereich soll in der Regel der Zentralort sein. Bei geringem Entwicklungspo-
tential des Zentralortes k�nnen in Abstimmung mit der Regionalplanung auch einer oder meh-
rere Entlastungsorte als Siedlungsbereiche bestimmt werden. Insbesondere bei der Auswei-
sung von Entlastungsorten bei geringer Entwicklungsm�glichkeit des Zentralortes ist ein Ab-
stimmungsbedarf mit der Regionalplanung gegeben. Dadurch soll auch im l�ndlichen Raum
au§erhalb der Entwicklungsachsen in geeigneten Standorten eine �ber die Eigenentwicklung
hinausgehende Siedlungsentwicklung oder eine Konzentration der Eigenentwicklung einer Ge-
meinde erm�glicht werden.

______________________________
34 von der Verbindlichkeit ausgenommen
35 von der Verbindlichkeit ausgenommen

2.3.2 Siedlungsbereiche au§erhalb der Entwicklungsachsen
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G In den pr�dikatisierten Kurorten und Standorten von Fachkliniken in der
Region sind die Qualit�t der Bade-, Sport-, Freizeit- und Kureinrichtun-
gen sowie die Infrastruktur entsprechend den neueren Erfordernissen
f�r Kur, Rehabilitation, Urlaub und Erholung weiter zu verbessern.

G In den Erholungsr�umen der Region sind die klassifizierten Fremden-
verkehrsorte je nach Funktion und Erfordernis zu erhalten und zu ent-
wickeln. Dabei sind schwerpunktm�§ig saisonverl�ngernde Ma§nahmen,
insbesondere witterungsunabh�ngige Infrastruktureinrichtungen be-
darfskonform und raumschaftsbezogen aufzubauen.

G Dar�ber hinaus sind entsprechend ihrer Funktion und Zentralit�t die
bisher im Regionalplan 80 als Schwerpunkte im Erholungsraum ausge-
wiesenen Orte Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Te-
gernau im Fremdenverkehr weiterzuentwickeln und zu f�rdern.

Begr�ndung

Pr�dikatisierte Kurorte sind in der Region die Heilb�der Bad Bellingen und Bad S�ckingen, die
heilklimatischen Kurorte H�chenschwand, St. Blasien und Todtmoos und der Kneippkurort
Radolfzell a. B. - Mettnau sowie die Luftkurorte und die Erholungsorte.

In j�ngster Zeit hat sich die Wettbewerbssituation zwischen den Kurorten weiter versch�rft.
Sie kann nur von den Gemeinden ohne Verluste �berstanden werden, die die Qualit�t ihrer
Kur- und Badeeinrichtungen sowie die therapeutischen Behandlungsmethoden st�ndig weiter-
entwickeln. Dazu z�hlen auch die Sicherung der Qualit�t der Heilquellen, die L�sung von Ver-
kehrsproblemen, die Bewahrung des Charakters und des unmittelbaren Zugangs der freien
Landschaft, eine Entwicklung des Ortsbildes und des Ortszentrums entsprechend den be-
sonderen ortspr�genden st�dtebaulichen Gegebenheiten sowie u. a. der Anschlu§ an den
Schienenfernverkehr bzw. abseits der Schienenstrecken eine bedarfsgerechte Einbindung in
den �PNV.

Die Verbesserung bestehender Schienenfernverbindungen ist auf den Bedarf hin zu �ber-
pr�fen.

Erh�hten Handlungsbedarf erfordern die L�rmimmissionen (L�rmschutzma§nahmen) durch die
A 5 und die Rheintalbahn der DB AG auf die Kureinrichtungen in Bad Bellingen und die hohen
Verkehrsstr�me auf der B 34 in Bad S�ckingen (Umfahrung).

Standorte f�r Fachkliniken mit �bergemeindlicher Bedeutung sind

· Allensbach (Neurologie und Fr�hrehabilitation)
 
· Gailingen und Konstanz (Neurologie und Geriatrie)
 
· Dachsberg, H�chenschwand, Rickenbach, Todtmoos, Steinen/Endenburg - (Gef�§e,

Rheuma, Herzkreislauf u. a. )
 
· Konstanz, H�chenschwand, St�hlingen (Psychosomatik)
 
· Albbruck/Schachen (Sucht und Drogenabh�ngige)
 
· Psychiatrische Kliniken mit Abteilung f�r Sucht- und Drogentherapie: Reichenau, Malsburg-

Marzell.

2.3.3 Schwerpunkte f�r Kur, Fachkliniken und Fremdenverkehr
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In den Erholungsgebieten der Region ist die Qualit�t der Erholungseinrichtungen insbesondere
in den klassifizierten Fremdenverkehrsorten und in den Schwerpunktorten im Erholungsraum
Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Tegernau zu erhalten und auf Bedarf zu
verbessern. Zur Erweiterung der Ferienerholung sind im Schwarzwald und am Bodensee sai-
sonverl�ngernde Ma§nahmen in Programmen, Angeboten und Einrichtungen erforderlich.
Dabei sollen die in Bau und Unterhaltung kostentr�chtigen Einrichtungen wie Freizeitb�der f�r
einen Fremdenverkehrsbereich in Schwerpunkten konzentriert werden.

In den Fremdenverkehrslandschaften der Region ist insbesondere in den Schwerpunkten f�r
Kur und Fremdenverkehr zur St�rkung der regionalen Identit�t der Bekanntheitsgrad von regio-
nalen Produkten durch geeignete Ma§nahmen, wie z. B. bei der Landwirtschaft durch Direkt-
verkauf, Angebote im ortsans�ssigen Einzelhandel und in der Gastronomie, auszuweiten.
Siehe dazu auch Plankapitel 3-Landwirtschaft- und Modellprojekte "Biotopvernetzung und
Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Fl�chen im Landkreis Konstanz".

Die pr�dikatisierten Kurorte, Standorte f�r Fachkliniken, klassifizierten Fremdenverkehrsorte
sowie die Orte Engen, Tengen, Efringen-Kirchen, Schliengen und Tegernau sind in der Struk-
turkarte als Schwerpunkte f�r Kur- und Fremdenverkehr entsprechend ihrer Klassifizierung
durch Symbole ausgewiesen.

G Der Bau von Freizeit- und Ferienwohnungen soll vorrangig in solchen
Orten erm�glicht werden, wo sie die �rtlichen gewerblichen �bernach-
tungsbetriebe und die Privatzimmervermietungen erg�nzen und wo
�ber die notwendigen �rtlichen Infrastruktureinrichtungen hinaus ein
vielseitiges Angebot an Freizeit- und Gemeinschaftseinrichtungen vor-
handen oder geplant ist. Dabei haben sich die Bauten in die vorhande-
nen Bebauung sowie in das Orts- und Landschaftsbild einzuf�gen. In
Weilern, auch innerhalb des regionalen Gr�nzuges und au§erhalb von
klassischen Fremdenverkehrsgebieten, ist ma§volle und landschaftlich
eingebundene Siedlungserweiterung im Rahmen des Eigenbedarfes
der Bev�lkerung zu gew�hrleisten.

Begr�ndung

Der Erholungswert einer Landschaft wird gepr�gt durch die Erhaltung des Landschaftscharak-
ters, die Erholungsfunktion wird bestimmt durch die Sicherung von Erholungsaktivit�ten, die
sich in der Landschaft entwickelt haben (z. B. Wandern, Baden, Skilaufen, Radfahren, Besich-
tigung von Sehensw�rdigkeiten).

Daher hat sich Siedlungsentwicklung in den Erholungsr�umen in die charakteristischen Orts-
und Landschaftsbilder einzupassen, diese zu erg�nzen oder falls notwendig zu verbessern.
Die Ausf�hrung von Erholungsaktivit�ten ist durch Siedlungsentwicklung nicht zu behindern
(z. B. durch �berbauung von Rad- und Wanderwegen in engen T�lern, Hanglagen und an
Seeufern). Bedarfsgerechte Siedlungserweiterungen sind im Anschlu§ an bestehende
Ortslagen nur in den Standorten  vorzusehen, wo Landschaft, Naturhaushalt und Erholung so
gering wie m�glich belastet werden. Am Bodenseeufer ist Siedlungsentwicklung im
wesentlichen in den seeabgewandten Bereichen vorzunehmen (PS 2.2.3). Zu
Erholungseinrichtungen und Campingpl�tze am Ufer des Bodensees siehe PS 4.1 und 4.2
Bodenseeuferplan 1984.

Ein Hauptgewicht der Siedlungsentwicklung mu§ die �rtliche Strukturverbesserung und Dorf-
bzw. Stadtentwicklung bleiben; dabei sollte die Ortsrandgestaltung und die Durchgr�nung

2.3.4 Siedlungsentwicklung in den Fremdenverkehrslandschaften
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von Zentren, Quartieren und Gewerbegebieten f�r die Verbesserung des Ortsbildes und der
Lebensqualit�t sowie zur weiteren Biotopvernetzung gerade in den Erholungsr�umen
besondere Bedeutung erhalten. Die Erweiterung von Weilern mu§ f�r den Eigenbedarf ihrer
Bewohner m�glich bleiben, um die landwirtschaftliche Existenzgrundlage zu sichern und die
Aufgaben der Landschaftspflege und Offenhaltung der Landschaft zu gew�hrleisten.

Nach PS 2.9.1 LEP sollen geeignete R�ume f�r die Erholung genutzt und mit den daf�r erfor-
derlichen Einrichtungen ausgestattet werden. Dazu ist auch der seit den 70er Jahren stark
zunehmende Bau von Freizeit- und Ferienwohnungen zu z�hlen. Diese k�nnen einem Erho-
lungsraum nur f�rderlich sein, wenn sie die vorhandene �bernachtungsm�glichkeiten erg�n-
zen, f�r die ortsans�ssige Bev�lkerung eine sinnvolle Einkommensm�glichkeit bieten, die
Wohnungen einem st�ndig wechselnden Besucherkreis zur Verf�gung stehen (Vermeidung
von Rolladensiedlungen mit allen Nachteilen f�r den Gemeindehaushalt) und wo eine gut aus-
gebaute Fremdenverkehrsinfrastruktur vorhanden ist. Dabei sollen die Geb�ude f�r diese
Wohnungen an die vorhandenen Bebauung angepa§t und so gebaut werden, da§ die Erho-
lungsuchenden durch vorhandene Betriebe der Landwirtschaft und des Handwerks nicht ge-
st�rt werden. Die Erholungseinrichtungen d�rfen vorhandene Betriebe nicht verdr�ngen,
sofern die Standorte der Betriebe im Ort ihren Funktionen entsprechen und ihre Bauten
vorrangig das bisherige Ortsbild bestimmen. Die Unterbringung von Ferienwohnungen in
inner�rtlichen Altbauten kann auch zur Ortssanierung beitragen.

Auch in Orten/Gemeinden mit weniger ausgepr�gter touristischer Infrastruktur sind Einzelvor-
haben, z. B. mit Begrenzung der Wohnungszahl/Geb�udezahl denkbar.
Als Erg�nzung der �bernachtungsformen geh�rt an geeigneten Orten auch die Einrichtung, z.
B. von Campingpl�tzen, Jugendzeltpl�tzen und -herbergen.

Orientierungswerte f�r die zuk�nftige Bev�lkerungsentwicklung werden nicht ausgewiesen.
Stattdessen wird die zuk�nftige Siedlungsentwicklung in einen Rahmen gestellt, der durch die
Zielsetzungen zur Freiraumstruktur, insbesondere durch die Ausweisung der Gr�nz�ge und
Gr�nz�suren, �kologisch begr�ndet, aber mit der zuk�nftigen Siedlungsentwicklung abge-
stimmt ist.

N Die Eigenentwicklung wird durch den Eigenbedarf einer Gemeinde be-
stimmt; dieser entspricht dem Bedarf aus der nat�rlichen Bev�l-
kerungsentwicklung und einem inneren Bedarf aus der Verbesserung
von Wohn- oder Arbeitsverh�ltnissen, aus der Umnutzung von beste-
henden Grundst�cks- und Geb�udefl�chen, aus Haushaltsgr�ndungen
der ortsans�ssigen Bev�lkerung, Ersatzbedarf infolge von Sanierungs-
ma§nahmen sowie zus�tzlichem Bedarf zum Beispiel aus der Fremden-
verkehrsfunktion einer Gemeinde. Zur Eigenentwicklung geh�ren auch
Zuwanderungen aus der Zuteilung von Aussiedlern und Asylbewerbern.

G Fl�chenausweisungen im Rahmen der Eigenentwicklung k�nnen f�r je-
den Ort vorgesehen werden. Ein gro§er Teil des Gesamteigenbedarfs
eines Planungsraumes kann in den innerhalb der Entwicklungsachsen
ausgewiesenen Siedlungsbereichen (Plansatz 2.3.1) und in den Sied-

2.4 Orientierungswerte f�r die zuk�nftige
Bev�lkerungsentwicklung

2.5 Eigenentwicklung
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lungsbereichen der Gemeinden/Verwaltungsr�ume au§erhalb der Ent-
wicklungsachsen (Plansatz  2.3.2) konzentriert werden.  

G In den Gewerbestandorten, in denen die erforderliche Infrastruktur vor-
handen ist und erweitert werden kann, k�nnen im Rahmen der Bauleit-
planung Fl�chen f�r Betriebserweiterungen und -umsiedlungen gemein-
deans�ssiger Betriebe sowie im begrenzten Umfang  f�r Neuansiedlun-
gen geeigneter Betriebe zur St�tzung und Verbesserung des
Arbeitsplatzangebotes im engeren Einzugsbereich ausgewiesen
werden.

G Dar�ber hinaus k�nnen in allen Orten, soweit die infrastrukturellen Vor-
aussetzungen gegeben sind oder mit geringem Aufwand geschaffen
werden k�nnen, Fl�chen f�r den Bedarf ortsans�ssiger Betriebe aus-
gewiesen werden.

Begr�ndung

Eigenentwicklung ist diejenige Siedlungsentwicklung, die durch den Eigenbedarf einer Ge-
meinde bestimmt wird.

Der Eigenbedarf umfa§t:

Bev�lkerungsentwicklung:

· Geburten�berschu§: gr�§ere Wohnraumbeanspruchung durch gr�§ere Familien
· l�ngere Lebenserwartung: gr�§erer Bedarf an Altenwohnungen
· Altersstruktur: Aufr�cken der geburtenstarken Jahrg�nge in das heiratsf�hige Alter

Innerer Bedarf:

Verbesserung der Wohnverh�ltnisse:

· Verringerung der Belegungsdichte unter Ber�cksichtigung von Geb�udestruktur, Baualter
und Ausstattungsgrad der  Wohnungen; des Anteils der Mietwohnungen und der
Wohnfl�che/Einwohner; Verringerung der  Belegungsdichte  um ca. 0,5 % / Jahr ohne
Nachweis

 
· Umnutzungsbedarf: ver�nderte Wohnraumanspr�che im Generationenwechsel der Familie
 
· Beanspruchung von Wohnraum f�r andere Nutzung
 
· �bernahme von Fl�chen eines stillgelegten Betriebes durch einen  anderen Unternehmer
 
· Haushaltsgr�ndungen der ortsans�ssigen Bev�lkerung im Generationswechsel
 
· Zunahme der Einpersonenhaushalte

Ersatzbedarf f�r die Abg�nge von Altbauwohnungen und Wohnungen infolge von Sanie-
rungsma§nahmen - j�hrliche Abg�ngigkeit von ca. 1 % des Altbestandes im Landesdurch-
schnitt.

Zus�tzlicher Bedarf f�r den Fremdenverkehr, bestehende gewerbliche Betriebe und
�ffentliche Einrichtungen:

- Ausbau von Wohnraum f�r Privatzimmervermietung vorrangig in Fremdenverkehrsge-
bieten. Darunter ist kein Bau von Zweitwohnungen  zu verstehen
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- Bedarf aus Erweiterung von bestehenden Betrieben und �ffentlichen Einrichtungen
 
 Verbesserung der �rtlichen Wirtschaft und Landwirtschaft:
 

- Neuansiedlung von kleineren Betrieben zur Verbesserung des �rtlichen  Arbeitsplatzan-
gebotes, sofern dies der Gesamtstruktur des Ortes entspricht

- Erweiterungsm�glichkeiten f�r ortsans�ssige Betriebe

- Betriebsaussiedlung aus engen Ortslagen

Der Eigenbedarf ist als Gr�§enordnung f�r die Ausweisung von Baufl�chen, gemessen an
dem �rtlichen Bedarf, anzusehen. Er schlie§t die Ansiedlung von zugewanderten Personen
nicht aus; dies betrifft auch die Zuwanderung von �bersiedlern, Aussiedlern und Asylbewer-
bern.

Ein Bedarf f�r Wanderungsgewinne und gr�§ere Gewerbeansiedlungen geh�rt nicht zur Ei-
genentwicklung (PS 2.2.21 LEP).

Es mu§ Aufgabe der Bauleitplanung bleiben, den Eigenbedarf innerhalb des Planungsraumes
zu verteilen. Dabei darf jedoch nicht die Schwerpunktbildung unterlaufen werden. Eine enge
Abstimmung mit der Regionalplanung ist erforderlich
.
Der Neuausweisung und Erweiterung von Splittersiedlungen ist entgegen zu wirken - ent-
sprechend Plansatz 2.2.2.3 Landesentwicklungsplan.

Z Die Gemeinden, in denen aus besonderen Gr�nden, insbesondere aus
R�cksicht auf Naturg�ter, keine �ber die Eigenentwicklung hinausge-
hende Siedlungst�tigkeit stattfinden soll, sind nachfolgend aufgef�hrt
und in der Strukturkarte mit Symbol ausgewiesen:

Landkreis Konstanz: Aach, Bodman-Ludwigshafen, B�singen,
Gaienhofen, Hohenfels, Moos, Volkertshausen

Landkreis Waldshut: Bernau, Dachsberg, Dettighofen, Herrischried,
Ibach, Lottstetten, Weilheim, Wutach

Landkreis L�rrach: Aitern, B�llen, B�rchau, Elbenschwand, Fischingen,
Fr�hnd, Hasel, H�g-Ehrsberg, Inzlingen, Neuenweg, Raich, Sallneck,
Schallbach, Sch�nenberg, Schw�rstadt,Tegernau, Todtnau, Tunau,
Utzenfeld, Wembach, Wieden,  Wies, Wieslet, Wittlingen

Begr�ndung

In jeder Gemeinde ist Eigenentwicklung zu gew�hrleisten. Die einzelnen Gemeinden zugewie-
sene Entlastungsfunktion f�r einen Zentralort (Plansatz 2.3.1) bleibt davon unber�hrt.

Im Rahmen der Eigenentwicklung k�nnen in jeder Gemeinde Baufl�chen in einer Gr�§enord-
nung ausgewiesen werden, die durch den Bedarf der ortsans�ssigen Bev�lkerung und der
�rtlichen gewerblichen Wirtschaft, des Fremdenverkehrs und der Landwirtschaft bestimmt wird.

2.5.1 Gemeinden mit Eigenentwicklung
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Als Gemeinden mit Eigenentwicklung, d.h. bei denen die Siedlungst�tigkeit nicht �ber die Ei-
genentwicklung hinausgehen soll, sind diejenigen Gemeinden ausgewiesen worden, f�r die die
nachfolgenden Kriterien mehrheitlich zutreffen:

· ausgepr�gte landschaftsbezogene Erholungs- und Ferienfunktion
· nur gering beeintr�chtigtes Orts- und Landschaftsbild
· ausgepr�gt landwirtschaftliche Siedlungsstruktur
· keine zentral�rtliche Einstufung.

Diese allgemeinen Kriterien werden dadurch konkretisiert, da§

· Natur- und Landschaftsschutzgebiete,
 
· schutzbed�rftige Bereiche f�r Naturschutz und Landschaftspflege, f�r die

Wasserwirtschaft, die Landwirtschaft oder den Abbau von Rohstoffen,
 
· Gr�nz�suren oder regionale Gr�nz�ge oder
 
· der Schutz des Bodenseeufers

in unmittelbarer Konkurrenz zu potentiellen Siedlungserweiterungen stehen.

Z Zur Sicherung und zur Verbesserung des dezentralen regionalen
Arbeitsplatzangebots und zur Weiterentwicklung und strukturellen
Anpassung der Wirtschaft werden die nachfolgenden regional
bedeutsamen Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe ausgewiesen
und in der Strukturkarte durch Symbol dargestellt:

· die St�dte bzw. Gemeinden Albbruck, Bad S�ckingen, Binzen,
Efringen-Kirchen, Eggingen, Engen, Gottmadingen, Grenzach-
Wyhlen, Jestetten, Klettgau, Konstanz, Lauchringen, Laufenburg,
L�rrach, Maulburg, M�hlingen (Schwackenreute), Orsingen-Nen-
zingen, Radolfzell, Rheinfelden, Rielasingen-Worblingen, Schliengen,
Schopfheim, Singen, Steinen, Stei§lingen, Stockach, Waldshut-
Tiengen, Wehr, Weil am Rhein, Wut�schingen und Zell i.W..

G Das Arbeitsplatzangebot an diesen regional bedeutsamen Schwer-
punkten f�r Industrie und Gewerbe soll im Rahmen der Bestandssiche-
rung erhalten werden und angesichts des erforderlichen wirtschaftli-
chen Strukturwandels in seiner Struktur verbessert und weiterent-
wickelt werden.

G F�r die regionale Entwicklung im Bereich Industrie und Gewerbe soll
die Ausweisung von Fl�chen im Rahmen der Bauleitplanung auf diese
Standorte konzentriert werden. Dabei soll die Entwicklung der einzel-
nen Standorte unter Ber�cksichtigung der landschaftlichen und �kolo-
gischen Empfindlichkeiten auf die vorhandene und die zuk�nftige Sied-
lungsstruktur sowie auf die Versorgungsinfrastruktur abgestimmt wer-
den.

G Insbesondere ist dabei der Wohnbedarf der in den Schwerpunkten ar-
beitenden Bev�lkerung zu beachten und auf eine funktional sinnvolle

2.6 Schwerpunkte f�r Industrie und Dienstleistungen

2.6.1 Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe in den
Entwicklungsachsen
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Zuordnung der Industrie- bzw. Gewerbegebiete zu den Wohngebieten
sowie auf eine funktionierende Anbindung an den �PNV hinzuwirken

G Auf eine optimale Fl�chenausnutzung soll hingewirkt werden. Gemein-
same Ausweisung und Nutzung von Industrie- und Gewerbegebieten im
Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ), auch grenz�ber-
schreitend mit der Schweiz und mit Frankreich, soll zur Konzentration
des Fl�chenbedarfs und zur optimalen Ausnutzung des Fl�chenpotenti-
als angestrebt werden.

Begr�ndung

Die Festlegung gro§fl�chiger Gewerbe- und Industriezonen im Sinne einer Vorsorgeplanung
ist in der Region wegen Fehlens geeigneter Fl�chen nicht m�glich. Eine Umfrage des Regional-
verbandes bei allen Gemeinden hat ergeben, da§ keine der Gemeinden entsprechende Aus-
weisungsm�glichkeiten (Fl�chengr�§e mind. 100 ha zusammenh�ngend) sieht. Au§erdem sind
die Finanzierungsmodalit�ten einer solchen Fl�chenvorsorgepolitik ungekl�rt, die zum Ziel hat,
f�r k�nftige, d. h. zur Zeit nicht absehbare gro§fl�chige Ansiedlungsw�nsche entsprechende
Gewerbe- und Industriefl�chen vorzuhalten.

Regionalplanerische Zielsetzung mu§ es daher sein, die gewachsene dezentrale Sied-
lungsstruktur im Bereich Industrie und Gewerbe zu erhalten und qualitativ und quantitativ wei-
ter zu entwickeln. Die Ausweisung von Schwerpunkten f�r Industrie und Gewerbe geht daher
von den vorhandenen Standorten aus, deren Bewertung hinsichtlich des bereits vorhandenen
Arbeitsplatzangebots (Bestand) und der zuk�nftigen Erweiterungsm�glichkeiten (neue Fl�-
chenausweisungen) allerdings unterschiedlich ist.

Bei der Ausweisung von Industrie-, Gewerbe- und Wohngebieten bzw. deren Weiterentwick-
lung ist deren funktionale Zuordnung zu beachten. Vorrangig sollen solche Fl�chen ausgewie-
sen werden bzw. solche Standorte weiterentwickelt werden, die �ber eine optimale Erschlie-
§ung durch �ffentlichen Nahverkehr - m�glichst auf der Schiene - verf�gen oder f�r die eine
entsprechende Nahverkehrserschlie§ung m�glich ist

Die Arbeitsplatzzentralit�t eines Standortes kann unter anderen an den Kriterien "Zahl der Be-
rufseinpendler" und "H�he des Einpendler�berschusses" abgelesen werden.

Die in Plansatz 2.6.1 ausgewiesenen Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe weisen zum
gr�§ten Teil mehr als 500 Berufseinpendler und/oder einen Einpendler�berschu§ von mehr als
100 Personen auf. Ausnahmen, die nicht mindestens eines dieser beiden Kriterien f�r Arbeits-
platzzentralit�t erf�llen, sind Jestetten, Schliengen, Orsingen-Nenzingen, Eggingen und M�h-
lingen (Schwackenreute).

Die Arbeitsplatzzentralit�t der Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe ist in der Tabelle
ãArbeitsplatzzentralit�t der Schwerpunkte f�r Industrie und GewerbeÒ im Anhang dargestellt.

Eine besondere Rolle spielen in der Grenzregion Hochrhein-Bodensee die Grenzg�nger. Sie
entlasten durch ihre Erwerbst�tigkeit in der Schweiz den angespannten regionalen Arbeits-
markt, k�nnen sich aber im Falle einer wirtschaftlichen Krise in der Schweiz auch zur Belastung
f�r die deutsche Seite entwickeln, da f�r sie auf deutscher Seite kaum Arbeitsm�glichkeiten zur
Verf�gung st�nden. Die Grenzg�nger haben im Landkreis Waldshut mit einer Grenzg�nger-
quote von 23% (Grenzg�nger in Prozent der Arbeitspl�tze am Ort) die gr�§te Bedeutung.
Deutlich geringer ist die Quote im Landkreis L�rrach mit 16,2%, besonders aber im Landkreis
Konstanz mit 6,9%.

Die Grenzg�nger sind nach Wohnortgemeinden im Anhang in der Tabelle ãGrenzg�ngerÒ dar-
gestellt.

Erhaltung und Ausbau dieser Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe sind von gr�§ter Be-
deutung f�r die Sicherstellung des regionalen Arbeitsplatzangebots. Dieses Arbeitsplatzange-
bot ist
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· durch F�rderung des strukturellen Wandels,
 
· durch Ma§nahmen zur F�rderung einer "Entwicklung nach innen" (Verdichtung in

bestehenden Gewerbe- und Industriegebieten, Reaktivierung von Gewerbe- und
Industriebrachen),

 
· durch Ma§nahmen zur Bestandssicherung (Schaffung von Erweiterungs- und/oder

Aussiedlungsm�glichkeiten),
 
· durch Fl�chenausweisungen f�r Neuansiedlungen sowie
 
· durch interkommunale Gewerbe- und Industriegebiete, auch grenz�berschreitend mit der

Schweiz und mit Frankreich,

nachhaltig zu sichern und qualitativ und quantitativ zu verbessern. Dabei ist im Hinblick auf die
strukturelle Abh�ngigkeit zahlreicher Standorte von dominierenden Gro§betrieben und im Hin-
blick auf die Verbesserung der Branchenvielfalt das mittelst�ndische Gewerbe besonders zu
ber�cksichtigen.

Unter den Schwerpunkten f�r Industrie und Gewerbe haben die nachfolgend aufgef�hrten
Standorte besondere Bedeutung f�r die planerische Sicherstellung des zu erwartenden indu-
striellen und gewerblichen Fl�chenbedarfs im regionalen, d.h. �bergemeindlichen Ma§stab.
Es handelt sich um diejenigen Standorte, die in der Summe der durch die Bauleitplanung gesi-
cherten GE/GI-Fl�chen (vgl. Spalten ãReservenÒ in Tabelle ãSchwerpunkte f�r Industrie und
Gewerbe - Fl�chenerhebung 1995Ò im Anhang) und der dar�ber hinausgehenden Fl�chen
(vgl. Spalten ãNeuÒ ebenda) insgesamt ein Fl�chenpotential von mehr als 20 ha aufweisen.
Dabei ist zu ber�cksichtigen, da§ es sich bei den �ber den Fl�chennutzungsplan
hinausgehenden Fl�chen um Vorstellungen der Gemeinden handelt, die noch eingehender
Untersuchungen (Landschaftsplanung) bed�rfen.

Landkreis Konstanz
das Oberzentrum Konstanz 32,2 ha
das Mittelzentrum Singen 55,0 ha
das Unterzentrum Stockach (Vorschlag Mittelzentrum) 73,7 ha
das Unterzentrum Engen (Vorschlag Mittelzentrum) 25,0 ha
das Unterzentrum Gottmadingen 33,0 ha
die Gemeinde Orsingen-Nenzingen 38,2 ha
das Kleinzentrum Rielasingen-Worblingen 21,5 ha

Landkreis L�rrach:
das Mittelzentrum L�rrach (Vorschlag OZ mit Weil am Rhein) 21,0 ha
das Mittelzentrum Weil am Rhein (Vorschlag OZ mit L�rrach) 35,2 ha
das Mittelzentrum Schopfheim 24,0 ha
das Unterzentrum Rheinfelden (Vorschlag Mittelzentrum) 47,0 ha
das Kleinzentrum Efringen-Kirchen 33,4 ha
das Unterzentrum Grenzach-Wyhlen 22,0 ha
die Gemeinde Maulburg 26,9 ha

Landkreis Waldshut:
das Mittelzentrum Waldshut-Tiengen 49,8 ha
das Unterzentrum Wehr (Vorschlag MZ mit Bad S�ckingen) 21,2 ha

Einzelheiten zum Fl�chenpotential der Standorte und zur Aufteilung in durch Bauleitplanung
gesicherte Reserven und dar�ber hinausgehende neue Entwicklungsfl�chen sind Tabelle
ãSchwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe - Fl�chenerhebung 1995Ò zu entnehmen (im An-
hang). In der nachfolgenden Tabelle 2.6.1-1 sind in der Spalte ãBemerkungenÒ nur die bauleit-
planerisch gesicherten Fl�chenreserven dargestellt.
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�ber die oben aufgef�hrten Fl�chen hinaus werden aus regionalplanerischer Sicht im Sinne
einer gewerblich-industriellen Vorsorgeplanung fl�chenhafte Entwicklungsm�glichkeiten an fol-
genden Standorten gesehen:

· Konstanz
· Singen
· L�rrach
· Weil am Rhein
· Schopfheim
· Rheinfelden
· Efringen-Kirchen
· Schliengen
· Waldshut-Tiengen
· Bad S�ckingen
· Wut�schingen
· Lauchringen

Konkretere, standortbezogene Aussagen zur M�glichkeit von Fl�chenausweisungen f�r Ge-
werbe und Industrie werden von dem Strukturmodell Hochrhein36 (und dessen k�nftiger
Ausdehnung auf weitere R�ume der Region) erwartet, das modellhaft f�r den Bereich Wehr-
Bad S�ckingen bis Waldshut-Tiengen und K�ssaberg bzw. Lauchringen grenz�berschreitend
mit Teilen des Kantons Aargau eine gesamt�kologische Konzeption der k�nftigen Fl�cheninan-
spruchnahme durch Siedlung, Industrie und Gewerbe sowie Infrastruktur entwickeln soll.

Bei einer groben Absch�tzung des k�nftigen Fl�chenbedarfs an GE/GI-Fl�chen in den
Entwicklungsachsen der Region ergibt sich auf der Grundlage von 0,5 - 2,0 ha/1000
Einwohner ein mittlerer Bedarf von 650 ha. Dem stehen in den Entwicklungsachsen ca. 610 ha
Fl�chenreserven f�r Gewerbe und Industrie gegen�ber. Damit kann bei konzentrierter
Fl�chenausnutzung der Bedarf abgedeckt werden.

Tabelle 2.6.1-1 Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe

Schwerpunkt in Verbindung mit Bemerkungen/Begr�ndung
OZ Konstanz Innere Verdichtung, Bestandssicherung

Fl�chenreserve 32,2 ha
MZ Radolfzell Bestandssicherung

Fl�chenreserve 5,8 ha
MZ Singen Neuer Ansatz am BAB-Kreuz (langfristig)

Fl�chenreserve 55,0 ha
UZ Stockach  (Vorsch. MZ) Wahlwies Fl�chenreserve 73,7 ha
UZ Gottmadingen Fl�chenreserve 33,0 ha
UZ Engen (Vorschlag MZ) Welschingen Fl�chenreserve 25,0 ha
KlZ Stei§lingen 37 (4 ha noch nicht planerisch gesichert)
M�hlingen (Schwackenreute) Fl�chenreserve 7 ha
KlZ Rielasingen-Worblingen Bestandssicherung

Fl�chenreserve 10,5 ha
Orsingen-Nenzingen Fl�chenreserve 5,8 ha
MZ L�rrach (Vorschlag OZ) Hauingen

evt. IKZ mit Steinen
Innenentwicklung, Bestandssicherung
Fl�chenreserve 21,0 ha

______________________________
36 Regionalverband Hochrhein-Bodensee und Baudepartement Karton Aargau: Gemeinsames Strukturmo-

dell Hochrhein D-CH; Gesamt�kologische Konzeption zur r�umlichen Entwicklung am Hochrhein zwi-
schen Zurzach und Wehr, Schlu§bericht der Projekttr�ger. Aarau, Waldshut-Tiengen 1996

37 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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noch Tabelle 2.6.1-1 Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe

Schwerpunkt in Verbindung mit Bemerkungen/Begr�ndung
MZ Weil am Rhein (Vorschlag OZ) Haltingen

IKZ mit Binzen und
Eimeldingen

Innenentwicklung (3 Sanierungsgebiete)
Fl�chenreserve 8,2 ha

KlZ Binzen IKZ mit Weil am Rhein Fl�chenreserve 13,0 ha
MZ Schopfheim Innenentwicklung (einzelne Brachen)

Fl�chenreserve 17,0 ha
UZ Rheinfelden (Vorschlag MZ) Herten und Karsau Verdichtung, Bestandssicherung

Fl�chenreserve 31,0 ha
UZ Grenzach-Wyhlen Bestandssicherung

Fl�chenreserve 8,0 ha
KlZ Efringen-Kirchen Fl�chenreserve 17,4 ha
KlZ Schliengen Fl�chenreserve 1,0 ha
KlZ Steinen H�llstein

evt. IKZ mit L�rrach
Fl�chenreserve 13,0 ha

UZ Zell i.W. Bestandssicherung
Fl�chenreserve 1,9 ha

Maulburg Bestandssicherung
Fl�chenreserve 26,9 ha

MZ Waldshut-Tiengen Bestandssicherung, Sanierung von Lonza-
Brache, Fl�chenreserve 49,8 ha

MZ Bad S�ckingen Bestandssicherung
Fl�chenreserve 11,7 ha

UZ Wehr (Vorschlag MZ) Bestandssicherung (Wehraareal)
Fl�chenreserve 21,2 ha

UZ Albbruck 38 Bestandssicherung
Fl�chenreserve 14,0 ha

UZ Jestetten Fl�chenreserve 14 ha
UZ Laufenburg 39 Bestandssicherung

Fl�chenreserve 12,3 ha
KlZ Klettgau Erzingen, Grie§en Bestandssicherung

Fl�chenreserve 8 ha
KlZ Wut�schingen Horheim/Schwerzen Bestandssicherung

Fl�chenreserve 5,0 ha
Eggingen Bestandssicherung

Fl�chenreserve (keine Angabe)
Lauchringen Bestandssicherung

Fl�chenreserve 16,0 ha

Bemerkungen zu Tabelle 2.6.1-1: (nur planerisch gesicherte Fl�chen)*

Fl�chenreserven: Fl�chenpotential in bestehenden und geplanten Bebauungspl�nen, in Fl�-
chennutzungsplan und aus Innenentwicklung.* Dar�ber hinausgehende
Fl�chen (siehe Tabelle ãSchwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe - Fl�-
chenerhebung 1995Ò im Anhang)

Quelle: Erhebungen Regionalverband, Fl�chenangaben Stand Fr�hjahr 1995

Anmerkung zur Darstellung in der Strukturkarte:

Die Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe (s.o. Tabelle 2.6.1-1, linke Spalte) werden in
der Strukturkarte mit dem Symbol "Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe"  dargestellt. Die
______________________________
38 von der Verbindlichkeit ausgenommen
39 von der Verbindlichkeit ausgenommen
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in Verbindung mit diesen Schwerpunkten genannten Orte bzw. Gemeinden (mittlere Spalte)
werden mit dem Symbol "Siedlungsbereich" kenntlich gemacht.

Z Als Schwerpunkte f�r Dienstleistungen werden das Oberzentrum
Konstanz, insbesondere wegen seiner Dienstleistungsfunktion als
Hochschulstandort, die Mittelzentren Singen, Radolfzell, L�rrach/Weil
am Rhein40, Schopfheim, Waldshut-Tiengen und Bad S�ckingen sowie
die zur Aufstufung zu Mittelzentren vorgeschlagenen Unterzentren
Rheinfelden und Stockach ausgewiesen und in der Strukturkarte mit
Symbol dargestellt.

G Die Schwerpunkte f�r Dienstleistungen sind in ihrer Ausstattung mit
privaten und �ffentlichen Dienstleistungen so auszubauen, da§ sie f�r
dienstleistungsorientierte Betriebe Standortalternativen zu den
gr�§eren Verdichtungsr�umen bieten.

G Dienstleistungsbetriebe mit �berregionalen Versorgungsfunktionen,
die im Hinblick auf Kommunikation und Qualifikation der Arbeitskr�fte
auf die F�hlungsvorteile verdichteter R�ume angewiesen sind, sollen in
Anlehnung an das Oberzentrum Konstanz und das Mittelzentrum
L�rrach/Weil am Rhein (Vorschlag OZ) angesiedelt werden.

G In  den Schwerpunkten f�r Dienstleistungen ist au§erdem vorrangig die
Versorgung der Bev�lkerung mit privaten und �ffentlichen Dienstlei-
stungen �ber den Bedarf der Grundversorgung hinaus sicherzustellen.

Begr�ndung

Die Standorte f�r �ber�rtlich bedeutsame private und �ffentliche Dienstleistungseinrichtungen
konzentrieren sich an dem nach Funktionen abgestuften Netz der Zentralorte. Die Zentralorte
sind im Landesentwicklungsplan und in diesem Regionalplan (vgl. Plans�tze 2.1.1 ff) festge-
legt.

Bei der Standortwahl f�r solche �ber�rtlich bedeutsamen Dienstleistungseinrichtungen sind die
Zielsetzungen zu Einzelhandelsgro§projekten (Plansatz 2.6.5) zu beachten.

Neben den Faktoren Verkehrserschlie§ung, Grund und Boden sowie Arbeitskr�fteangebot ist
f�r viele betriebliche Standortentscheidungen die N�he zu �ffentlichen und privaten Dienstlei-
stungen zunehmend  standortentscheidend. Dies gilt besonders f�r Betriebe mit technologisch
hochwertigen Produktionsprozessen, deren Bedeutung f�r die regionale Wirtschaftsentwick-
lung angesichts des notwendigen strukturellen Wandels  in Zukunft noch zunehmen wird. Da-
bei kommt den bestehenden und geplanten Zentren f�r Technologietransfer (Technologie-
zentren) in Konstanz, Weil am Rhein, L�rrach und Singen (geplant) besondere Bedeutung zu.

Bei den Dienstleistungsbetrieben mit �berregionalem Versorgungsgebiet handelt es sich ne-
ben �berregional bedeutsamen Bildungseinrichtungen (Hochschulen, Fachhochschulen und
Berufsakademien) zum Beispiel um Forschungsinstitute, Einrichtungen des Technologietrans-
fers und um  Beratungsunternehmen. Deren hoch spezialisierte Dienstleistungen sind fernab-
satzorientiert, d. h. ihr Markt reicht �ber die Region hinaus. Diese Unternehmen sind mit ihren

______________________________
40 Vorschlag Oberzentrum

2.6.2 Schwerpunkte f�r Dienstleistungen
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Anspr�chen an Kommunikation und an die Qualifikation der Arbeitskr�fte auf die sogenannten
F�hlungsvorteile der verdichteten R�ume angewiesen.

Daher kommen als Standorte f�r solche Dienstleistungsunternehmen in erster Linie das Ober-
zentrum Konstanz und das Mittelzentrum L�rrach/Weil am Rhein in Frage, das auch �ber ober-
zentrale Teilfunktionen verf�gt und zur Aufstufung zum Oberzentrum vorgeschlagen wird.

F�r das Dreil�ndereck um Basel, L�rrach/Weil am Rhein und Mulhouse kommt in diesem Zu-
sammenhang der Einrichtung einer trinationalen Ingenieurausbildung besondere Bedeutung zu.
Mit diesem Projekt befa§t sich zur Zeit eine international besetzte Projektgruppe.

Die Schwerpunkte f�r Dienstleistungen sind au§erdem entsprechend ihrer zentral�rtlichen
Funktion als Ober- bzw. Mittelzentren mit den gehobenen und spezialisierten �ffentlichen und
privaten Dienstleistungen weiter auszubauen, die zur Versorgung der Bev�lkerung �ber die
t�gliche Grundversorgung hinaus erforderlich sind.

Schwerpunktbedeutung f�r die Versorgung der Region mit hochwertigen und spezialisierten
Dienstleistungen haben auch die ausl�ndischen Zentren Z�rich, Basel und Schaffhausen.

Besonders f�r die Mittelzentren der Region ist auch vor dem Hintergrund der gro§en Arbeits-
platzverluste durch den Strukturwandel im industriellen Bereich die Sicherung der Beh�rden-
und Gerichtsstandorte mit ihren Arbeitspl�tzen von gro§er Bedeutung.

Entwicklung der Besch�ftigung im Dienstleistungsbereich

Ein �berblick �ber die Entwicklung der versicherungspflichtig Besch�ftigten nach Wirtschafts-
sektoren seit 1974 sowie der aktuelle Stand der versicherungspflichtig Besch�ftigten in den
Gemeinden sind im Anhang dargestellt (vergleiche Tabelle ãVersicherungspflichtig Besch�f-
tigteÒ im Anhang).

Die Zahl der Besch�ftigten insgesamt wie auch die sektorale Verteilung nach Produktions-  und
Dienstleistungsbereich hat sich im Zeitraum zwischen 1974 und 1993 deutlich ver�ndert:
In der Region, insbesondere im Landkreis Waldshut, hat die Zahl der Besch�ftigten insgesamt
im Vergleich zum Land �berproportional zugenommen. Dem stehen Besch�ftigungsverluste im
produzierenden Gewerbe gegen�ber, die im Landkreis Konstanz besonders ausgepr�gt sind
und �ber dem Landesdurchschnitt liegen (R�ckgang auf 90% gegen�ber 1974, Land 92%). Im
Landkreis Waldshut ist die Besch�ftigung im produzierenden Bereich hingegen nahezu un-
ver�ndert geblieben (R�ckgang auf 98%).

Im Dienstleistungsbereich insgesamt (Handel und Verkehr sowie sonstige Dienstleistungen)
hat die Besch�ftigung deutlich zugenommen. Dabei liegt das Schwergewicht der Besch�fti-
gungszunahme eindeutig im Bereich sonstige Dienstleistungen, in erheblich geringerem Um-
fang im Bereich Handel und Verkehr.

Die Besch�ftigungsquote im Dienstleistungsbereich (Stand 30.06.1993) mit einer Schwan-
kungsbreite von 43% im Landkreis Waldshut und 51% im Landkreis Konstanz (Land 53,9%)
ist ein deutlicher Hinweis auf die besch�ftigungspolitische Bedeutung des terti�ren Sektors. In
allen drei Landkreisen hat sich seit 1974 die sektorale Verteilung der Besch�ftigten deutlich zum
Dienstleistungsbereich verschoben. Dabei hat der Dienstleistungsbereich 1993 aber nur im
Landkreis Konstanz mit 51% das �bergewicht.
Bezogen auf die zentral�rtliche Gliederung ist die Besch�ftigung im Dienstleistungsbereich in
den Ober- und Mittelzentren mit 61,6% (1970 47,6%) am h�chsten. Es folgen die Unterzen-
tren mit einer Dienstleistungsquote von 47,4% (35,2%), die Kleinzentren mit 44,3% (35,3%)
und die Nichtzentralorte mit 44,1% (33,6%). Diese Werte beziehen sich allerdings auf die
Volksz�hlungen 1987 bzw. 1970.
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Z Zur St�tzung und Erhaltung der Siedlungsstruktur au§erhalb der Ent-
wicklungsachsen, insbesondere in den strukturschwachen Gebieten des
Schwarzwaldes und in den seefernen Teilen des Landkreises Konstanz,
werden als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen und in der
Strukturkarte dargestellt:

die Unterzentren Bonndorf, Kandern, Sch�nau und St. Blasien, die
Kleinzentren St�hlingen mit Weizen und Tengen sowie die Gemeinde
Eigeltingen.

Ausbau und Entwicklung dieser Standorte sind zur Sicherstellung und
Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes von �bergemeindlicher
Bedeutung.

Begr�ndung

Neben den in Plansatz 2.6.1 ausgewiesenen Schwerpunkten f�r Industrie und Gewerbe wer-
den die Unterzentren Kandern (3,5 ha Fl�chenreserven), Bonndorf (5,8 ha Fl�chenreserven
und 6,5 ha neu) und Sch�nau als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen, denen au-
§erhalb der Entwicklungsachsen f�r die Arbeitsplatzversorgung der strukturschw�cheren
R�ume aus raumordnerischer Sicht eine �bergemeindliche Bedeutung zukommt.
Bei der Ausweisung von Sch�nau stehen die Strukturprobleme im Vordergrund, d.h. vor allem
Bestandssicherung und Umstrukturierung stillgelegter Betriebe. Erweiterungsfl�chen �ber den
Fl�chennutzungsplan hinaus sind nicht vorhanden, an Reserven aus bestehenden Bebau-
ungspl�nen und aus Innenentwicklung stehen insgesamt 8,5 ha zur Verf�gung.

Das Kleinzentrum St�hlingen zusammen mit Weizen wird aufgrund seines Arbeitsplatzbe-
standes und der Bedeutung des Standortes Weizen (Arbeitsplatzbestand und firmenbezo-
gene Entwicklungsm�glichkeiten) als gewerblich-industrieller Standort (insgesamt etwa 8 ha
Reserven, 10 ha neu) ausgewiesen.

Ebenso werden aufgrund ihrer Entwicklungsm�glichkeiten im gewerblichen Bereich und insbe-
sondere zur Entwicklung der seefernen Teile des Landkreises Konstanz das Kleinzentrum
Tengen (2,5 ha Reserven und 5 ha neu) und die Gemeinde Eigeltingen (10,3 ha Fl�chenre-
serven)   als gewerblich-industrielle Standorte ausgewiesen.

F�r den Verwaltungsraum St. Blasien werden zur Zeit im Rahmen der Neuaufstellung des Fl�-
chennutzungsplanes M�glichkeiten zur Ausweisung eines interkommunalen Gewerbegebietes
untersucht. Die entsprechenden Bereiche sind in der Raumnutzungskarte freigehalten
(geplantes interkommunales Gewerbegebiet mit H�usern und H�chenschwand auf Gemar-
kung Tiefenh�usern).

Einzelheiten zum Fl�chenpotential der Standorte und zur Aufteilung in durch Bauleitplanung
gesicherte Reserven und dar�ber hinausgehende neue Entwicklungsfl�chen sind Tabelle
ãGewerblich-industrielle Standorte au§erhalb EntwicklungsachsenÒ zu entnehmen (im An-
hang).

Das Arbeitsplatzangebot dieser Standorte soll unter Ber�cksichtigung der besonderen land-
schaftlichen und �kologischen Empfindlichkeiten und der vorhandenen und zuk�nftigen Sied-
lungsstruktur gesichert und entwickelt werden. Dabei m�ssen f�r neue Fl�chenentwicklungen
in der Regel Entlastungsstandorte au§erhalb des Zentralortes in Anspruch genommen werden.

2.6.3 Gewerblich-industrielle Standorte au§erhalb der Entwick-
lungsachsen
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N Einkaufszentren, gro§fl�chige Einzelhandelsbetriebe und andere gro§-
fl�chige Handelsbetriebe f�r Endverbraucher (Einzelhandelsgro§pro-
jekte) m�ssen sich hinsichtlich ihrer Gr�§e und des Warensortiments in
das zentral�rtliche System und die Verflechtungsbereiche einf�gen;
dabei sind die Funktionsf�higkeit der zentral�rtlichen Versorgungskerne
und die verbrauchernahe Versorgung der Bev�lkerung am Zentralen Ort
und im Einzugsbereich des Einzelhandelsgro§projekts zu erhalten.

Einzelhandelsgro§projekte sind st�dtebaulich in die Siedlungsgebiete
der Zentralen Orte zu integrieren.

Einzelhandelsgro§projekte k�nnen in den Zentralen Orten des Landes-
entwicklungsplanes und in den Unterzentren angesiedelt werden.
Kleinzentren und Gemeinden ohne Zentralortfunktion kommen  als
Standorte f�r solche Einzelhandelsgro§projekte grunds�tzlich nicht in
Frage.

Begr�ndung

Entsprechend Plansatz 2.2.34 Landesentwicklungsplan sollen in den St�dten und Gemeinden
die traditionellen innerst�dtischen und innergemeindlichen Einkaufsbereiche als wichtiger Be-
standteil der zentral�rtlichen Versorgungskerne erhalten und weiterentwickelt werden, um die
verbrauchernahe Versorgung der Bev�lkerung und die Funktionsf�higkeit  der Versorgungs-
kerne zu gew�hrleisten.

Einkaufszentren, gro§fl�chige Einzelhandelsbetriebe und sonstige gro§fl�chige Handelsbe-
triebe, die sich durch Gr�§e und Standort von Einzelhandelsgesch�ften herk�mmlicher Art un-
terscheiden, k�nnen diese raumordnerische und st�dtebauliche Zielsetzung nachteilig beein-
tr�chtigen, wenn sie an dezentralen Standorten angesiedelt werden und mit bedeutendem
Anteil an innenstadtrelevanten  Warensortiment ausgestattet sind.

Das Merkmal "gro§fl�chig" ist durch h�chstrichterliche Rechtsprechung (Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 22. Mai 1987 - BVerwG 4 C 19.85) wie folgt definiert:
Die Gro§fl�chigkeit beginnt dort, wo �blicherweise die Gr�§e von der wohnungsnahen Ver-
sorgung dienenden Einzelhandelsbetrieben ihre Obergrenze findet. Die Grenze liegt nicht
wesentlich unter, aber auch nicht wesentlich �ber 700Êqm Verkaufsfl�che.

Nach ¤ 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO vom 26.01.1990 (BGBl I S. 127) sind Auswirkungen auf
die Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie auf die st�dtebauliche Entwicklung und
Ordnung durch Einzelhandelsgro§projekte anzunehmen, wenn ihre Gescho§fl�che 1200 qm -
dieses entspricht nach den Erfahrungen der Praxis einer Verkaufsfl�che von 800 qm - �ber-
schreitet.

Gem�§ der Gemeinsamen Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums und des Ministeriums
f�r Wirtschaft, Mittelstand und Technologie zu Einkaufszentren, gro§fl�chigen Einzelhandels-
betrieben und sonstigen gro§fl�chigen Handelsbetrieben vom 15. Januar 1988 (GABl. Nr. 7
1988) k�nnen Einzelhandelsgro§projekte in Oberzentren, in Mittelzentren sowie in Unterzen-
tren angesiedelt werden

Desweiteren von Bedeutung f�r die Beurteilung von Einzelhandelsprojekten  ist der Anteil an
innenstadt-relevanten  und nicht innenstadt-relevanten Warensortimenten. Projekte mit gr�§e-
rem und gro§em Anteil an innenstadtrelevanten Warensortiment werden bei entsprechend
verkehrsg�nstigen Standorten und umfangreichen Parkm�glichkeiten erfahrungsgem�§ we-
sentlich den Bestand und die Entwicklung der traditionellen innnerst�dtischen Versorgungs-
zentren beeintr�chtigen (Beispiele: Laufenburg, Schopfheim, Tiengen u. a. ).

2.6.4 Einzelhandelsgro§projekte
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Um zuk�nftig die traditionellen innerst�dtischen Versorgungszentren erhalten und weiterent-
wickeln zu k�nnen, m�ssen Einzelhandelsprojekte mit vorrangig nicht innenstadt-relevantem
Warensortiment (z. B. M�belh�user, Baum�rkte, Gartenm�rkte, Baustoffhandel, Gro§handels-
h�user) bei Standorten au§erhalb der innerst�dtischen Versorgungszentren auf einen gerin-
gen Anteil von  innerst�dtisch-relevantem Warensortiment (h�chstens 700 m2  Verkaufsfl�che)
beschr�nkt werden. Bei einer Konzentrierung von mehreren Einzelhandelsbetrieben an einem
Standort darf die Summe aller Einzelhandelsfl�chen f�r innenstadt-relevantes Warensortiment
ebenfalls insgesamt 700 m2 Verkaufsfl�che nicht �berschreiten.

Einzelhandelsbetriebe sind als zentrale Bestandteile st�dtischer Siedlungsformen baulich inte-
griert in den Siedlungsgebieten der Zentralorte zuzulassen.

Eine st�dtebauliche Integration bei Einzelhandelsprojekten mit gr�§erem Anteil an innenstadt-
relevantem Warensortiment wird erreicht, wenn diese in traditionellen oder auch in geplanten
innerst�dtischen / -�rtlichen Zentren (auch Quartierzentren) angesiedelt werden sollen. Pro-
jekte mit �berwiegend nicht-innenstadt-relevanten Warensortiment k�nnen auch au§erhalb der
innerst�dtischen Zentren angesiedelt werden, wenn die Einrichtung in das bestehende Ver-
kehrssystem und der Anschlu§ an den �PNV gew�hrleistet ist sowie der Anteil am innen-
stadt-relevanten Warensortiment deutlich gering gehalten wird.

Bei Einzelhandelsgro§projekten von mehr als 5000 qm Verkaufsfl�che jedoch soll vor den
Bauleitplanverfahren stets ein Raumordnungsverfahren durchgef�hrt werden. In Erg�nzung
der o.a. Gemeinsamen Verwaltungsvorschrift sollte ein Raumordnungsverfahren auch bei Ein-
zelhandelsgro§projekten mit weniger als 5000 qm Verkaufsfl�che durchgef�hrt werden, wenn
insbesondere negative Auswirkungen auf die Ziele der Raumordnung in benachbarten Ge-
meinden zu erwarten sind.

F�r vorhandene Einzelhandelsgro§betriebe besteht Bestandssicherung; sie k�nnen auf Be-
darfsnachweis erweitert werden, wenn die angestrebte Gr�§enordnung raumordnerisch ver-
tretbar ist.   
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Vorbemerkung

Die Freiraumkonzeption Hochrhein-Bodensee dient der Entwicklung von Natur und Umwelt
und der Entwicklung der k�nftigen Inanspruchnahme der Landschaft, sie hat damit eine
gesamt�kologische Funktion, die nicht nur auf den Schutz- und Sicherungsaspekt im Freiraum
abzielt, um u.U. an anderer Stelle raum- und umweltrelevante Eingriffe vornehmen zu k�nnen -
Ziel ist die gesamtr�umliche Betrachtung.

Zur Realisierung einer �kologisch orientierten zuk�nftigen Raumnutzung wird ein erstes
Konzept vorgelegt. Es ist im Hinblick auf eine k�nftige Generation der Regionalplanung
weiterzuentwickeln, und durch angepa§te Ma§nahmen- und Handlungskonzepte  zu
verfeinern und umzusetzen.41

Zentrale Instrumente dieser Freiraumkonzeption bilden die regionalen Gr�nz�ge und
Gr�nz�suren sowie die schutzbed�rftigen Bereiche.

Die regionalen Gr�nz�ge und Gr�nz�suren haben siedlungsstrukturierende und �kologische
Funktionen. Gr�nz�suren wirken siedlungsgliedernd, Gr�nz�ge werden in erster Linie
siedlungsbegleitend ausgewiesen. Beides sind keine unmittelbaren Instrumente zum
Biotopschutz, zum Wasserschutz oder zum Schutz der Land- und Forstwirtschaft. Dieser
Schutz soll durch entsprechende schutzbed�rftige Bereiche von Freir�umen gew�hrleistet
werden.

______________________________
41 Diese gesamtr�umliche Verfeinerung ist Aufgabe der Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee.

Sie wird als durchgehender Planungsproze§ zur Vorbereitung des Regionalplanes der 3. Generation
durchgef�hrt. Als Erg�nzung hierzu dienen weitere konkrete Projekte wie beispielsweise das
"Strukturmodell Hochrhein".

3.0 Regionale Freiraumstruktur
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planerischen u. landschafts�kologischen �berpr�fung)

Abb. 3.1:  Regionalplanerische Instrumente des Freiraumes

In den schutzbed�rftigen Bereichen sollen naturbezogene Nutzungen, �kologische Funktionen
oder Naturg�ter vor anderen Nutzungsarten oder Fl�cheninanspruchnahmen gesch�tzt
werden. Ihre Ausweisung erfolgt z.B. aufgrund der standortgebundenen nat�rlichen Eignung,
der Bedeutung oder der Empfindlichkeit, ggf. auch aufgrund eines langfristigen regionalen oder
�berregionalen Bedarfs42.

Der Einbezug der schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau von oberfl�chennahen
Rohstoffen in dieses Kapitel bedeutet, da§ es sich hier i.d.R. um eine befristete Nutzung des
Freiraumes handelt.

In den einzelnen schutzbed�rftigen Bereichen genie§t die spezifische Funktion Vorrang vor
anderen Funktionen. Schutzbed�rftige Bereiche k�nnen die Gr�nz�ge �berlagern. Aufgrund
der wachsenden Multifunktionalit�t des Raumes und zunehmender Nutzungskonflikte kommt
______________________________
42 Vgl. Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverb�nde; in: Gemeinsames Amtsblatt

23/31.7.1986
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der Abw�gung vorrangiger sowie der Verkn�pfung unterschiedlicher Raumfunktionen eine
steigende Bedeutung zu. Hierzu wird die Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee in
den kommenden Jahren wichtige Beitr�ge zu leisten haben.

Die f�r die Freiraumkonzeption bedeutenden natur- und kulturr�umlichen Zusammenh�nge sind
in einem landschaftsplanerischen Fachbeitrag zum Regionalplan 1980 dargestellt worden43.

Im folgenden werden Ans�tze eines Leitbildes zur �kologisch zweckm�§igen r�umlichen
Entwicklung - bestehend aus generellen Grunds�tzen -  formuliert.

G Die Entwicklung der Region Hochrhein-Bodensee mu§ im Einklang mit
den landschaftlichen Besonderheiten, den Landschaftsstrukturen und
Landschaftsbildern stehen. Diese sind zu erhalten, zu sanieren und wo
n�tig zu entwickeln.

G Die Freir�ume (R�ume au§erhalb der Siedlungen) sind unter Ber�ck-
sichtigung ihrer �kologischen Funktionen zu sichern, zu sanieren und zu
entwickeln. 44

G Die Fl�cheninanspruchnahme f�r die r�umliche Nutzung ist unter Be-
r�cksichtigung der Empfindlichkeit der nat�rlichen Ressourcen zu mi-
nimieren.

G Der Naturhaushalt und damit die nat�rlichen Lebensgrundlagen Boden,
Wasser, Klima, Luft, Tier- und Pflanzenwelt sowie deren Regene-
rationsf�higkeit sind zu sichern und, soweit erforderlich, zu sanieren und
zu entwickeln.

Daf�r ist erforderlich:

· die nachhaltige Sicherung des belebten Bodens in seinen �kologi-
schen Funktionen durch

· die Verminderung von Fl�cheninanspruchnahme durch Bodenver-
siegelung, �berbauung und Bodenabbau;

 
· den Erhalt der naturraumgegebenen Vielfalt der Bodeneigen-

schaften (z.B. hohes nat�rliches Ertragspotential);
 
· die Vermeidung von Schadstoffeintr�gen, von Ver�nderungen des

Bodenaufbaus, von Bodenverdichtung, von Wind- und Was-
sererosion und von Ver�nderungen der Standorteigenschaften
durch Bodenentw�sserung;

· die nachhaltige Sicherung von Arten und Lebensgemeinschaften
durch

· den Erhalt, bzw. die Entwicklung von Lebensgemeinschaften mit
einem charakteristischen Arteninventar, wie es aufgrund der na-

______________________________
43 Landschaftsplanung, Region Aktuell 4, 1975
44 Vgl. LEP 83, 1.7.1. Freir�ume

3.0.1 �bergeordnete Grunds�tze
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t�rlichen Standortfaktoren, der landschaftstypischen Nutzungs-
situation und des geschichtlich gewachsenen Landschaftscha-
rakters m�glich w�re;

 
· die Vermeidung von Zerschneidung, von Verinselung gleichartiger

Biotope und von Lebensgemeinschaften
 
· die Vermeidung weiterer Standortnivellierungen hinsichtlich

Stoff- und Wasserhaushalt;

· die nachhaltige Sicherung unbeeintr�chtigter, funktionsf�higer
Grundwasserqualit�t durch

· die Vermeidung von Schadstoffeintr�gen
(z.B. �ber die Bodenpassage oder die Infiltration von Flie§ge-
w�ssern);

· die Erhaltung, bzw. Verbesserung der Grundwasserneubildung
(z.B. durch Regenwasserversickerung), die Vermeidung, bzw.
Verminderung von Bodenversiegelung, die Verminderung von er-
h�htem Oberfl�chenabflu§;

 
· die Sicherung der Regulations- und Regenerationsleistungen

(Abflu§regulation, biologisches Selbstreinigungsverm�gen von
Oberfl�chengew�ssern);

· die Sicherung, bzw. Entwicklung eines unbeeintr�chtigten, naturna-
hen, gesamtr�umlichen Oberfl�chengew�ssersystems einschlie§lich
der Fl�chen im Einzugsgebiet, die in funktionalem Zusammenhang
stehen, durch

 
· die Sicherung der Gew�sser mit keiner bzw. geringer Belastung

(Gew�sserg�teklasse I, II);
 
· durch die Verbesserung der Gew�sser mit kritischer bzw. mit

starker Verschmutzung (Gew�sserg�teklasse II-III, III);
 
· die Verminderung der Schadstoffeintr�ge �ber die Luft;
 
· Sicherung und Ausweisung von Gew�sserrandstreifen; und die

Verminderung von Feststoff- und N�hrstoffeintr�gen �ber Ober-
fl�chen-, Zwischen- und Drainwasserabflu§.

· die nachhaltige Sicherung eines funktionierenden Retentionsver-
m�gens durch

 
· die Verminderung von Fl�cheninanspruchnahme durch Bodenver-

siegelung und �berbauung;
 
· die Verminderung des Direktabflusses durch Verlust abflu§ver-

z�gernder Vegetationsstrukturen an Flie§gew�ssern und in h�n-
gigem Gel�nde;

 
· den Erhalt, bzw. die Erweiterung von nat�rlichen �berflutungs-

r�umen;

· die nachhaltige Sicherung klima�kologischer Ausgleichswirkungen
durch
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· den Erhalt, bzw. die Entwicklung/Sanierung klima�kologisch wirk-
samer Ausgleichsr�ume (z.B. Kaltluft- und Frischluftentste-
hungsgebiete);

 
· den Erhalt, bzw. Entwicklung/Sanierung von Luftzirkulationssy-

stemen (Hangwinde, Bergwinde);

· die nachhaltige Sicherung der Luftqualit�t durch
 

· die Verminderung von Luftverunreinigungen, so da§ die Gesund-
heit des Menschen und der Schutz besonders empfindlicher
Bestandteile des Naturhaushaltes gew�hrleistet ist;

· die nachhaltige Sicherung einer natur- und kulturraumtypischen
Landschaft durch

· den Erhalt, bzw. die Entwicklung einer vielf�ltigen Landschaft als
Voraussetzung f�r Landschaftserlebnis sowie landschaftsgebun-
dene ruhige Erholung;

 
· Vermeidung von L�rm- und Schadstoffeinwirkungen, die die Er-

holungswirksamkeit der Landschaft beeintr�chtigen.

· Die nachhaltige Sicherung eines funktionierenden �kosystems Bo-
densee durch

· verst�rkte Bem�hungen zur Reinhaltung des Bodensees;
 
· die Wiederherstellung einer stabilen limnologischen Situation des

Sees;
 
· Schaffung einer �kologisch stabilen Situation in der Uferzone;
 
· Sanierung seines Einzugsgebietes.

Begr�ndung

Das Freiraumkonzept ist in einem durchgehenden Proze§ mit den gesamtr�umlichen Nutzungs-
anspr�chen abzustimmen und regionalplanerisch umzusetzen. Dadurch wird im Rahmen der
Regionalplanung versucht, einen Beitrag zum Erhalt und wo n�tig zur Sanierung und zur
Entwicklung der nat�rlichen Lebensgrundlagen zu leisten. Die Regionalplanung soll dazu
beitragen, da§ die Regenerationsf�higkeit des Naturhaushaltes sowie einzelner Naturg�ter
(Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und Tierwelt) erhalten bleibt. Wichtige naturr�umliche
Potentiale in der Region Hochrhein-Bodensee m�ssen gesichert, ggf. saniert und entwickelt
werden.45

Aus �kologischer Sicht mu§ durch regionalplanerische Instrumente:

· eine sparsame Fl�cheninanspruchnahme,
· die m�glichst geringe Zerschneidung der freien Landschaft,
· eine m�glichst vertr�gliche Nutzung der besiedelten und nicht besiedelten Landschaft

erreicht werden.

______________________________
45 Dies mu§ im Rahmen der Landschaftsrahmenplanung differenziert und r�umlich konkret dargestellt

werden.
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Sparsame Fl�cheninanspruchnahme

Die gesetzliche Grundlage der Regionalplanung ist das Landesplanungsgesetz46. Durch die
Aufnahme der Umweltvertr�glichkeitspr�fung (UVP) in das Landesplanungsgesetz wurde eine
gesetzliche Grundlage geschaffen, um die Eingriffe in den Naturhaushalt besser zu steuern
und zu reduzieren. Diese einzelfallbezogene Objekt-UVP ist wichtig f�r die Regionalplanung.
Dar�ber hinaus ist jedoch die Weiterentwicklung von Beurteilungs- und Abw�gungsinstru-
menten f�r den regionalplanerischen und landschaftsrahmenplanerischen Planungsproze§ im
regionalen Ma§stab notwendig.

Wichtige Ziele und Grunds�tze zur fl�chensparenden r�umlichen Entwicklung der Region ent-
h�lt das Kapitel 2. (Siedlung).

Zerschneidung der freien Landschaft

Um die �kologische Ausgleichsfunktion der freien Landschaft zu erhalten, mu§ die zunehmende
Zerschneidung durch Bandinfrastruktur und Siedlungsentwicklung vermieden bzw. reduziert
werden. 

Vertr�gliche Nutzung der besiedelten Landschaft

Werden im Rahmen der r�umlichen Abstimmung notwendige Eingriffe in die Landschaft geplant
und durchgef�hrt, so m�ssen diese so erfolgen, da§ �kologische Risiken weitgehend vermie-
den und/oder vermindert werden. Auf einen weitgehenden Ausgleich von St�rungen im Natur-
haushalt ist hinzuwirken, damit die Freir�ume der Region ihre Funktionen langfristig erf�llen k�n-
nen. Hierzu geh�rt z.B. der  R�ckbau von Stra§en, aber auch der Schutz bereits bestehender
Wohnsiedlungen vor zus�tzlicher Luftverunreinigung oder L�rmbel�stigungen.

Die unterschiedlichen Nutzungsanspr�che an den Raum f�hren zu Konflikten zwischen
ÒBauenÓ und ÒErhalten von Freir�umenÓ. Zur Wahrung k�nftiger Entwicklungschancen ist bei
r�umlichen Nutzungskonflikten in st�rkerem Ma§e als bisher eine integrative Ber�cksichtigung
�kologischer und �konomischer Belange notwendig. Dies bedeutet nicht, ÒSiedlungspl�neÓ der
ersten Generation der Regionalpl�ne unter dem Vorzeichen einer "�kologisierung der
Regionalplanung" um  ÒFreiraumpl�neÓ zu erg�nzen. Dies w�rde einer zentralen Aufgabe der
Regionalplanung - der Koordination unterschiedlicher r�umlicher Nutzungsanspr�che -
zuwiderlaufen. Die Freiraumkonzeption Hochrhein-Bodensee darf daher nicht losgel�st von der
Siedlungskonzeption (Kap. 2) und der Versorgungskonzeption (Kap.4) betrachtet werden.

Das verst�rkte Einbeziehen von �kologischen Betrachtungen in wirtschaftliche �berlegungen
wird zu richtungsweisenden Chancen und Perspektiven f�hren, da sie auf der nachhaltigen
Sicherung und Entwicklung der nat�rlichen Ressourcen und der Lebensgrundlagen des Men-
schen aufbauen.

�kologische Zielkonzeption f�r die gesamtr�umliche Entwicklung

Mit einem zukunftsorientierten Zielkonzept k�nnen die nat�rlichen Ressourcen nur dann nach-
haltig gesichert werden, wenn es sich am Gesamtzusammenhang der Umweltprobleme und
den heutigen Rahmenbedingungen orientiert, also von den aktuellen Voraussetzungen aus-
geht. Diese sind durch st�ndige, sich immer schneller vollziehende Ver�nderungen in Richtung
Standortnivellierungen durch strukturelle und stoffliche Einwirkungen gekennzeichnet. Ziel kann
nicht die Wiederherstellung eines bestimmten, historischen Landschaftszustandes sein, da
sich die sozio�konomischen und �kologischen Rahmenbedingungen gewandelt haben und

______________________________
46 Landesplanungsgesetz Baden-W�rtemberg (LplG) in der Fassung vom 8.4.1992, GBl. S. 229
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viele der durch diese verursachten Beeintr�chtigungen als irreversibel eingestuft werden
m�ssen. Ziel mu§ sein:

· die Erhaltung/Sicherung s�mtlicher Bereiche, die aktuell wenig beeintr�chtige, schutzbe-
d�rftige Leistungen des Naturhaushaltes aufweisen;

 
· die Minimierung vorhandener Belastungen in ihrer Gesamtheit auf ein Ma§, das sich an der

Regenerationsf�higkeit der einzelnen Naturg�ter orientiert;
 
· die zuk�nftige Vermeidung von Beeintr�chtigungen, die sich derart auf die Naturg�ter aus-

wirken k�nnen, da§ sich diese nicht oder nur in langen Zeitr�umen wieder regenerieren k�n-
nen (Sanierung);

 
· Entwicklung von Bereichen, die unter den gegebenen Rahmenbedingungen potentiell

geeignet sind, zuk�nftig Funktionen des Naturhaushaltes zu leisten.

Die Vielschichtigkeit, r�umliche Ausdehnung, zeitliche Dynamik von Ver�nderungen in �kosy-
stemen und die Irreversibilit�t mancher Vorg�nge bedingen, da§ auch dann, wenn konkrete
Beeintr�chtigungen bisher noch nicht nachgewiesen werden konnten, sondern lediglich be-
gr�ndete Risiken von Beeintr�chtigungen aufgezeigt werden k�nnen, bereits entsprechende
Vermeidungs- und Minimierungsma§nahmen zu ergreifen sind (Vorsorgeprinzip). Die vielf�lti-
gen - und oft nur unvollst�ndig bekannten - Zusammenh�nge und Wirkungsbeziehungen zwi-
schen den einzelnen Naturg�tern bedingen, da§ eine nachhaltige Sicherung der Leistungsf�-
higkeit des Naturhaushalts nur medien�bergreifend und vorsorgeorientiert betrieben werden
kann.

Eine den Grunds�tzen entsprechende, auf die nachhaltige Sicherung der Leistungsf�higkeit
des Naturhaushaltes ausgerichtete Entwicklung der Raum- und Nutzungsstrukturen in der Re-
gion Hochrhein-Bodensee erfordert neben der Erhaltung von wenig beeintr�chtigten Bereichen
zum Schutz der jeweiligen Naturgrundlage die Verbesserung der aktuellen Leistungsf�higkeit
des Naturhaushaltes in den �kologischen Konfliktbereichen (z.B. im Raum Singen).

Im "Umweltprogramm f�r den Bodenseeraum" wurde der Versuch unternommen, diesen ganz-
heitlichen Umweltschutz f�r das Einzugsgebiet des Bodensees im Ansatz zu konkretisieren.

Die formulierten Grunds�tze beziehen sich vor allem auf einzelne nat�rliche Ressourcen. Dies
bedeutet nicht, da§ Nutzungs- und Funktionskombinationen nicht m�glich sind. Im Gegenteil,
Empfehlungen werden f�r �kologisch sinnvolle Nutzungskombinationen meist im Vordergrund
stehen m�ssen. Die auf die Einzelpotentiale ausgerichteten Zieltrends k�nnen jedoch zun�chst
verdeutlichen, wie sich aus der jeweiligen Sicht eine optimale Landschafts- bzw.
Nutzungsentwicklung vollziehen sollte. Auf diese Weise k�nnen Konflikte in Bezug auf die
Anforderungen aus der Sicht der einzelnen nat�rlichen Ressourcen verdeutlicht werden. So
k�nnen beispielsweise Empfehlungen zur Sicherung des Grundwasserpotentials durchaus im
Widerspruch zu Schutzvorstellungen f�r das Biotoppotential stehen.

Eine generelle Vergleichbarkeit der Wert- bzw. Beurteilungskriterien ist f�r verschiedene Res-
sourcen kaum erreichbar47. Dies hat zur Folge, da§ an die Transparenz und Nachvollziehbar-
keit der fachlichen Abw�gung von Nutzungsvorr�ngen sehr hohe Anforderungen zu stellen
______________________________
47 Durch Bewertungsverfahren wird versucht, die Kriterienwahl f�r die notwendige Optimierung einer

Entscheidung zu erleichtern. Beispielsweise dient die Nutzwertanalyse zur vergleichenden
Bewertung von Entscheidungsalternativen. Die Hauptschwierigkeit dieses und vergleichbarer Verfahren
besteht darin, an sich nicht direkt vergleichbare Kriterien durch das Entwerfen einer gemeinsamen
Skala, in die subjektive Bewertungen einflie§en m�ssen, vergleichbar zu machen. Durch Gewichtung
werden z.B. die Kosten einer Ma§nahme mit bestimmten wiederum gewichteten Wirkungen verglichen.
Wenn entsprechend viele Variablen verwendet werden, kann der so aufgezeigte Beurteilungsproze§
kaum mehr nachvollzogen werden. Im folgenden politischen Entscheidungsproze§ flie§t dann oftmals
lediglich das Ergebnis ein. Ziel von Bewertungsverfahren sollte aber die Transparenz des
Entscheidungsprozesses sein.
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sind. Im Rahmen der Systematik des vorliegenden Regionalplanes der 2. Generation wurden
daher lediglich f�r einige, laut Empfehlung der Arbeitsgemeinschaft der Regionalverb�nde vor-
geschlagenen schutzbed�rftigen Bereiche (vgl. Plans�tze 3.2ff), eine vorrangige regional-
planerisch abgewogene Nutzung definiert.

Das Thema der Nutzungsabw�gung bzw. der Nutzungs�berlagerung (Nutzungsvertr�glich-
keit) wird k�nftig weiter an Bedeutung gewinnen. Durch die Landschaftsrahmenplanung
Hochrhein-Bodensee mu§ das vorliegende Zielkonzept verfeinert und r�umlich konkretisiert
werden. Die Stichhaltigkeit und Plausibilit�t der Aussagen ist durch das Erarbeiten von
fachlichen Grundlagen weiter zu untermauern, um so die Nachvollziehbarkeit des st�ndigen
Planungsprozesses zu erleichtern.

Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden in den verdichteten R�u-
men sowie im Zuge von Entwicklungsachsen und in Gebieten mit stark
konkurrierenden Nutzungsinteressen regionale Gr�nz�ge als  gemeinde-
grenzen�bergreifende, zusammenh�ngende Teile freier Landschaft aus-
gewiesen und in der Raumnutzungskarte dargestellt. Die regionalen
Gr�nz�ge dienen der Sicherung des Freiraumes und haben sied-
lungsstrukturierende Funktionen. Sie nehmen in Verbindung mit den
schutzbed�rftigen Bereichen �kologische Ausgleichsfunktionen dort
wahr, wo �kologische Funktionen, die Landwirtschaft oder Naherho-
lungsgebiete durch die Siedlungsentwicklung gef�hrdet sind.

In den Gr�nz�gen sind die �kologischen Funktionen und die landschafts-
gebundene Erholung zu sichern und zu entwickeln. Nutzungen in den
Gr�nz�gen d�rfen diesem Ziel nicht widersprechen.

Z In regionalen Gr�nz�gen findet eine Besiedlung nicht statt.

· Standortgebundene land- und forstwirtschaftliche bauliche Nutzun-
gen sind im Rahmen des ¤ 35 Abs. 1 BauGB zul�ssig.

 
· Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur sowie bauliche Anla-

gen f�r Erholung, Freizeit und Sport sind zul�ssig, wenn sie die Funk-
tionen der Gr�nz�ge sowie den Charakter der Landschaft hinsichtlich
ihrer Gestaltung und beim Betrieb nicht wesentlich beeintr�chtigen
oder keine geeigneten Alternativen au§erhalb der Gr�nz�ge zur Ver-
f�gung stehen.

Z Der Abbau von oberfl�chennahen Rohstoffen nach Ma§gabe der
schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Rohstoffabbau (PS 3.2.6) ist  zul�s-
sig. Die Folgenutzung der Abbaubereiche mu§ den Zielen der Gr�nz�ge
entsprechen.

Begr�ndung

Die Abgrenzung der Gr�nz�ge zum Freiraum erfolgte aufgrund mehrerer Kriterien:

3.1 Regionale Gr�nz�ge und Gr�nz�suren

3.1.1  Regionale Gr�nz�ge
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Gr�nz�ge haben siedlungsstrukturierende und �kologische Funktionen. Sie sind entwicklungs-
achsenbegleitend ausgewiesen. Dar�ber hinaus erfolgt die Ausweisung dort, wo gr�§ere
Siedlungsbereiche strukturiert und begrenzt werden m�ssen (z.B. Bodenseeufer, S�dlicher
Klettgau, Kandertal). Gr�nz�ge werden weniger wichtig in Bereichen, in denen das Konfliktpo-
tential abnimmt.

Die Abgrenzung der Gr�nz�ge orientiert sich:

a) an den strukturellen Gegebenheiten.
Gegen�ber den Siedlungsbereichen werden bei der Ausweisung die r�umlichen
Entwicklungsm�glichkeiten ber�cksichtigt.

b) an den �kologischen Gegebenheiten.

Neben der siedlungsstrukturierenden Funktion der Gr�nz�ge ist ihre �kologische Funktion ein
wichtiges Ausweisungs- und Abgrenzungskriterium. Die regionalen Gr�nz�ge stehen in einem
funktionalen Zusammenhang mit den Gr�nz�suren (PS 3.1.2) und erg�nzen sich gegenseitig.

Als Erg�nzung zu den Gr�nz�suren, die u.a. bedeutend f�r den Luftaustausch innerhalb der
Siedlungsgebiete sind, stellen die Gr�nz�ge eine wichtige zusammenh�ngende Verbindung
zwischen den Frischluftwirkungsr�umen (Siedlungsgebiete) und den Frischluftentstehungs-
r�umen dar bzw. sind selbst Bestandteil der  Frischluftentstehungsr�ume (v.a. Bodanr�ck,
H�ri, Dinkelberg und s�dlicher Klettgau).

Weitere f�r die Region wichtige Frischluftentstehungsr�ume liegen im gesamten Schwarzwald
und im n�rdlichen Hegau.

Viele f�r die Erf�llung der Bodenfunktionen besonders wertvolle B�den der Region  befinden
sich innerhalb bzw. im Umfeld der Entwicklungsachsen und sind dadurch in besonderem Ma§e
von Verlust und Zerst�rung durch die Fl�cheninanspruchnahme bedroht. Durch die Auswei-
sung von Gr�nz�suren und Gr�nz�gen k�nnen die wegen ihres herausragenden Leistungs-
verm�gens f�r die Sicherung der Lebensgrundlagen unentbehrlichen Bodenressourcen wirk-
sam gesch�tzt werden.

Die Gr�nz�ge enthalten regional bedeutsame Biotope. Sie beziehen m�glichst schutzbed�rf-
tige Bereiche und Schutzgebiete mit ein. Weiterhin wurde eine Orientierung an Waldr�ndern,
Gel�ndestufen etc. versucht.

Die Gr�nz�ge stellen wichtige zusammenh�ngende landschaftsbezogene Erholungsbereiche
in relativer N�he zu den Siedlungsgebieten dar. Gr�nz�ge und Gr�nz�suren erg�nzen sich in
ihrer Bedeutung f�r die siedlungsnahe Erholung.

Die Funktion der Gr�nz�ge, bzw. Gr�nz�suren kann auch durch die standortgerechte Auffor-
stung geeigneter Fl�chen verbessert und langfristig gesichert werden.

Diese Funktionen der Gr�nz�ge setzen voraus, da§ innerhalb der Gr�nz�ge eine Besiedlung
nicht stattfindet.  

Zugelassen werden sollen lediglich standortgebundene bauliche Anlagen der Land- und
Forstwirtschaft (sog. privilegierte Vorhaben i.S. ¤ 35 (1) BauGB), der technischen Infrastruktur,
sowie baulichen Anlagen f�r Freizeit, Erholung und Sport, wenn ein sachliches Erfordernis
gegeben ist48. Diese Anlagen d�rfen nur errichtet und betrieben werden, soweit sie aufgrund
der jeweiligen konkreten Situation die Funktion der Gr�nz�ge und die landschafts�kologischen
Leistungen des Raumes nicht wesentlich beeintr�chtigen oder regional bedeutsame Biotope
nicht betreffen, oder wenn kein geeigneter Standort au§erhalb des Gr�nzuges vorhanden ist.

______________________________
48 Zu den Begriffen "standortgebunden" und "bauliche Anlage" vgl. Kap. 3.1.2, Begr�ndung
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Der Abbau von oberfl�chennahen Rohstoffen stellt eine zeitlich befristete und innerhalb des
Freiraumes standortgebundene Nutzung dar. Er ist innerhalb des Gr�nzuges nach Ma§gabe
der schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau m�glich, wenn die Folgenutzungen und die
Art der Rekultivierung mit den freiraumerhaltenden Zielsetzungen des regionalen Gr�nzuges
vereinbar sind (vg. dazu die Begr�ndung zum Plansatz 3.2.6).

Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden in den Entwicklungsachsen
sowie in Bereichen mit Ans�tzen einer Verdichtung oder in Gebieten
mit stark konkurrierenden Nutzungsinteressen regional bedeutsame
Freihaltezonen als Gr�nz�suren ausgewiesen und in der Raumnutzungs-
karte  dargestellt. Sie haben siedlungs- und freiraumstrukturierende
Aufgaben, siedlungsnahe Ausgleichs- und Erholungsfunktionen sowie
landschafts�kologische Funktionen.

Durch die Ausweisung von Gr�nz�suren soll einem Zusammenwachsen
der Siedlungen oder der Zersiedlung der freien Landschaft entgegen-
gewirkt werden.

Z In Gr�nz�suren findet eine Besiedlung nicht statt.

In Ausnahmef�llen sind standortgebundene land- und forstwirt-schaftli-
che bauliche Anlagen im Rahmen des ¤ 35 Abs 1 BauGB sowie bauliche
Anlagen der technischen Infrastruktur zul�ssig, soweit sie durch ihre Er-
richtung und Gestaltung oder durch den Betrieb die Funktionen der
Gr�nz�suren nicht wesentlich beeintr�chtigen oder keine geeigneten
Alternativen au§erhalb der Gr�nz�sur zur Verf�gung stehen.

Z Der Abbau von oberfl�chennahen Rohstoffen ist nicht zul�ssig.

Z Die in der folgenden Tabelle dargestellten Gr�nz�suren werden
ausgewiesen und sind zu erhalten:

Tabelle 3.1.2-1 Gr�nz�suren

1 Wallhausen -
Dettingen

2 Wallhausen und
Dingelsdorf

3 Dingelsdorf und
Litzelstetten

4 Litzelstetten und
Mainau

5 Mainau
und KN-Egg

6 Konstanz und Egg

7 Konstanz und
Reichenau

8 Reichenau und
Hegne

9 Hegne und
Allensbach

10 Markelfingen und
Radolfzell a.B.

11 B�hringen und
Radolfzell a.B.

12 B�hringen und
�berlingen a.R. und
Singen (Htw.) und
Rielasingen/
Worblingen

13 Moos und Iznang 14 Iznang und Gund-
holzen und Horn

15 Horn und
Gaienhofen

16 Gaienhofen
und Hemmenhofen

17 Hemmenhofen
und Wangen

18 Kattenhorn und
�hningen

19 Rielasingen und
Grenze D/CH

20 Gottmadingen
und Randegg

21 Hilzingen und
Riedheim

22 Singen (Htw.) und
Twielfeld

23 Singen (Htw.) -
Friedingen

24 M�hlhausen und
Schlatt (u. Kr.)

3.1.2  Gr�nz�suren
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noch Tabelle 3.1.2-1 Gr�nz�suren

25 M�hlhausen
und Ehingen

26 Welschingen
und Neuhausen

27 Neuhausen und
Engen

28 Engen und
Anselfingen

29 Orsingen und
Nenzingen

30 Grie§en und
Gei§lingen

31 Eggingen und
Ofteringen

32 Horheim/Schwerzen
und Lauchringen

33 Dangstetten und
Rheinheim und
Kadelburg

34 Kadelburg und
Ettikon

35 Waldshut
und Gurtweil

36 Waldshut und
Dogern

37 H�chenschwand und
H�usern

38 H�usern und
St. Blasien

39 Luttingen und
Stadenhausen und
Laufenburg

40 Murg und
Bad S�ckingen

41 Bad S�ckingen  und
Wallbach

42 �flingen/Brennet
und Schw�rstadt

43 Schw�rstadt West 44 Karsau und
Nollingen

45 Nollingen/Rheinfel-
den und Degerfelden
und Warmbach

46 Herten und Wyhlen 47 Wyhlen und
Grenzach

48 Schlechtnau und
Geschwend

49 Geschwend und
Utzenfeld

50 Zell i.W. und Hausen 51 Hausen und Fahr-
nau/Schopfheim

52 Langenau und
Schopfheim und
Maulburg

53 Brombach/
Hauingen und
Steinen/H�llstein

54 L�rrach und Salzert

55 Weil am Rhein und
Grenze D/CH

56 Weil am Rhein und
Haltingen

57 Wollbach und
Wittlingen

58 Wittlingen und
R�mmingen

59 R�mmingen und
Binzen

60 Binzen und
Eimeldingen

61 M�rkt/Eimeldingen
und Efringen-
Kirchen

62 Efringen-Kirchen
und Istein

63 Istein und
Kleinkems

64 Kleinkems und
Rheinweiler

65 Rheinweiler und
Bamlach

66 Bamlach und
Bad Bellingen

67 Schliengen und
Steinenstadt
(RVSO)

Begr�ndung

Gr�nz�suren sind regional bedeutsame Freihaltezonen. Durch sie soll der Tendenz des Zu-
sammenwachsens von Orten entgegengewirkt und eine Gliederung der Siedlungst�tigkeit
erreicht werden. Neben dieser st�dtebaulich-�sthetischen Funktion erf�llen die Gr�nz�suren
wichtige Aufgaben f�r die Naherholung. Dar�ber hinaus werden im Zusammenhang mit einer
starken �berformung oder Versiegelung der Landschaft in den Entwicklungsachsen und Ent-
wicklungsorten die �kologischen Funktionen zunehmend wichtiger (Natur- und Landschafts-
schutz, Wasser- und Grundwasserschutz, Schutz regional bedeutsamer Biotope). Grundlage
f�r die Ausweisung bilden jeweils mehrere Kriterien zusammen.

Fast alle Gr�nz�suren der Region stellen wichtige Freir�ume f�r den Luftaustausch innerhalb
der Siedlungsgebiete dar. Dar�ber hinaus stellen sie die Verbindung zu den Gr�nz�gen und
�ber sie zu den Frischluftentstehungsgebieten her. Dies zeigt, da§ Gr�nz�suren  in einem
funktionalen Zusammenhang mit den regionalen Gr�nz�gen (PS 3.1.1) stehen und sich in ihren
Funktionen erg�nzen.
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Weiterhin befinden sich die wertvollsten B�den der Region innerhalb der Entwicklungsachsen,
dies bedeutet, da§ f�r die Ausweisung der Gr�nz�suren die Erhaltung der Ertragsf�higkeit der
B�den  wichtig ist.

Um die Funktion der regional bedeutsamen Gr�nz�suren zu erm�glichen, sollte ihre Ausdeh-
nung nicht wesentlich unter 1000 m liegen. Regional erforderlich k�nnen jedoch auch Gr�n-
z�suren von geringerer Ausdehnung sein. Die genaue Abgrenzung der Gr�nz�suren erfolgt
durch die Bauleitplanung in enger Abstimmung mit der Regionalplanung.

Damit die Gr�nz�suren wirksam werden k�nnen, m�ssen sie von jeglicher baulichen Nutzung
im Sinne von ¤ 29 BauGB frei bleiben. Ausnahmen beziehen sich nur auf standortgebundene
bauliche Anlagen der Land- und Forstwirtschaft (sog. privilegierte Vorhaben i.S. ¤ 35 (1)
BauGB) sowie der technischen Infrastruktur, hierzu geh�ren auch Anlagen der Verkehrsinfra-
struktur. Diese Ausnahmen d�rfen nur gew�hrt werden, soweit sie aufgrund der jeweiligen
konkreten Situation die Funktion der Gr�nz�suren und die landschafts�kologischen Leistungen
des Raumes nicht beeintr�chtigen oder regional bedeutsame Biotope nicht betreffen. F�r die
Errichtung solcher baulichen Anlagen mu§ jeweils ein sachliches Erfordernis gegeben sein.
Gleichzeitig darf kein geeigneter Standort au§erhalb der Gr�nz�sur vorhanden sein.

In den Gr�nz�suren ist die Errichtung bzw. die Erweiterung der i.d.R. fl�chenextensiven bauli-
chen Anlagen f�r Erholung, Sport und Freizeit nicht m�glich, weil sie die Funktionsf�higkeit die-
ser begrenzten Freir�ume entscheidend beeintr�chtigen w�rden.

Standortgebundene bauliche Anlagen

Bauliche Anlagen sind solche Anlagen ober- oder unterhalb der Erdoberfl�che, die "gebaut",
d.h. durch eine Baut�tigkeit und durch Verwendung von Baustoffen und Bauteilen hergestellt
oder errichtet werden und in einer auf Dauer gedachten Weise mit der Erdoberfl�che verbun-
den sind49. Hierzu geh�ren z.B. auch Camping, Tennis- und Sportpl�tze. Standortgebunden
sind diejenigen baulichen Anlagen, welche ihre Aufgaben nur dann erf�llen k�nnen, wenn sie
an einem ganz bestimmten Standort errichtet werden, welcher die notwendigen Voraussetzun-
gen bietet (z.B. Wassergewinnungsanlage, Aussiedlerhof etc.).

Der Abbau von oberfl�chennahen Rohstoffen stellt einen erheblichen Eingriff in die Landschaft
dar. Er ist mit den siedlungsnahen Ausgleichs- und Erholungsfunktionen sowie den land-
schafts�kologische Funktionen der Gr�nz�suren nicht vereinbar (Vgl. dazu die Begr�ndung
zum Plansatz 3.2.6).

Zusammenstellung der Gr�nz�suren

Die folgende Tabelle zeigt die ausgewiesenen Gr�nz�suren sowie die Kriterien, die f�r ihre
siedlungsbegrenzende Ausweisung bestimmend sind.

Ausweisungskriterien:

Der Ausweisung einzelner R�ume als Gr�nz�suren liegen jeweils mehrere Kriterien zu Grunde.
Eine erste Gruppe besteht aus nachrichtlichen �bernahmen von Fachplanungen
(festgesetzte und geplante Schutzgebiete). Eine zweite Gruppe beinhaltet weitere
regionalplanerisch relevante Kriterien.

Nachrichtliche �bernahmen anderer Fachstellen: Naturschutzgebiete, Naturdenkm�ler
Landschaftsschutzgebiete
Wasserschutzgebiete

______________________________
49 Nach ¤ 2 LBO Baden-W�rttemberg
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RegionalplanerischeSicherung: der Erholung,
des Zugangs zur freien Landschaft,
der Grundwasserschonbereiche,
der Grundwasserneubildung,
vor Grundwasserverschmutzung,
der Oberfl�chengew�sser/der nat�rlichen
Retention,
wichtiger Luftaustauschprozesse,
wertvoller Biotope,
wertvoller Landschaftsstrukturen,
wertvoller landwirtschaftlicher Fl�chen
des Waldes.

F�r den Wald besteht ein starker gesetzlicher Schutz. Er wird als Kriterium f�r die Ausweisung
von Gr�nz�suren vor allem im Verbindung mit anderen Kriterien aufgenommen.

Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Gr�nz�suren

Ê Fachliche
�bernahme

Sicherung Qualitativer  und
quantitativer

Grundwasserschutz

Sicherung

Nr Gr�nz�sur
zwischen

NSG
ND

LSG WSG Land-
wirt-
schaft/

Boden-
ertrags-
f�hig-
keit

Erho-
lung

Wald GW-
schon-
be-
reiche

GW-
Neubil-
dung/Ver-
schmut-
zung

(Grund-
wasser-
nutzung)

Ober-
fl�chen-
wasser

Nat.
Reten-
tion

Luft-
aus-
tausch-
pro-
zesse

Bio-
tope

Land-
schafts-
struk-
tur

1 Wallhausen und
Dettingen

X X X X X (X) X X X

2 Wallhausen und
Dingelsdorf

X X X X (X) X X X

3 Dingelsdorf und
Litzelstetten

X X X X (X) X X X

4 Litzelstetten und
Mainau

X X X X X (X) X X X

5 Mainau
und KN-Egg

X X X X X (X) X X X

6 Konstanz und
Egg

X X X X

7 Konstanz und
Reichenau

X X (X) X X

8 Reichenau und
Hegne

X X X X (X) X X X

9 Hegne und
Allensbach

X X X X X X X (X) X X X

10 Markelfingen und
Radolfzell a.B.

X X X X X X z. T. X X X X

11 B�hringen und
Radolfzell a.B.

X X X X X

12 B�hringen und
�berlingen a.R.
und Singen und
Rielasingen/
Worblingen

X X X X X X X X

13 Moos und
Iznang

X X X X X X X X

14 Iznang und
Gundholzen und
Horn

X X X X X X X X X

15 Horn und
Gaienhofen

X X X X X X X X

16 Gaienhofen
und Hemmen-
hofen

X X X X X X X X

17 Hemmenhofen
und Wangen

X X X X X X X X X

18 Kattenhorn und
�hningen

X X X X X X X X
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noch Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Gr�nz�suren

Ê Fachliche
�bernahme

Sicherung Qualitativer  und
quantitativer

Grundwasserschutz

Sicherung

Nr Gr�nz�sur
zwischen

NSG
ND

LSG WSG Land-
wirt-
schaft/

Boden-
ertrags-
f�hig-
keit

Erho-
lung

Wald GW-
schon-
be-
reiche

GW-
Neubil-
dung/Ver-
schmut-
zung

(Grund-
wasser-
nutzung)

Ober-
fl�chen-
wasser

Nat.
Reten-
tion

Luft-
aus-
tausch-
pro-
zesse

Bio-
tope

Land-
schafts-
struk-
tur

19 Rielasingen und
Grenze CH

X X X X X X

20 Gottmadingen
und Randegg

X X X z. T. X X

21 Hilzingen und
Riedheim

22 Singen (Htw.)
und Twielfeld

X X X X X

23 Singen (Htw.)
und Friedingen

X X X X X X X

24 M�hlhausen
und Schlatt(u.Kr.)

X X X X X

25 M�hlhausen
und Ehingen

X X X X X X

26 Welschingen
und Neuhausen

X X X X X

27 Neuhausen und
Engen

X X X X X X X

28 Engen und
Anselfingen

X X X X X X

29 Orsingen und
Nenzingen

X X z. T. X X X

30 Grie§en und
Gei§lingen

X X X (X) X z. T.
X

X

31 Eggingen und
Ofteringen

X X X X

32 Horheim/
Schwerzen und
Lauchringen

X X X X

33 Dangstetten
und Rheinheim
und
Kadelburg

X X X X X X X

34 Kadelburg und
Ettikon

X X X X X X

35 Waldshut
und Gurtweil

X X X X X X

36 Waldshut und
Dogern

X X X X X X

37 H�chenschwand
und H�usern

X X X X X X X

38 H�usern und
St. Blasien

X X X X X

39 Luttingen und
Stadenhausen
und
Laufenburg

X X X X X X z. T.
X

X

40 Murg und
Bad S�ckingen

X X X X X X X X

41 Bad S�ckingen
und
Wallbach

X X X X  z.T. X X X

42 �flingen/Brennet
und Schw�rstadt

X X z. T.  X
z. T.
( X)

z. T. X (X) X X

43 Schw�rstadt
West

X X X (X) X X

44 Karsau und
Nollingen

X X (X) X

45 Nollingen/
Rheinfelden und
Degerfelden und
Warmbach

X X X X X X X
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noch Tabelle 3.1.2-2 Funktion der Gr�nz�suren

Ê Fachliche
�bernahme

Sicherung Qualitativer  und
quantitativer

Grundwasserschutz

Sicherung

Nr Gr�nz�sur
zwischen

NSG
ND

LSG WSG Land-
wirt-
schaft/

Boden-
ertrags-
f�hig-
keit

Erho-
lung

Wald GW-
schon-
be-
reiche

GW-
Neubil-
dung/Ver-
schmut-
zung

(Grund-
wasser-
nutzung)

Ober-
fl�chen-
wasser

Nat.
Reten-
tion

Luft-
aus-
tausch-
pro-
zesse

Bio-
tope

Land-
schafts-
struk-
tur

46 Herten und
Wyhlen

X X X X X X X

47 Wyhlen und
Grenzach

X X X X X

48 Schlechtnau und
Geschwend

X X X X X X X

49 Geschwend und
Utzenfeld

X X X X X X X X

50 Zell i.W. und
Hausen

X X X X X X

51 Hausen und
Fahrnau/
Schopfheim

X X X X X X

52 Langenau und
Schopfheim und
Maulburg

X X X X X X

53 Brombach/
Hauingen und
Steinen/H�llstein

X X X X X X X

54 L�rrach und
Salzert

X X X X X X

55 Weil am Rhein
und
Grenze CH

X X X X X X

56 Weil am Rhein
und
Haltingen

X X X X

57 Wollbach und
Wittlingen

X X X X X X X

58 Wittlingen und
R�mmingen

X X X X X X X

59 R�mmingen und
Binzen

X X X X X X X

60 Binzen und
Eimeldingen

X X X X X

61 M�rkt/Eimel-
dingen und
Efringen-Kirchen

X X X X z. T. X X X X

62 Efringen-Kirchen
und Istein

X X X X X X X

63 Istein und
Kleinkems

X X X X X X X X X

64 Kleinkems und
Rheinweiler

X X X X X X X

65 Rheinweiler und
Bamlach

X X X X X X X X

66 Bamlach und
Bad Bellingen

X X X X X X X X

67 Schliengen und
Steinenstadt
(RVSO)

X X X X X X X
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Z Die in der Raumnutzungskarte dargestellten schutzbed�rftigen
Bereiche f�r Naturschutz- und Landschaftspflege/regionale Biotope
sind zu erhalten. Dem jeweils spezifischen Schutzzweck entgegen-
wirkende Ma§nahmen sind zu vermeiden.

Begr�ndung

Aus der vorliegenden Biotopkartierung der LfU (1984-1988) wurde aufgrund der Bewertung
durch die LfU (Eigenartigkeit und Schutzbed�rftigkeit) eine Auswahl der regional bedeutsamen
Biotope vorgenommen. Es wurden Einzelbiotope ausgew�hlt und erste Biotopbereiche
gebildet. F�r die Auswahl gelten folgende Kriterien:

· Schutz seltener und ggf. bedrohter Arten (Rote Liste der gef�hrdeten Tier- und Pflanzenar-
ten)

 
· Sicherung der Artenvielfalt
 
· Funktionsvielfalt im Naturhaushalt

In die Raumnutzungskarte wurden aufgenommen:

· Biotope �ber 5 ha Gr�§e. Einzelbiotope wurden zu Bereichen zusammengefa§t.
· Biotope mit der Bewertung nach LfU: gut, sehr gut, hervorragend.

Dabei sind in den Biotopbereichen mehrere auch kleinfl�chige Biotope zusammengefa§t, die in
gegenseitig abh�ngiger enger Beziehung zueinander stehen. Die Erhaltung dieser gro§fl�chi-
gen Biotopbereiche hat gegen�ber anderen konkurrierenden Nutzungen Vorrang. Dies schlie§t
eine Besiedelung, die Nutzung durch Infrastruktur, die Ver�nderung der Oberfl�chenstruktur
sowie den Abbau von Rohstoffen aus.

Der besondere Schutz der Biotope ist im Biotopschutzgesetz geregelt50.  

Wesentliches Ziel des Biotopschutzes ist die Erhaltung abgegrenzter Lebensr�ume mit einer
standortspezifischen Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten. Daf�r bieten die Biotopbereiche durch
ihre Ausdehnung besonders g�nstige Voraussetzungen. Weiterhin spielen die Biotopbereiche
ein wichtige Rolle f�r den Boden-, Wasser-, und Klimahaushalt. Dar�ber hinaus bieten sie
wichtige Chancen zur Wiederansiedlung  von im Raum ausgestorbenen Tier- und Pflanzen-
gesellschaften. Die in den einzelnen Bereichen herrschenden Umweltbedingungen m�ssen zu
diesem Zweck erhalten werden.

Dazu ist es erforderlich, die in der Region vorkommenden Biotoptypen in einem Verbundsy-
stem repr�sentativ zu sichern. Zur praktischen Umsetzung m�§ten hierzu nach geeigneten
konzeptionellen Vorgaben erfolgen, z.B. Biotopvernetzungen auf kommunaler Ebene gem�§

______________________________
50 Gesetz zur �nderung des Naturschutzgesetzes (Biotopschutzgesetz) vom 19.11.1991, GBl. S. 701

Gesch�tzt sind nach diesem Gesetz alle dort aufgez�hlten Biotoptypen. Weitere Biotope werden k�nftig
nach ¤ 30a LWaldG gesch�tzt. Alle �brigen wertvollen Biotope sind nur regionalplanerisch gesichert,
soweit nicht Schutzgebiete ausgewiesen sind.

3.2 Schutzbed�rftige Bereiche von Freir�umen

3.2.1 Naturschutz und Landschaftspflege
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der Landschaftspflegerichtlinien des Landes Baden-W�rttemberg vom 18.12.1990. Der Land-
wirtschaft f�llt bei der Biotoppflege und dem Aufbau von Vernetzungsstrukturen in der Land-
schaft eine besondere Aufgabe zu.

Die Biotopkartierung der LfU wird derzeit durch weitere Kartierungen erg�nzt bzw. verfeinert.
Durch die Landschaftsrahmenplanung Hochrhein-Bodensee werden diese Ergebnisse regio-
nalplanerisch ausgewertet. Es wird ein Verbund mit anderen Biotopen, die nicht in der Raum-
nutzungskarte dieses Regionalplanes dargestellt sind, sowie weiteren �kologisch wertvollen
Bereichen, aufgebaut werden (Biotopverbundsystem). Neben den von der LfU kartierten und
noch zu kartierenden Biotopen wird z.B. im Rahmen des Modellprojektes ÒBiotopvernetzung
und Extensivierung landwirtschaftlich genutzter Fl�chen im Landkreis KonstanzÓ ein Schwer-
punkt auf den Erhalt der aus �kologischen und landschafts�sthetischen Gr�nden wertvollen,
aber nicht nach ¤ 24a NatSchG gesch�tzten Streuobstbest�nde gelegt.

Die verschiedenen Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz k�nnen u.a. geeignete Instru-
mente zur Umsetzung der Verbundsysteme sein.

Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkm�ler

In der Raumnutzungskarte werden als fachliche �bernahme die Natur- und Landschafts-
schutzgebiete sowie Naturdenkm�ler dargestellt. Der jeweilige Schutzzweck ergibt sich aus
den Festsetzungen f�r die einzelnen Schutzgebiete.

G Die Landwirtschaft soll neben der nachhaltigen Produktion von gesun-
den Nahrungsmitteln zur Sicherung der nat�rlichen Lebensgrundlagen
(Boden, Wasser, Klima) sowie der Kulturlandschaft und ihrer Biotope
beitragen. (Vgl. PS 3.2.1) Eine �kologisch sinnvolle und vertr�gliche
Landwirtschaft ist gezielt auszubauen. Ein besonderes Augenmerk
sollte auf die Versorgung der Bev�lkerung mit heimisch produzierten
Lebensmitteln gelegt werden.

G In intensiv landwirtschaftlich genutzten R�umen der Tallagen im Rhein-
tal, im Klettgau sowie im Hegau ist eine den �kologischen Anforderun-
gen sowie dem Landschaftscharakter gen�gende Ausstattung mit Ge-
b�schen, Hecken, Flurgeh�lzen und Einzelb�umen vorzusehen.51

G In extensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen (v.a. im Schwarz-
wald) sind zur Offenhaltung der Landschaft vor allem Brachfl�chen,
Trockenrasen, Waldwiesen, Waldr�nder und Feuchtwiesen pflegebe-
d�rftig .

G Eine Aufforstung in extensiv landwirtschaftlich genutzten Bereichen
sollte zur Erhaltung der Mindestflur nur nach Ausweisung von Auffor-
stungs- und Nichtaufforstungsgebieten durch Satzungsbeschlu§ der
Gemeinden erfolgen. Bei Aufforstungen ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten.
(Vgl. dazu PS 3.2.3)52

______________________________
51 Von der Verbindlichkeit ausgenommen. 
52 Von der Verbindlichkeit ausgenommen.

3.2.2 Landwirtschaft
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Begr�ndung:

Das Thema Landwirtschaft kann nicht losgel�st von der EU-Agrarpolitik behandelt werden.
Der regionalplanerische Einflu§ ist daher gering. Gerade auf der Ebene der EU spielen aber
regionale Ans�tze eine zunehmend gr�§ere Rolle. Entsprechende europ�ische Zielsetzungen
sind erforderlich.

Gesellschaftlich hat die Landwirtschaft zwei wichtige Aufgaben zu erf�llen:

· eine wirtschaftliche Funktion der Nahrungsmittelproduktion und der Existenzsicherung

· eine zunehmend landschaftspflegerische Funktion.

Beide Aufgaben m�ssen sich gegenseitig erg�nzen, sie d�rfen in keinem Widerspruch stehen.

Landwirtschaft - Landbewirtschaftung

Die Landwirtschaft tr�gt ganz wesentlich zur Erhaltung und Entwicklung einer vielf�ltigen Kul-
turlandschaft bei. Sie unterst�tzt dadurch andere Nutzungsanspr�che an die Landschaft (z.B.
Erholung) und dient dem Biotop- und Artenschutz. Daher sollten von der Landbewirtschaftung
keine Beeintr�chtigung f�r den Naturhaushalt und das Landschaftsbild ausgehen.

Dies bedeutet, da§ vermieden werden sollen:

· beeintr�chtigende Stoffeintr�ge in Grund- und Flie§gew�sser und somit auch in den Trink-
wasserspeicher Bodensee,

 
· Umbruch von Wiesen insbesondere in Talauen (Wasserschutz- und �berschwemmungs-

gebiete),
 
· Trockenlegung von Fl�chen mit hohem Grundwasserstand,
 
· Ausr�umen von typischen Landschaftselementen,
 
· erosionsbeg�nstigende Formen des Ackerbaus in gef�hrdeten Hanglagen.

Vor diesem Hintergrund ist ein �kologischer Landbau gezielt zu f�rdern. Das Land Baden-
W�rttemberg unterst�tzt dieses Ziel im Rahmen des MEKA und der Landschaftspflegerichtlinie.
Es honoriert die Leistungen, welche die Landwirtschaft f�r die Erhaltung und Pflege der Kultur-
und Erholungslandschaft erbringt und f�rdert umweltgerechte, den nat�rlichen Lebensraum
sch�tzende, landwirtschaftliche Produktionsverfahren, sowie die Sicherung landschaftspfle-
gender, besonders gef�hrdeter Nutzungen.

Die Beratung der Betriebe sollte gew�hrleistet werden. Die kooperative Zusammenarbeit ist
zu f�rdern. Der integrierte Pflanzenschutz mu§ intensiviert werden. Indem beispielsweise eine
vernetzte Biotopstruktur erhalten bzw. entwickelt wird, kann ein wirksamer Schutz vor Schad-
insekten erreicht werden.

Da Formen von extensiven, dem Umweltschutz besonders dienenden Erzeugungspraktiken
derzeit mit Einkommenseinbu§en f�r die landwirtschaftlichen Betriebe verbunden sind, m�ssen
hier F�rder- und Ausgleichsm�glichkeiten so gestaltet werden, da§ das verst�rkte Beachten
der �kologischen Grunds�tze f�r die Landwirte keine �konomischen Nachteile bringt. Gezielt
gef�rdert werden sollten regionale und kleinr�umige Absatzm�glichkeiten. Ans�tze f�r eine re-
gionale Vermarktung sind vielerorts bereits erkennbar.
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Erhaltung der landwirtschaftlichen Fl�chen

Vor allem B�den mit hohem nat�rlichen Ertragspotential sollten f�r die landwirtschaftliche Nut-
zung erhalten werden. Besondere Konflikte zwischen Siedlungs- und Infrastrukturanspr�chen
und der Landwirtschaft ergeben sich  insbesondere in den naturbeg�nstigten Anbaugebieten
im mittleren Hegau, im Klettgau, im Laufenburger Hochrheintal, westlich von Rheinfelden sowie
im Markgr�fler Land. Hier ist auf einen besonders schonenden Umgang mit landwirtschaftlicher
Fl�che zu achten.

Die Agrarstrukturverbesserung kann auch durch Ma§nahmen nach dem Flurbereinigungsge-
setz erreicht werden. Hierbei ist das �kologische Gef�ge zu wahren. Landverluste infolge von
Eisenbahn- und Stra§enbauvorhaben sowie durch Ma§nahmen zur Renaturierung von Ge-
w�ssern sollen in Unternehmensflurbereinigungen oder durch freiwilligen Landtausch auf eine
gr�§ere Zahl von Eigent�mern verteilt werden, so da§ die Existenzgef�hrdung landwirtschaft-
licher Betriebe vermieden bzw. verringert wird. Neben dem klassischen Ziel der Flurneuord-
nung, durch Produktivit�tsverbesserungen die Ertragslage landwirtschaftlicher Betriebe zu
verbessern, gewinnen zunehmend Ma§nahmen an Bedeutung, die die Landwirtschaft in die
Lage versetzen, differenziert die Mindestflur und damit den typischen Charakter der jeweiligen
Kulturlandschaft zu erhalten.

In landwirtschaftlich intensiv genutzten R�umen sollte eine Ausstattung mit Hecken, Geb�-
schen und Flurgeh�lzen sowie Einzelb�umen in einer Gr�§enordnung von 3-5% der Fl�che
angestrebt werden.

Ausweisung von Aufforstungs- und Nichtaufforstungsgebieten zur Erhaltung der Mindestflur

Die EU-Agrarpolitik f�hrt zu einem erheblichen Problem durch Agrar�bersch�sse. Zum Abbau
dieser �bersch�sse werden entsprechend der Reform der EU-Agrarpolitik Fl�chen zeitlich be-
grenzt stillgelegt, um die Produktion zu reduzieren und der Nachfrage anzupassen.

Zur Sicherung der regionalen Raumstruktur und der landschaftlichen Vielfalt hat die Landwirt-
schaft auch Aufgaben der Landschaftspflege wahrzunehmen. Eine Fl�chenaufgabe f�hrt oft-
mals zur Folgenutzung durch die Forstwirtschaft. Dies h�tte eine starke Beeintr�chtigung der
Landschaftsfunktionen Biotopschutz, Lokalklima und Erholung zur Folge. Spezifische
Aufgaben der Region, �bergeordneter Erholungraum und �kologischer Ausgleichsraum zu sein,
w�ren damit gef�hrdet. In weiten Teilen der Region, insbesondere in Teilen der Landkreise
L�rrach und Waldshut (Mittelbereich Schopfheim und Bad S�ckingen), sollte daher die
landwirtschaftlich genutzte Fl�che, speziell im Bereich der H�henlandwirtschaft und der
Tallagen, nicht weiter abnehmen.

In Regionsteilen mit gef�hrdeter Landwirtschaft sind alle M�glichkeiten zur nachhaltigen St�t-
zung der Landwirtschaft auszusch�pfen, um die Bewirtschaftung bzw. Pflege der Fl�chen zu
gew�hrleisten. Im einzelnen sind folgende Punkte denkbar:

· Naturschutz und Landschaftspflege als eigenst�ndige Einkommensquelle f�r Landwirte er-
schlie§en,

 
· F�rderprogramme entwickeln und aussch�pfen (z.B. das MEKA-Programm des Landes,

Pr�mien f�r die Erhaltung von Mindestflurfl�chen),
 
· Ma§nahmen der Flurneuordnung zur Verbesserung der Erschlie§ung und zur rationelleren

Pflege landwirtschaftlicher Fl�chen.

Die M�glichkeiten der Gr�nbrache sind verst�rkt zu nutzen. Es gibt Fl�chen, die generell als
pflegebed�rftig einzustufen sind und in ein Fl�chenpflegeprogramm einbezogen werden soll-
ten:

· Fl�chen mit minderer Bodeng�te,
· Fl�chen in Hanglage,
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· Restfl�chen, Fl�chen mit ung�nstigem Zuschnitt,
· enge Tallagen, Feuchtwiesen,
· Waldrandgrundst�cke,
· Waldwiesen,
· Trockenrasen.

Die Art und Intensit�t der Pflegeeingriffe mu§ sich nach den angestrebten Landschaftsfunktio-
nen richten. In der Regel dienen Ma§nahmen der Landschaftspflege dem Biotopschutz auch
der Pflege des Landschaftsbildes.

F�r die Fl�chenpflege sollten, abgestimmt unter den beteiligten Tr�gern, folgende Ziele aufge-
stellt werden:

· Gezielte F�rderung aller Sukzessionsstufen der nat�rlichen Pflanzenentwicklung; gleichf�r-
mige Pflegeeingriffe sind zu vermeiden.

 
· Besondere Ber�cksichtigung von regionalen Besonderheiten, zu denen die Schwarzwald-

h�fe (Hofgruppen und Zinken) geh�ren. Da diese Dokumente der Kulturlandschaft Bedeu-
tung f�r das Landschaftsbild haben, sind in Abstimmung zwischen Landwirtschaft, Natur-
schutz und Fremdenverkehr bei drohender Nutzungsaufgabe Konzepte zur Erhaltung zu
entwickeln und umzusetzen.

 
· Ber�cksichtigung von Freizeit und Erholung.

Die Anspr�che der Erholungssuchenden sind zu integrieren. Dazu geh�ren die Anlage von
Liegewiesen sowie Eingriffe in den Geh�lzbestand zur Erhaltung der Aussichtspunkte.

Vor allem im Schwarzwald verschlechtern sich die Existenzbedingungen der Landwirtschaft.
Es besteht ein Konflikt zwischen der Offenhaltung der Landschaft sowie der Aufforstung. Ne-
gative Einfl�sse, insbesondere auf den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild, k�nnen durch
die Festsetzung von Aufforstungsgebieten bzw. von Nichtaufforstungsgebieten durch Ge-
meindesatzung nach ¤ 25 a Abs. 1 des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes Baden-
W�rttemberg (LLG) vom 14.03.1972 (GBl. S.74), zuletzt ge�ndert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 20.05.1994 (GBl. S. 281), vermieden werden. F�r die Abgrenzung der Aufforstungs-
und Nichtaufforstungsgebiete hat eine nach ¤ 25 b LLG zu bildende Kommission Vorschl�ge
zu erarbeiten, wobei Nichtaufforstungsgebiete nach ¤ 25 a Abs. 3 LLG nur f�r Bereiche fest-
gesetzt werden k�nnen, f�r die Versagensgr�nde nach ¤ 25 Abs. 2 LLG vorliegen. Dar�ber
hinaus bleiben weitergehende naturschutzrechtliche Bestimmungen nach ¤ 25 Abs. 6 LLG
unber�hrt (insbesondere der Schutz von Biotopen nach ¤ 24 a NatSchG oder der Ausschlu§
von Aufforstungen in Natur- und Landschaftsschutzgebieten durch Verordnungen nach ¤¤ 21
und 22 NatSchG).

Ein Versagungsgrund nach ¤ 25 Abs. 2 LLG liegt unter anderem vor, wenn "Erfordernisse der
Raumordnung und Landesplanung" der Aufforstung entgegenstehen. Zur besseren Auslegung
dieser "Raumordnungsklausel" sollen im Schwarzwald folgende Ausschlu§kriterien f�r Auffor-
stungen gelten:

· Hanglage mit der Funktion Kaltluftabflu§,
 
· Einhaltung eines Mindestabstandes vom Ortsrand,
 
· Wiesent�ler, Erhaltung von Ausblicken und Sichtbeziehungen,
 
· Verk�rzung von Waldr�ndern, soweit nicht vorhandene monotone Fichtenwaldr�nder durch

davor geplante Mischwaldaufforstungen �kologisch aufgewertet werden,
 
· Erhaltung kulturhistorischer Besonderheiten,
              
· kleinfl�chige, isolierte Lage (Aufforstungssplitter),
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· Anschlu§ an gestufte Waldr�nder, soweit nicht wieder die Anlage eines gestuften Wald-
randes geplant ist,

 
· Beeintr�chtigung historischer Landschaftsbilder.

Soll nach Abw�gung aller Belange aufgeforstet werden, so ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten. In waldarmen Gebie-
ten ist die Aufforstung grunds�tzlich positiv zu bewerten. So k�nnte beispielsweise im Rhein-
vorland im Bereich von Kurorten wie Bad Bellingen die gezielte Aufforstung mit Laubb�umen
zur Verbesserung der Erholungseignung beitragen. Gleiches gilt f�r den Raum Hegau.

Durch Ma§nahmen eines Flurneuordnungsverfahrens, insbesondere durch zweckm�§ige
Neueinteilung und bessere Erschlie§ung der Freifl�chen, kann ein wesentlicher Beitrag zur
Offenhaltung der Flur geleistet werden.

Aufforstungsgenehmigungen sollten sich an strengen landschaftsbezogenen Kriterien orien-
tieren. Wichtige Kriterien, die im allgemeinen eine Aufforstung ausschlie§en, sind die Schutz-
ziele der Schutzgebiete nach dem Naturschutzgesetz: NSG, LSG, fl�chenhaftes Naturdenk-
mal, Feuchtgebiete nach ¤ 24a NatSchG (Vgl. PS 3.2.3)

Zur besseren Auslegung der Raumordnungsklausel in ¤ 25 des Landwirtschafts- und Landes-
kulturgesetzes sollen folgende weitere Ausschlu§kriterien f�r Aufforstungen gelten:
 
· schutzw�rdige Biotope,
· Hanglage mit der Funktion Kaltluftabflu§,
· Hochfl�che mit der Funktion Kaltluftentstehung,
· Einhaltung eines Mindestabstandes vom Ortsrand,
· Wiesent�ler,
· Erhaltung von Ausblicken und Sichtbeziehungen,
· Verk�rzung von Waldr�ndern,
· N�he zu Erholungseinrichtungen,
· Erhaltung kulturhistorischer Besonderheiten,
· kleinfl�chige, isolierte Lage (Aufforstungssplitter),
· Anschlu§ an gestufte Waldr�nder,
· Erhaltung von Rodungsinseln,
· Beeintr�chtigung historischer Landschaftsbilder.

Soll nach Abw�gung aller Belange aufgeforstet werden, so ist vordringlich auf standortge-
rechte heimische Vegetation und einen hohen Laubholzanteil zu achten. Angesichts der Be-
deutung von Waldr�ndern f�r den Naturhaushalt sollten dar�ber hinaus genehmigungsf�hige
Aufforstungen nur so angelegt werden d�rfen, da§ dadurch Waldr�nder nicht verk�rzt werden.

Zusammenfassung:

Die Landwirtschaft sollte aus regionalplanerischer Sicht folgende gleichrangigen Aufgaben
wahrnehmen:
 
· Beitrag zur Sicherung der Nahrungsmittelproduktion, soweit dies aufgrund der nat�rlichen

Ertragsbedingungen m�glich ist.
 
· Nachhaltigkeit einer standortgerechten Wirtschaftsweise durch langfristige Sicherung der

Bodenfruchtbarkeit, Verhinderung der Bodenerosion.
 
· Erhaltung und Entwicklung der Landschaft innerhalb der offenen Feldflur als landschafts-

pflegerischer Beitrag. Dadurch mu§ eine Sicherung einer Mindestflur aus �kologischen und
visuellen Gr�nden erfolgen.
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G Die in der Raumnutzungskarte dargestellten Waldfl�chen sind wegen
ihrer �kologischen, landschafts�sthetischen und wirtschaftlichen Be-
deutung, sowie wegen ihrer Bedeutung f�r die Erholung der Bev�lke-
rung zu erhalten und zu sch�tzen. 

G Aufforstungen im Schwarzwald sind nur unter Wahrung der offenzuhal-
tenden Mindestflur und anhand �rtlicher Pl�ne zu Aufforstungs- und
Nichtaufforstungsgebieten zu genehmigen (vgl dazu PS 3.2.2). Bei Auf-
forstungen ist vordringlich auf standortgerechte heimische Vegetation
und einen hohen Laubholzanteil zu achten.53

V Die Waldsch�den, von denen die W�lder der Region Hochrhein-Boden-
see besonders betroffen sind, sind mit Nachdruck zu bek�mpfen. Vor-
dringliche Aufgabe ist dabei die schnelle und wirksame Verminderung
der Luftschadstoffe aus den Feuerungsanlagen von Industrie, Energie-
versorgung, Gewerbe und Haushalten sowie eine Verminderung der
verkehrsbedingten Emissionen.

Begr�ndung

Schutz des Waldes

Der Wald ist durch das Bundeswaldgesetz 54 und das Landeswaldgesetz55 umfassend ge-
sch�tzt. Eine regionalplanerische Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich ist daher nicht
notwendig.

Umwandlungen in den verdichteten R�umen, in den Randzonen um die Verdichtungsr�ume,
den Verdichtungsbereichen im l�ndlichen Raum  sind auf das unvermeidbare Ma§ zu be-
schr�nken. In diesen Bereichen sind Umwandlungsgenehmigungen mit der Auflage einer Er-
satzaufforstung zu verbinden.

Ausweisung von Aufforstungs- und Nichtaufforstungsgebieten zur Erhaltung der Mindestflur

Vor allem im Schwarzwald verschlechtern sich die Existenzbedingungen der Landwirtschaft.
Gleichzeitig spielt die Forstwirtschaft im Schwarzwald eine besondere Rolle. Es besteht ein
Konflikt zwischen der Offenhaltung der Landschaft sowie der Aufforstung.  Negative Einfl�sse
auf das Landschaftsbild, das Klima und den Boden k�nnen durch eine umfassende Abw�gung
auf der Grundlage von Mindestflurpl�nen vermieden werden (Vgl. Kap 3.2.2).

Im Rahmen der Fl�chennutzungsplanung besteht bei Inanspruchnahme von Waldfl�chen das
Problem, da§ gelegentlich innerhalb des Gemeindegebietes keine ausreichenden Ausgleichs-
fl�chen zur Verf�gung stehen. Aus regionalplanerischer Sicht ist ein derartiger Ausgleich durch-
aus im regionalen Ma§stab  m�glich.

Im Einzelfall ist zu ber�cksichtigen, da§ die Zunahme des Waldes grunds�tzlich positive Aus-
wirkungen auf das �kologische Gleichgewicht haben kann. Trotzdem besteht ein begr�ndetes
regionales Interesse an der Offenhaltung bestimmter Teile der Region.

______________________________
53 Von der Verbindlichkeit ausgenommen.
54 Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur F�rderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) vom

8.5.1975, BGBl. I S. 1037
55 Waldgesetz f�r Baden-W�rttemberg (Landeswaldgesetz, LWaldG) vom 10.2.1976, in der Fassung vom

12.12.1991, GBl. S. 848

3.2.3 Forstwirtschaft
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Waldsch�den

Die W�lder pr�gen den Landschaftscharakter in Teilen der Region Hochrhein- Bodensee in
besonderem Ma§e. Die Region  verf�gt �ber einen Waldanteil an der Gesamtfl�che von
44,9%. Die Forstwirtschaft hat durch die Produktion des wertvollen Rohstoffes Holz eine wich-
tige wirtschaftliche Bedeutung f�r die Region. F�r die Erholungsvorsorge der Bev�lkerung ha-
ben die W�lder eine Reihe wichtiger Wohlfahrtsfunktionen im Hinblick auf den Schutz und die
Erhaltung der nat�rlichen Lebensgrundlagen zu erf�llen. Nur gesunde W�lder sind in der Lage,
diesen hohen Anforderungen nachhaltig gerecht zu werden. Die Ergebnisse der terrestrischen
Waldschadensinventuren zeigen deutlich, da§ die Situation der W�lder Baden-W�rttembergs
sehr ernst ist. Rund 74% der Waldfl�che des Landes Baden-W�rttemberg weisen Schad-
symptome auf. Insbesondere in den Hochlagenbest�nden des Schwarzwaldes ist teilweise
ein gegen�ber den Vorjahren deutlich verschlechtertes Krankheitsbild festzustellen56.

Es gilt mittlerweile als wissenschaftlich abgesichert, da§ Luftverunreinigungen sowie Boden-
belastungen durch Versauerung eine entscheidende Rolle beim Ursachenkomplex der Wald-
sch�den spielen. Vor allem Schwefeldioxid als Haupts�urebildner, aber auch Stickoxide,
Photooxidantien (z. B. Ozon), Fluor und Schwermetalle spielen hierbei eine bedeutende Rolle.
Die Verringerung der Schadstoffbelastung der Luft, vor allem des Schwefeldioxides und der
ma§geblich an der Bildung der Photooxidantien beteiligten Stickoxide, auf ein f�r den Wald
ertr�gliches Ma§ ist daher von gro§er Dringlichkeit. Mit der Technischen Anweisung-Luft und
der Gro§feuerungsanlagen-Verordnung wurden erste gesetzliche und administrative Ma§nah-
men zur Verringerung der Emissionen aus Industrie-, und Kraftwerksfeuerungen in die Wege
geleitet.

Angesichts des bedrohlichen Ausma§es der Waldsch�den reichen diese Ma§nahmen jedoch
nicht aus. Genehmigungsbeh�rden, Landkreise und Gemeinden der Region sollten daher mit
Nachdruck darauf hinwirken, da§ die Betreiber von Feuerungsanlagen im industriellen,
gewerblichen und privaten Bereich umgehend die nach dem Stand der Technik m�glichen und
ggf. �ber die gesetzliche Mindestanforderung hinausgehenden Ma§nahmen einer
wirkungsvollen Verminderung der Luftschadstoffe ergreifen57.

Der technische Fortschritt bei der Schadstoffreduktion bei Fahrzeugen wird derzeit durch die
Zunahme des Stra§enverkehrs relativiert. So konnten in den letzten Jahren gute Erfolge bei
der Reduktion der Schwefelemissionen erzielt werden, w�hrend die Stickoxidemissionen, die
zum Gro§teil von Kraftfahrzeugen stammen, weiter zunahmen, bzw. auf hohem Niveau
stagnierten.

Die Waldsch�den haben sich auf einem hohen Schadensniveau gehalten. Eine zuverl�ssige
Prognose �ber den weiteren Schadensverlauf ist zur Zeit nicht m�glich. Sollte es zu einem
fl�chenhaften Absterben des Waldes kommen, ist mit folgenden Auswirkungen zu rechnen:

· Verlust des Bodenschutzes, Einsetzen der Erosion,
 
· Ver�nderung des Wasserhaushaltes, des Wasserr�ckhalteverm�gens, Erh�hung der

Hochwasserspitzen,
 
· Ver�nderung des Landschaftsbildes,
 
· Ver�nderung des Artengef�ges,
 
· Einflu§ auf das Lokalklima.

______________________________
56 Waldschadensbericht der Bundesregierung 1992, Bundesministerium f�r Ern�hrung, Landwirtschaft und

Forsten, November 1992
57 Vgl. hierzu auch: Regionale Energie- und Umweltanalyse, Region Aktuell 13, Regionalverband

Hochrhein-Bodensee 1989
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Sollten diese Ver�nderungen in Naturhaushalt und Landschaftsbild eintreten, h�tte dies
enorme Folgewirkungen auf (Beispiele):

· Siedlung: Hang-Erosion, Kanalnetz�berlastung,
· Stra§ennetz: Untersp�lungen, Versch�ttungen,
· Wasserwirtschaft: geringeres Speichervolumen, Gew�ssererosion,
· Fremdenverkehr: Abschreckung potentieller G�ste.

Die Unterhaltungskosten von Infrastruktureinrichtungen aller Art werden durch die erh�hte
Erosionsgefahr stark ansteigen.

Neben den oben skizzierten Folgen h�tte der Ausfall des Rohstoffes Holz erhebliche Auswir-
kungen auf die Forstwirtschaft. Der zunehmend eingesetzte umweltfreundliche Rohstoff Holz
m�§te dar�ber hinaus durch meist umweltbelastendere Materialien ersetzt werden.

G Der Fremdenverkehr soll nachhaltig im Sinne eines umwelt- und sozial-
vertr�glichen Tourismus entwickelt werden.

G Infrastrukturma§nahmen f�r Freizeit und Sport sind zu b�ndeln, um un-
vermeidbare Belastungen zu verringern. Eine gute Anbindung der
Ferienorte an den �PNV  ist anzusteben.

G Anlagen f�r Freizeit, Erholung und Sport sind nur dann im Freiraum zu-
l�ssig, wenn sie aufgrund ihrer Funktion an ihn gebunden sind.

Begr�ndung

Die Region Hochrhein-Bodensee stellt eine �u§erst vielf�ltige und abwechslungsreiche Erho-
lungslandschaft dar. Der Ferien- und Tagestourismus hat dementsprechend f�r weite Teile der
Region eine gro§e Bedeutung. Dies ist mit Chancen (Tourismus als Wirtschaftsfaktor) und
Risiken (Belastungen der Landschaft)  verbunden.

Voraussetzungen, um den Fremdenverkehr zu erhalten und nachhaltig weiterzuentwickeln,
bilden die landschaftlichen Vorz�ge, eine intakte Umwelt, die Akzeptanz des Fremdenverkehrs
in der Wohnbev�lkerung sowie eine qualitativ gute und vertr�gliche Ausstattung mit Infra-
struktur. Nur ein behutsamer Umgang mit diesen Ressourcen wird langfristig die Chancen des
Fremdenverkehrssektors in der Region sichern58.

Durch die B�ndelung von Infrastrukturma§nahmen im Freizeitbereich k�nnen Mehrfachinvesti-
tionen sowie der Fl�chenverbrauch reduziert werden. Es sollte versucht werden, eine dadurch
ggf. entstehende Verkehrszunahme, durch eine gute Anbindung an den �PNV aufzufangen.

Besonders sorgf�ltig mu§ bei der Abw�gung zur Errichtung von freizeitbezogenen Anlagen im
Freiraum umgegangen werden. Sie d�rfen den Grunds�tzen aus dem Plansatz 3.0 nicht entge-
genwirken.

______________________________
58 Aufgrund der Bedeutung f�r die Region wird der  Bereich "Tourismus-Erholung" in der

Landschaftsrahmenplanung vertieft bearbeitet werden.

3.2.4 Erholung und Fremdenverkehr
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Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden als schutzbed�rftige Be-
reiche f�r die Wasserwirtschaft die nachfolgend aufgef�hrten �ber-
schwemmungsgebiete ausgewiesen und in der Raumnutzungskarte
dargestellt.

In den �berschwemmungsgebieten hat der Hochwasserschutz Vorrang
vor anderen konkurrierenden Raumnutzungen. Nutzungen und Ma§nah-
men, die die �berflutung durch Hochwasser, die Hochwasser-
r�ckhaltung und den Hochwasserabflu§ beeintr�chtigen k�nnen, sind
nicht zul�ssig.

�berschwemmungsgebiete werden im Verlauf folgender Fl�sse und
B�che ausgewiesen:

· im Landkreis Waldshut

Wutach bei St�hlingen
bei Eggingen
bei Wut�schingen-Ofteringen
s�dlich Tiengen
bei Tiengen bis M�ndung

Hinterbach bei Kadelburg
Klingengraben bei Erzingen/Gei§lingen
Schwarzbach von Grenze bis M�ndung
Steina bei Detzeln
Schl�cht bei �hlingen
Alb Menzenschwander Alb

Bernauer Alb oberhalb St. Blasien
Hauensteiner Alb bei Immeneich

Murg von Hogsch�r bis Lochh�user
R�ttebach bei Todtmoos
Wehra bei Todtmoos
Hasel in Wehr

· im Landkreis L�rrach

Wiese von Todtnau-Brandenberg bis Schopfheim-Fahrnau
Kleine Wiese von Schopfheim-Enkenstein  bis M�ndung in die 

Wiese
Kander von Kandern bis Binzen
Engebach von Welmlingen bis Efringen-Kirchen
Steinenbach im Bereich Steinen
Hohlenbach
Feuerbach

Begr�ndung

In der Vergangenheit hat Hochwasserschutz h�ufig darin bestanden, Gew�sser auszubauen.
Durch Befestigung des Gew�sserbettes wurde die Abflu§geschwindigkeit erh�ht. Hinzu kam,
da§ im Einzugsgebiet der B�che und Fl�sse Fl�chen �berbaut, befestigt und versiegelt wur-
den, wodurch deren Versickerungs-, Speicher- und Verz�gerungsverm�gen reduziert wurde,
wenn es nicht sogar ganz entfiel. Dem Erhalt der nat�rlichen R�ckhalter�ume kommt u.a. des-
halb besondere Bedeutung zu, da besorgt werden mu§, da§ sich in Zukunft m�glicherweise
durch Waldsch�den die Wasserspeicherf�higkeit der W�lder verringert. Gewisse Anzeichen
lassen darauf schlie§en, da§ durch den  Ausbau von Feld- und Waldwegen ebenfalls eine

3.2.5 Schutzbed�rftige Bereiche f�r die Wasserwirtschaft
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nicht beabsichtigte Abflu§beschleunigung hervorgerufen wird. So f�hrt zwar der Ausbau der
Waldwege zweifellos zu einer B�ndelung und Beschleunigung des oberfl�chennahen Hang-
wassers. Eine angemessene Erschlie§ung der Hangw�lder ist jedoch Voraussetzung f�r
deren Pflege und f�r standortgerechte waldbauliche Umbauma§nahmen. Die verbeserte
Waldpflege hat in den letzten Jahrzehnten den Aufbau sehr vorratsreicher Best�nde und den
�bergang zu kleinfl�chigen Verj�ngungsverfahren erm�glicht, was gro§e Bedeutung f�r den
Erosionsschutz und die Verringerung von Hochwasserspitzen hat.

Durch die Verringerung der nat�rlichen Retentionsfl�chen flie§en heute die Niederschl�ge er-
heblich schneller ab; die B�che und Fl�sse sind h�ufig nicht mehr in der Lage, die
zahlreicheren und h�heren Hochwasser schadlos abzuleiten. Dadurch werden die
Hochwasserprobleme flu§abw�rts in die Gebiete an den Flu§unterl�ufen verlagert.

Nach Plansatz 2.7.7 (i.V.m. 2.7.71) Landesentwicklungsplan 1983 ist der Schutz vor Sch�den
durch Hochwasser weiter zu verbessern. Vorbeugend sind Siedlungen und Verkehrsanlagen
nur in hochwasserfreiem Gel�nde zu errichten.

Als Ma§nahme zum Schutz vor Hochwasser und zur  Vermeidung einer Versch�rfung der
Hochwassergefahr kommt der Erhaltung der nat�rlichen �berschwemmungsgebiete besondere
Bedeutung zu. Grunds�tzlich ist es sinnvoller, urspr�ngliche �berschwemmungsgebiete wie
Auenlandschaften und nat�rliche Flu§betten zu erhalten und zu schaffen als Fl�chen f�r den
Bau von R�ckhaltebecken auszuweisen. Dennoch kann auf solche technischen Ma§nahmen
des Hochwasserschutzes nicht verzichtet werden.

Die Erhaltung der nat�rlichen �berschwemmungsgebiete wird durch entsprechende Fl�chen-
ausweisungen in Form von Verordnungen der Unteren Wasserbeh�rde (¤ 110 Wassergesetz
f�r Baden-W�rttemberg) sichergestellt.

Nach dem �berschwemmungsgebietserla§ des Umweltministeriums vom 08.02.90  - AZ.
31.8960.57 - GABl. Nr. 8 1990 sind in �berschwemmungsgebieten das Roden von Wald und
das Umbrechen von Gr�nland zu Ackerfl�chen verboten. Andere Ma§nahmen, die die Erd-
oberfl�che oder die Abflu§verh�ltnisse ver�ndern k�nnten, sind genehmigungspflichtig.

Auf der Grundlage der Angaben der Wasserwirtschaftsverwaltung werden im Regionalplan als
schutzbed�rftige Bereiche f�r die Wasserwirtschaft (�berschwemmungsgebiete) diejenigen
Fl�chen ausgewiesen, die

· als �berschwemmungsgebiete rechtskr�ftig ausgewiesen sind oder
· f�r die ein entsprechendes Verfahren eingeleitet ist oder
· die in der fachtechnischen Bearbeitung sind.

In diesen �berschwemmungsgebieten   hat die Erhaltung der Retention bzw. die Sicherung
des schadlosen Hochwasserabflusses Vorrang vor anderen Nutzungen, insbesondere der
Siedlungsnutzung. Daher werden von den von der Wasserwirtschaftsverwaltung angegebe-
nen Fl�chen nur diejenigen als schutzbed�rftige Bereiche f�r die Wasserwirtschaft
(�berschwemmungsgebiete) ausgewiesen, die au§erhalb von Siedlungsgebieten liegen.
Siedlungsgebiete k�nnen zwar auch �berschwemmungsgef�hrdet sein; sie k�nnen jedoch
nicht die raumordnerische Funktion von Hochwasserr�ckhaltefl�chen erf�llen.

In der Raumnutzungskarte sind die �berschwemmungsgebiete dargestellt, sofern es der Ma§-
stab erlaubt.

Im Landkreis Konstanz sind bisher keine �berschwemmungsgebiete rechtskr�ftig festgesetzt.
Im Raum Stockach - insbesondere im Verlauf der Stockacher Aach - hat die Fachverwaltung
einige Bereiche zur Ausweisung vorgeschlagen. Verfahrensm�§ig ist dar�ber noch nicht ent-
schieden.
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Bez�glich der Radolfzeller Aach wird auf das Entwicklungskonzept Radolfzeller Aach verwie-
sen59, das u. a. Angaben zu �berschwemmungszonen und zur Nutzungsextensivierung
macht. So werden Bereiche benannt, in denen im Hochwasserfall eine kontrollierte �ber-
schwemmung landwirtschaftlicher Fl�chen stattfinden soll.

Am Bodenseeufer ist zwar im Hochwasserfall auch mit �berschwemmungen zu rechnen, den-
noch wird von der Ausweisung von �berschwemmungsgebieten abgesehen, da auch von
der Fachverwaltung daf�r keine Notwendigkeit gesehen wird. Die von �berschwemmung
bedrohten Gebiete lassen sich in der Regel durch eine bestimmte H�henlinie begrenzen; bei
den gro§fl�chigen Bereichen handelt sich zumeist um Naturschutzgebiete, in denen
zus�tzliche Restriktionen im Hinblick auf �berschwemmung und ungehinderten
Hochwasserabflu§ nicht erforderlich sind (z.B. Wollmatinger Ried, Mettnau, H�ri,
M�ndungsgebiete der Radolfzeller und Stockacher Aach).

Als Erg�nzung zur Ausweisung von �berschwemmungsgebieten wird den Kommunen
empfohlen, bei sich abzeichnendem Bedarf bereits fr�hzeitig Fl�chen f�r den Bau von R�ck-
haltebecken auszuweisen und nach M�glichkeit zu erwerben.

Im Landkreis Waldshut sind folgende R�ckhaltebecken geplant:

Eggingen - oberhalb Obereggingen, Fl�che wird freigehalten,
K�ssaberg - oberhalb K�ssnach, Fl�che bereits ausgewiesen,
K�ssaberg - Kadelburg, Hinterbachm�ndung, rechtes Ufer, oberhalb L 161, Fl�che bereits
ausgewiesen,
Klettgau - unterhalb Weisweil, am Seegraben, in Planung,
Klettgau - oberhalb Grie§en, in Planung,
Klettgau - oberhalb Riedern am Sand, in Planung.

Im Landkreis L�rrach sind folgende R�ckhaltebecken geplant:

L�rrach - Stadtgraben, wasserrechtliches Verfahren abgeschlossen,
Schliengen, Liel, in Planung,
Steinen, Talbach, Vorplanung.

______________________________
59 Radolfzeller Aach, ein wasserwirtschaftlich-�kologisches Entwicklungskonzept, Regierungspr�sidium

Freiburg, Juli 1991
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Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden die nachfolgend aufgef�hr-
ten schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher mine-
ralischer Rohstoffe (Vorrangbereiche) ausgewiesen und in der Raum-
nutzungskarte r�umlich dargestellt:

Schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher minerali-
scher Rohstoffe (Vorrangbereiche)

· im Landkreis Konstanz

Kies Stockach-Hoppetenzell/M�hlingen-Zoznegg
Stockach-Wahlwies/Orsingen-Nenzingen
Singen-�berlingen am Ried
Radolfzell-Markelfingen
Radolfzell-B�hringen
Stei§lingen
M�hlingen-Zoznegg (Schwackenreute)
B�singen
Engen

Festgestein Eigeltingen (Dunzenberg)
Orsingen-Nenzingen (Langenstein)

Ton, Lehm Tengen (Am �sch)
Stockach-Frickenweiler (Heuberg)

· im Landkreis Waldshut

Kies Lottstetten
Hohentengen-Herdern
Klettgau-Gei§lingen
K�ssaberg-Rheinheim/Dangstetten
K�ssaberg-Kadelburg
Bad S�ckingen-Wallbach

Festgestein Albbruck-Buch (Steinbach)
Bernau (Auf der Wacht)
G�rwihl (Albhalde)
Rickenbach (Wickartsm�hle)
WT-Tiengen/�hlingen-Birkendorf (Steinatal)
Bonndorf-Brunnadern
St�hlingen-Grimmelshofen

Ton, Lehm Klettgau-Erzingen (D�rnlen)
Klettgau-Erzingen (Am Grie§ener Weg)
Dettighofen-Baltersweil

· im Landkreis L�rrach

Kies Weil am Rhein-Haltingen
Grenzach-Wyhlen
Efringen-Kirchen -Rheinweiler

Festgestein Efringen-Kirchen -Istein (Kapf, Steinrisse)
Efringen-Kirchen -Kleinkems (Wallisweg u.a.)
Malsburg-Marzell (Kanderrain)
Malsburg-Marzell (Gritzeln, Siegisrain u.a.)
Tegernau (Schweizerm�hle)

3.2.6 Schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher
Rohstoffe
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Ton, Lehm Kandern (Auf der H�h, Auf der Eck)
Kandern-Wollbach (Erzloch)
Steinen-H�singen (Wiesenhalde)
Steinen-Schl�chtenhaus (Horn�cker)

Die schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher
mineralischer Rohstoffe dienen der Sicherstellung der Rohstoff-
versorgung; in ihnen

· ist der Rohstoffabbau aus regionalplanerischer Sicht m�glich;

· hat der Rohstoffabbau gegen�ber konkurrierenden Raumnutzungen
Vorrang; dabei ist in den Bereichen zur Sicherung von Wasservor-
kommen ein  Abbau nur zul�ssig, wenn bei Abbau und Rekultivierung
der Schutz des Grundwassers gewahrt bleibt;

· sollen Ma§nahmen unterbleiben, die einem Rohstoffabbau
entgegenstehen;

· soll der Abbau zuk�nftig  weitestgehend konzentriert werden.60

Begr�ndung

Regionale Bedeutsamkeit und Erfordernis der Ausweisung

Auf der Grundlage des Konzeptes zur Sicherung oberfl�chennaher Rohstoffe und zur Ord-
nung des Rohstoffabbaus in Baden-W�rttemberg (RSK) werden gem�§ ¤ 8 Abs. 2 Landes-
planungsgesetz vom 08.04.1992 (GBl. 1992, S. 229) im Regionalplan schutzbed�rftige Berei-
che zum Abbau oberfl�chennaher Rohstoffe und Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvor-
kommen ausgewiesen, soweit dies f�r die einzelne Region von Bedeutung und f�r die Ord-
nung und Entwicklung der Siedlungs- und Freiraumstruktur sowie f�r deren Abstimmung mit
den Verkehrs- und Versorgungsnetzen erforderlich ist.

Die in der gesetzlichen Formulierung angesprochene "Bedeutung f�r die einzelne Region" ist
schon dadurch als gegeben anzusehen, da§ die Region Hochrhein-Bodensee in Ba-
den-W�rttemberg bez�glich der Kiesf�rderung an vierter Stelle liegt - hinter den Regionen Mitt-
lerer und S�dlicher Oberrhein sowie Bodensee-Oberschwaben, aber noch vor der Region
Donau-Iller. Mineralische Rohstoffe wie Kies und Sand, Natursteine oder Ton bilden eine wich-
tige Grundlage f�r die wirtschaftliche Entwicklung im Lande. Auch k�nftig werden u.a. in den
Bereichen Wohnungsbau, Abwasserentsorgung, Verkehrswegebau im �ffentlichen Interesse
zahlreiche Bauaufgaben zu l�sen sein. Diese sind ohne gesicherte Versorgung mit Baustoffen
aus mineralischen Rohstoffen wie Kies und Sand, gebrochenen Felsgesteinen sowie Lehm
und Ton nicht l�sbar. Der Abbau dieser Rohstoffe ist daher von hoher volkswirtschaftlicher
Bedeutung.

Wegen seiner Fl�cheninanspruchnahme ger�t der Rohstoffabbau andererseits h�ufig in Kon-
flikt mit anderen Raumnutzungen. Dabei hat der Kies- und Sandabbau  wegen seiner erheb-
lich gr�§eren Fl�cheninanspruchnahme von allen Rohstoffarten die gr�§te Raumbedeutsam-
keit. Da besonders in den Landkreisen L�rrach und Konstanz die genehmigten Abbaureserven
nur noch f�r wenige Jahre ausreichen, ist auch unter dem Aspekt der zuk�nftigen Rohstoffver-
sorgung ein regionales Handlungsbed�rfnis in Richtung Rohstoffsicherung gegeben.

______________________________
60 Die raumordnerisch gewollte Konzentration auf die schutzbed�rftigen Bereiche bedeutet nicht den

absoluten Ausschlu§ des Abbaus an anderer Stelle - siehe dazu Plansatz 3.2.6.2Pla
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Rechtliche Grundlagen

Abbau und Sicherung von Rohstoffen sind wegen ihrer generellen Raumbedeutsamkeit  und
der damit verbundenen Nutzungskonflikte unmittelbar mit Fragen der Raumordnung  sowie der
Landes- und Regionalplanung verkn�pft.

In der raumordnungsrechtlichen Hierarchie steht die Rahmenkompetenz des Bundes an ober-
ster Stelle:

Nach ¤ 2 Abs. 1 Nr. 9 ROG "soll den Erfordernissen der vorsorgenden Sicherung sowie der
geordneten Aufsuchung und Gewinnung von Rohstoffvorkommen Rechnung getragen wer-
den". Dabei ist dieser Raumordnungsgrundsatz mit den anderen Grunds�tzen des Raumord-
nungsgesetzes abzuw�gen, wie z. B. Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Land-
schaft, insbesondere des Naturhaushalts, des Klimas, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des
Waldes, Schutz des Bodens und des Wassers, Reinhaltung der Luft, Sicherung der Wasser-
versorgung, sparsame und schonende Inanspruchnahme der Naturg�ter.

Auf der Landesebene werden diese allgemeinen Raumordnungsgrunds�tze   durch das Lan-
desplanungsgesetz, den Landesentwicklungsplan und insbesondere durch die Regionalpl�ne
mit der Ausweisung von schutzbed�rftigen Bereichen f�r den Abbau oberfl�chennaher minera-
lischer Rohstoffe (3.2.6) und von Bereichen zur Sicherung von Rohstoffvorkommen (3.3.1)
konkretisiert.   

Rechtsfolgen

Von der  Ausweisung der schutzbed�rftigen Bereiche (Vorrangbereiche) f�r den Abbau ober-
fl�chennaher Rohstoffe geht keine unmittelbare Rechtswirkung auf den einzelnen Abbauunter-
nehmer aus. Auch nach der  Verbindlicherkl�rung des Regionalplanes bleiben die Rechtsvor-
schriften �ber die Zulassung von Abbauvorhaben unber�hrt. Genehmigungen, Zulassungen
oder Planfeststellungsverfahren werden durch die Ausweisung schutzbed�rftiger Bereiche
(Vorrangbereiche) nicht ersetzt. Auf die Erteilung einer Abbaugenehmigung besteht ein rechtli-
cher Anspruch, sofern die naturschutzrechtlichen, baurechtlichen und sonstigen Voraussetzun-
gen zum Beispiel nach dem Landeswaldgesetz oder dem Wasserhaushaltsgesetz gegeben
sind.

Wenn auch die Genehmigungsbeh�rden in ihren Einzelfallentscheidungen durch den Regional-
plan nicht festgelegt werden, ist doch mit der Verbindlicherkl�rung der entsprechenden Ziele im
Regionalplan eine rahmenhafte Abw�gung zwischen den haupts�chlich in Betracht kommen-
den �ffentlichen Belangen erfolgt. Dadurch k�nnen auch die erforderlichen Genehmigungsver-
fahren vereinfacht werden, da die Genehmigungsbeh�rde bei einem Einzelvorhaben in den
schutzbed�rftigen Bereichen f�r den Abbau oberfl�chennaher Rohstoffe (Vorrangbereichen)
keinen Widerspruch mit den Zielen der Landesplanung und Raumordnung geltend machen
kann.

Die �ffentlichen Planungstr�ger sind in ihren Entscheidungen insoweit gebunden, als Planun-
gen und Ma§nahmen in den schutzbed�rftigen Bereichen (Vorrangbereichen) f�r den Abbau
oberfl�chennaher Rohstoffe nicht mehr zul�ssig sind, die einen Rohstoffabbau unm�glich ma-
chen. Dazu z�hlt z.B. die �berplanung eines schutzbed�rftigen Bereiches (Vorrangbereiches)
f�r den Abbau oberfl�chennaher Rohstoffe  als Siedlungs- oder Verkehrsfl�che.

Bei der Abw�gung der unterschiedlichen Belange hat der Rohstoffabbau indirekt durch neuere
Urteile des Verwaltungsgerichtshofs Baden-W�rttemberg gr�§eres Gewicht bekommen.

Mit Urteil vom 29.01.92 - 3 S 2842/91 hat z.B. der VGH Baden-W�rttemberg im Zusammen-
hang mit dem Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz vom 17.05.1990 - BGBl 1 1990, 926 den
�ffentlichen Belang, dringenden Wohnbedarf der Bev�lkerung zu decken, in den Rang eines
Grundsatzes der Bauleitplanung erhoben. Er erh�lt das Gewicht einer hervorgehobenen ge-
setzgeberischen Zielvorgabe im Sinne eines Planungsleitsatzes. Dem Belang der Befriedi-
gung des dringenden Wohnraumbedarfs mu§ zwar nicht stets Vorrang vor anderen �ffentli-
chen Interessen einger�umt werden, dieser Belang ist jedoch optimal zur Geltung zu bringen.
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Indirekt l�§t sich aus diesem VGH-Urteil ein verst�rktes �ffentliches Interesse am Rohstoffab-
bau ableiten, da die Bereitstellung der erforderlichen Baustoffe Voraussetzung f�r Wohnungs-
baut�tigkeit ist.

Methodik, Instrumentarium

Das Rohstoffsicherungskonzept Baden-W�rttemberg (RSK) weist den Regionalverb�nden
nicht nur die Aufgabe der raumplanerischen Rohstoffvorsorge zu, sondern gibt ihnen gleichzei-
tig auch das dabei einzusetzende planerische Instrumentarium sowie die methodische Vorge-
hensweise vor. So sollen schutzbed�rftige Bereiche (Vorrangbereiche) wie auch Sicherungs-
bereiche bedarfsorientiert, d. h. in dem bis zur n�chsten Fortschreibung des Regionalplanes
voraussehbaren Ausma§ ausgewiesen werden. Dabei darf eine Regionalisierung in dem
Sinne, da§ nur der regionale Bedarf zu sichern w�re, nicht stattfinden. Grunds�tzlich ist daher
Export immer auch Bestandteil des zu ber�cksichtigenden Bedarfs.

Nach dem RSK soll von einer "groben Sch�tzung des k�nftigen Bedarfs auf der Grundlage der
Produktionszahlen der Vergangenheit unter Ausschaltung extremer konjunktureller Schwan-
kungen" ausgegangen werden.

Jahresproduktion x Planungszeitraum
(Jahre)

= zu sichernde
Rohstoffmenge

Abb. 3.2.6-1 Bedarfssch�tzung

Da der Planungshorizont der Regionalplanung mit 15 Jahren vorgegeben ist, verbleibt die
angenommene Jahresproduktion als entscheidende Einflu§gr�§e f�r die vorzunehmende
Grobsch�tzung des k�nftigen Bedarfs. Dem auf 15 Jahre begrenzten Planungshorizont der
Regionalplanung steht allerdings auf seiten der Unternehmen ein Planungszeitraum von min-
destens 20 bis 30 Jahren gegen�ber, auf den die betrieblichen Investitionen ausgelegt wer-
den.

Zur Problematik einer Bedarfsabsch�tzung

Die rohstoffabbauende Industrie ist eine reine Bedarfsdeckungsindustrie. Daher entsprechen
die Produktionsmengen grunds�tzlich der Nachfrage.

Die Nachfrage nach mineralischen Rohstoffen - und damit entsprechend der Produktionsbedarf
an solchen mineralischen Rohstoffen -  sind abh�ngig von

· der Bauproduktion im Hoch- und Tiefbau,
· baulichen Gro§projekten der �ffentlichen Hand

sowie unter den besonderen Bedingungen der Region Hochrhein-Bodensee

· von der Exportnachfrage aus der Schweiz (und der Nachfrage aus dem benachbarten In-
land - Schwarzwald-Baar-Heuberg, Neckar-Alb, Gro§raum Stuttgart)

Diese Nachfrage- bzw. Bedarfsfaktoren werden �berlagert von der demographischen Ent-
wicklung und von den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen (auch denen der
Schweiz!) mit ihren jeweiligen Auswirkungen auf die Entwicklung der privaten Einkommen, auf
das Steueraufkommen sowie auf private und �ffentliche Investitionsentscheidungen.

Die nachfolgende schematische Darstellung veranschaulicht diese Abh�ngigkeiten.Pla
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Abb. 3.2.6-2 Wirkungsgef�ge zwischen Nachfragefaktoren und Produktionsbedarf

Diese Wirkungszusammenh�nge lassen eine exakte Bedarfsabsch�tzung als �u§erst
schwierig und im Rahmen der Regionalplanung nicht leistbar erscheinen.

Bedarfsfaktor Export

Zur regionsspezifischen Problematik des Kiesexports in die Schweiz und zu dessen Auswir-
kungen auf die H�he der Kiesproduktion ist anzumerken, da§ in der Region Hochrhein-Boden-
see in den letzten Jahren ein zunehmender Druck der �ffentlichkeit gegen den Kiesexport zu
versp�ren ist. Insbesondere wegen der Bel�stigungen durch den LKW-Transport durch
Wohngebiete (Konstanz, Rielasingen) wird von einer interessierten �ffentlichkeit eine restrikti-
vere Genehmigungspraxis f�r den Kiesabbau gefordert, um einen "Ausverkauf der heimischen
Rohstoffe" zu verhindern.

Produktionsbedarf

bzw.

Nachfrage nach
mineralischen Rohstoffen

Bauproduktion
im Hoch-/Tiefbau

- Wohnungsbau
- Gewerbebau

Gro§projekte der
�ffentlichen Hand

- Umwelt
- Verkehr
- Infrastruktur

Exportnachfrage der
Schweiz
(und Regionen
Stuttgart,
Schwarzwald-Baar-
Heuberg, Neckar-Alb)

Private Einkommensentwicklung, Steueraufkommen

Politische Investitionsentscheidungen der �ffentlichen Hand

Bev�lkerungsentwicklung

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen, gesamtwirtschaftliche Konjunkturlage
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Dieser Druck der �ffentlichkeit und die zum Teil auch dadurch immer langwieriger werdenden
Genehmigungsverfahren haben bewirkt, da§ ein Umdenkproze§ bei den Abbauunternehmen
eingesetzt hat. 

Im Landkreis Konstanz ist der  Anteil des Kiesexports an der Gesamtproduktion von etwa
26% oder 600.000 cbm (Stand 1990) auf etwa 14%  oder 216.000 cbm (1994) zur�ckgegan-
gen. Dabei ist besonders im Bereich Wandkies der Export ganz erheblich zur�ckgefahren
worden. Beim Wandkies k�nnte die Entwicklung dahin gehen, da§ der Export sogar ganz ein-
gestellt wird. Es mu§ allerdings die Gefahr gesehen werden, da§ weiter entfernte Unterneh-
men und die kalksteinabbauende Industrie versuchen werden, diese L�cke auszuf�llen.

Im Landkreis L�rrach ist der Export in die Schweiz nahezu eingestellt worden. Dies ist auf die
nur noch geringen genehmigten Abbaureserven zur�ckzuf�hren. Au§erdem spielt das Elsa§
eine bedeutende Rolle als Kiesexporteur f�r die Schweiz, aber auch in geringerem Ma§e f�r
den Landkreis L�rrach. Der Landkreis L�rrach wird in erheblichem Ausma§ durch "Exporte" aus
der Region S�dlicher Oberrhein versorgt.

Im Landkreis Waldshut gehen die Kiesexporte insbesondere aus dem Ostteil des Landkreises
in nahezu unverminderter H�he in die nahe Schweiz weiter. Hier spielt die Anziehungskraft
des Gro§raumes Z�rich eine entscheidende Rolle.

F�r die Ber�cksichtigung des Kiesexports als Nachfrage- bzw. Bedarfsfaktor ist festzustellen,
da§ ein R�ckgang auf etwa die H�lfte der bisherigen Exportmengen erwartet werden kann.
Von den Kiesexporten in die Schweiz d�rften daher  gesamtr�umlich betrachtet keine nachfra-
gesteigernden Wirkungen auf den Rohstoffabbau ausgehen (vgl. RVHB, Bericht zur Export-
umfrage 1992).

F�r die Ausweisung der schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche) wird daher zun�chst eine etwa gleichbleibende Jahresproduktion
(Abbaumenge - Stand 1992) zugrunde gelegt. Auf dieser Basis sollen dann jedoch diejenigen
Entwicklungen in der Genehmigungspraxis, im Export und in den Bereichen Substitution und
Recycling einsetzen, die im Endergebnis zu einer Jahresabbaumenge auf erheblich niedrige-
rem Niveau f�hren sollen.

Auf die Ausf�hrungen zu Recycling und Substitution unter  Plansatz 3.2.6.3 wird verwiesen.

Vorgehensweise Rohstoffsicherung Hochrhein-Bodensee

Grundvoraussetzung f�r die regionalplanerische Rohstoffvorsorge ist eine umfassende Roh-
stofferfassung. F�r die Region Hochrhein-Bodensee ist daher zum Teil in Zusammenarbeit mit
dem Industrieverband Steine und Erden (ISTE) in mehreren Durchg�ngen eine Erhebung der
bestehenden Abbaust�tten und ihrer  Erweiterungsm�glichkeiten durchgef�hrt worden. In einer
getrennten Erhebung wurden au§erdem die Rohstoffexporte in die Schweiz erhoben.

Auf dieser Datenbasis wurden Abbaubereiche (Schwerpunkte) gebildet, f�r die jeweils

· Abbaureserven aufgrund von Abbaugenehmigungen
· Abbaureserven aufgrund von Erweiterungsm�glichkeiten sowie
· Laufzeit des Abbaus

ermittelt und analysiert  werden konnten.

Aus der Summe der  einzelnen Abbaubereiche ergibt sich ein Gesamt�berblick f�r die Land-
kreise und die Region bez�glich der  Versorgung mit mineralischen Rohstoffen.

Die Rohstofferfassung hat das Ergebnis erbracht, da§ in der Region im Durchschnitt nur noch
f�r etwa 6 Jahre genehmigte Kiesabbaureserven vorhanden sind. Weitere 3 Jahre k�nnten
abgedeckt werden, wenn alle laufenden Genehmigungsverfahren positiv im Sinne der Antrag-Pla
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steller entschieden w�rden. Sehr unterschiedlich ist die Situation, wenn man die einzelnen
Landkreise betrachtet (Stand 1995).

Angesichts der knappen Reserven, die aufgrund bestehender Genehmigungen abgebaut
werden k�nnen, und der Konflikttr�chtigkeit eines gro§en Teils der laufenden Verfahren ist auf-
grund der Bestandserhebungen festzustellen, da§ in der Region Hochrhein-Bodensee eindeu-
tig die Notwendigkeit gegeben ist, die Versorgung der Region mit dem mineralischen Rohstoff
Kies planerisch zu sichern.

Die Erhebung der Steinbr�che zeigt, da§ in der Regel erhebliche genehmigte Abbaureserven
vorhanden sind. In der Region reichen die genehmigten Reserven bei gleichbleibender Ab-
baurate je nach Verwendungszweck 15 bis 20 Jahre (Stand 1995). Hinzu kommen Reserven
f�r weitere etwa 20 Jahre, die sich aus den laufenden Genehmigungsverfahren ergeben. Ins-
gesamt ist die Versorgungssituation bei den Steinbruchbetrieben bei weitem nicht so ange-
spannt wie im Bereich Kies und Sand.

Neben den Rohstoffarten Kies und Sand sowie Festgesteine ist in der Region der Tonabbau
von deutlich geringerer Bedeutung. In Kandern, Klettgau  (Erzingen), Tengen, Stockach
(Frickenweiler) sowie in Steinen (H�singen und Schl�chenhaus) sind Abbaust�tten f�r Ton in
Betrieb. Sie verf�gen �ber ausreichende genehmigte Abbaureserven, die zum Teil weit �ber
den Planungszeitraum des Regionalplanes hinausreichen. Auf eine weitergehende Darstellung
wird daher verzichtet.

Der Stand der Abbaureserven ist im Anhang in Tabelle ãRohstoffabbaubereiche - Bestands-
erhebungenÒ dargestellt.

Inhaltliche Begr�ndung der schutzbed�rftigen Bereiche und Abw�gung mit konkurrierenden
Nutzungen

In den schutzbed�rftigen Bereichen (Vorrangbereichen) f�r den Abbau oberfl�chennaher Roh-
stoffe ist der Rohstoffabbau aus raumordnerischer Sicht m�glich. Eine Konzentration des Ab-
baus auf diese Bereiche ist raumordnerisch gewollt. Der Vorrang des Rohstoffabbaus vor an-
deren konkurrierenden Nutzungsanspr�chen bedeutet, da§ andere Nutzungen den Abbau
nicht unm�glich machen oder wesentlich beeintr�chtigen sollen. Bestimmte konkurrierende Nut-
zungen k�nnen daher ausgeschlossen werden.

Wenn schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau mineralischer Rohstoffe innerhalb von Berei-
chen zur Sicherung von Wasservorkommen ausgewiesen werden, ist der Vorrang f�r den
Rohstoffabbau insoweit eingeschr�nkt, als bei Abbau und Rekultivierung die besonders
schutzw�rdigen Belange des Grundwasserschutzes zu  wahren sind (Plansatz 3.3.1).

Die in diesem Regionalplan ausgewiesenen schutzbed�rftigen Bereiche (Vorrangbereiche) f�r
den Abbau oberfl�chennaher Rohstoffe sind das Ergebnis eines im Rahmen der Regionalpla-
nung vorgenommenen Abw�gungsprozesses, an dem die fachlich zust�ndigen Beh�rden, die
Gemeinden und die sonstigen betroffenen Tr�ger �ffentlicher Belange beteiligt worden sind.
Abbauantr�ge innerhalb dieser Bereiche sind daher grunds�tzlich regionalplanerisch unbe-
denklich.

Konkurrierende Nutzungen wie Schutz des Grundwassers, Land- und Forstwirtschaft, Erho-
lung u.a. schlie§en eine Abstimmung mit Abbauvorhaben nicht aus, wenn Rohstoffabbau und
nachfolgende Rekultivierung entsprechend umweltvertr�glich und in einer Art und Weise durch-
gef�hrt werden, die diese anderen Belange schont. Dies schlie§t besondere Ma§nahmen zur
Kontrolle und �berwachung z. B. bei der Anlieferung von Auff�llmaterial ein.

Rohstoffabbau und Grundwasserschutz

Da in der Region Hochrhein-Bodensee - insbesondere beim Rohstoff Kies und Sand - bei den
meisten Abbaust�tten Grundwasservorkommen betroffen sind, kommt dem Schutz des
Grundwassers besondere Bedeutung zu. Der Konflikt zwischen Grundwasserschutz und
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Rohstoffabbau kann jedoch nicht dadurch gel�st werden, da§ die Belange des Grundwasser-
schutzes in jedem Einzelfall einen Rohstoffabbau ausschlie§en. Die bisherige Genehmigungs-
und Abbaupraxis hat gezeigt, da§ ein Rohstoffabbau unter Beachtung der Grundwasserbe-
lange m�glich ist.

Zu weiteren Ausf�hrungen zum Konflikt Grundwasserschutz und Rohstoffabbau, insbeson-
dere zum Rohstoffabbau in Grundwasserschonbereichen, wird auf Plansatz 3.3.1 und die
Begr�ndung verwiesen.

Rohstoffabbau und Forstwirtschaft

Rohstoffabbau in der Region Hochrhein-Bodensee hat in der Vergangenheit in erheblichem
Umfang Waldfl�chen in Anspruch genommen. Die dazu erforderlichen Umwandlungsgenehmi-
gungen nach ¤ 11 Landeswaldgesetz sind von der Forstverwaltung erteilt worden. Eine Erhe-
bung der Forstverwaltung hat zum Beispiel f�r den Forstbezirk Radolfzell eine Waldinan-
spruchnahme durch abgebaute und noch genehmigte Kiesabbaufl�chen von ca. 230 ha erge-
ben. Davon sind ca. 125 ha rekultiviert und wieder aufgeforstet.

Durch die Plans�tze 2.4.4 und 2.4.42 des Landesentwicklungsplanes wird die Erhaltung des
Waldes zum landesplanerischen Ziel erhoben. Danach sind Eingriffe in den Waldbestand in
Verdichtungsr�umen und in andere W�lder mit besonderen Schutzfunktionen, vor allem in
Schutzw�lder, Waldschutzgebiete und Erholungsw�lder, auf das Unvermeidbare zu be-
schr�nken. Verluste sollen m�glichst in der N�he der Eingriffe durch Aufforstungen von nicht-
landbauw�rdigen Fl�chen ausgeglichen werden.

Zum Schutz des Waldes im Regionalplan wird auf Plansatz 3.2.3 verwiesen.   

Vor dem Hintergrund der o.a. landes- und regionalplanerischen Zielsetzungen zum Erhalt des
Waldes weist der Regionalplan schutzbed�rftige Bereiche zum Abbau oberfl�chennaher Roh-
stoffe aus. Rohstoffabbau in diesen Bereichen macht auch Eingriffe in den Waldbestand erfor-
derlich.

Abw�gung konkurrierender Nutzungen

Bei der Abw�gung der Belange der Rohstoffsicherung mit anderen konkurrierenden Nutzungen
ist von folgenden Grunds�tzen ausgegangen worden:

· Abbau in schutzbed�rftigen Bereichen f�r Rohstoffabbau nur im Zusammenhang mit beste-
henden Abbaubereichen (Erweiterung), keine neuen Abbaubereiche

· Abbau in Wasserschutzgebieten:
 

· kein Abbau in der engeren Schutzzone I und II
 
· in der weiteren Schutzzone III (a und b) Trockenabbau nach Ma§gabe der schutzbe-

d�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau m�glich (d.h. keine neuen Bereiche, Festlegen von
grundwassersch�tzenden Auflagen in der Einzelgenehmigung).

· Abbau in Grundwasserschonbereichen (Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen):
 

· Trockenabbau nach Ma§gabe der schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau m�g-
lich (d.h. keine neuen Bereiche, Festlegen von grundwassersch�tzenden Auflagen in der
Einzelgenehmigung) - wie in der weiteren Schutzzone III von Wasserschutzgebieten.

· Abbau im Wald:
 

· kein Abbau in gesch�tzten Waldgebieten (¤¤ 29ff Landeswaldgesetz):
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- Schutzwald (Bodenschutzwald und Schutzwald gegen sch�dliche Umwelteinwirkun-
gen - ¤¤ 29, 30, 31 LWaldG)

 
- Waldschutzgebiete (Bann- und Schonwald - ¤ 32)
 
- Erholungswald (¤ 33)
 

· in sonstigen Waldfl�chen Abbau m�glich
 

- nach den Bestimmungen des LWaldG (Umwandlung)

- Folgenutzung nach Abbau bleibt Forstwirtschaft, wobei in Einzelf�llen Naturschutzziele
im Vordergrund stehen k�nnen

- abbaubare M�chtigkeit in der Regel nicht unter 10 m.

· Abbau in Siedlungsn�he:

· der Abstand zu Wohngebieten soll 250 m nicht unterschreiten.

Darstellung der Abw�gung bei den einzelnen Abbaubereichen

Bei der Ausweisung der schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher Roh-
stoffe (Vorrangbereiche) sind die o.a. Abw�gungsgrunds�tze zugrunde gelegt worden.

F�r den Rohstoff Kies und Sand wird die Abw�gung f�r die einzelnen Abbaubereiche in der
Folge dargestellt:

im Landkreis Konstanz

· Stockach-Hoppetenzell/M�hlingen-Zoznegg

Der Abbaubereich besteht aus 2 Teilfl�chen - Firma K. und Firma L.. Die Ausweisung im
Bereich der Firma L. beschr�nkt sich auf die bestehende und im Dezember 1993 zus�tzlich
genehmigte Abbaufl�che. Bei der Firma K. wird zus�tzlich zur genehmigten Abbaufl�che
eine Erweiterung nach S�den in den angrenzenden Wald ausgewiesen. Es handelt sich
nicht um ein gesch�tztes Waldgebiet. In diesem Bereich geht das Vorkommen qualitativ in
Material der W�rm-Mor�ne �ber. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind in beiden
Bereichen nicht betroffen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Stockach-Wahlwies/Orsingen-Nenzingen

Der Abbaubereich umfa§t das 1994 genehmigte Abbaugebiet der Firma H. im Bereich
Eichle s�dlich der  A 98. Dem Genehmigungsverfahren war ein Raumordnungsverfahren mit
Umweltvertr�glichkeitspr�fung vorgeschaltet, das zu dem Ergebnis gelangt ist, da§ das
Vorhaben als umwelt- und raumvertr�glich anzusehen ist. Die betroffene Waldfl�che ist
nicht als gesch�tztes Waldgebiet ausgewiesen. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind
nicht betroffen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau
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· Singen-�berlingen am Ried

Der Abbaubereich umfa§t das 1993 genehmigte Abbaugebiet der Firma B. im Anschlu§ an
das bestehende Abbaugebiet westlich von �berlingen am Ried. Das Genehmigungsver-
fahren ist bei der Abw�gung der �ffentlichen Belange zu dem Ergebnis gelangt, da§ dem
Abbauvorhaben �ffentliche Belange nicht entgegenstehen. Waldfl�chen sind ebenso wie
Natur- und Landschaftsschutzgebiete nicht betroffen. Zur Lage des Abbauvorhabens in
der Wassserschutzzone IIIa hat die fachliche Beurteilung des Geologischen Landesamtes
ergeben, da§ die Aufnahme in die Schutzzone eigentlich nicht mehr gerechtfertigt ist. Der
geringste Abstand zum angrenzenden Siedlungsgebiet betr�gt 200 - 250 m; das Schallim-
missionsgutachten kommt zu dem Ergebnis, da§ die zul�ssigen Immissionswerte nicht
�berschritten werden.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Radolfzell-Markelfingen

Der Abbaubereich umfa§t das geplante Erweiterungsgebiet der bestehenden, zur Zeit
ruhenden Abbaust�tte der Firma M.. Gegen�ber dem Petitionsverfahren, das wegen
Grundwassergef�hrdung die Erweiterung des Kiesabbaus abgelehnt hat, zeichnet sich in
j�ngster Zeit eine ge�nderte Beurteilung der hydrologischen und forstlichen Situation ab.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.
 
Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Radolfzell-B�hringen

Der Abbaubereich besteht aus 2 Teilfl�chen - Firma H. und Firma M&M. Die Ausweisung im
Bereich beider Firmen beschr�nkt sich auf die jeweils genehmigte Abbaufl�che. Da beide
Fl�chen in absehbarer Zeit abgebaut sein werden, wird zus�tzlich eine Erweiterung nach
Norden in den angrenzenden Wald (auf Gemarkung Stei§lingen) ausgewiesen. Es handelt
sich nicht um ein gesch�tztes Waldgebiet. Das genehmigte Abbaugebiet und die Erweite-
rung nach Norden liegen innerhalb Wasserschutzzone IIIA. Schutzgebiete (NSG, LSG)
sind nicht direkt betroffen. Die Erweiterung nach Norden grenzt jedoch an das NSG
Litzelsee an. Hier m�ssen bei der konkreten Abbau- und Rekultivierungsplanung die
Naturschutzbelange entsprechend ber�cksichtigt werden.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Singen-Friedingen (Entscheid vorerst zur�ckgestellt)

Die Ausweisung eines Abbaubereiches Singen-Friedingen ist wegen noch ausstehender
hydrogeologischer Untersuchungen zur Zeit noch nicht entscheidungsreif. �ber die
Ausweisung mu§ im Zusammenhang mit dem Teilregionalplan Rohstoffsicherung
entschieden werden.
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· Stei§lingen

Der Abbaubereich beschr�nkt sich auf die genehmigten Abbaufl�chen mehrerer Firmen
sowie auf Erweiterungen im Rahmen des Abbau- und Rekultivierungskonzepts
Stei§lingen. Wald wird nur im S�dteil in Anspruch genommen (vor allem der vom Abbau
noch unber�hrte Erbsacker). Bei den betroffenen Waldfl�chen handelt es sich nicht um
gesch�tzte Waldgebiete.

Das Abbaugebiet liegt in Wasserschutzgebietszone IIIA. NSG und LSG sind nicht
betroffen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· M�hlingen-Zoznegg (Schwackenreute)

Der Abbaubereich beschr�nkt sich auf die genehmigten bzw. im Verfahren befindlichen
Fl�chen der Firma Kieswerk S. Es handelt sich um Na§abbau. Dem
Genehmigungsverfahren ist ein Raumordnungsverfahren mit Umweltvertr�glichgeitspr�fung
vorangegangen, das zu dem Ergebnis gelangt ist, da§ das Vorhaben als umwelt- und
raumvertr�glich anzusehen ist. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind nicht betroffen.
Wald wird nicht in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· B�singen

Der Abbaubereich beschr�nkt sich auf den deutschen Teil der grenz�berschreitenden
Abbaust�tte  der Firma Kieswerk S. Schutzgebiete (NSG, LSG, WSG) sind nicht
betroffen. Bei dem beanspruchten Wald handelt es sich nicht um gesch�tzte
Waldbest�nde. Die Ausweisung ist auf den Bereich reduziert, f�r den von der Forstdirektion
eine Umwandlungsgenehmigung erteilt worden ist.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Engen

Der Abbaubereich beschr�nkt sich auf die genehmigten Fl�chen der Firma K. Der
Abbaubereich liegt innerhalb des LSG Hegau. Die naturschutzrechtliche Befreiung ist mit
der Genehmigung erteilt worden. Naturschutz- und Wasserschutzgebiete sind nicht
betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat diesen
Standort nicht untersucht.
 
Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau
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im Landkreis Waldshut

· Lottstetten

Der Abbaubereich umfa§t die genehmigten Fl�chen der Firmen R. und Rh.. Der Abbau-
bereich liegt innerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Naturschutz- und Landschafts-
schutzgebiete sind nicht direkt betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Hohentengen-Herdern

Der Abbaubereich umfa§t die auf deutschem Gebiet liegenden genehmigten Fl�chen des
grenz�berschreitenden Abbaubereiches sowie eine Erweiterung nach S�den in Richtung
Rhein, f�r die das Raumordnungsverfahren eingeleitet ist. Die Erweiterung nach S�den liegt
innerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Eine erste Abstimmung bez�glich des Ab-
bauperimeters mit der Wasserwirtschaft hat ergeben, da§ aus rein wasserwirtschaftlicher
Sicht ein Kiesabbau f�r zul�ssig erachtet wird. Wegen der Lage innerhalb Landschafts-
schutzgebiet ist f�r die Erweiterung eine Befreiung erforderlich. Naturschutzgebiet ist nicht
betroffen. Bei den betroffenen Waldfl�chen handelt es sich nicht um gesch�tzte Waldge-
biete.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.
 
Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Klettgau-Gei§lingen

Der Abbaubereich umfa§t genehmigte Abbaufl�chen und die genehmigte Erweiterung (noch
nicht im Abbau) der Firma B&S. Der Abbaubereich liegt innerhalb des gro§r�umigen Was-
servorratsgebietes Klettgaurinne (Wasserschutzgebiet Zone III B und Grundwasser-
schonbereich). Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiet sind nicht betroffen. Wald wird
nur in geringem Umfang in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine
grunds�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· K�ssaberg-Rheinheim/Dangstetten

Der Abbaubereich umfa§t die genehmigte, aber noch nicht im Abbau befindliche Erwei-
terungsfl�che (1. Abbauabschnitt) der Firma T. sowie Fl�chen, f�r die eine Rahmenplanung
vorliegt. Der Abbaubereich liegt innerhalb eines Grundwasserschonbereiches. Natur-
schutz- und Landschaftsschutzgebiet sind nicht betroffen. Wald wird nicht in Anspruch ge-
nommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
s�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.
 
Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich RohstoffabbauPla
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· K�ssaberg-Kadelburg

Der Abbaubereich umfa§t nur genehmigte Fl�chen der Firma T.. Eine Erweiterung ist nicht
vorgesehen (auslaufender Standort). Der Abbaubereich liegt innerhalb eines Grundwas-
serschonbereiches. Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiet sind nicht betroffen. Wald
wird nicht in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
s�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Bad S�ckingen-Wallbach

Der Abbaubereich umfa§t genehmigte Fl�chen der Firma B&S, eine im Verfahren befindliche
Erweiterung und zus�tzliche Reservefl�chen. Der Abbaubereich grenzt an ein Wasser-
schutzgebiet Zone III an. Eine Anpassung der Abgrenzung des Abbaubereiches an das
WSG ist erfolgt. NSG und LSG sind nicht betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genom-
men.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
s�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

im Landkreis L�rrach

· Weil am Rhein-Haltingen

Der Abbaubereich umfa§t genehmigte Fl�chen der Firma MSK sowie eine inzwischen
ebenfalls genehmigte Erweiterung. Dem Genehmigungsverfahren war ein Raumordnungs-
verfahren mit Umweltvertr�glichkeitspr�fung vorgeschaltet, das zu dem Ergebnis gelangt
ist, da§ das Vorhaben als umwelt- und raumvertr�glich anzusehen ist. NSG, LSG und
WSG sind nicht betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genommen. Eine Abstimmung mit
den Siedlungsbelangen ist im Rahmen des Raumordnungsverfahrens erfolgt.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
s�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Grenzach-Wyhlen

Der Abbaubereich umfa§t nur genehmigte Fl�chen der Firma Kieswerk W.. NSG, LSG und
WSG sind nicht betroffen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat keine grund-
s�tzlichen Bedenken gegen den Rohstoffabbau an diesem Standort ergeben.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

· Efringen-Kirchen -Rheinweiler

Der Abbaubereich umfa§t Fl�chen der Firma S., f�r die das Genehmigungsverfahren l�uft.
Die Gemeinde hat der Abbauplanung zugestimmt. NSG, LSG und WSG sind nicht betrof-
fen. Wald wird nicht in Anspruch genommen.Pla
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Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat diesen
Standort nicht untersucht.

Abw�gung: Ausweisung als schutzbed�rftiger Bereich Rohstoffabbau

Sonstige Rohstoffe Festgestein und Ton, Lehm

Die schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau sonstiger oberfl�chennaher Rohstoffe
(Festgesteine sowie Ton und Lehm) sind in der Region Hochrhein-Bodensee von ihrer Fl�-
cheninanspruchnahme quantitativ bei weitem nicht von so gro§er Bedeutung wie die Kiesab-
baufl�chen. Sie sind in der Regel kleiner als 10 ha und daher in der Raumnutzungskarte nicht
fl�chenhaft, sondern als Symbol dargestellt.

Bei den ausgewiesenen schutzbed�rftigen Bereichen handelt es sich mit wenigen Ausnahmen
nur um bestehende Abbaustandorte, f�r die Genehmigungen vorliegen oder f�r die Verfahren
zur Erweiterung laufen.

Bei dem Abbaubereich Bonndorf-Brunnadern ist die Neuerschlie§ung eines Steinbruchs be-
antragt. Im Sinne einer verbrauchsnahen Rohstoffversorgung ist ein Abbaustandort im n�rdli-
chen Teil des Landkreises Waldshut raumordnerisch sinnvoll. Da NSG, LSG und WSG nicht
betroffen sind, ist eine Abw�gung zugunsten des Rohstoffabbaus gegen�ber der Forstwirt-
schaft vertretbar. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens sind Einzelheiten der Rekultivie-
rung und des Ausgleichs zu regeln.   

Bei den schutzbed�rftigen Bereichen Klettgau-Erzingen und Klettgau-Rechberg sowie Dettig-
hofen-Baltersweil handelt es sich um Tonvorkommen, f�r die Abbaugenehmigungen (Klettgau)
vorliegen bzw. die der Vorratssicherung eines in der Region ans�ssigen tonverarbeitenden
Betriebes dienen. Die Standorte liegen in der Zone III B des Wasserschutzgebietes Klettgau-
rinne. Wegen der nur sehr kleinr�umigen Inanspruchnahme ist eine Abw�gung zugunsten des
Rohstoffabbaus gegen�ber der Wasserwirtschaft vertretbar.

Die �kologische Begleitung bei der Aufstellung des Regionalplanentwurfes hat diese
Standorte nicht untersucht, da ihre Auswirkungen auf Natur und Umwelt im Vergleich zu
gro§fl�chigen Kiesabbaustandorten deutlich geringer sind. Das bedeutet jedoch nicht, da§
Steinbr�che oder Tongruben in jedem Fall �kologisch unproblematisch sind.

Auf eine Darstellung der Gesichtspunkte, die zu einer Abw�gung zugunsten des Rohstoffab-
baus gef�hrt haben, kann mit dem Hinweis auf die allgemeinen Ausf�hrungen zur Abw�gung
und auf die abgeschlossenen bzw. laufenden Genehmigungsverfahren verzichtet werden.

Bergbauberechtigungen

Die in der Karte ãBergbauberechtigungenÒ nachrichtlich dargestellten Bergbauberechtigungen
haben Bestandsschutz. Zuk�nftige Aufsuchungs- und Gewinnungsarbeiten sind bei Auftreten
konkurrierender Nutzungsinteressen unter besonderer Ber�cksichtigung der Versorgung der
Volkswirtschaft mit mineralischen Rohstoffen und der Standortgebundenheit des Bergbaus in
den einschl�gigen Verwaltungsverfahren gegen�ber bergbaufremden Nutzungen abzuw�gen
und zu entscheiden.

�kologische Risiken des Rohstoffabbaus

Die Umwelteffekte bzw. die m�glichen Wirkungen des Kiesabbaus auf das Leistungsverm�-
gen und die Funktionsf�higkeit der nat�rlichen Ressourcen Boden, Grund- und Oberfl�chen-
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wasser, Klima/Luft, Arten und Biotope sowie Landschaftsbild und Ruhe sind in der Folge be-
schrieben.61

Auswirkungen des Rohstoffabbaus auf die nat�rlichen Ressourcen:

Boden: Die Entfernung der gesamten Deckschichten f�hrt zum Verlust s�mt-
licher Bodenfunktionen
Verlust hochwertiger landwirtschaftlicher B�den

Grundwasser: Die Entfernung oder Verringerung der Deckschichten bedeutet ein
hohes Risiko f�r das Grundwasser.
Grundwasserfreilegung bei Na§abbau beeintr�chtigt die Grund-
wasserneubildung.
Die Grundwasserqualit�t kann in hohem Ma§e durch das Fehlen
der Filterwirkung der belebten und unbelebten Deckschichten ge-
mindert werden.

Oberfl�chenwasser: Durch Rohstoffabbau kann das Retentionsverm�gen verringert
werden, da abflu§d�mpfende Vegetationsstrukturen verloren gehen
k�nnen.

Klima/Luft: Insbesondere bei Trockenabbau kann die Staubentwicklung zur
Beeintr�chtigung der Funktions-f�higkeit in den Frischluftleitbahnen
f�hren. Au§erdem kann es zu Luftverunreinigungen und zu
L�rmentwicklung durch den Lieferverkehr (An- und Abtransport)
kommen.

Arten und Biotope: Die Entfernung der gesamten Deckschichten f�hrt zum vollst�ndi-
gen Verlust der Bioz�nosen auf der Abgrabungsfl�che. 

Landschaftsbild/Ruhe:  Die Gewinnung von oberfl�chennahen Rohstoffen bedeutet zu-
mindest in der Phase des eigentlichen Abbaus in der Regel eine vi-
suelle Beeintr�chtigung des Landschaftsbildes.
Ruhe und die Erholungseignung f�r die Bev�lkerung werden insbe-
sondere in Siedlungsn�he durch L�rm und Abgasbelastung durch
den mit dem Abbau verbundenen Verkehr beeintr�chtigt.

Die Abbaustandorte f�r den Rohstoff Kies sind im Rahmen der �kologischen Begleitung bei
der Aufstellung des Regionalplanes im Hinblick auf die Auswirkungen des Abbaus auf die
nat�rlichen Ressourcen untersucht worden. Dabei haben sich zwar je nach Abbaustandort
unterschiedlich zu bewertende Risiken des Abbaus ergeben, jedoch keine so erheblichen
Bedenken, da§ ein Abbau grunds�tzlich nicht vertretbar w�re.

Die Konsequenzen, die diese Umwelteffekte des Rohstoffabbaus f�r die Art der Rekultivierung
und die Folgenutzungen haben, werden unter Plansatz 3.2.6.1 angesprochen. Die vorge-
schlagenen Folgenutzungen sind in Tabelle 3.2.6-1 aufgef�hrt.

Rohstoffabbau innerhalb von Gr�nzug bzw. Gr�nz�sur

Bez�glich der Vereinbarkeit des Rohstoffabbaus mit den freiraumsichernden Instrumenten
Gr�nzug und Gr�nz�sur wird auf die Plans�tze 3.1.1 und 3.1.2 verwiesen. Danach wird Roh-
stoffabbau als zeitlich befristete Nutzung verstanden, die wegen ihrer Standortgebundenheit
innerhalb des Freiraumes stattfinden mu§. Rohstoffabbau nach Ma§gabe der schutzbed�rfti-
gen Bereiche f�r Abbau ist daher im Regionalen Gr�nzug zul�ssig, wenn die Folgenutzungen

______________________________
61 Planungsgruppe �kologie + Umwelt S�d, �kologische Begleitung des Regionalplanes Hochrhein-

Bodensee, Entwurf M�rz 1993, S. 53, 63 ffPla
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und die Art der Rekultivierung mit den freiraumerhaltenden Zielsetzungen des Regionalen
Gr�nzuges vereinbar sind.

Mit den kleinr�umigeren und von der Zielsetzung her strengeren Gr�nz�suren  ist Rohstoffab-
bau nicht vereinbar. Daher ist eine �berlagerung von schutzbed�rftigen Bereichen f�r Roh-
stoffabbau und Gr�nz�suren nicht m�glich. Da auf die entsprechenden Abbaubereiche - es
handelt sich ausschlie§lich um bestehende Abbaust�tten mit Erweiterungsm�glichkeiten - aus
Gr�nden der Rohstoffversorgung jedoch nicht verzichtet werden kann, werden diese schutz-
bed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau aus den jeweiligen Gr�nz�suren herausgenommen.

Aus siedlungsstrukturierenden Gr�nden und im Hinblick auf die Erhaltung der noch vorhande-
nen Freir�ume innerhalb der Entwicklungsachsen soll f�r die Zeit nach dem Abbau die Zielset-
zung f�r die Gr�nz�suren gelten. Daher wird bei den entsprechenden schutzbed�rftigen
Bereichen f�r Rohstoffabbau ein Hinweis auf die  Gr�nz�suren gemacht62. Die verbindliche
Ausweisung  - �nderung der Abgrenzung der Gr�nz�sur - ist Sache der Fortschreibung des
Regionalplanes. 

Schutzbed�rftige Bereiche f�r Rohstoffabbau

Die schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche) f�r die Rohstoffe Kies und Sand, Festgestein sowie Ton und Lehm sind in
den nachfolgenden tabellarischen �bersichten dargestellt und mit erl�uternden Anmerkungen
versehen.
Die Abgrenzung der ausgewiesenen Bereiche ergibt sich aus der  an der Verbindlichkeit des
Regionalplanes teilnehmenden Raumnutzungskarte (Ma§stab 1:50.000).

Bez�glich der Anmerkungen zur Rekultivierung bzw. zu Folgenutzungen wird auf Plansatz
3.2.6.1 und dessen Begr�ndung verwiesen.

Schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche f�r Rohstoffabbau)

Tabelle 3.2.6-1 Rohstoff: Kies und Sand

Landkreis Gemeinde
Abbaust�tte

Anmerkungen zur Ausweisung und
zu Rekultivierung bzw. Folgenutzung

Konstanz Stockach/M�hlingen
Hoppetenzell-Zoznegg

genehmigte Abbaufl�chen,
Erweiterung nach S�den
Folgenutzung Forst  bzw. Naturschutz

Orsingen-Nenzingen/Stockach
Nenzingen-Wahlwies

genehmigte Abbaufl�chen, ROV abgeschlossen,
Erweiterung genehmigt
Folgenutzung Forst  bzw. Naturschutz  (S)

Singen
�berlingen am Ried

genehmigte Abbaufl�che
WSG, N�he Wohngebiet,
Landschaftsbezogene Folgenutzung (Wohnen denkbar)

Radolfzell
Markelfingen

zur Zeit kein Abbau, Abbauerweiterung nach N m�glich,
LSG
Landschaftsbezogene Folgenutzung63

Radolfzell
B�hringen

genehmigte Abbaufl�che, Erweiterung nach Norden,
Folgeplanung Golfplatz, WSG, NSG benachbart,
Folgenutzung Forst  bzw. Naturschutz (N)

______________________________
62 siehe Tabelle 3.2.6-6 Spalte "Rekultivierung/Folgenutzungen"
63 Gr�nz�sur - Folgenutzung nach Abbauende mu§ mit Zielsetzung f�r Gr�nz�sur vereinbar seinPla
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noch Tabelle 3.2.6-1 Rohstoff: Kies und Sand

Landkreis Gemeinde
Abbaust�tte

Anmerkungen zur Ausweisung und
zu Rekultivierung bzw. Folgenutzung

Singen
Friedingen (Stadtwald)
(Entscheid vorerst zur�ckgestellt)
Stei§lingen genehmigte Abbaufl�chen,

Erweiterungen beantragt, zus�tzliche Erweiterungen i.R.
Gesamtabbaukonzept m�glich, WSG
Landschaftsbezogene Folgenutzung, zum Teil auch
Gewerbe

M�hlingen
Zoznegg (Schwackenreute)

genehmigte Abbaufl�che (Na§abbau) Erweiterung
beantragt, Bahnanschlu§,
Landschaftsbezogene Folgenutzung

B�singen Abbau grenz�berschreitend,
genehmigte Abbaufl�chen, Gesamtabbaukonzept,
Erweiterung m�glich
Landschaftsbezogene Folgenutzung

Engen genehmigte Abbaufl�che, LSG
Landschaftsbezogene Folgenutzung64

Waldshut Lottstetten genehmigte Abbaufl�chen,
Konflikt mit Grundwasserschonbereich
Landschaftsbezogene Folgenutzung

Hohentengen
Herdern

Abbau grenz�berschreitend, genehmigte Abbaufl�che,
ROV f�r Erweiterung (D) eingeleitet, Konflikt mit
Grundwasserschonbereich, Vorbehalte des
Naturschutzes wegen LSG
Landschaftsbezogene Folgenutzung

Klettgau
Gei§lingen

genehmigte Abbaufl�che, Tendenz zur Erweiterung
nach Osten, WSG (Klettgaurinne),
Landschaftsbezogene Folgenutzung

K�ssaberg
Rheinheim-Dangstetten

genehmigte Abbaufl�che, Erweiterung
1. Abschnitt genehmigt, Gesamtabbau-
planung, Konflikt mit Grundwasser-
schonbereich, K�chenschellen-Biotop
Landschaftsbezogene Folgenutzung

K�ssaberg
Kadelburg

nur genehmigte Abbaufl�che, auslaufend,
Landschaftsbezogene Folgenutzung

Bad S�ckingen
Wallbach

genehmigte Abbaufl�che, Erweiterung beantragt,
WSG angrenzend
Landschaftsbezogene Folgenutzung65

L�rrach Weil am Rhein
Haltingen

genehmigte Abbaufl�che, Erweiterung genehmigt,
Konflikt mit Siedlung (Kommunalplanung) durch
ROV ausger�umt
Landschaftsbezogene Folgenutzung

Grenzach-Wyhlen
Wyhlen

genehmigte Abbaufl�che
keine gewerbliche Folgenutzung

Efringen-Kirchen
Rheinweiler

beantragte Abbaufl�che
Landschaftsbezogene Folgenutzung66

______________________________
64 Gr�nz�sur - Folgenutzung nach Abbauende mu§ mit Zielsetzung f�r Gr�nz�sur vereinbar sein
65 Gr�nz�sur - Folgenutzung nach Abbauende mu§ mit Zielsetzung f�r Gr�nz�sur vereinbar sein
66 Gr�nz�sur - Folgenutzung nach Abbauende mu§ mit Zielsetzung f�r Gr�nz�sur vereinbar seinPla
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Schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche f�r Rohstoffabbau)

Tabelle 3.2.6-2 Rohstoff: Festgestein

Landkreis Gemeinde
Abbaust�tte

Anmerkungen zur Ausweisung

Konstanz Eigeltingen
Dunzenberg

genehmigte Abbaufl�che,
Erweiterung, Tieferlegung im Verfahren

Orsingen-Nenzingen
Langenstein

genehmigte Abbaufl�che

Waldshut Albbruck
Buch (Steinbach)

genehmigte Abbaufl�che

Bernau
Auf der Wacht

genehmigte Abbaufl�che
Erweiterung im Verfahren

G�rwihl/Albbruck
Albhalde

genehmigte Abbaufl�che

Rickenbach
Wickartsm�hle

genehmigte Abbaufl�che

WT-Tiengen/�hlingen-Birkendorf
Steinatal

genehmigte Abbaufl�chen (zwei Abbau-
standorte)
Erweiterung beantragt (S�den)

St�hlingen
Grimmelshofen

genehmigte Abbaufl�che
Erweiterung im Verfahren

Bonndorf
Brunnadern

Neuantrag im Verfahren

L�rrach Efringen-Kirchen
Istein (Kapf, Steinrisse)

genehmigte Abbaufl�che

Efringen-Kirchen
Kleinkems (Wallisweg u.a.)

genehmigte Abbaufl�che
Sohlenvertiefung genehmigt

Malsburg-Marzell
Kanderrain

genehmigte Abbaufl�che
Erweiterung beantragt

Malsburg-Marzell
Siegisrain, Gritzeln u.a.

genehmigte Abbaufl�che
Erweiterung beantragt

Tegernau
Schweizerm�hle

genehmigte Abbaufl�che
Erweiterung beantragt

Schutzbed�rftige Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher mineralischer Rohstoffe
(Vorrangbereiche f�r Rohstoffabbau)

Tabelle 3.2.6-3 Rohstoff: Ton, Lehm

Landkreis Gemeinde
Abbaust�tte

Anmerkungen zur Ausweisung

Konstanz Tengen
Am �sch

genehmigte Abbaufl�che

Stockach-Frickenweiler
Heuberg

genehmigte Abbaufl�che

Waldshut Klettgau-Erzingen
D�rnlen, Grie§ener Weg

genehmigte Abbaufl�che

Dettighofen
Baltersweil

noch kein Abbau, Vorratsfl�chensicherung
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noch Tabelle 3.2.6-3 Rohstoff: Ton, Lehm

Landkreis Gemeinde
Abbaust�tte

Anmerkungen zur Ausweisung

L�rrach Kandern
Auf der H�h, Auf der Eck

genehmigte Abbaufl�che

Kandern-Wollbach
Erzloch

genehmigte Abbaufl�che

Steinen-Schl�chtenhaus
Horn�cker

genehmigte Abbaufl�che

Steinen-H�singen,
Wiesenhalde

genehmigte Abbaufl�che

G In den schutzbed�rftigen Bereichen f�r den Abbau oberfl�chennaher
mineralischer Rohstoffe soll der Abbau so fl�chensparsam wie m�glich
erfolgen. Auf eine m�glichst vollst�ndige Nutzung des Vorkommens bis
zur gr�§tm�glichen, zustimmungsf�higen Abbautiefe soll hingewirkt
werden. Im Einzelfall soll dabei auch die M�glichkeit der Na§baggerung,
d. h. Freilegen des Grundwassers, gepr�ft werden.

F�r alle Abbaustellen sollen Abbau- und Rekultivierungspl�ne erstellt
und Abbau- und Rekultivierungsabschnitte festgelegt werden.

Abbau und Rekultivierung sollen sich der Eigenart der Landschaft und
den Erfordernissen der �kologie anpassen. Insbesondere in regionalen
Gr�nz�gen sowie in st�dtisch-industriell und in intensiv landwirtschaft-
lich genutzten Bereichen sollen zumindest Teile von ehemaligen Ab-
baust�tten im Sinne eines �kologischen Ausgleichs der nat�rlichen
Regeneration �berlassen werden. Zu ber�cksichtigen ist auch eine
m�glichst weitgehende Wiederherstellung der Leistungsf�higkeit von
B�den zur Erf�llung der Bodenfunktionen.

Sekund�rbiotope, die in Folge des Abbaus entstanden sind, sollen bei
der Rekultivierung bzw. Renaturierung im Sinne des naturschutzrechtli-
chen Ausgleichs ber�cksichtigt werden.   

Begr�ndung

Fl�chensparender Abbau, gr�§tm�gliche Ausnutzung

Ein m�glichst sparsamer Rohstoffabbau tr�gt entscheidend dazu bei, den mit dem Abbau
notwendigerweise einhergehenden Landschaftseingriff gering zu halten. Daher soll auch der
Abbau bis zur gr�§tm�glichen, noch zustimmungsf�higen Abbautiefe  Priorit�t vor dem Abbau
in die Fl�che haben. Grunds�tzlich ist anzustreben, unter Ber�cksichtigung der Wirtschaftlich-
keit des Abbaus jeweils die gesamte Lagerst�tte abzubauen. Neben dem Effekt der Fl�chen-
einsparung kann damit gleichzeitig auch der raumordnerisch w�nschenswerte Effekt verbun-
den sein, da§ Bereiche auf Standorten mit weniger g�nstigen Rohstofflagerst�tten, die aber f�r
andere Nutzungen wertvoll sind, geschont werden k�nnen.

Grunds�tzlich ist es erforderlich, mit den nicht nachwachsenden oberfl�chennahen minerali-
schen Rohstoffen haush�lterisch umzugehen. Daher soll neben der Substitution von Kies und
Sand durch gebrochenes Natursteinmaterial und Recyclingbaustoffe auch der nachwachsende

3.2.6.1 Abbau und Rekultivierung bzw. Renaturierung
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Rohstoff Holz vermehrt bei geeigneten Hochbauma§nahmen als Baustoff zum Einsatz kom-
men.  

Obwohl Trockenabbau im Vergleich zu Na§abbau die Lagerst�tten zum Teil nur unvollst�ndig
ausnutzt und daher mehr Fl�che in Anspruch nimmt, kann f�r die Region Hochrhein-Bodensee
Na§abbau nicht grunds�tzlich empfohlen werden. Dennoch soll die M�glichkeit des Abbaus in
das Grundwasser aus den o.a. Gr�nden in geeigneten Einzelf�llen eingehend gepr�ft werden.

In der Region ist z.Zt. eine Abbaust�tte mit Na§abbau in Betrieb (M�hlingen-Schwacken-
reute). Ein weiterer Na§abbau in Weil am Rhein-Haltingen, f�r den eine Planung vorlag und
ein Genehmigungsverfahren eingeleitet war, hat sich nicht realisieren lassen. Eine ge�nderte
Planung sieht nur noch Trockenabbau vor. Der Na§abbau in Hilzingen-Binningen ist beendet.
Im Hochrheintal und im Hegau wird Na§abbau wegen des Grundwasserschutzes nach der
derzeitigen Genehmigungspraxis grunds�tzlich nicht zugelassen.

Abbau- und Rekultivierungspl�ne

Die Vorlage von Abbau- und Rekultivierungspl�nen ist durch das Landesnaturschutzgesetz
vorgeschrieben. Danach k�nnen Abbau- und Rekultivierungsabschnitte festgeschrieben wer-
den, die i.d.R. jeweils einen Zeitraum von bis zu 5 Jahren umfassen. In der Abbaugenehmi-
gung kann dann die Freigabe des n�chsten Abbauabschnittes von der ordnungsgem�§en
Rekultivierung vorangegangener Abschnitte abh�ngig gemacht werden. Durch solche zeitlich
und r�umlich �berschaubaren Abbauabschnitte k�nnen Genehmigungs- und Rekultivierungs-
auflagen wirkungsvoll durchgesetzt und kontrolliert werden. Dabei ist es von besonderer Be-
deutung, da§ die Einhaltung dieser Auflagen in Zukunft durch die Genehmigungsbeh�rden
besser kontrolliert wird. Dazu sind  objektiv me§bare Kriterien  zu definieren. Au§erdem mu§
ausreichendes Kontrollpersonal zur Verf�gung gestellt werden. Eine verst�rkte Beteiligung der
Grundeigent�mer bei Planung und Kontrolle der Rekultivierungsfl�chen  ist sicherzustellen.

Grundwasserschonende, �kologisch vertr�gliche Rekultivierung

Materialentnahmestellen wie Kies- und Sandgruben oder Steinbr�che und deren technische
Einrichtungen wirken sich in der Regel auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild des
betroffenen Gebietes und seiner Umgebung aus. Sie stellen bauliche Anlagen gem�§ Lan-
desbauordnung dar und sind nach ¤¤ 5 und 9 BauGB. in Fl�chennutzungspl�nen bzw. Be-
bauungspl�nen auszuweisen. Die Auswirkungen der Rohstoffgewinnung auf Naturhaushalt
und Landschaftsbild k�nnen durch entsprechende geeignete Rekultivierungs- bzw. Renatu-
rierungsma§nahmen beseitigt, gemildert oder ausgeglichen werden.

Mit Rekultivierung bzw. Renaturierung sollen folgende Zielsetzungen erreicht werden:

· Schutz des Wasserhaushalts, insbesondere des Grundwassers,
· Herstellung naturnaher, landschaftsangepa§ter Reliefformen,
· Gestaltung von Biotopen,
· artenreiche, standortgerechte Bepflanzung (Hecken, Streuobstwiesen),
· Erm�glichen der Sukzession,
· harmonische Einf�gung ehemaliger Abbaufl�chen in die Landschaft,
· R�ckgewinnung der Ertragsf�higkeit der Fl�chen,
· schonende Behandlung des kulturf�higen Bodens,
· i.d. R. keine gewerblich-industrielle Folgenutzung auf der Abbausohle.

Um eine solche landschafts�kologisch anspruchsvolle Rekultivierung bzw. Renaturierung zu
erreichen, ist es erforderlich, da§ bereits bei Abbaubeginn klare planerische Vorstellungen
�ber den Abbau, die Rekultivierung bzw. Renaturierung und die sp�teren Nutzungsabsichten
bestehen. Eine detaillierte Abbau- und Rekultivierungsplanung ist daher notwendig; sie mu§
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens rechtlich und finanziell abgesichert werden.Pla
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Die wasserwirtschaftliche Diskussion, welche Art der Rekultivierung bei Kiesgruben die
grundwasserschonendste sei, ist noch nicht abgeschlossen; sie hat bisher folgendes Zwi-
schenergebnis gebracht:

· Humus 0,2 m und Wiese (Streuobst) oder
· Oberboden und extensiv genutzter Wald 
· 2 m Auff�llung mit inertem Material
· darunter 0,3 m Waschsand.

Generell gilt, da§ in jedem Einzelfall auf eine optimale und sinnvolle Art der Rekultivierung hin-
zuwirken ist. Bei einer derart grundwasserschonenden Rekultivierung sind jedoch die m�gli-
chen Probleme der Schwermetallanreicherung bei einer Folgenutzung Wald und des Eintrags
von Colibakterien bei Feuchtbiotopen zu ber�cksichtigen.

Insbesondere in den durch intensive Landnutzung oder st�dtisch-industrielle Nutzung ge-
pr�gten Teilen der Region soll an Stelle einer Rekultivierung im engeren Sinne, also der R�ck-
f�hrung einer Abbaufl�che in land- oder forstwirtschaftliche Nutzung, zumindest in Teilberei-
chen auch eine Rekultivierung mit der Zielsetzung Regeneration bzw. Renaturierung verfolgt
werden. Unter Regeneration bzw. Renaturierung sollen dabei alle Ma§nahmen verstanden
werden, die im Sinne eines gestalterischen Naturschutzes der Schaffung �kologischer Aus-
gleichsfl�chen dienen. So k�nnen ehemalige Abbaustellen, die m�glichst weitgehend sich
selbst �berlassen bleiben, zu R�ckzugsgebieten f�r bedrohte Tier- und Pflanzenarten werden
und diesen Arten �berlebenschancen bieten. In derartigen Sekund�rbiotopen k�nnen sich
wegen der N�hrstoffarmut besondere Pflanzengesellschaften ansiedeln. Ehemalige Steinbr�-
che k�nnen als sogenannte geologische Fenster von eigenst�ndigem Wert sein.

Folgenutzungen

Im Hinblick auf die �kologischen Risiken als Folge des Rohstoffabbaus werden bei den
schutzbed�rftigen Bereichen f�r den Abbau von Kies und Sand aus �kologischer Sicht Vor-
schl�ge f�r Folgenutzungen gemacht (3.2.6 Begr�ndung, Tabelle 3.2.6-1).

Die Folgenutzungen sind dreistufig gegliedert:

Forst bzw. Naturschutz: die stillgelegte Abbaust�tte weitgehend der nat�rlichen Re-
generation und Sukzession �berlassen, keine Nutzung, al-
lenfalls Pflegema§nahmen; bei ehemaligen Waldfl�chen
bleibt die Folgenutzung Forstwirtschaft, wobei Naturschutz-
ziele im Vordergrund stehen k�nnen.

Landschaftsbezogene Nutzung: Rekultivierung der Abbaust�tte mit sp�terer land- oder
forstwirtschaftlicher Nutzung sowie mit Erholungsnutzung.

Gewerbe/Industrie: Rekultivierung der Abbaust�tte f�r gewerbliche oder indu-
strielle Nutzung oder allgemein f�r Siedlung.

Verminderung der Abbaugeschwindigkeit

In den Antragsunterlagen zu Abbauvorhaben sind in der Regel Angaben zur H�he der j�hrli-
chen Abbaurate enthalten. Zusammen mit dem erwarteten Abbauvolumen ergibt sich daraus
eine Aussage zur voraussichtlichen Dauer der Abbauma§nahme. Die tats�chliche Jahresab-
baumenge weicht von diesen Planungswerten jedoch h�ufig sehr stark ab, da die Produktion
konjunktur-abh�ngig und damit bedarfsorientiert ist.

Im Sinne eines sparsamen Umgangs mit den mineralischen Prim�rrohstoffen und im Hinblick
auf die F�rderung von Baustoffrecycling und Substitution sollte versucht werden, die Abbau-
geschwindigkeit zu bremsen. Es sollte daher gepr�ft werden, ob die Festlegung der j�hrlichen
Abbaumenge ein sinnvolles Instrument zur Verminderung der Abbaugeschwindigkeit sein
kann. Eine solche Festschreibung kann jedoch nur im Einvernehmen mit den betroffenen Ab-
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bauunternehmen oder durch vertragliche Regelung mit dem (kommunalen) Grundeigent�mer
erfolgen.

G Au§erhalb der schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chen-
naher mineralischer Rohstoffe soll die Errichtung neuer Abbaust�tten
grunds�tzlich vermieden werden.  Neuerrichtung von Abbaust�tten und
Erweiterung bestehender Abbaust�tten sind jedoch auch au§erhalb
der schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau (Vorrangbereiche)
nach Pr�fung des Einzelfalles im Rahmen der erforderlichen Verfahren
m�glich.

Begr�ndung

Konzentration des Abbaus auf die schutzbed�rftigen Bereiche

Aus betriebswirtschaftlichen und landschaftsplanerischen Gr�nden ist es in der Regel sinn-
voller, vorhandene Abbaustandorte zu erweitern, als neue zu er�ffnen. Unter der landschafts-
planerischen Zielsetzung des Schutzes, der Pflege und der Entwicklung von Natur und Land-
schaft sind die  Auswirkungen des Rohstoffabbaus eher in den Griff zu bekommen und zu
minimieren, wenn diese Eingriffe auf wenige, wenn auch gr�§ere Standorte begrenzt werden.

Gr�§ere Abbaust�tten haben jedoch auch betriebs- und volkswirtschaftlich betrachtet Vorteile
gegen�ber kleineren. So k�nnen bei auf wenige, gr�§ere Standorte konzentriertem Abbau in
der Regel die schon vorhandenen betrieblichen Infrastruktureinrichtungen weiter genutzt wer-
den. Ebenso k�nnen gr�§ere Standorte eher auf Verkehrsinfrastruktureinrichtungen wie
Ortsumgehungen und Bahnanschlu§ ausgerichtet werden.

Schlie§lich sprechen auch Umweltschutzgr�nde f�r eine gewisse Konzentration auf gr�§ere
Abbaustandorte. Durch die gr�§ere Betroffenheit der �ffentlichkeit und die entsprechende
Mobilisierung der Beh�rden lassen sich Umweltauflagen eher durchsetzen. Auf der anderen
Seite sind diese Umweltauflagen von den in der Regel gr�§eren Unternehmen auch betriebs-
wirtschaftlich besser tragbar und somit realisierbar.

Auch unter Substitutionsgesichtspunkten kann die Konzentration auf gr�§ere Abbauschwer-
punkte von Vorteil sein. Nur solche gr�§eren Unternehmen k�nnen den technischen Aufwand
betreiben, der erforderlich ist, um minderwertigere Rohstoffvorkommen67 aufzubereiten.

Aus diesen Gr�nden sollen au§erhalb der schutzbed�rftigen Bereiche (Vorrangbereiche)
grunds�tzlich keine neuen Abbaust�tten eingerichtet werden; aus Rechtsgr�nden k�nnen sie
jedoch nicht ausgeschlossen werden.

Bei der Konzentration der Abbaust�tten auf die schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau ist
jedoch auch zu beachten, da§ es m�glichst nicht zu Verzerrungen der regionalen Wirt-
schaftsstruktur und zu einer Marktbeherrschung durch wenige gro§e Unternehmen kommt.

Zur Sicherstellung insbesondere der kleinr�umigen Rohstoffversorgung leisten auch die Ab-
baust�tten au§erhalb der schutzbed�rftigen Bereiche (Vorrangbereiche) einen wesentlichen
Beitrag. Der Bestand dieser lokalen Abbaust�tten ist sicherzustellen. Dies schlie§t die grund-
______________________________
67 Aus heutiger Sicht sind nur wirtschaftlich abbaubare Vorkommen Gegenstand der Rohstoffsicherung

und in der Prognostischen Rohstoffkarte des Geologischen Landesamtes enthalten.

3.2.6.2 Abbau au§erhalb schutzbed�rftiger Bereiche f�r Rohstoff-
abbau
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s�tzliche Zul�ssigkeit der Errichtung neuer Abbaust�tten wie der Erweiterung bestehender
Abbaust�tten ein. Die in der Region Hochrhein-Bodensee bestehenden Abbaust�tten au§er-
halb der schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau oberfl�chennaher Rohstoffe sind in der
nachfolgenden �bersicht ohne Anspruch auf Vollz�hligkeit aufgef�hrt und in der Raumnut-
zungskarte mit Symbol dargestellt:

Tabelle 3.2.6-4 Sonstige Abbaust�tten

Abbaust�tte genutztes Gestein Rohstoffgruppe

Landkreis Konstanz:

B�singen Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Eigeltingen, Brielholz Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Eigeltingen Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Hilzingen-Schlatt Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Stei§lingen, Grubenwald Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Tengen Randengrobkalk Naturwerkstein

Landkreis L�rrach:

Eimeldingen Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Schliengen, Gr�n Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Rheinfelden-Minseln Oberer Muschelkalk Naturstein

Malsburg-Marzell, K�sacker Granitgrus Sand

Schopfheim-Langenau Granitsand Sand

Tegernau, Niedertegernau Granitgrus Sand

Fr�hnd, Bubshorn Diorit Naturwerkstein

L�rrach-Hauingen L�§lehm Ziegeleirohstoff

Steinen-Weitenau Ton, Oberrotliegendes Ziegeleirohstoff

Landkreis Waldshut:

Klettgau-Erzingen Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Lottstetten Quart�re Kiese und Sande Kies und Sand

Bonndorf-G�ndelwangen Paragneis, Granit, Sandstein Naturstein

Dachsberg, Luchle Granitgrus Sand

Ibach Granitgrus Sand

Wutach-Lembach Tuffstein Tuffsand

Grafenhausen-Staufen Granitgrus Sand

V Der Substitution von Kies und Sand, insbesondere durch gebrochene
Natursteine, wiederaufbereitetes Bauschuttmaterial (Bauschuttrecyc-
ling), durch die Verwertung von geeignetem Bodenaushub sowie
Schlacken kommt in Anbetracht der Endlichkeit der Kiesvorkommen
wegen Ersch�pfung der Lagerst�tten und besonders wegen nicht
gegebener Verf�gbarkeit aufgrund konkurrierender Nutzungen in Zukunft
immer gr�§ere Bedeutung zu.

3.2.6.3 Substitution von Kies und Sand, Baustoffrecycling, Ver-
wertung von Bodenaushub
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Substitution, Baustoffrecycling und Verwertung von Bodenaushub
sollen daher durch gezielte Ma§nahmen, wie entsprechende Ausschrei-
bungen im Hoch-, Tief- und Stra§enbau und Abfallentsorgungsvorschrif-
ten gef�rdert werden.

Zur F�rderung der Substitution von Kies und Sand und zur Streckung
der Kies- und Sandvorr�te sind f�r die Region Standorte f�r station�re
oder mobile Bauschuttrecycling-Anlagen und entsprechende Lagerfl�-
chen f�r Bauschutt zu sichern.

Begr�ndung

Wie alle nicht regenerierbaren Rohstoffe sind auch die mineralischen Rohstoffe in ihrer Menge
begrenzt, d.h. Verknappungserscheinungen sind auf l�ngere Sicht nicht auszuschlie§en. Eine
Verknappung ist aber weniger aufgrund einer Ersch�pfung der Lagerst�tten zu bef�rchten, als
vielmehr deshalb, weil an sich abbauw�rdige Lagerst�tten wegen anderweitiger Nutzungen
nicht f�r Zwecke der Rohstoffgewinnung verf�gbar sind. Ein Beispiel daf�r sind Rohstoffvor-
kommen unterhalb von Siedlungsfl�chen. Daher wird die Substitution insbesondere von Kies
und Sand durch gebrochene Natursteine, Schlacken und wiederaufbereitetes Bauschuttmate-
rial in Zukunft an Bedeutung zunehmen.

Die vermehrte Substitution von Kies und Sand durch gebrochene Natursteine kann jedoch
nicht bedeuten, da§ Steinbr�che regionalplanerisch grunds�tzlich Priorit�t vor Kiesabbaust�t-
ten h�tten. Zwar sind in der Regel Steinbr�che gegen�ber Kiesabbaust�tten weniger fl�-
chenintensiv, dennoch k�nnen sie im konkreten Einzelfall  ebenfalls �kologisch problematisch
sein.      

Bez�glich der Gr�§enordnung, in der Kies und Sand durch Substitution ersetzt werden k�nn-
ten, ging eine im Auftrag des Ministeriums f�r Ern�hrung, Landwirtschaft und Umwelt Baden-
W�rttemberg von der Lahmeyer Ingenieur  GmbH erstellte Studie "Verbrauchsprognosen und
M�glichkeiten der Konzentration des Kiesabbaus im Regierungsbezirk Karlsruhe" (M�rz 1976)
bereits vor mehr als 15 Jahren davon aus, da§ bei entsprechender Steuerung die Substitu-
tion von Sand und Kies durch gebrochene Natursteine eine Gr�§enordnung von 25 % der
Produktion erreichen k�nne. Substitution durch Baustoffrecycling war damals noch nicht be-
r�cksichtigt.

Gegen�ber der damaligen Zeit ist die Situation heute durch ein deutlich ge�ndertes Problem-
bewu§tsein gepr�gt. So besteht zwar die technische M�glichkeit, Kies in nahezu allen Ver-
wendungsm�glichkeiten durch gebrochene Natursteine und in geringerem Umfang durch Bau-
schuttrecycling zu ersetzen; letztlich ist jedoch die Entfernung zwischen Erzeugungs- und
Verbrauchsstandort entscheidend, ob verst�rkt Kies oder Naturstein verwendet wird.

Wenn auch aufbereitetes Bauschuttmaterial und anfallender Bodenaushub im Vergleich zu
Kies und gebrochenem Naturstein geringere qualitative Voraussetzungen aufweisen, mu§ es
dennoch ein erkl�rtes umweltpolitisches Ziel sein, die Rohstoffvorkommen durch Verwertung
von Bauschutt und Bodenaushub langfristig zu schonen, indem insbesondere Wandkies bei
untergeordneten Bauma§nahmen wie Dammsch�ttungen u.�. durch wieder in den Roh-
stoffkreislauf zur�ckgef�hrtes Material (Recyclingprodukte) ersetzt wird.

Zu einer rohstoffschonenden Bauweise k�nnen beispielsweise der Einsatz von Nagelfluh im
Wasserbau, die Verwendung von Recyclingmaterial und von Schuttmaterial aus Steinbr�chen
im Stra§enbau beitragen.
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Tabelle 3.2.6-5 Aufkommen an Baurestmassen in der  Bundesrepublik (alte L�nder) 1989 und
  in Baden-W�rttemberg 1991

Aufkommen an Aufkommen
1989/91

davon Verwertung Ziel 1995

in Mio to in Mio to in Mio to in Mio to % % %
BRD(alt) BW BRD(alt) BW BRD(alt) BW BRD(alt)

Bauschutt 22,6 6,0 3,7 2,5 16 42 60
Baustellenabf�lle 10,0 0,43 0,0 0,03 0 7 40
Stra§enaufbruch 20,4 0,68 11,2 0,48 55 71 90
Erdaushub 167,9 15,0 53,3 1,0 32 7

Quelle: Bundesministerium f�r Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 1993

In Baden-W�rttemberg fielen 1991 ungef�hr 7 Mio. to Bauschutt, Baustellenabf�lle und Stra-
§enaufbruch an, zus�tzlich au§erdem 15 Mio to Erdaushub.  Ausgangsstoffe f�r Substituti-
onszwecke sind Bauschutt, Baustellenabf�lle, Stra§enaufbruch und geeigneter Bodenaus-
hub. Nach den Zielvorgaben des Bundesumweltministeriums sollen bis 1995 60% des Bau-
schutts, 40% der Baustellenabf�lle und 90% des Stra§enaufbruchs einer Wiederverwertung
zugef�hrt werden. Die derzeitigen Verwertungsquoten sind noch sehr weit von dieser Zielvor-
gabe entfernt.

Bauschutt stammt aus den Bereichen Betonabbruch, Stra§enaufbruch, Ausbauasphalt und
Mischabbruch. Bausperrgut beinhaltet brennbare und nichtbrennbare Materialien, Glas sowie
Metalle. Bodenaushub kann unter dem Gesichtspunkt der Substitution nur als Rekultivie-
rungs- und Sch�ttmaterial (mit Einschr�nkungen) verwendet werden. F�r Stra§enaufbruch gibt
es Einsatzm�glichkeiten als Sch�ttmaterial und nach Aufbereitung als Frostschutzmaterial.
Betonabbruch kann zu Granulat verarbeitet werden, aus dem wiederum Beton hergestellt
werden kann, der allerdings deutlich teurer ist als bei Verwendung von Prim�rrohstoffen.

Voraussetzungen f�r Baustoffrecycling

Effektives Baustoffrecycling kann nur im gemeinsamen Zusammenwirken aller beteiligten Inter-
essensgruppen funktionieren:

Die Unternehmer m�ssen bereit sein, an die Aufgabe Baustoffrecycling heranzugehen. Das
schlie§t andere Vorgehensweisen beim Abbruch von Geb�uden (selektiver Abbruch) ein, um
bereits beim Abbruch m�glichst sortenreines Material zu erhalten.

Die f�r die Abfallentsorgung zust�ndigen K�rperschaften m�ssen durch entsprechende Vor-
schriften und Preisgestaltung f�r die Beseitigung (Deponiegeb�hren) daf�r sorgen, da§ Sub-
stitutionsmaterialien den Aufbereitungsanlagen zugef�hrt werden. Sortierung, Getrenntsamm-
lung und Aufbereitung m�ssen verpflichtend vorgeschrieben werden. Abbruchgenehmigungen
sind mit der Verpflichtung zu verkn�pfen, das Material einer Sortier- und Aufbereitungsanlage
zuzuf�hren. F�r wiederverwertbare Baureststoffe mu§ ein Annahmeverbot auf Deponien er-
lassen werden. Geeigneter Bodenaushub k�nnte durch Erdaushubb�rsen einer sinnvollen
Verwertung zugef�hrt werden.

Ebenso m�ssen von seiten der Beh�rden Auflagen zur Verwendung von Recyclingbaustoffen
gemacht werden. Besonders gefordert ist dabei die �ffentliche Hand, die in ihren Ausschrei-
bungen den Einsatz von Recyclingstoffen oder auch von nachwachsenden Rohstoffen wie z.
B. Holz - wo immer m�glich - vorschreiben mu§.

Dazu wird auf die Verwaltungsvorschrift des Ministeriums f�r Umwelt zur Einf�hrung der Infor-
mationsschrift zur Entsorgung von Erdaushub, Stra§enaufbruch und Bauschutt vom 13. Juli
1988 (GABL. 1988, S. 705 ff) und auf die Verwaltungsvorschrift des Verkehrsministeriums und
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des Umweltministeriums �ber vorl�ufige Lieferbedingungen f�r aufbereiteten Stra§enaufbruch
und Bauschutt zur Verwendung im Stra§enbau Baden-W�rttemberg vom 15. November 1991
(GABL. 1991, S. 1183 ff) verwiesen.

Schlie§lich mu§ der Verbraucher, d.h. der private wie der �ffentliche Bauherr, bereit sein, Re-
cyclingbaustoffe zu akzeptieren. Bisher ist die fehlende Akzeptanz der Recyclingbaustoffe
das gr�§ere Problem als deren Qualit�t. Hinzu kommt die Preisgestaltung: bisher besteht kein
preislicher Anreiz zum Einsatz von Recyclingbaustoffen.  

Aufkommen an recyclingf�higem Material

Das Gesamtabfallaufkommen und das Aufkommen an zu Substitutionszwecken geeigneten
Stoffen in den Landkreisen der Region ist in der nachfolgenden Tabelle 3.2.6-6 dargestellt.
Dabei mu§ allerdings ber�cksichtigt werden, da§ in den Abfallstatistiken bei den recyclingf�hi-
gen Bauschuttmaterialien nur diejenigen Abfallmengen erscheinen, die �ffentlich entsorgt wer-
den.

Tabelle 3.2.6-6 Aufkommen an Bauschutt und Stra§enaufbruch in den Stadt- und Landkreisen
  Baden-W�rttembergs 1993/94

Landkreis Kommunales
Abfallaufkommen 1994
(1000 t)

Konstanz 147,6
L�rrach 136,7
Waldshut 121,1

Aufkommen Bauschutt/
Stra§enaufbruch 1993
(1000 t)

stofflich
entsorgt
(aufbereitet)

Hausm�ll-
deponie

Deponien anderer
Kreise, sonstige
Entsorgung

Konstanz 80,9 53,1 27,8
L�rrach 226,4 216,2 10,1 0,1
Waldshut 49,4 0,0 6,6 42,7

Aufkommen
Bodenaushub  1993
(1000 t)

stofflich
entsorgt
(aufbereitet)

Hausm�ll-
deponie

Bodenaushub-/
Bauschutt-
deponie

Konstanz 77,7 2,0 75,7
L�rrach 58,0 14,5 43,4
Waldshut 7,1 1,5 5,7

Quelle:  Stat. Landesamt, Baden-W�rttemberg in Wort und Zahl 7/95, Baurestmassen - Auf-
kommen und Entsorgung im Vorfeld des neuen Kreislaufwirtschaftsgesetzes und Stat.
Landesamt, Stat. Berichte 23.08.95, Kommunales Abfallaufkommen in den Stadt- und
Landkreisen 1994

Unter Ber�cksichtigung der oben genannten Rahmenbedingungen und der erforderlichen
Verhaltens�nderungen kann die Substitution von Kies und Sand bzw. von gebrochenem
Festgestein durch aufbereitetes Recyclingmaterial etwa eine Gr�§enordnung von 8 bis 10%
erreichen.

Baustoffverwertungskonzeptionen in den Landkreisen

Voraussetzung f�r eine wirkungsvolle, privatwirtschaftlich oder �ffentlich-rechtlich betriebene
Baureststoffverwertung ist ein fl�chendeckendes Standortkonzept f�r die geordnete Annahme,
Sammlung, Aufbereitung und Vermarktung von Baurestmassen. Da die Abfallentsorgung in die
Zust�ndigkeit der Landkreise f�llt, ist eine enge Zusammenarbeit und Abstimmung mit den
Landkreisen erforderlich.
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Im Landkreis Konstanz68 ist ein solches fl�chendeckendes Konzept seit Mitte 1991 in Betrieb.
Eine zu diesem Zweck gegr�ndete private Betreibergesellschaft, an der der Landkreis beteiligt
ist, stellt die erforderlichen Einrichtungen an den Standorten Konstanz, Stei§lingen und Stock-
ach zur Verf�gung. Der Landkreis hat satzungsrechtlich die Annahme von verwertbaren mine-
ralischen Abfallstoffen verboten; auf den Deponien werden nur noch die nicht verwertbaren
Bestandteile angenommen - zu Geb�hren, die etwa dreimal h�her sind als bei den Verwertern.

Im Landkreis L�rrach wird davon ausgegangen, da§ Baureststoffe am Ort der Entstehung
sortiert werden. Die aussortierten mineralischen Bauschuttbestandteile werden privaten Wie-
deraufbereitungsanlagen in Grenzach-Wyhlen, Maulburg und Eimeldingen zur Verwertung
zugef�hrt. Der Landkreis nimmt nur die nicht verwertbaren Bestandteile als Gewerbem�ll an.
Dabei stellt die H�he der zu entrichtenden Geb�hren die Vorsortierung und Verwertung sicher.
In der Abfallsatzung des Landkreises gibt es die Abfallfraktion Baumischabf�lle (Bauschutt
u.a.) nicht.

Im Landkreis Waldshut sind zwei privatwirtschaftlich betriebene Sammel- bzw. Aufbereitungs-
anlagen f�r Baurestmassen in Bad S�ckingen und Waldshut-Tiengen (Detzeln) in Betrieb.
Zwei weitere Anlagen sind genehmigt, aber bisher nicht realisiert. Eine Asphaltaufbereitungs-
anlage ist in Waldshut-Tiengen im Aufbau. Ein satzungsrechtliches Annahmeverbot auf den
Deponien besteht nicht; es gibt auch keine Anlieferungspflicht zu den Aufbereitungsanlagen.
Die Geb�hrengestaltung bei den Deponien stellt jedoch sicher, da§ Baureststoffe �berwie-
gend der Verwertung zugef�hrt werden. Dies geht auch daraus hervor, da§ das Gesamtauf-
kommen an Bauschutt im Landkreis mit 125.000 to weit h�her eingesch�tzt wird als die der
�ffentlich-rechtlichen Entsorgungsschiene des Landkreises angedienten Bauschuttmengen
(vgl. dazu Abfallwirtschaftskonzept Landkreis Waldshut 1992).

V   Bei der Ausweisung von neuen Baufl�chen, insbesondere von Gewer-
befl�chen, soll gepr�ft werden, ob eine Auskiesung der Fl�che vor der
baulichen Nutzung m�glich ist, um den Rohstoff nicht auf Dauer der
Nutzung zu entziehen.

Begr�ndung

Insbesondere im Raum Hegau sind Kieslagerst�tten in gro§em Umfang durch �berbauung
dem Abbau entzogen. Zum Beispiel liegt die Stadt Singen mit ihren Wohn- und Gewerbege-
bieten weitgehend auf abbauw�rdigen Kieslagerst�tten. Diese Rohstoffe sind aus heutiger
Sicht auf Dauer einer Nutzung nicht zug�nglich.

Es sollte daher vor der Ausweisung von neuen Siedlungsfl�chen, insbesondere von Ge-
werbe- und Industriefl�chen, gepr�ft werden, ob eine Auskiesung m�glich ist. Dadurch kann
gegebenenfalls nicht nur die Rohstoffversorgung verbessert werden, sondern durch Tieferle-
______________________________
68 Richtigstellung:

ÒIm Landkreis Konstanz ist ein solches fl�chendeckendes Konzept seit Mitte 1991 in Betrieb. Eine zu
diesem Zweck gegr�ndete private Betreibergesellschaft betreibt in eigener Verantwortung die
erforderlichen Einrichtungen an den Standorten Konstanz, Stei§lingen und Stockach. Diese private
Verwertung von Baureststoffen ist durch vertragliche Bindung in das Abfallwirtschaftskonzept des
Landkreises Konstanz integriert. Der Landkreis hat in seiner Abfallwirtschaftssatzung die Annahme von
verwertbaren, innerten Stoffen, wie Bauabbruch und Stra§enaufbruch, von der Deponierung
ausgeschlossen. Nicht verwertbare Bestandteile werden auf den Deponien angenommen. Die mehr als
zehnmal h�here Abfallgeb�hr sorgt mit ihrer Lenkungswirkung f�r eine saubere Trennung und
VerwertungÓ.

3.2.6.4 Auskiesung von neuen Gewerbefl�chen
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gung der Gewerbefl�chen unter Umst�nden auch zumindest die optische Beeintr�chtigung
des Landschaftsbildes gemildert werden. Es mu§ allerdings auch angemerkt werden, da§
insbesondere bei einer nachfolgenden industriellen Nutzung in der Regel Bedenken von seiten
der Wasserwirtschaft wegen des Grundwasserschutzes zu erwarten sind.

Im Landkreis Konstanz sollte insbesondere bei dem Gro§projekt der Erweiterung der Alumi-
nium-Werke Singen gepr�ft werden, ob eine vorherige Auskiesung m�glich ist. Au§erdem k�n-
nen Fl�chen im Raum Stei§lingen und s�dlich Efringen-Kirchen f�r eine solche Auskiesung vor
gewerblich-industrieller Nutzung in Frage kommen.

V Die Verlagerung der Rohstofftransporte auf die Schiene soll gepr�ft
werden. K�nftige Abbaubereiche sollen auf den Bahntransport oder
wenn ein Bahnanschlu§ nicht m�glich ist, auf das Vorhandensein von
leistungsf�higen Ortsumfahrungen ausgerichtet werden.

Begr�ndung

Die negativen Auswirkungen des Rohstoffabbaus manifestieren sich nicht nur unmittelbar im
Naturhaushalt des Standortes und seiner n�heren Umgebung, sondern auch in erheblichem
Ausma§ in den Bereichen, die von den Transporten ber�hrt werden. Das mit dem Rohstoff-
transport verbundene Verkehrsaufkommen kann im Einzelfall zu kaum ertr�glichen Zust�nden
f�hren. So wird von vielen betroffenen Gemeinden der LKW-Transport von Kies nicht mehr
akzeptiert.

Die m�glichst weitgehende Verlagerung der Rohstofftransporte auf die Schiene ist daher eine
grunds�tzliche raumordnerische Zielsetzung. Sie l�§t sich insbesondere bei gro§en Abbau-
bereichen und entsprechend langfristigen Materialstr�men von der Abbaustelle zu Ver-
brauchsschwerpunkten verwirklichen. F�r die Verteilung kleiner Mengen in der Fl�che kommt
Bahntransport nicht in Frage.

Eine Untersuchung in der Schweiz hat ergeben, da§ bei rein �konomischer Be-
trachtungsweise der Bahntransport ab einer Entfernung von 35 km g�nstiger als der LKW-
Transport sei. Bei ausschlie§lich �kologischer Betrachtung liege der Bahntransport ab einer
Entfernung von 5 bis 10 km vor dem LKW.

Dabei mu§ allerdings die 28-Tonnen-Begrenzung in der Schweiz ber�cksichtigt werden. In der
Bundesrepublik sprechen die Kosten bis zu einer Entfernung von 60 bis 70 km f�r den LKW-
Transport.

Als Voraussetzungen f�r Bahntransport m�ssen gegeben sein:

· ausreichend gro§es Rohstoffvorkommen, das langfristigen Abbau erm�glicht, und entspre-
chend m�glichst langfristige Genehmigung,

 
· Verbrauchsschwerpunkt mit konstanter Nachfrage, d.h. m�glichst gleichbleibender  Material-

strom,
 
· Schienenanschlu§ mit der entsprechenden Infrastruktur an der Be- und Entladestelle,
 
· Transportentfernung mindestens 60-70 km.

Am Be- und Entladeort sind die infrastrukturellen Voraussetzungen in Form von Gleisanschlu§,
Lagerfl�chen, Silos, Be- und Entladeeinrichtungen zu schaffen. Au§erdem mu§ das Wagen-
material zur Verf�gung stehen bzw. beschafft werden.

3.2.6.5 Bahntransport
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Bahntransport ist zus�tzlich mit hohem organisatorischen Aufwand verbunden. Die Transporte
m�ssen sich nahtlos in den Bahnbetrieb einordnen. Das bedeutet, da§ die Transporte f�r ein
Jahr im voraus fahrplanm�§ig festgelegt werden und p�nktlich durchgef�hrt werden m�ssen.

In der Summe bewirkt das, da§ sich die Investitionskosten f�r ein neues Kies- und Betonwerk
mit Bahnanschlu§ um den Faktor 3 verteuern im Vergleich zu einem Werk ohne Bahnanschlu§.

Z In der Region Hochrhein-Bodensee werden die nachfolgend aufgef�hr-
ten Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) ausgewiesen und in der Raumnutzungskarte r�umlich
dargestellt:

Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche):

· im Landkreis Konstanz
keine Ausweisung von Grundwasserschonbereichen

· in den Landkreisen Waldshut und L�rrach

im Klettgau Klettgaurinne zwischen Erzingen und
Lauchringen69

im Wutachtal ostw�rts Eggingen
zwischen Horheim und Lauchringen

im Hochrheintal s�d�stlich Lottstetten
ostw�rts G�nzgen/Herdern
ostw�rts Lienheim

 ostw�rts Rheinheim

im Alb-Einzugsgebiet zwischen Bernau-Dorf und Bernau-Hof
nordwestlich St. Blasien

im Oberen Wiesental nord�stlich Utzenfeld

im Oberrheintal n�rdlich Bad Bellingen70

bei Efringen-Kirchen

______________________________
69 Die Klettgaurinne ist ein �ber�rtlich bedeutendes Wasservorratsgebiet, das bestehende

Wassernutzungen einschlie§t. Sie ist mit dem gesamten Einzugsgebiet als WSG Zone IIIb festgesetzt.
Wegen dieser Doppelfunktion wird die Klettgaurinne als Grundwasserschonbereich ausgewiesen, aber in
der Raumnutzungskarte als WSG in der Abgrenzung  Zone III b dargestellt

70 grenz�berschreitend mit Regionalverband S�dl. Oberrhein

3.3 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen oder von
Rohstoffvorkommen

3.3.1 Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen 

Plankapitel aufgehoben und  durch den Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe“ ersetzt
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In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) sind nutzungsw�rdige Wasservorkommen vorsorglich
f�r eine zuk�nftige Nutzung zu sichern.  

Ma§nahmen und Vorhaben, die das Grundwasser qualitativ oder quanti-
tativ nachhaltig beeintr�chtigen, sind  nicht zul�ssig. Eine kurzfristige
Nutzung der Wasservorkommen ist nicht vorzusehen.

Rohstoffabbau ist nach Ma§gabe der schutzbed�rftigen Bereiche f�r
den Rohstoffabbau (PS 3.2.6) in den Bereichen zur Sicherung von Was-
servorkommen (Grundwasserschonbereiche) nur als Trockenabbau zu-
l�ssig, wenn bei Abbau und Rekultivierung der Schutz des Grundwas-
sers gewahrt bleibt.

Die ordnungsgem�§e land- und forstwirtschaftliche Nutzung ist zul�s-
sig.

Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur, die im �ffentlichen In-
teresse liegen, sind in den  Bereichen zur Sicherung von Wasservor-
kommen (Grundwasserschonbereiche) zul�ssig, wenn sie  wegen ihrer
Standortgebundenheit oder wegen fehlender geeigneter Alternativ-
standorte in den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche) errichtet werden m�ssen. Bei Bau und
Betrieb solcher Anlagen ist der Schutz des Grundwassers durch geeig-
nete Vorkehrungen sicherzustellen.

Begr�ndung

Vorsorglicher Schutz von Wasservorkommen

Nach Plansatz 2.7 Landesentwicklungsplan 1983 ist "der Wasserschatz des Landes als
nat�rliche Lebensgrundlage zu erhalten, zu mehren, zu sch�tzen und pfleglich zu behandeln".  

Bei wieder steigender Bev�lkerungszahl und dem damit verbundenen Trinkwasserbedarf
nimmt auch die Belastung des nat�rlichen Wasserkreislaufs durch die verschiedenartigen
menschlichen Eingriffe zu. Die Gefahren durch Verschmutzung und Beeintr�chtigung der Was-
serqualit�t erh�hen sich. Bei der Vielfalt der Wechselwirkungen und Konflikte, die sich aus dem
Nebeneinander von Raumbeanspruchung durch Siedlung, Verkehr  und andere menschliche
Aktivit�ten einerseits und andererseits durch die Belastung des Wasser- und Naturhaushaltes
ergeben, nehmen der Schutz und die Erhaltung der nat�rlichen Lebensgrundlage Wasser den
Rang eines �bergeordneten Zieles ein.

Die Landesregierung hat daraus die Konsequenzen gezogen und "die bisherigen, traditions-
gem�§ mit Schwergewicht auf die reine Nutzung der Gew�sser ausgerichteten Zielsetzungen
(des Landesentwicklungsplanes) auf Ma§nahmen zum Schutz und zur Erhaltung der Wasser-
vorkommen ausgeweitet bzw. verlagert".

Plansatz 2.7.13 Landesentwicklungsplan fordert daher die Ausweisung von Wasserschutz-
und Wasserschongebieten. Die vorsorgliche Sicherung von zur Trinkwassergewinnung geeig-
neten Grundwasservorkommen in der Regionalplanung ist daher ein wichtiger Beitrag zur Da-
seinsvorsorge, in diesem Fall der Wasserversorgung.

Nach ¤ 8 Abs. 2 LplG i.d.F. v. 8. April 1992 werden daher in den Regionalpl�nen Bereiche zur
Sicherung von Wasservorkommen ausgewiesen.

In Baden-W�rttemberg ist das Grundwasser  aus Tiefbrunnen mit einem Versorgungsanteil
von knapp 54% die Hauptst�tze der �ffentlichen Wasserversorgung. Quell- und Oberfl�-
chenwasser  sind mit 21% bzw. 25% nahezu gleichgewichtig an der Versorgung beteiligt.

Absatz aufgehoben und  durch den Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe“ ersetzt
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Die Wassergewinnung in der Region Hochrhein-Bodensee nach Wasserarten71 ist in der fol-
genden Tabelle dargestellt. Mit 85% liegt der Anteil des Grund- und Quellwassers in der Re-
gion deutlich �ber dem Landesdurchschnitt von 81%. Dabei werden die Landkreise L�rrach
und Waldshut nahezu ausschlie§lich aus Grund- und Quellwasser versorgt; nur im Landkreis
Konstanz kommt Oberfl�chenwasser (Bodensee) mit einem Anteil von 37% hinzu.

Tabelle 3.3.1-1 Wassergewinnung 1993

 Wasser-
 menge

   davon

   insg.    Grundwasser      Quellwasser     Oberfl�chenwasser

Raum 1000 cbm Menge % Menge % Menge %

Landkreis Konstanz 18.179 8.821 48,5% 2.678 14,7 % 6.680 36,7%

Landkreis L�rrach 14.406 11.831 82,1% 2.575 17,9% 0 0,0%

Landkreis Waldshut 12.100 5.345 44,2% 6.755 55,8% 89 0,7%

Region HB 44.685 25.997 58,2% 12.008 26,9% 6.769 15,1%

Baden-W�rttemberg 722.661 385.379 53,3% 156.711 21,7% 180.571 25,0%

Quelle: Statistische Berichte Baden-W�rttemberg, �ffentliche Wasserversorgung in Baden-
W�rttemberg 1993 - Wassergewinnung in den Stadt- und Landkreisen

Vorsorglicher Schutz vor qualitativer und quantitativer Beeintr�chtigung

Die �berragende Bedeutung des Grundwassers f�r die gegenw�rtige und zuk�nftige Trink-
wasserversorgung macht es erforderlich, im Interesse des Wohls der Allgemeinheit das
Grundwasser vorsorglich vor Verunreinigungen und sonstigen Beeintr�chtigungen zu be-
wahren.

Da die regionalplanerische Ausweisung von Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen
(Grundwasserschonbereiche) Vorsorgecharakter im Hinblick auf die zuk�nftige Trinkwasser-
versorgung haben soll, widerspricht eine Nutzung des Grundwassers in der Gegenwart in
diesen Bereichen dem angestrebten Ziel. In diesem Sinne ist es auch nicht mit dem vorsorgli-
chen Schutz des Grundwassers vereinbar, die Bereiche zur Sicherung von Wasservorkom-
men in Wasserschutzgebiete zu �berf�hren, deren Festsetzung direkt mit Wasserentnahme-
stellen verbunden ist.

Da eine Sanierung des Grundwassers, wenn es durch anthropogene Einfl�sse beeintr�chtigt
oder unbrauchbar geworden ist, in vielen F�llen nicht oder nur mit sehr hohem Aufwand m�g-
lich ist, m�ssen im Sinne der Daseinsvorsorge bisher nicht genutzte, unbelastete Wasservor-
kommen vor konkurrierenden Nutzungen, Ma§nahmen und Vorhaben gesch�tzt werden, von
denen eine potentielle Gef�hrdung des Grundwasservorkommens ausgeht Mit dem vorsorgli-
chen Schutz solcher Grundwasservorkommen f�r eine zuk�nftige Trinkwasserversorgung ist
es daher in der Regel nicht vereinbar, unbelastetes Grundwasser zu entnehmen, um es mit
verunreinigten Wasservorkommen zu vermischen und diese dadurch wieder zu Trinkwasser-
zwecken verwendbar zu machen.

______________________________
71 Definition der Wasserarten nach: Statistisches Landesamt, Statistik von Baden-W�rttemberg, Band

433, Wasserversorgung 1987
Grundwasser - Wasser, das Hohlr�ume der Erdrinde zusammenh�ngend ausf�llt und keinen nat�rlichen
Austritt besitzt; Gewinnung durch Tiefbrunnen
Quellwasser - �rtlich begrenzter, nat�rlicher Grundwasseraustritt, auch nach k�nstlicher Fassung
Oberfl�chenwasser - Wasser nat�rlicher und k�nstlicher oberirdischer Gew�sser (Fl�sse, Seen,
Talsperren, Teiche)
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Eine besondere Gef�hrdung des Grundwassers geht von bestimmten wassergef�hrdenden
Stoffen aus. Darunter fallen zum Beispiel halogenierte Kohlenwasserstoffe, Schwermetalle
und Pflanzenschutzmittel. Die Produktion und der  leitungsgebundene Transport solcher  was-
sergef�hrdender Stoffe sowie die Versickerung schadstoffhaltiger Abw�sser sind daher in den
Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen nicht zuzulassen. Anlagen zum Umgang mit
wassergef�hrdenden Stoffen m�ssen je nach Gef�hrdungsgrad mit besonderen, �ber das
vorschriftsm�§ige Ma§ hinausgehenden Schutzma§nahmen bzw. Vorkehrungen ausgestattet
werden.

Im allgemeinen besitzt das Grundwasser einen nat�rlichen Schutz, wenn ausreichend m�ch-
tige, qualitativ geeignete Deckschichten mit einer belebten Bodenzone vorhanden sind. Deck-
schichten mit geringer Schutzwirkung k�nnen durch Auftrag geeigneten Materials verbessert
werden. Bei geeigneten Deckschichten k�nnen Verunreinigungen des Grundwassers durch
biologische und biochemische Prozesse vermindert oder  aufgehoben werden. In Schadens-
f�llen k�nnen kontaminierte Deckschichten abgetragen und ausgetauscht werden, bevor
Schadstoffe in das Grundwasser eindringen k�nnen.

Neben Wasser und Luft ist der Boden (im bodenkundlichen Sinne, nicht als Gestein gemeint)
eine der wichtigsten nat�rlichen Lebensgrundlagen f�r Menschen, Tiere und Pflanzen. Im Zu-
sammenhang mit der Grundwasserproblematik dient der Boden als  Wasserfilter direkt dem
Schutz der Grundwasservorr�te. Die Zerst�rung des Bodens durch Abtrag,  die gro§fl�chige
Versiegelung, aber auch die Verdichtung durch Einsatz schwerer Maschinen haben daher
nachteilige Auswirkungen auf den Schutz des Grundwassers. Insbesondere ist die Neubil-
dung des Grundwassers gest�rt, wenn Niederschl�ge aufgrund von Versiegelung schneller
abflie§en und nicht in das Grundwasser einsickern k�nnen. Der kommunalen Bauleitplanung
kommt daher die wichtige Funktion zu, f�r einen schonenden und sparsamen Umgang mit dem
Boden zu sorgen. Die Versiegelung des Bodens durch �berbauung mu§ auf das unabdingbar
notwendige Mindestma§ reduziert werden.

Rohstoffabbau

Die Grundwasserspeicher sind in der Regel auch die bedeutendsten Kieslager. Daher steht
der Rohstoffabbau, insbesondere der Abbau von Kies und Sand, in einem besonderen Kon-
kurrenzverh�ltnis zum Schutz des Grundwassers. Wenn auch der Schutz des Grundwassers
grunds�tzlich vorrangig sein soll, kann dennoch nicht in jedem Fall die Abw�gungsentschei-
dung zwischen Rohstoffabbau und Grundwasserschutz zugunsten des Grundwassers aus-
fallen. Wie in der Vergangenheit wird auch in Zukunft insbesondere Kiesabbau in Gebieten mit
Grundwasservorkommen stattfinden. In Grundwasserschonbereichen k�nnen neue Abbau-
st�tten nur aufgrund eingehender Untersuchungen erschlossen werden. Die Erweiterung be-
stehender Abbaust�tten ist einer Neuanlage vorzuziehen. Bei Abbau und Rekultivierung mu§
allerdings in besonderer Weise der Schutz des Grundwassers gewahrt sein.

In der Region Hochrhein-Bodensee tritt der Zielkonflikt zwischen Grundwasser und Rohstoff-
abbau insbesondere im Hegau, im Klettgau und in Teilen des Hochrheintales auf. Die dortigen
gro§fl�chigen Kiesabbaufl�chen liegen entweder innerhalb ausgewiesener Wasserschutzge-
biete oder in Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasserschonbereiche).

Innerhalb von Wasserschutzgebieten ist in der Region der Rohstoffabbau nur als Trockenab-
bau zugelassen. Dabei wird in der Regel die maximale Abbautiefe so festgelegt, da§ eine
�berdeckung von 2 m �ber dem h�chsten je gemessenen Grundwasserspiegel erhalten
bleibt.

Nach der als Entwurf zur Anh�rung vorliegenden Musterverordnung Wasserschutzgebiete (¤
8 Sonstige Nutzungen) ist das "oberirdische Gewinnen von Steinen und Erden in der engeren
Schutzzone II verboten". In der weiteren Schutzzone III bzw. III A und III B ist das
"oberirdische Gewinnen von Steinen und Erden verboten, wenn dadurch das Grundwasser
angeschnitten wird oder die Deckschichten wesentlich vermindert werden".  Das bedeutet,

Absatz aufgehoben und  durch den Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe“ ersetzt
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da§ Na§abbau verboten ist, Trockenabbau aber unter bestimmten Auflagen zul�ssig sein
kann.   

In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasserschonbereiche) ist
daher in Anlehnung an die Musterverordnung Wasserschutzgebiete Rohstoffabbau nur nach
Ma§gabe der schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau (PS 3.2.6) und nur als Trocken-
abbau zul�ssig. Die Ausweisung dieser schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau geht
von den bestehenden, regionalbedeutsamen Abbaust�tten und deren Erweiterungsm�glich-
keiten aus. Neue Abbaubereiche werden im Regionalplan nicht ausgewiesen und sollen in-
nerhalb der Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasserschonbereiche)
nicht zugelassen werden. Im Hinblick auf die Sicherung der Grundwasservorkommen kann der
Abbau jedoch nur als Trockenabbau vorgenommen werden. W�hrend des Abbaus, bei der
Rekultivierung und bei der sp�teren Nutzung ist der Schutz des Grundwassers durch geeig-
nete Ma§nahmen und Vorkehrungen zu wahren. Eine Grundwasserfreilegung (Na§abbau)
kann mit dem Schutzzweck der Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen nicht verein-
bar sein.

Im Hinblick auf eine potentielle Nutzung auch der Kiesvorkommen im Grundwasser durch Na§-
abbau in der Zukunft soll bei Trockenabbau darauf geachtet werden, da§ durch die Rekulti-
vierung eine solche potentielle Nutzung nicht verhindert wird. Eine Wiederverf�llung der bis-
herigen Trockenabbaust�tten auf das urspr�ngliche Niveau macht einen sp�teren Na§abbau
faktisch unm�glich.

Landwirtschaftliche Nutzung

Die insbesondere in der intensiv betriebenen Landwirtschaft �bliche Verwendung von Un-
kraut-, Sch�dlingsbek�mpfungs- sowie D�ngemitteln und die bei der Viehhaltung anfallenden
G�llemengen stellen eine Gefahrenquelle f�r das Grundwasser dar, wenn sie in zu hoher
Konzentration ausgebracht und �ber das Oberfl�chenwasser oder Infiltration in das Grund-
wasser gelangen. Die Problematik ist noch dadurch versch�rft, da§ die Schadstoffe erst um
Jahre verz�gert gegen�ber dem Ausbringen auf den Landwirtschaftsfl�chen in das Grund-
wasser eindringen. Insofern ist vermutlich der H�hepunkt der so bedingten Grundwasserver-
unreinigungen noch nicht erreicht.

In den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen sollte daher eine intensive landwirt-
schaftliche Nutzung m�glichst vermieden werden. Es sollte gepr�ft werden, ob bei dem Ein-
satz von D�ngemitteln, Pestiziden und Herbiziden auch in den Bereichen zur Sicherung von
Wasservorkommen (Grundwasserschonbereichen) die Bestimmungen f�r Wasserschutzge-
biete mit den entsprechenden Ausgleichszahlungen f�r die Nutzungsbeschr�nkungen ange-
wendet werden k�nnen. (vgl dazu Plansatz 3.2.2).

Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur

Einen weiteren Risikofaktor  f�r das Grundwasser stellen Verkehrstrassen und Anlagen der
Infrastruktur dar. Durch den Bau von Verkehrstrassen entstehen weitere Schadstoffquellen.
Abgase, Streusalzeintrag oder Verwendung von Herbiziden k�nnen das Grundwasser bela-
sten.

Bauliche Anlagen der technischen Infrastruktur (z.B. Verkehrstrassen, Rohrleitungen, Abfallbe-
seitigungsanlagen), deren Bau in der Regel in �ffentlichem Interesse liegt, k�nnen wegen ihrer
Standortgebundenheit oder wegen fehlender Standort- bzw. Trassenalternativen in den  Be-
reichen zur Sicherung von Wasservorkommen nicht ausgeschlossen werden. Wenn solche
Infrastruktureinrichtungen in den Bereichen zur Sicherung von Wasservorkommen verwirklicht
werden m�ssen, sind daher Vorkehrungen zu treffen, um den Schutz des Grundwassers, so-
weit es technisch m�glich ist, zu gew�hrleisten.  

Absatz aufgehoben und  durch den Teilregionalplan „Oberflächennahe Rohstoffe“ ersetzt
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R�umliche Abgrenzung

Die r�umliche Abgrenzung der Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (Grundwasser-
schonbereiche) richtet sich nach Vorschl�gen der zust�ndigen  Fachverwaltung.72  

Im Landkreis Konstanz sind gro§r�umig Wasserschutzgebiete festgesetzt. Dar�ber hinaus
liegen ausreichende Erkenntnisse �ber die Grundwasserverh�ltnisse nicht vor. Daher k�nnen
nach Auskunft der Wasserwirtschaftsverwaltung keine Aussagen zu �ber die Wasserschutz-
gebiete hinausgehenden Grundwasserschonbereichen gemacht werden.

Anmerkung: Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen (Sicherungsbereiche) k�nnen
in diesem Regionalplan  noch nicht ausgewiesen werden

 
Begr�ndung

Die Ausweisung der Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen (Sicherungsbereiche)
stellt die zweite Stufe der Rohstoffsicherung im Rahmen der Regionalplanung dar. �ber die
schutzbed�rftigen Bereiche f�r den Abbau mineralischer Rohstoffe (Abbaubereiche) hinaus,
die den mittelfristigen Abbau f�r etwa 15 Jahre sicherstellen sollen, soll die langfristige Roh-
stoffversorgung durch die Sicherungsbereiche regionalplanerisch gesichert werden. Auch die
Sicherungsbereiche sollen vom Bedarf her auf einen Zeitraum von 15 Jahren ausgerichtet
sein.

Mit der Ausweisung von Sicherungsbereichen wird die Zielsetzung verfolgt, die Rohstoffver-
sorgung langfristig sicherzustellen. Daher sollen durch die Ausweisung als Sicherungsbereich
abbauw�rdige Rohstoffvorkommen vor konkurrierenden Nutzungen gesch�tzt werden, die
einen sp�teren Abbau unm�glich machen w�rden. Solche Nutzungen sind zum Beispiel
Wohn- oder Gewerbegebiete, gro§e Stra§enbauma§nahmen und Infrastruktureinrichtungen,
die im Normalfall nicht r�ckg�ngig zu machen sind.

Mit dem Sicherungszweck vertr�glich sind dagegen die land- und forstwirtschaftliche Nutzung
oder nicht auf Dauer angelegte bauliche Anlagen.

Da die Sicherungsbereiche zur Sicherstellung der zuk�nftigen Rohstoffversorgung ausgewie-
sen werden, entspricht ein vorzeitiger Abbau nicht dem Sicherungszweck. Ein solcher vorge-
zogener Abbau kann nur im begr�ndeten Ausnahmefall zugelassen werden, wenn nach
Durchf�hrung eines Raumordnungsverfahrens oder nach raum-ordnerischer Einzelfallpr�fung
sich erwiesen hat, da§ wegen fehlender Alternativen ein vorgezogener Abbau im Sicherungs-
bereich notwendig ist.

Verfahren zur Ausweisung von Sicherungsbereichen

Um Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen festlegen zu k�nnen, sind Rohstoffkar-
tierungen eine grundlegende Voraussetzung. Diese werden vom Geologischen Landesamt
erstellt. F�r die Region Hochrhein-Bodensee liegt die sog. Prognostische Rohstoffkarte
(Geologisches Landesamt 1993) als Voraussetzung f�r die weitere Bearbeitung   vor.

______________________________
72 Die r�umliche Abgrenzung der Grundwasserschonbereiche ist bisher nicht mit dem Geologischen

Landesamt abgestimmt. Sie mu§ durch entsprechende hydrogeologische Gutachten belegt werden.

3.3.2 Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen

Plan
kap

itel
 au

fge
hob

en 
und

  du
rch

 de
n T

eilr
egi

ona
lpla

n „O
ber

fläc
hen

nah
e R

ohs
toff

e“ e
rse

tzt



Regionalplan 2000 -Regionale Freiraumstruktur

131

Der Regionalverband wird auf der Grundlage der Prognostischen Rohstoffkarte diejenigen Fl�-
chen ausscheiden, die aufgrund von Restriktionen (konkurrierende Nutzungen und Funktionen)
nicht f�r einen zuk�nftigen Abbau in Frage kommen k�nnen.

Auf dieser regionalplanerischen Vorgabe wird das Geologische Landesamt lagerst�ttenkundli-
che Untersuchungen vornehmen, die zu einer gro§z�gigen Abgrenzung abbauw�rdiger Berei-
che in der sog. Lagerst�ttenpotentialkarte f�hren werden.

Aus der Lagerst�ttenpotentialkarte wird die Regionalplanung bedarfsorientiert Fl�chen als
Rohstoffsicherungsbereiche �bernehmen und im Regionalplan verbindlich ausweisen.

Aufgrund der dargelegten Sachverhalte kann diese zweite Stufe der Rohstoffsicherung jedoch
in diesem Regionalplan noch nicht geleistet werden.

Es ist vorgesehen, einen Teilregionalplan ÒRohstoffsicherungÓ in enger Zusammenarbeit und
einheitlicher Vorgehensweise mit dem Regionalverband Bodensee-Oberschwaben aufzu-
stellen. In diesem Teilregionalplan sollen die Sicherungsbereiche ausgewiesen und die
schutzbed�rftigen Bereiche f�r Rohstoffabbau �berarbeitet werden. Mit dem Teilregionalplan
folgen die beteiligten Regionen der Empfehlung der D-CH-Raumordnungskommission, ein ein-
heitliches Rohstoffversorgungskonzept aufzustellen.
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G Dem �ffentlichen Personennahverkehr ist Vorrang gegen�ber dem mo-
torisierten Individualverkehr einzur�umen. Dabei ist die Schiene als
R�ckgrat des �ffentlichen Personennahverkehrs und des G�terverkehrs
zu st�rken.
Die Radwegenetze sind weiter auszubauen.

Begr�ndung

Um den gesamten Verkehrsbedarf sowohl f�r die Region als auch im internationalen Rahmen
durch die Region zu bew�ltigen, mu§ eine quantitativ und qualitativ gen�gende Verkehrsinfra-
struktur vorgehalten werden. Welches Verkehrsmittel benutzt wird, ergab sich bisher aus ge-
samtwirtschaftlichen Nutzungs- und Sicherheits�berlegungen. Die nachgewiesenen negativen
Umweltaspekte, insbesondere des Stra§enverkehrs, f�hren jedoch zur Forderung, da§ zu-
k�nftig der �PNV, insbesondere der Schienenverkehr st�rker gewichtet  und von Bund und
Land mit entsprechend mehr Finanzmitteln ausgestattet wird, als der motorisierte Individualver-
kehr (MIV).

Der Bau gesonderter, verkehrsentlastender, sicherer Radwege ist entsprechend dem Radwe-
gegrundnetz des Landes und der Radwegekonzepte der Landkreise anzustreben.

G Das Verkehrsnetz in der Region ist so zu gestalten, da§ der Leistungs-
austausch innerhalb der Region unterst�tzt und mit den Regionen am
Oberrhein, im Schwarzwald, am Bodensee und in den benachbarten
schweizerischen und franz�sischen Wirtschaftsr�umen verst�rkt und
verbessert wird. Leistungsf�hige Anbindungen an die �berregionalen
und gro§r�umigen Verkehrsnetze sind herzustellen.

Dabei m�ssen

· Sicherheit und Gesundheit der Bev�lkerung gew�hrleistet,
· die Grunds�tze des Natur- und Landschaftsschutzes
· sowie des Umweltschutzes beachtet,
· der Landschaftsverbrauch in Grenzen gehalten und
· Erholungs- und Kurgebiete geschont werden.

V Nicht mehr notwendige Verkehrsfl�chen sind zu rekultivieren.    

V Die Telekommunikation ist weiter auszubauen.

4.0 Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

4.1 Verkehr

4.1.1 Verkehrspolitische Zielsetzungen

4.1.1.1 Region
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V Es wird vorgeschlagen, Geb�hren f�r den Nachrichtenverkehr nicht ent-
fernungsabh�ngig, sondern nach der Dauer der Netzinanspruchnahme zu
erheben.

Begr�ndung

Plansatz 4.1.1.1 vertieft die verkehrspolitischen Ans�tze des Landesentwicklungsplanes f�r
die Region Hochrhein-Bodensee (LEP 3.9.12) und bekr�ftigt, da§ die zuk�nftige Entwicklung
der Region nur zu einem Teil von den innerregionalen Verflechtungen abh�ngt. Gerade in einer
europ�ischen Grenzregion, an einer offenen Grenze zu Frankreich und an einer Grenze zur
Schweiz, die im Verkehrsbereich durch eine Vielzahl  von ordnungspolitischen Hemmnissen
gekennzeichnet ist, sind die Beziehungen zu den benachbarten Wirtschaftsr�umen durch ei-
nen regen Leistungsaustausch besonders zu verst�rken. Dabei sind im G�terverkehr Zusam-
menarbeit und Arbeitsteilung zwischen den Verkehrstr�gern zu verbessern.

Um den Bedarf zu befriedigen ist eine quantitativ und qualitativ ausreichende Verkehrsinfra-
struktur vorzuhalten. Dazu z�hlen

· im grenz�berschreitenden Verkehr die Hauptlinien Rhein, Rheinseiten- und Rhein-Rh�ne-
Kanal, die Autobahnen A 5, A 81, A 98 und A 861, die Rheintal- und die G�ubahn sowie die
benachbarten internationalen Flugh�fen Z�rich-Kloten und EuroAirport Basel-Mulhouse-
Freiburg und

· im nationalen und regionalen Verkehr die Bodenseef�hre Konstanz-Meersburg, die
Schwarzwald-, die Bodenseeg�rtel- und die Hochrheinbahn, die Anbindung des Oberzen-
trums Konstanz durch die B 33neu und wichtige Querverbindungen im Bereich des Wie-
sen- und des Wutachtales, sowie Schienen- und Stra§enquerspangen �ber den Rhein.

Der Westen der Region ist Hauptbetroffener der von der europ�ischen Verkehrspolitik mitge-
tragenen Entscheidungen der Schweiz f�r die Alpen-Basis-Tunnel am Gotthard und
L�tschberg. Diese Transitbelastungen durch Kapazit�tsausweitungen und neue Einrichtungen
f�r den Schieneng�terverkehr wird die Region nur mittragen, wenn dadurch der regional be-
deutsame Schienen-Personen-Nahverkehr f�r die Region nicht beeintr�chtigt, sondern im
Sinne des Konzepts "Regio-S-Bahn" deutlich verbessert wird.

Als Grundlage der zuk�nftigen Investitionspolitik des Bundes im Verkehr ist der
"Bundesverkehrswegeplan 92" mit dem "Bedarfsplan f�r die Bundesfernstra§en" anzusehen.
Das Land st�tzt seine Entscheidungen auf den "Generalverkehrsplan 1995 Baden-W�rttem-
berg", w�hrend die Landkreise auf den mittelfristigen Investitionsprogrammen f�r den Kreis-
stra§enbau aufzubauen.

Satz 2 von Plansatz  4.1.1.1 weist dabei auf den h�ufigsten Zielkonflikt zwischen wirtschaftli-
cher bzw. technischer Entwicklung einerseits und dem Umweltinteresse (Schutz und Ausge-
staltung) andererseits hin. Die starke Raumbeanspruchung f�r verschiedene Verkehrseinrich-
tungen erfordert eine schonende Nutzung der nat�rlichen Reserven. Stra§en und Schienen-
wege sind in ihrer Dimensionierung dem Charakter des durchquerten Freiraumes anzupassen.
Ihre Ausgestaltung ist in landschaftspflegerischen Begleitpl�nen festzuhalten und im Planfest-
stellungsbeschlu§ zu verankern. Angesichts des hohen Landschaftsverbrauchs ist der paral-
lele Bau von Stra§en f�r gro§r�umigen Verkehr und von Stra§en f�r regionalen Verkehr zu
vermeiden. Neuplanungen sind im Rahmen von Raumordnungsverfahren Umweltvertr�glich-
keitspr�fungen zu unterziehen. Eine Begrenzung des Fl�chenverbrauchs ist auch durch Redu-
zierung regional nicht bedeutsamer Stra§en und durch den R�ckbau aufgelassener Verkehrs-
strassen anzustreben.

Die Vielzahl von Schadstoffemissionen verlangt weitere technischen Verbesserungen zur
Vermeidung bzw. Reduzierung der h�ufigsten Schadstoffe Kohlenmonoxyd, Stickoxyd, Koh-



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

134

lenwasserstoffe, Ru§, Staub und Blei,73  sowie den Einsatz umweltvertr�glicher Verkehrsmit-
tel, insbesondere im Nahverkehr. Sicherheit und Gesundheit der Bev�lkerung sind insbeson-
dere bei Gefahrguttransporten auf Stra§e und Schiene zu gew�hrleisten.

Deshalb hat die Verkehrserschlie§ung der Region in sinnvoller Abstimmung der Forderungen
nach Sicherheit, Wohnen, Wirtschaften, Bildung und Erholung mit gr�§tm�glicher Schonung der
Natur, der Landschaft und der Umwelt zu erfolgen. Die Ruhezonen der Fremdenverkehrs- und
Kurgebiete der Region sind von Durchgangsverkehr freizuhalten und m�ssen au§erhalb der
Emissionsbereiche der Verkehrswege und -einrichtungen liegen.

Der Aufbau des integrierten, digitalisierten Fernmeldenetzes (ISDN), sowie Breitband- und
Glasfaserverkabelung tragen dazu bei, die Chancengleichheit in der gesamten Region und
grenz�berschreitend voranzutreiben.

Die entfernungsabh�ngigen Tarife der TELEKOM widersprechen der Raumordnungspolitik
des Bundes sowie der Landes- und der Regionalplanung, da Grenzgebiete und l�ndliche
R�ume benachteiligt werden. Eine neue Geb�hrenordnung sollte sich an der Dauer der Inan-
spruchnahme der Leitungsnetze orientieren.

G In verdichteten R�umen der Region sind die Verkehrseinrichtungen
umwelt- und stadtvertr�glich dem zu erwartenden internationalen, na-
tionalen und regionalen Verkehrsbedarf unter der Pr�misse "soviel �f-
fentlicher Personennahverkehr wie m�glich, soviel motorisierter Indivi-
dualverkehr wie n�tig" anzupassen.

Dazu sind

· gro§r�umige und regionale Verkehrsstr�me durch den Bau von
Ortsumfahrungen und durch Schlie§ung von bestehenden L�cken  zu
entflechten, sowie an den Grenzen mit dem ausl�ndischen Verkehrs-
netz sinnvoll zu verkn�pfen,

· die Einrichtungen des �ffentlichen Personennahverkehrs und ihre  
Abstimmung mit dem Individualverkehr auf der Basis des
"Nahverkehrsprogramms des Landes" und der Nahverkehrspl�ne der
Landkreise zu verbessern,

· im �ffentlichen Personennahverkehr Verbund-  und  Tarifgemein-
schaften zu f�rdern und die Verwirklichung des vernetzten, grenz-
�berschreitenden Nahverkehrssystems "Regio-S-Bahn" anzustre-
ben,

· ausreichende, siedlungsgerechte Fl�chen f�r den ruhenden Verkehr
am �bergang vom Individualverkehr zum Schienenverkehr zu
schaffen und

V die Verknappung und/oder die Verteuerung des Parkraumes im inner-
st�dtischen Bereich politisch umzusetzen.

______________________________
73 Regionale Energie- u. Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee (Endbericht), (1989) in Region

Aktuell Heft 13, Waldshut-Tiengen

4.1.1.2 Verdichtete R�ume
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Begr�ndung

F�r die beiden verdichteten R�ume der Region, den Verdichtungsraum und die Randzone des
Verdichtungsraumes Basel-L�rrach und den Verdichtungsbereich Konstanz, schl�gt der Plan-
satz zur Ordnung und Entlastung konkrete Ma§nahmen der Verkehrsinfrastrukturpolitik vor:
Das gro§r�umige, vierstreifige und das �berregionale Stra§ennetz zwischen den zentralen
Orten h�herer Stufe und den Siedlungsschwerpunkten und das regional bedeutsame Stra-
§ennetz sind dem wachsenden Bedarf anzupassen, auszubauen und durch Trennung von
gro§r�umigem und Ziel-/Quellverkehr zu entflechten.

Dabei ist darauf hinzuwirken, da§ trotz weiterer Aus- und Neubauten sowie durch die Tren-
nung von Fern- und Ziel/Quellverkehr, Wald nicht zu stark zu stark in Anspruch genommen
wird und Biotope und Naherholungsr�ume m�glichst nicht zerst�rt werden.

Besonderes Gewicht ist auf die Erweiterung des �ffentlichten Nahverkehrsnetzes innerhalb
eines integrierten regionalen Verkehrssystems zwischen den zentralen Orten im Verdich-
tungsraum und den Randzonen zu legen. Dabei ist bei der Verkn�pfung des Schienennetzes
mit dem Stra§ennetz auf eine weitgehende Entlastung des inner�rtlichen Stra§ennetzes zu
achten.

Die Grunds�tze f�r die Verbesserung und Ordnung des �PNV enth�lt das "Nahver-
kehrsprogramm Baden-W�rttemberg". Das Land hat in der Region die drei Nahverkehrsr�ume
Konstanz, L�rrach und Waldshut ausgewiesen, die dem Gebiet der drei Landkreise
entsprechen. Die vorliegenden Nahverkehrskonzepte der drei Landkreise sind insbesondere
in den Bereichen Takt, Verbund und Tarif weiter zu verbessern. Die Zusammenarbeit mit dem
Z�richer Verkehrsverbund, der Mittel-Thurgau-Bahn, dem Verkehrsverbund Schaffhausen und
den Basler Verkehrsbetrieben ist weiter zu intensivieren.

Um die Funktionsf�higkeit der Siedlungsschwerpunkte zu erhalten, ist neben einem bedarfs-
gerechten Schienen- und Stra§ennetz auch ausreichend Raum f�r den ruhenden Verkehr
durch Auffang- (am Stadtrand) bzw. Umsteigeparkpl�tze in Bahnhofsn�he (park and ride) zu
schaffen. Die �brigen Parkfl�chen innerhalb der verdichteten R�ume sind zu verknappen und
marktgerecht zu verteuern.

G Im l�ndlichen Raum der Region ist zur Verbesserung der Lebensver-
h�ltnisse eine ausreichende Verkehrserschlie§ung durch den �PNV und
den motorisierten Individualverkehr zu gew�hrleisten.

Dazu sind

V die Verkehrsverbindungen zwischen den Zentralen Orten, zwischen den
Zentralen Orten und den Orten im Verflechtungsbereich sowie inner-
halb der Entwicklungsachsen zu verbessern und

V in den Nahverkehrspl�nen der drei Landkreise eine Mindestbedienung
aller Gemeinden mit �ffentlichen Verkehrsmitteln festzulegen.

V In gesch�tzten H�hengebieten des Schwarzwaldes ist der motorisierte
Individualverkehr zu beruhigen.

4.1.1.3 L�ndliche R�ume
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Begr�ndung

85 % der Fl�che der Region Hochrhein-Bodensee z�hlen zum l�ndlichen Raum. Zur verkehrli-
chen Erschlie§ung dieses Raumes und zur Verbesserung der regionalen  Standortvorausset-
zungen sind verst�rkt infrastrukturpolitische Bem�hungen notwendig.

Der Individualverkehr wird im l�ndlichen Raum auch in Zukunft die entscheidende Rolle spie-
len. Lebens- und Arbeitsbedingungen k�nnen -wenn ein ausreichendes regionales Entwick-
lungspotential vorhanden ist- durch die im Plansatz angesprochenen Ma§nahmen verbessert
werden. Dazu ist das regional bedeutsame Stra§ennetz unter Beachtung der durch die Ent-
wicklungsachsen und Zentralen Orte vorgezeichneten Leitlinien auszubauen.

Die ausreichende Bedienung der Gemeinden durch den �ffentlichen Personennahverkehr f�r-
dert die Entwicklung des l�ndlichen Raumes und ist eine der Grundlagen um im Lande gleich-
wertige Lebensbedingungen entstehen zu lassen. Haupttr�ger des �PNV im l�ndlichen Raum
ist der Omnibusverkehr. In allen drei Nahverkehrsr�umen der Region sind entsprechend der
Nachfrage die Bedienung zu verbessern und enge �berg�nge an den Verkn�pfungspunkten
zur Schiene herzustellen. Die Bedienung am Tagesrand ist insbesondere bei den Zubringern
zu den Fernverbindungen auszuweiten.

Eine weitere Verbesserung der Nahverkehrsverh�ltnisse im l�ndlichen Raum kann vor allem
durch eine Steigerung der Kooperation und Koordination der Nahverkehrsunternehmen unter-
einander, in Zusammenarbeit mit den Nahverkehrskommissionen, erreicht werden. Dabei sind
leistungsf�hige Stra§en, die auch im Winter verkehrssicher befahrbar sind, eine wichtige Vor-
aussetzung.

Auch der grenznahe l�ndliche Raum der Region ist auf die verbesserte Zusammenarbeit mit
den bestehenden Verkehrsverb�nden der Nordschweiz angewiesen. Ziel sollte grenz�ber-
schreitend ein Verbund, ein Tarif, ein Fahrplan, neues Rollmaterial und die Verbesserung des
Taktverkehrs sein.

Nach dem erfolgreichen Abschlu§ des Modellversuchs "Verkehrsberuhigung Belchen" durch
das Regierungspr�sidium Freiburg ist die zeitweilige Sperrung weiterer H�henzugangsstra§en
in �kologisch sensiblen Erholungsgebieten mit den Gemeinden zu pr�fen und zu verwirklichen.

V Unter den Gesichtspunkten der Raumordnung soll die Stra§ennetzpla-
nung der Region in Abh�ngigkeit von der zentral�rtlichen Gliederung
und vom gegenseitigen Leistungsaustausch und losgel�st von der
Klassifizierung nach den verschiedenen Baulasttr�gern (Bund, L�nder,
Landkreise) erfolgen.

N In �bereinstimmung mit der Kategorisierung im Generalverkehrsplan «86
werden folgende Stra§en den drei Kategorien zugeordnet:

4.1.2 Stra§enverkehr

4.1.2.1 Kategorisierung des Stra§ennetzes
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Tabelle 4.1.2-1
Kategorie I

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

 1 A 5 Regionsgrenze - Autobahnzoll
Weil am Rhein/Basel

Gro§r�umige
Verbindung

 2 A 81 Regionsgrenze - AK Singen -
AS Gottmadingen

Gro§r�umige
Verbindung

 3 A 98 Grenze F/D - Waldshut-Tiengen -
Klettgau/Gei§lingen

Gro§r�umige
Verbindung

 4 A 98 AK Singen - AS Stockach-Ost Gro§r�umige
Verbindung

 5 A 861 AD Rheinfelden - Grenze D/CH -
(A 3)

Gro§r�umige
Verbindung

 6 B 31
neu

AS Stockach-Ost - Regionsgrenze Gro§r�umige
Verbindung

 7 B 34 Klettgau/Gei§lingen - Grenze D/CH -
(Schaffhausen) - A 81

Gro§r�umige
Verbindung

 8 B 34 A 81 - Grenze D/CH - (Schaffhausen)
- (Z�rich)

Gro§r�umige
Verbindung

 9 B 314 AS Lauchringen - Regionsgrenze Gro§r�umige
Verbindung

Tabelle 4.1.2-2
 Kategorie II

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

 1 B 3 Regionsgrenze - Grenze D/CH; Verbindung MZ -
MZ (parallel zu
Stra§e der Kate-
gorie I)

 2 B 14 (Tuttlingen) - Regionsgrenze
- Stockach

Anbindung MZ an
Stra§e der Kate-
gorie I

 3 B 27 (Schaffhausen) - Grenze CH/D -
Jestetten - Grenze D/CH -
(Z�rich)

Verbindung zum
ausl�ndischen
Oberzentrum

 4 B 34 Rheinfelden - A 861 - (Basel) Verbindung zum
ausl�ndischen
Oberzentrum

 5 B 34 A 81 - Gottmadingen - Singen -
B 33neu Abfahrt Weiherhof

Verbindung
Stra§e der
Kategorie I - MZ -
Stra§e der
Kategorie II

 6 B 34 /
L 220/
B 313

Radolfzell - A 98 - Stockach Verbindung MZ -
Stra§e der
Kategorie I - UZ

 7 B 313 A 98 - Stockach - (Me§kirch) -
B 311

Verbindung MZ zu
Stra§e der
Kategorie I
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noch Tabelle 4.1.2-2
Kategorie II

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

 8 B 314 (Blumberg) - Regionsgrenze -
Singen

Verbindung
MZ-OZ

 9 B 315 (Titisee-Neustadt) -
Regionsgrenze - Bonndorf -
St�hlingen - Grenze D/CH -
(Schaffhausen)

Verbindung
MZ-MZ

10 B 317 Weil-Friedlingen - L�rrach -
Todtnau - (Titisee-Neustadt)

Verbindung
MZ - MZ

11 B 491 (Tuttlingen) - Regionsgrenze -
Engen

Anbindung MZ an
Stra§e der
Kategorie I

12 B 500 (Freiburg) - Regionsgrenze -
Waldshut-Tiengen

Verbindung
OZ - MZ

13 B 518 Schopfheim - Bad S�ckingen -
Grenze D/CH - (A 3)

Verbindung
MZ - MZ

14 B 532 Weil am Rhein - A 5 - Grenze D/F -
(EuroAirport Basel-Mulhouse-
Freiburg)-(Mulhouse)

Verbindung MZ -
internationaler
Flughafen -
ausl�ndisches
Oberzentrum

15 L 139/
L 140

Schopfheim - Tegernau -
Regionsgrenze - (M�llheim)

Verbindung
MZ - MZ

16 L 152/
L 151/
L 149/
L 126

Bad S�ckingen - Todtmoos -
Todtnau - (Freiburg)

Verbindung
MZ - OZ

Tabelle 4.1.2-3
Kategorie III

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

 1 B 31 Regionsgrenze - Engen -
Stockach - A 98

Verbindung UZ - UZ,
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie I

 2 B 33 Regionsgrenze - Engen -
Singen

Verbindung UZ - MZ
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie I

 3 B 34 Rheinfelden - Bad S�ckin-
gen - Waldshut-Tiengen -
Gei§lingen

Verbindung MZ - MZ
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie I

 4 B 314
(fr�her
L 191)

Singen - Grenze D/CH -
T 13 - (Stein am Rhein)

Verbindung MZ - UZ
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie I

 5 B 316 L�rrach - Rheinfelden Verbindung MZ - UZ
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie I
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noch Tabelle 4.1.2-3
Kategorie III

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

 6 L 123 Oberes Wiesental - Wie-
dener Eck - (Bad Krozin-
gen) - A 5

Verbindung UZ zu
einer Stra§e der
Kategorie I

 7 L 131 Sch�nau - Kleines Wie-
sental - (M�llheim) - A 5

Verbindung UZ - MZ -
Stra§e der Kategorie I

 8 L 134 Schliengen - (Neuen-
burg)

Verbindung KlZ - KlZ;
Verbindung zu einer
Stra§e der Kategorie I

 9 L 134 Schliengen - Kandern -
A 98

Verbindung KlZ - UZ;
Verbindung zu einer
Stra§e der Kategorie I

10 L 135 Steinen - Kandern Verbindung UZ - KlZ
11 L 137 AS Efringen-Kirchen -

Efringen-Kirchen - B 3
Verbindung UZ zu
einer Stra§e der
Kategorie I

12 L 139 Tegernau - L 131 Anbindung KlZ
13 L 140 Tegernau - Zell i.W. Verbindung KlZ - KlZ
14 L 146/

L 150
Zell - Todtmoos-
St. Blasien

Verbindung UZ-UZ

15 L 149 B 500 - St. Blasien -
Todtnau

Verbindung UZ - UZ

16 L 150/
L 148

St. Blasien - Todtmoos -
Wehr

Verbindung UZ - UZ

17 L 151 Murg - Rickenbach/
Hottingen

Verbindung UZ-KlZ

18 L 151a Grenze D/CH - Laufen-
burg - A 98 - G�rwihl

Verbindung Schweizer
Zentralort - UZ - Stra§e
der Kategorie I - KlZ

19 L 153 Herrischried - G�rwihl -
L 154

Verbindung KlZ - KlZ

20 L 154 A 98 - Albbruck -
St. Blasien

Verbindung einer
Stra§e der Kategorie I
mit UZ

21 L 155 Wehr - Rickenbach -
G�rwihl

Verbindung UZ - KlZ

22 L 157 Waldshut-Tiengen -
�hlingen-Birkendorf -
L 170 -(Schluchsee)

Verbindung MZ - KlZ

23 L 158 �hlingen-Birkendorf -
B 314

Verbindung KlZ -
Stra§e der Kategorie I

24 L 159 Steinatalstra§e Bonndorf -
Waldshut-Tiengen - A 98

Verbindung UZ - MZ -
Stra§e der Kategorie I

25 L 160 Waldshut-Tiengen -
Lauchringen -  K�ssaberg

Verbindung MZ - KlZ

26 L 161 Waldshut-Tiengen -
K�ssaberg -
(Schaffhausen)

Verbindung MZ - KlZ
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noch Tabelle 4.1.2-3
Kategorie III

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen

27 L 161a T 7 - (Kaiserstuhl) -
Hohentengen - Klettgau -
B 34

Verbindung Schweizer
Zentralort - KlZ - Stra§e
der Kategorie I

28 L 162 T 7 - (Zurzach) - K�ssa-
berg - B 34 - A 98

Verbindung Schweizer
Zentralort - KlZ -
Anbindung an Stra§e
der Kategorie I

29 L 163 Klettgau - Jestetten -
B 27

Verbindung KlZ - KlZ -
Stra§e der Kategorie II

30 L 163a Klettgau - Wut�schingen -
B 314

Verbindung KlZ - KlZ -
Stra§e der Kategorie I

31 L 169 Bonndorf - St�hlingen Verbindung UZ - KlZ
32 L 170 (Schluchsee) - Bonndorf -

(L�ffingen) - B 31
Verbindung Stra§e der
Kategorie II - UZ - KlZ -
Stra§e der Kategorie I

33 L 171 Bonndorf -
(Donaueschingen) - E 70

Verbindung UZ - MZ -
Stra§e der Kategorie I

34 L 190 Engen - Hilzingen -
Gottmadingen - Gailingen -
Grenze D/CH

Verbindung UZ - UZ -
T 13 (parallel zu einer
Stra§e der Kat. 1)

35 L 192 H�ristra§e: - Radolfzell  -
Gaienhofen - (Stein a.Rh.)

Verbindung MZ - KlZ -
ausl�ndisches UZ

36 L 194 Stockach - (Pfullendorf) Verbindung UZ - UZ
37 L 202 (Schaffhausen) - Exklave

B�singen - Gailingen
Netzerg�nzung zum
ausl�ndischen MZ

38 L 220 Konstanz - Radolfzell -
Weiherhofabfahrt

Verbindung OZ - MZ
parallel zu einer Stra§e
der Kategorie II

39 L 221/
L 219/
L 220

B 33 neu - Insel Mainau -
F�hre

Verbindung v. einer
Stra§e d. Kategorie II
zu einem Kristallisa-
tionspunkt des
Tagestourismus

40 L 223 B 31 - A 98 - Stei§lingen -
B 33 -   B 34

Netzerg�nzung zwi-
schen Kategorie II u. I

41 L 224 Engen - Tengen Verbindung UZ - KlZ
42 L 225 Engen - (Immendingen) Verbindung UZ - KlZ

V In Abweichung vom  Generalverkehrsplan 1986  Baden-W�rttemberg
wird  vorgeschlagen, folgende Stra§en zuzuordnen:

Tabelle 4.1.2-4
der Kategorie I

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen GVP
'86

 1 A 81 AS Gottmadingen -
Grenze D/CH - (Z�rich)

Verbindung OZ - OZ -
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Tabelle 4.1.2-5
der Kategorie II

Lfd.
Nr.

Stra§e  von - bis Funktionen GVP
'86

 1 B 33 neu  Konstanz - AK Singen Verbindung OZ -  MZ  I
 2 B 33  Konstanz - F�hre -

 (Meersburg)
Verbindung MZ - OZ  I

 3 B 33 neu  Konstanz - Grenze -
 D/CH - (St.Gallen /
 Frauenfeld)

Verbindung MZ -  OZ  I

 4 B 34 Rhein�bergang
Waldshut - (Koblenz) -
(Z�rich)

Verbindung MZ -
ausl�ndisches OZ

 -

 5 B 34/
K 6353

Rheinfelden - Schw�r-
stadt - Schopfheim

Verbindung  gepl. MZ
- MZ. Mittelfristig ist
ein Entscheid �ber
eine leistungsf�hige
Verbindung zwischen
den beiden Mittelzen-
tren mit einer Ver-
kn�pfung zur A 98
und zu der B 317 zu
treffen.   

 -

Tabelle 4.1.2-6
der Kategorie III

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen GVP
'86

1 L 226 Radolfzell -
Stei§lingen

Verbindung MZ-KlZ -

Tabelle 4.1.2-7
keiner der Kategorien I - III 

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen GVP
'86

 1 B 31 alt Stockach-
(�berlingen)

R�ckbau nach Inbe-
triebnahme B 31 neu

 III

 2 B 33/34 Singen - Radolfzell abgestuft in Landes-
stra§en- u. Ortsver-
bindungsabschnitte
parallel zu einer
Stra§e der Kat. II

 II

 3 B 34 Espasingen -
Ludwigshafen

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

 4 L 132 Kandern -
(Badenweiler)

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

 5 L 136 Steinenbachtal -
Kleines Wiesental

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

 6 L 164 Grenze CH/D -
Klettgau

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III
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noch Tabelle 4.1.2-7
keiner der Kategorien I - III

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Funktionen GVP
'86

  7 L 165 Grenze CH/D -
Jestetten

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

  8 L 165a Grenze CH/D -
Lottstetten

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

  9 L 168a Bernau -
(Schluchsee)

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

10 L 188 Beuren a.R. - B 314 -
Grenze D/CH

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

11 L 189 Aach - Singen keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

12 L 193 �hningen - Moos keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

13 L 215 Innerortsstra§e
L 157 - B 34

keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

14 L 222 B 34 - L 192 keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

15 L 440 Eigeltingen - B 14 keine zentral�rtliche
Verbindung

 III

16 K 6336 Schopfheim - A 98 -
Rheinfelden

nicht ausbauf�hig  III

Begr�ndung

Damit die Verkehrsplanung nachhaltig zur Durchsetzung der raumordnerischen Zielsetzungen
beitragen kann, mu§ sie als ein Mittel zur Verwirklichung der  raumordnerischen und landespla-
nerischen Ziele verstanden werden. Stra§enverkehr entsteht u.a. aus den  Wechselbezie-
hungen zwischen den Lebensbereichen Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Erholung und ori-
entiert sich nicht  an Verwaltungsgrenzen.

Bei der Klassifizierung durch das Bundesfernstra§engesetz i.d.F. vom 8.8.1990 und das Stra-
§engesetz von Baden-W�rttemberg i.d.F. vom 13.2.1989 werden die Einteilungskriterien u.a.
an festgelegte Ausbauquerschnitte und an die Verwaltungsr�ume der die Baulast tragenden
K�rperschaften gekn�pft. Dagegen mu§ die Stra§enverkehrsplanung des Regionalplanes auf
der funktionalen Einteilung der Region aufbauen und vom Versorgungsprinzip (zentral�rtliche
Gliederung) und vom Verbindungsprinzip (Leistungsaustausch zwischen Gemeinden) ausge-
hen.

Diese Beziehungen sind durch das Netz der Zentralen Orte verschiedener Leistungsstufen,
durch das Netz der Entwicklungsachsen sowie durch die r�umliche Verteilung und Zuordnung
von Gebieten mit unterschiedlichem Entwicklungsstand und unterschiedlichen Entwicklungs-
aufgaben vorgezeichnet.

Der Regionalplan verwendet deshalb zur Kennzeichnung der Verkehrsbedeutung der Stra§en
nicht die unbestimmten Rechtsbegriffe der o.a. Gesetze (z.B. weitr�umiger Verkehr, durchge-
hender Verkehr innerhalb des Landes, �ber�rtlicher Verkehr zwischen benachbarten Kreisen),
sondern lehnt sich an die von der Forschungsgesellschaft f�r das Stra§enwesen erarbeiteten
"Richtlinien f�r die Anlage von Landstra§en, Teil Stra§ennetzgestaltung (RAL-N)" und an die
landesweite Umsetzung im Generalverkehrsplan 1986: "Kategorisierung der Stra§en des
�ber�rtlichen Verkehrs in Baden-W�rttemberg" an. Diese Kategorisierung ist ein Angebot der
Regionalplanung, das zur Beurteilung bei der Aufstellung bzw. Fortschreibung der Ausbau-
pl�ne von Bund, Land und Kreisen mitber�cksichtigt werden kann.
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Das raumordnerisch  bedeutsame Stra§ennetz des Regionalplanes wird nach den folgenden
drei Stra§enkategorien gegliedert. Den drei Kategorien werden die einzelnen Stra§en entspre-
chend den von ihnen �berwiegend zu erf�llenden Funktionen zugeordnet:

Kategorie I:
Stra§en f�r gro§r�umigen Verkehr

· Verbindung zwischen benachbarten Verdichtungsr�umen; auch grenz�berschreitend,
· Verbindung zwischen Verdichtungsr�umen und wichtigen  Fremdenverkehrsr�umen,
· Verbindung zwischen Oberzenten und Verdichtungsr�umen,
· Verbindung zwischen benachbarten Oberzentren.

Kategorie II:
Stra§en f�r �berregionalen Verkehr

· Verbindung vom Mittelzentrum zum zugeh�rigen Oberzentrum,
· Verbindung zwischen benachbarten Mittelzentren,
· Verbindung zwischen Verdichtungsr�umen und Schwerpunkten der Wochenenderholung.

Kategorie III:
Stra§en f�r regionalen Verkehr

· Verbindung zwischen benachbarten Mittelzentren (parallel zu Stra§en der Kategorie I),
· Verbindung von Mittelzentren zu Erholungsgebieten an Stra§en h�herer Kateorie,
· Verbindung von Unter- und Kleinzentren zum zugeh�rigen Mittelzentrum,
· Verbindung der Unter- und der Kleinzentren untereinander.

Das f�r den Verbandsbereich aus regionaler Sicht notwendige Stra§ennetz der Kategorien I -
III ist mit genereller Linienf�hrung in der Raumnutzungskarte dargestellt.

Dar�ber hinaus wird entsprechend der besonderen Grenzsituation der Region den raumordne-
risch bedeutsamen Grenz�berg�ngen und Rheinbr�cken ein gesonderter Abschnitt gewidmet
(Plansatz 4.1.2.3).

G Das regional bedeutsame Stra§ennetz ist weiterzuentwickeln und in
Teilen zu verbessern. Dabei ist der fl�chenminimierende, �kologisch
begr�ndete Grundsatz "Ausbau vor Neubau" dann anzuwenden, wenn
ein Neubau �kologisch oder siedlungspolitisch nicht wirksamer ist.

G Tunnell�sungen und Verdeckelungen sind zur Vermeidung von Eingriffen
in das Landschaftsbild in die Abw�gungsprozesse einzubeziehen.

In geeigneten F�llen sind R�ckbauma§nahmen vorzusehen.

Durch den Neubau der A 98 als europ�ische  West-Ost-Verbindung
(EÊ54) im S�den Baden-W�rttembergs ist die verkehrlich
�berlasteteÊBÊÊ 34 mit vielen gef�hrlichen Ortsdurchfahrten und nur
kurzen freien Strecken mit hoher Dringlichkeit vorerst  von L�rrach bis
Lauchringen zu entlasten.

N Im einzelnen ist die Neutrassierung bzw. der Ausbau folgender  Stra-
§ennetzabschnitte zu verwirklichen:

4.1.2.2 Regional bedeutsame Stra§enbauma§nahmen
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Tabelle 4.1.2-8
Kategorie I

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

 1

 V

A 5 von der Regions-
grenze bis zur Grenze
D/CH

kein sechsstreifiger
Ausbau; L�rmschutz

9
8

 2 A 5 Autobahnzoll Weil am
Rhein - Basel

Erweiterung Vorstau-
raum; umfassende
Verbesserung der
Abfertigung

3/7

 3 A 81 AS Gottmadingen -
Grenze D/CH

vierstreifiger Neu-
bau; in den Richtpl�-
nen TG und ZH nicht
enthalten. B�singen
lehnt eine Trassie-
rung �ber die Gemar-
kung ab.

2

 4

 V

A 98 Grenze F/D -
AD Weil am Rhein

vierstreifiger Neu-
bau (Br�cke gemein-
sam mit Frankreich)
auch als Flughafen-
direktanschlu§.
Erneute �berpr�fung
nach Verkehrs�ber-
gabe d. Basler Nord-
tangente

2

8

 5 A 98 AS Inzlingen -
AD Rheinfelden

vierstreifiger Neu-
bau

1

 6 A 861 AD Rheinfelden -
Grenze D/CH

vierstreifiger Neu-
bau (Br�cke gemein-
sam mit der Schweiz)

1

 7 A 98 AD Rheinfelden -
AS Hauenstein

Neubau zweistrei-
fig; l�ngsgeteilte
Dringlichkeit und
Neubau Streifen 3
und 4

1

2/11

 8 A 98 AS Hauenstein -
AS Tiengen-West

Neubau vierstreifig 2/11

*) Fu§noten:

1: Im Bedarfsplan 92 f�r die Bundesfernstra§en als "Vordringlicher Bedarf.
2: Im Bedarfsplan 92 f�r die Bundesfernstra§en als "Weiterer Bedarf".
3: Im Bedarfsplan 92 f�r die Bundesfernstra§en nicht enthalten.
4: Im Bedarfsplan Landesstra§en des GVP '95 "1994 bis 2012" enthalten.
5: Im Bedarfsplan Landesstra§en des GVP '95 "Nach 2012 (Weiterer Bedarf )" vorgesehen.
6: In den Bedarfsaufstellungen der Landkreise enthalten.
7: Vorschlag Fachverwaltung.
8: Vorschlag Regionalverband Hochrhein-Bodensee.
9: Im Bedarfsplan f�r die Bundesfernstra§en mit "Kein anerkannter Bedarf" ausgewiesen.

10: Globaltitel (Ma§nahmen unter 5 Mio. DM Gesamtkosten)
11: Der Regionalverband h�lt vor dem Bau der Streifen 3 und 4 eine nochmalige Beratung f�r  erforderlich.
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noch Tabelle 4.1.2-8

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

 9 A 98 OU Tiengen im B�r-
gerwaldtunnel (im
Bau)

Neubau  zweistreifig;
l�ngsgeteilte Dring-
lichkeit und Neubau
Streifen 3 und 4

1

2/11

10 A 98 AS Tiengen-Ost -
AS Lauchringen

Erweiterung um die
Streifen 3 u. 4;
l�ngsgeteilte
Dringlichkeit

2/11

11 A 98 AS Lauchringen -
AS Gei§lingen

Neubau zweistreifig;
l�ngsgeteilte Dring-
lichkeit und Neubau
Streifen 3 und 4

1

2/11

12
V

A 98 AS Gei§lingen - B 27 starke Grundwasser-
gef�hrdung; Neubau
vierstreifig  im Trog

2/11
8

13

V

B 31neu OU Ludwigshafen -
Regionsgrenze -
(OU Sipplingen)

zweistreifig in
Betrieb; Neubau
Streifen 3 und 4 8

14 B 34 AS Gottmadingen -
Bietingen (im
Planfeststellungs-
verfahren)

Ausbau durch
Tieferlegung

1

15 B 314 OU Wut�schingen Ausbau zweistreifig 10
16 B 314 St�hlingen - Grim-

melshofen (in Bau)
Aus- und Neubau
zweistreifig

10

17 B 314 OU Grimmelshofen
(Tunnel)

Neubau zweistreifig 1

Tabelle 4.1.2-9
Kategorie II

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

 1 B 3 kleine OU Schliengen Neubau
zweistreifig

2

 2 B 3 OU Haltingen Verlegung zwei-
streifig

2

 3 B 3 Weil am Rhein -
Grenze Otterbach

Ausbau zweistreifig
Absenkung

1

 4 B 27 OU Jestetten Neubau zweistreifig 2
 5 B 33neu Allensbach-West -

Landeplatz
Ausbau vierstreifig
mit reduziertem
Querschnitt

1

 6 B 33neu Landeplatz -
Sch�nzlebr�cke

Ausbau vierstreifig
mit reduziertem
Querschnitt (im Plan-
feststellungsverfah-
ren)

1

*) Fu§noten: Siehe Seite 144
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noch Tabelle 4.1.2-9

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

 7 B 33neu Sch�nzlebr�cke -
Grenze D/CH (im Plan-
feststellungsverfahren)

Ausbau vierstreifig
mit reduziertem
Querschnitt und
ampelgesteuerten
Kreuzungen

1

 8 B 34 OU Grenzach - Wyhlen
- A 861 (im Planfest-
stellungsverfahren)

Neubau
zweistreifig

1

 9

 V

B 34 Rhein�bergang
Waldshut - (Koblenz)

Ausbau der beste-
henden Rhein-
br�cke; Vergr�§e-
rung der Stau- u.
der Abfertigungs-
fl�chen

7/8

10 B 34 Verlegung bei
Espasingen

Neubau
zweistreifig

1

11 B 313 OU Stockach Neubau
zweistreifig

2

12 B 313 Stockach - Espasingen
(B 31alt - B 34)

Neubau
zweistreifig

2

13 B 314 Singen - Rielasingen -
Grenze D/CH

Neubau
zweistreifig
OU Rielasingen

1

14

 V

B 315 Bonndorf - (R�tenbach) Neubau �ber die
Wutachschlucht
zweistreifig; kein
Neubau aus
�kologischen
Gr�nden

2

8

15 B 315 Teilumgehung Weizen
(planfestgestellt)

Neu-/Ausbau
zweistreifig

10

16
V

B 317 OU Sch�nau Neubau zweistrei-
fig; H�herstufung
vordringlich

2
8

17 B 317 OU Atzenbach Neubau zweistrei-
fig

2

18 B 317 Kleine OU Zell i.W. Neubau zweistrei-
fig (in Bau)

1

19 B 317 Zell i.W. - Hausen -
Fahrnau

Ausbau streistrei-
fig

2

20 B 317 L�rrach - Steinen Neubau zweistrei-
fig (in Bau)

1

21 B 317 Steinen - Neuanbin-
dung K 6335

Ausbau zweistrei-
fig

7/8

22 B 317 Zollfreie Stra§e
L�rrach - Weil a.Rh.

Neubau zweistreifig
(in Bau)

1

23 B 317 Weil a.Rh. - Friedlingen Durchstich unter
Bahn zweistreifig

2

*) Fu§noten: Siehe Seite 144
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noch Tabelle 4.1.2-9

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

24 B 500 OU H�usern Tieflage zweistreifig 2
25 B 518 OU Wehr Neubau zweistreifig

(in Bau)
1

26 L 139 Bei Enkenstein und bei
Wieslet

Verlegung 4

27 L 139 OU Langenau Umfahrung zwei-
streifig

4

28 L 140 Wies - Regionsgrenze Ausbau zweistreifig 4
29 L 149 Pr�g - Geschwend Ausbau zweistreifig

(in Bau  )  
4

30 L 151 OD Pr�g Ortsdurchfahrt mit
Au§enstrecken

4

31 L 151 Todtmoos-Weg -
Hintertodtmoos

Ausbau 4

32 L 152 OU Rickenbach Neubau zweistreifig 4

Tabelle 4.1.2-10
 Kategorie III 

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

 1 B 34 WT-Waldshut -
WT-Tiengen

Ausbau vierstreifig 2

 2 L 131 OU Wembach Ausbau zweistreifig 4
 3 L 131 Neuenweg - Regions-

grenze
Ausbau zweistreifig 4

 4 L 134/
L 141

OU R�mmingen Neubau zweistreifig 5

 5 L 134 Binzen - Kandern -
Liel

einfacher Ausbau
OU Wittlingen u.
R�mmingen

4
8

 6 L 135/
L 138

OU Steinen (Ostum-
fahrung)

Ausbau zweistreifig 4

 7 L 135 Kandern - Steinen einfacher Ausbau 5
 8 L 135 OU Schl�chtenhaus Neubau 5
 9 L 137 OU Efringen-Kirchen

im S�den des Haupt-
ortes

Neubau zweistreifig 8

10 L 140 Adelsberg - Zell einfacher Ausbau
zweistreifig

4

11 L 140 Gresgen - Tegernau einfacher Ausbau 4
12 L 151a Verlegung bei Laufen-

burg mit Rhein�ber-
gang nach Laufenburg
(AG)

Neubau zweistreifig 4

13 L 151a Verlegung bei Laufen-
burg B 34 - Grunholz

Verlegung 4

*) Fu§noten: Siehe Seite 144
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noch Tabelle 4.1.2-10

Lfd.
Nr.

Stra§e von - bis Bemerkungen Fu§-
note*

14 L 151a Hochsal - Oberwihl Ausbau zweistreifig 4
15
V

L 154 Albtal Schluchtstrecke
von K 6563 - K 6590

Ausbau zweistreifig
kein Ausbau

4
7/8

16 L 155 Rickenbach - Hottin-
gen

Verlegung 4

17 L 157 OD �hlingen mit L 158 Ausbau zweistreifig 4
18 L 157 �hlingen - Birkendorf einfacher Ausbau 4
19 L 158 �hlingen, Eggingen 2 Ausbauabschnitte 4
20 L 160 Kadelburg - Lauchrin-

gen
Ausbau zweistreifig 4

21 L 161 OU Kadelburg Neubau zweistreifig 5
22 L 161a Stetten - Grie§en 2 einfache Ausbau-

ten zweistreifig
4

23 L 162 Rheinheim - Bechters-
bohl

Ausbau zweistreifig 4

24 L 163 L 165 -  Baltersweil Ausbau zweistreifig 4
25 L 169 St�hlingen - Wellen-

dingen
Ausbau zweistreifig 4

26 L 171 Ewattingen - Regions-
grenze

Ausbau 4

27 L 190 Randegg - B 34 Ausbau 4
28 L 191 OU Rielasingen Teilortsumgehung 4
29 L 192 OU Gaienhofen Ausbau zweistreifig 4
30 L 194 Mahlsp�ren i.T.-

Regionsgrenze
Ausbau zweistreifig 4

32 L 194 Stockach - Winter-
sp�ren

einfacher Ausbau 4

33 L 221/
L 220/
L 219

B 33 neu - Insel
Mainau - F�hre

Neubau zweistreifig
Westtangente zwi-
schen B 33 und
L 220 sowie Nordum-
fahrung Wollma-
tingen

4
4

4

*) Fu§noten: Siehe Seite 144

 

Begr�ndung

Die Tabellen 4.1.2-8 bis 4.1.2-10 geben die im Bedarfsplan f�r die Bundesfernstra§en, im
Generalverkehrsplan des Landes und in den "Mittelfristigen Investitionsprogrammen  Kreis-
stra§en" der Landkreise vorgesehenen Ma§nahmen wieder. Als eigene Vorschl�ge des Re-
gionalverbandes oder von Fachverwaltungen sind Ma§nahmen kenntlich gemacht, die aus
regionaler Sicht zus�tzlich verwirklicht werden sollten.

Diese Tabellen beruhen auf der Vorstellung, da§ das regional bedeutsame Stra§ennetz dann
ausgebaut werden mu§, wenn die heutige Stra§ensituation nicht oder ungen�gend den regio-
nalpolitischen Grundforderungen gen�gt, zentrale Orte zu verbinden, die Versorgung der Be-
v�lkerung und der Wirtschaft sicherzustellen und Verkehrsengp�sse zu beseitigen.



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

149

Von der politischen Forderung "Ausbau vor Neubau" mu§ dann abgewichen werden, wenn im
jeweiligen Raumordnungsverfahren und im Planfeststellungsverfahren der Nachweis gef�hrt
ist, da§ ein Neubau �kologisch und siedlungspolitisch wirksamer ist, als ein Ausbau.

Mit besonderem regionalpolitischen Nachdruck setzt sich der Regionalverband ein f�r

· die Hochrheinautobahn A 98 als L�ckenschlu§ zwischen A 5 und A 81 im S�den Baden-
W�rttembergs. Bedarf, gestufter Ausbau und l�ngsgeteilte Dringlichkeit wurden
letztinstanzlich durch das Bundesverwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 24.11.89 AZ:
BVerwG 4C41.88 best�tigt. Der konsequente Weiterbau der A 98 ist auch Bestandteil der
Koalitionsvereinbarungen von 1996. Die Stra§enbauverwaltung, die Tr�ger �ffentlicher
Belange und die Gemeinden werden aufgefordert, die Chancen der Einstufung der A 98 im
"Vordringlichen Bedarf" zu nutzen, um einen z�gigen Trassenentscheid zu treffen und
dadurch das Planfeststellungsverfahren zu beschleunigen. "F�r die Abnahme des Verkehrs
von der A 98 ostw�rts von Gei§lingen sollten die Bundesrepubik Deutschland und die
Schweizerische Eidgenossenschaft - unabh�ngig von der Bewertung dieser Ma§nahme in
der nachrangigen Dringlichkeitsstufe "Weiterer Bedarf" - einen generellen Entscheid �ber die
Linienf�hrung treffen. Langfristig wird eine L�sung angestrebt, die in gegenseitigem
Einvernehmen eine leistungsf�hige Abnahme der auf deutscher Seite vorgesehenen A 98
in Richtung Ost vorsieht."74

Die B 34, die heute den gesamten West-Ost-Verkehr im S�den der Bundesrepublik bew�l-
tigen mu§, zerschneidet ganze Siedlungsbereiche. Diese Stra§e hat seit Jahren zahlreiche
Unfallschwerpunkte.

· die baldige leistungsgerechte Fortf�hrung der A 98 ab Regionsgrenze nach Osten mit Ent-
lastungsfunktion f�r die Bodensee-Uferorte. Mittelfristig legt der Regionalverband Wert auf
eine leistungsf�hige, vierstreifige Querspange zwischen der A 81 und der A 96 im Sinne
der Studie ãVerkehrsuntersuchung West-Ost-Verbindung - Vorstudie 1992Ò der vier
Regionalverb�nde im S�den Baden-W�rttembergs.

· die Weiterf�hrung der A 81 nach S�den, Richtung B�singen-Kt. Z�rich, als gro§r�umige
Stra§enverkehrsl�sung f�r den Osten der Region, wenn es sich erweist, da§ die zweistrei-
fige A 4 durch Schaffhausen den wachsenden Verkehr nicht mehr bew�ltigen kann,

· die Fertigstellung der vierstreifigen B 33 neu zum Oberzentrum Konstanz ab Allensbach-
West bis Konstanz-Grenze D/CH und einer siedlungs-, landschafts- und verkehrsgerech-
ten Verkn�pfung mit der A 7 auf Thurgauer Gebiet,

· die landschaftsvertr�gliche, mit dem Kanton Aargau abgestimmte, Autobahnquerspange
AÊ861 zwischen A 98 und A 3 und

· die restlichen zweistreifigen Ortsumfahrungen (Wut�schingen, Weizen und Grimmelshofen)
im Zuge der B 314 als Zubringer des mittleren Hochrheingebietes zur  AÊ81.

Da alle Stra§enbauma§nahmen bau-, betriebs- und anlagebedingte Eingriffe in den Land-
schafts- und Naturhaushalt verursachen, sind die Grunds�tze und Ziele zur regionalen Frei-
raumstruktur (Kapitel 3) zu beachten.

______________________________
74 Verkehrsempfehlung 1994 der Deutsch-schweizerischen Raumordnungskommission, Abschnitt 4.2.2,

St.ÊGallen 1994
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V F�r den alpenquerenden Nord-S�d-Transitverkehr sind in der Region im
Zuge  von Stra§en des gro§r�umigen Verkehrs die vorhandenen Grenz-
�berg�nge dem wachsenden Verkehrsbedarf anzupassen.

V Im  zusammenwachsenden Europa sind f�r den grenz�berschreitenden
Verkehr im Zuge �berregional und regional bedeutsamer Stra§en be-
stehende Grenz�berg�nge auf den Bedarf auszurichten und neue Grenz-
�berg�nge etappenweise einzurichten.

V Gemeinschaftszollanlagen sind anzustreben.

Begr�ndung

Baden-W�rttemberg ist wichtigster Handelspartner der Schweiz n�rdlich des Hochrheines. Der
gr�§ere Teil der Waren verl�§t und erreicht die Schweiz auf LKW`s. Noch immer sind grenz-
�berschreitende Waren in Europa auf ihrem Weg von der Produktion zum Besteller 20 % der
Stra§entransportzeit durch Grenzabfertigungen gebunden.

Die Zollkontrollen zwischen Konstanz und Weil am Rhein bleiben bestehen. Von den organi-
satorischen �nderungen beim Zoll innerhalb der EU - zwischen Deutschland und Frankreich -
sind der bestehende regional bedeutsame �bergang an der A 532 Weil am Rhein-Huningue
und die geplante gro§r�umige Autobahnquerspange A 98 bei M�rkt betroffen. Die sinnvolle
Umnutzung der Geb�ude (z.B. INFOBEST) in Huningue sollte beispielhaft weiterverfolgt
werden.

Tabelle 4.1.2-11 Grenz�berg�nge im Zuge des gro§r�umigen Verkehrs

Lfd.
Nr.

Grenz�bergang und
Stra§ennummer

Bemerkungen Aussagen im Bedarfsplan Ô92
bzw. GVP 94-Entw.

 1 Weil am Rhein - Basel;
A 5/A 2

Stauprobleme; �berflie§en in die
Stadt Weil am Rhein

  --

 2 Autobahnquerspange
M�rkt - A 98

abgestimmte Planung mit F und
Region  Alsace
Vorschlag RV: Erneute �berpr�fung
wenn die Auswirkungen der Basler
Nordtangente erkennbar werden.

nachrangige Dringlichkeit "Weiterer
Bedarf"  bis Grenze im Bedarfsplan
92.

 3 Rheinfelden (Baden) -
Rheinfelden (AG);  A 861

in Bau �berhang aus Bedarfsplan 92;
Kant. Einstufung: �berregional

 4 Erzingen -  Trasadingen
(SH); B 34

innerorts; Gemeinschaftszollanlage   --

 5 Gottmadingen -
Thayngen (SH); B 34

neue u. leistungsf. Gemein-
schaftszollanlage

  --

 6 Singen - Z�rich; A 81/
A 4b

weitere Abstimmung mit den Ktn.
SH, TG u. ZH sowie der
Eidgenossenschaft

nachrangige Dringlichkeit "Weiterer
Bedarf" bis Grenze im Bedarfsplan

4.1.2.3 Grenz�berg�nge und Rheinbr�cken
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Tabelle 4.1.2-12 Grenz�berg�nge im Zuge des �berregionalen und regionalen Stra§enverkehrs        

Lfd.
Nr.

Grenz�bergang und
Stra§ennummer

Bemerkungen Aussagen im Bedarfsplan «92
bzw. GVP 94-Entw.

 1 B 3 Weil am Rhein- Basel parallel z. A 5; Umleitungsstrecke
mit Gemeinschaftszoll

-

 2 B 532  Weil am Rhein -
EuroAirport (Seit 1.1.1993
Binnenmarkt)

s�dl. �bergang nach Frankreich;
neu;

-

 3 B 317 L�rrach-Riehen/
Basel

�berlastete innerst�dt. Gemein-
schaftszollanlage; Entlastung
durch Zollfreie Stra§e L�rrach-
Weil a.Rh.

Zollfreie Stra§e in Bau

 4 B 34 Grenzach-Wyhlen -
Basel

Gemeinschaftszoll.  Basel w�nscht
Verlegung der Grenzacher Stra§e.
Bisher  keine Koordination

-

 5 B 518  Bad S�ckingen -
Stein/AG -  (Z�rich)

neu; leistungsf�higer Gemein-
schaftszoll

-

 6 L 151a Laufenburg/Bd. -
Laufenburg/ AG.

OU der beiden St�dte Laufenburg
mit Gemeinschaftszoll

GVP 95:  Vordringlicher  Bedarf;
Planfeststellungsverfahren in
Vorbereitung; Baubeginn 1998;
Inbetriebnahme 2000

 7 B 34  Waldshut - Koblenz beengt im Stauraum und Abferti-
gung bei getrennten Zollanlagen.
Variantenplanung liegt vor.
Vorschlag d. Baudirektion d. Kt.
AG. u.d.
Regionalverbandes:Verdop-pelung
d. Br�ckenauflage als Stau- u.
Abfertigungsraum

Globaltitel

 8 L 162 Rheinheim-
Zurzach/AG.

Kein Gemeinschaftszoll; -

 9 B 27  Lottstetten - Rafz/ZH ausgebauter Gemeinschaftszoll -
10 B 314   Singen - Hemmis-

hofen/TG
ausgebaut; kein Gemeinschaftszoll neue Zufahrt zum bestehenden Zoll

�ber B 314neu
11 B 33 neu - A 7

Konstanz - Kreuzlingen/TG
bestehende innerst�dt. �berg�nge
�berlastet; Neubau in Planung

Laufende Ma§nahme; Gemein-
schaftszollanlage auf Schweizer
Gebiet im Rahmen des  A 7-Neu-
baus. Baubeginn 1997; Fertigstel-
lung 2000

Eine Reihe von vorhandenen Grenz�berg�ngen zwischen Deutschland und der Schweiz
k�nnen die Verkehrsbed�rfnisse zwischen der Region und dem benachbarten Kantonen auf
die Dauer nicht ausreichend befriedigen. Enge, mittelalterliche Stadtanlagen zu beiden Seiten
des Hochrheins, Br�cken, die den heutigen Verkehrsverh�ltnissen nicht mehr gewachsen sind
oder ordnungspolitische Vorgaben der Schweiz behindern den Verkehrsflu§ zwischen den
Ufern. Die beengten Grenz�berg�nge innerhalb der St�dte L�rrach (B 317), Weil am Rhein
(BÊ3 und BÊ317), Rheinfelden, Grenzach-Wyhlen (BÊ34), Laufenburg (LÊ151a), Waldshut
(BÊ34) und Konstanz-Kreuzlingen sind durch leistungsf�hige, jedoch der jeweiligen
st�dtebaulichen Situation bzw. der Landschaftsvertr�glichkeit angepa§te Grenz�berg�nge,
oder im Falle der B 317, durch die Zollfreie Stra§e zu ersetzen.

Soweit die topographischen Verh�ltnisse dies zulassen, sind grunds�tzlich Gemeinschafts-
zollanlagen zu errichten.

Zur Verdeutlichung der Gesamtverkehrssituation im deutsch-schweizerischen Grenzraum be-
n�tigt das Hochrheingebiet ein mit dem Bundesverkehrswegeplan, dem Generalverkehrsplan
Baden-W�rttemberg und mit der "Gesamtverkehrskonzeption Schweiz" abgestimmtes Ver-
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kehrsgutachten �ber die "Verkehrssituation und -prognose n�rdlich und s�dlich des Hoch-
rheinsÒ und daraus folgend eine Studie "Br�ckenstandorte am Hochrhein". Das Land Baden-
W�rttemberg hat diese Themen in einem Antrag in die Deutsch-schweizerische Raumord-
nungskommission eingebracht.

G Das in der Region vorhandene Schienennetz der Deutschen Bahn AG
und der Schweizerischen Bundesbahnen ist dahingehend weiterzuent-
wickeln, da§ gen�gend Kapazit�ten vorgehalten bzw. geschaffen wer-
den, um die im internationalen und nationalen Nord-S�d- als auch im
�berregionalen West-Ost-Verkehr zu erwartenden Verkehrsnachfragen
zu bew�ltigen. Dazu sind

V die Rheintalbahn zwischen Karlsruhe und Basel als Alpenzulaufstrecke
in ihrer Kapazit�t f�r Fern- und Nahverkehr durchgehend viergleisig aus-
zubauen und durch computergesteuerte Erh�hung der Leistungsf�hig-
keit zu erweitern;

V die G�ubahn in Abstimmung mit der Schweiz so auszubauen, da§ sie als
weitere leistungsf�hige Zufahrt zur neuen Eisenbahn-Alpen-Transver-
sale dienen und damit zur Entlastung der Rheintallinie beitragen kann;

V der "seehas" weiter grenz�berschreitend zu verbessern und auszu-
bauen;

V in einem weiteren Elektrifizierungsabkommen zwischen Baden-W�rt-
temberg und der Deutschen Bahn AG die Voraussetzungen f�r die Elek-
trifizierung der Hochrheinstrecke und der eingleisigen Bodenseeg�r-
telbahn zu schaffen. Au§erdem sind auf der Bodenseeg�rtelbahn Dop-
pelspurinseln zu erhalten bzw. neu einzurichten. Auf der Hochrhein-
strecke ist der Halt des RegionalExpre§ im Unterzentrum Laufenburg
(Baden)-Ost auch au§erhalb der Tagesrandlage wieder einzurichten und
die �ffnung neuer Haltepunkte im Sinne des Regio-S-Bahn-Konzeptes
anzustreben;

V die Strecke Waldshut-Koblenz (Aargau)  als Verbindung zwischen den
Schienenstrecken beidseits des Rheines, als �stliche Querspange des
Regio-S-Bahn-Systems und als Zubringer zum Z�rcher Verkehrsverbund
f�r den Personenverkehr zu ert�chtigen;

V die Beseitigung oder Ausschaltung h�hengleicher �berg�nge zwischen
Eisenbahnen und regional bedeutsamen Stra§en sowie in den verdich-
teten R�umen vordringlich mit Kostenteilung nach Eisenbahnkreu-
zungsgesetz zu l�sen;

V die im Personenverkehr stillgelegten Strecken

. Wutachtalbahn St�hlingen-Lauchringen

. Singen-Etzwilen (Thurgau)

. Radolfzell-Stockach-Hindelwangen und

. Haltingen-Binzen - (mit Option Kandern)

4.1.3 Schienenverkehr

4.1.3.1 Das Schienennetz in der Region
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in Abstimmung zwischen den jeweiligen Nahverkehrskommissionen, den
direkt ber�hrten Gemeinden und den Bahnen f�r den Personenverkehr
zu reaktivieren.

Begr�ndung

Die Deutsche Bahn AG betreibt in der Region Hochrhein-Bodensee ein Streckennetz von rd.
300 km L�nge. Es wird erg�nzt durch weitere rd. 15 km, die von den Schweizerischen Bun-
desbahnen betreut werden. Dieses Schienennetz, das das R�ckgrat des �PNV in der Region
darstellt, l�§t sich nach seinen Funktionen wie folgt beschreiben:

Tabelle 4.1.3-13 Funktionales Bahnnetz

Lfd.
Nr.

Strecke Funktionen

 1 (Karlsruhe)-(Freiburg)-Basel BadBf-(CH)-(I) gro§r�umige Fernverbindung zwischen Verdichtungsr�u-
men, Hauptabfuhrstrecke Nord-S�d, europ�ische Hoch-
geschwindigkeitsstrecke; G�tertransit; Autoreisezug

 2 (Stuttgart)-Singen-(Schaffhausen)-
(Z�rich)

gro§r�umige Fernverbindung zwischen Verdichtungsr�u-
men, Erg�nzungs- bzw. Entlastungsstrecke zu lfd. Nr. 1
im G�tertransit

 3 (Stra§burg)/(Offenburg)-Engen-Singen-
Konstanz

gro§r�umige Fernverbindung zwischen Verdichtungsr�u-
men und Urlaubsregionen und zwischen Oberzentren

 4 Basel BadBf-Schaffhausen-Singen-
(Lindau)-(M�nchen)

�berregionale Fernverbindung  zwischen Oberzentren und
zwischen  Verdichtungsr�umen und Urlaubsregionen,
Verbindung MZ-OZ in  der Entwicklungsachse

 5 Basel BadBf-L�rrach-Schopfheim-Zell i.W. Verbindung MZ-OZ; Anbindung an Verdichtungsraum
(Pendler) und an gro§r�umige Fernverbindungen, Frem-
denverkehr, Erschlie§ung attraktiver Nah- und Wochen-
enderholungsr�ume

 6 Weil am Rhein-L�rrach Verbindung im gemeinsamen Mittelzentrum; Verbindung
innerhalb des Verdichtungsraumes

 7 Waldshut-(Koblenz)-(Zurzach)/(Baden) Verbindung zwischen Mittelzentrum und ausl�ndischem
Mittelzentrum, Anbindung an gro§r�umige Schweizer
Fernverbindungen, Grenzg�ngerverkehr, Fremdenverkehr
(Kur)

 8 Singen-Rielasingen-(Mailand) gro§r�umige G�terfernverbindung im  Zuge der "Rollenden
Landstra§e"; ein Stillegungsantrag der SBB liegt vor.

 9 Stahringen-(Mengen) Verbindung u.a. f�r Ganzz�ge zum Kiestransport ab
Gewinnort in Verbrauchsschwerpunkte;
Vorschlag RV: Reaktivierung f�r den �PNV  Hindel-
wangen-Stockach-Radolfzell

10 Weizen-(Blumberg) Museumsbahn im Fremdenverkehrsgebiet;
Vorschlag RV: Erweiterung bis St�hlingen

11 Haltingen-Kandern Museumsbahn aus dem Verdichtungsraum ins Fremden-
verkehrsgebiet;
Vorschlag RV: Reaktivierung f�r den �PNV Haltingen-
Binzen (mit Option  Kandern)

Zu den Ausbauma§nahmen in Plansatz und Begr�ndung bedarf es

· einer konkreten Bestellung der hierf�r verantwortlichen Gesch�ftsbereiche der Deutschen
Bahn AG oder

 
· konkreter Erkenntnisse, da§ die zu schaffende Infrastruktur vermarktbar sein wird.

Insofern sind vom Netz auch Ma§nahmen auf der Basis von Vereinbarungen mit Dritten denk-
bar.
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Aussagen und Entscheidungen �ber Grundsatzfragen der  Netzgestaltung werden von der
Konzernleitung der DB AG getroffen.

Wichtigste Schienenstrecke der Region im Personen- und im G�terverkehr ist die zweigleisige,
elektrifizierte Rheintalbahn (Kursbuchstrecke KBS 702). Sie ist Bestandteil des Streckennet-
zes des UIC-Leitplanes und Zulaufstrecke zur Neuen Alpentransversalen NEAT der Schweiz.
Der Regionalverband hat sich mehrfach einstimmig -zuletzt im Raumordnungsverfahren �ber
den s�dlichen Streckenabschnitt der Neubaustrecke Karlsruhe-Basel- f�r eine h�here Lei-
stungsf�higkeit durch Linienverbesserungen (Katzenbergtunnel), f�r das 3. und 4. Gleis von
der n�rdlichen Regionsgrenze bis in den BadBf Basel und f�r eine Minimierung der Belastun-
gen durch L�rm und Ersch�tterungen bei der Verkehrssteigerung sowohl in den Gemeinden als
auch im Freiraum eingesetzt.

Ein vertakteter Schienenpersonennahverkehr auf der Rheintalstrecke im Sinne des Konzeptes
"Regio-S-Bahn" wird erst nach Inbetriebnahme des 3. und 4. Gleises m�glich werden. Mit der
Durchbindung an den Bahnhof Basel SBB und in den Raum Pratteln ist der grenz�berschrei-
tende Ansatz des Systems Regio-S-Bahn zu verwirklichen.

Zur �berwindung schwerwiegender aktueller Engp�sse in der Belastung der Rheintalstrecke
und ihrer Bahnh�fe und damit zur Erh�hung ihrer Leistungsf�higkeiten durch technische und mit
Investitionen verbundene Verbesserungen tr�gt der Regionalverband die Aktivierung der Lei-
stungsreserven dieser Strecke durch CIR-ELKE (computer-integrated-railroading-Erh�hung
der Leistungsf�higkeit im Kernnetz)  mit.  CIR-ELKE  soll 1997 zwischen Offenburg und Basel
in Betrieb gehen, den viergleisigen Ausbau aber keineswegs �berfl�ssig machen. Der Regio-
nalverband geht dabei davon aus, da§ durch die  Erh�hung der Leistungsf�higkeit (rd. 20 %)
die Betriebsqualit�t verbessert und  die zu erwartende, st�rkere L�rmbelastung im Sinne der
16. BImSchV ¤ 1 Abs. 2 zu einem leistungsf�higen aktiven und passiven L�rmschutz, insbe-
sondere im Heilbad Bad Bellingen, f�hrt. Das Bundesministerium f�r Verkehr, der Bundesmini-
ster f�r Raumordnung, St�dtebau und Wohnungswesen und die DB AG sind dagegen der
Auffassung,  da§ eine Steigerung der Zugzahlen nicht den Tatbestand der "wesentlichen �n-
derung" nach ¤ 16 BImSchV erf�llt. F�r eine L�rmsanierung fehle eine verpflichtende Rechts-
grundlage.

Unabdingbar ist eine gute Anbindung des deutschen Hoch- und Oberrheingebietes sowie
des Wiesentales an den hochwertigen Fernverkehr (ICE, EC, IC und an die
transeurop�ischen Netze der EU -TGV-). Hier mu§ eine direkte Anbindung �ber den
Anschlu§bahnhof Basel BadBf (deutsches Zollinland) gew�hrleistet bleiben. Basel BadBf
mu§ Endpunkt des deutschen Streckenteils aller auf der Rheintalschiene verkehrenden ICE
werden.

L�rrach ist seit langem Ausgangs- und Zielpunkt von Autoreisez�gen von und nach Berlin,
Hamburg, Hannover, D�sseldorf und K�ln. Die umweltentlastende Einrichtung in L�rrach ist
veraltet und verkehrstechnisch ung�nstig gelegen. Neue Zielpunkte (z.B. Niederlande)  und
ein neuer Ausgangspunkt an der Rheintalbahn (z.B. Weil am Rhein oder in den aufgelassenen
Anlagen des Bahnhofs Basel BadRbf) sind zu pr�fen.

Die G�ubahn (KBS 740) Stuttgart-Singen-Schaffhausen-Z�rich kann durch den Wiedereinbau
des 2. Gleises zwischen Hattingen und Horb erheblich aufgewertet werden. Zusagen des
Bundesministers f�r Verkehr, diese Strecke als leistungsf�hige Zufahrt zur NEAT auszubauen,
liegen vor (z.B. durchg�ngige Zweigleisigkeit). Ein Staatsvertrag mit der Schweiz w�rde die
dann zweigleisige, elektrifizierte Strecke Stuttgart-Z�rich als eine weitere leistungsf�hige Zu-
fahrt zum Gotthard-Basistunnel festschreiben. In einem ersten Schritt kann auch die
Einrichtung einiger Doppelspurinseln die Leistungsf�higkeit dieser Strecke deutlich erh�hen.
Bei verst�rkter Nutzung der SBB-Strecke Schaffhausen-Z�rich �ber deutsches Gebiet als
NEAT-Zulauf sind Vorkehrungen gegen L�rm zu treffen.

Das Land, der Regionalverband und die Nahverkehrskommission Konstanz setzen sich f�r die
Einrichtung einer IR- oder EC-Linie auf der G�ubahn mit sp�terer Verl�ngerung �ber W�rzburg
nach Berlin ein. Ohne wesentlichen Streckenausbau ist bereits kurzfristig eine entscheidende
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Verringerung der Fahrzeiten durch den Einsatz von Fahrzeugen mit Wagenkastensteuerung
m�glich. Die ersten, elektrisch betriebenen Fahrzeuge mit Wagenkastensteuerung f�r den
Fernverkehr m�ssen innerhalb Baden-W�rttembergs entsprechend der vertraglichen Abma-
chung im "Elektrifizierungsvertrag Singen-Schaffhausen" auf der Strecke Z�rich- Stuttgart ein-
gesetzt werden. Auf dem Markt befinden sich z.Zt. der elektrische X 2000 von ABB Schweden
mit aktiver gleisbogenabh�ngiger Wagenkastensteuerung mit einem Stromsystem, das mit
dem deutschen �bereinstimmt, sowie das Schweizer Neiko-System und der spanische Talgo-
Pendular, die beide nur eine passive Neigeeinrichtung - zum Nachr�sten - besitzen und damit
kosteng�nstig sind. Als Prototyp k�nnte auf der G�ubahn auch die elektrische Version des
VtÊ610  eingesetzt werden, der sich z.Zt. in Vorbereitung befindet.

Die Schwarzwaldbahn (KBS 720) wurde in ihrer Bedeutung f�r den Fernverkehr durch die IR-
Linie Konstanz-Kassel gest�rkt. Ein regionales Anliegen ist es, da§ diese, auf Strecken unter
50 km nur mit Zuschl�gen zu benutzenden Z�ge, im regionalen Kurzstreckenverkehr ohne Zu-
schlag (z.B. zwischen Konstanz, Allensbach, Radolfzell, Singen) benutzt werden k�nnen.
Dies ist auch f�r den Fremdenverkehr am westlichen Bodensee von nicht zu untersch�tzender
Bedeutung. Der Halt des IR im Unterzentrum Engen (Wohnungsbauschwerpunkt des Landes)
ist erneut zu pr�fen.

Mit dem Landkreis Konstanz hat sich der Regionalverband beim Land erfolgreich f�r den Ein-
satz des neuen Pendelzuges NPZ "seehas" auf der Strecke Engen-Singen-Konstanz einge-
setzt. Der Taktbetrieb wurde zum Jahresfahrplan 1994 aufgenommen.

Die Hochrheinstrecke (KBS 730) Basel BadBf-Waldshut-Tiengen-Singen ist zwischen Basel
und Waldshut in einer Gemeinschaftsaktion zwischen dem Land Baden-W�rttemberg und der
DB unter finanzieller Beteiligung der Landkreise L�rrach und Waldshut zweigleisig ausgebaut
worden. 1987 wurde in einem ersten Schritt zum grenz�berschreitenden Projekt "Regio-S-
Bahn" der Stundentakt mit Taktverdichtung in den Kernzeiten eingef�hrt. Die Hochrheinstrecke
ist die letzte Diesel-Insel im Nahverkehrsraum um Basel. Die Abschnitte Murg-Laufenburg
(Baden)-Ost und Waldshut-Beringen (SH) sind noch eingleisig.

Die Nutzen-Kosten-Untersuchung f�r den deutschen Netzteil der Regio-S-Bahn brachte einen
positiven Nutzen/Kosten-Faktor.

Die Landkreise  L�rrach  und  Waldshut haben  1992 einen Zuschu§antrag f�r modernes
Rollmaterial (Vt 628) f�r die Hochrheinstrecke gestellt; Inbetriebnahme Winterfahrplan 1995.
Ziel der Region ist es, die R�ume L�rrach/Waldshut und Konstanz/Singen/(Friedrichshafen) als
schienenverkehrsw�rdige Nahverkehrsr�ume zu erhalten.

Der Regionalverband sieht f�r den Nahverkehrsraum L�rrach/Waldshut im Einsatz moderner
Fahrzeuge (Vt 628, Leichtbautriebwagen) einen kurzfristigen L�sungsansatz.

Eine deutliche Verringerung der Fahrzeiten im Regionalverkehr sollte mittelfristig (fr�hestens ab
1997/98 durch den Einsatz von Diesel-Pendolino-Triebwagen (Vt 610) als RegionalExpre§ in
der Fahrbeziehung IC-Knoten Basel BadBf-Waldshut-EC-Knoten Lindau erreicht werden und
den Eilzug ersetzen. Nach Vorlage der z.Zt. laufenden Wirtschaftlichkeitsberechnung ist die
Finanzierung zwischen DB AG, Land und kommunalen Gebietsk�rperschaften sicherzustellen.

Auf Vorschlag der  Generaldirektion der SBB wurde in einer Arbeitsgruppe SBB/DB vorerst
technisch gepr�ft, ob langfristig u.a. die deutsche Hochrheinstrecke in Form einer Entlastung
(bypass-L�sung) europ�ischen Nord-S�d-G�terverkehr f�r den �berlasteten SBB-Strecken-
abschnitt Pratteln-Stein/S�ckingen �bernehmen k�nnte. Dazu w�re ein neuer Schienenrhein-
�bergang im Gebiet zwischen Rheinfelden und Waldshut-Tiengen erforderlich. Der Landkreis
Waldshut, die St�dte Rheinfelden und Bad S�ckingen als pr�dikatisiertes Heilbad sowie die
Gemeinde Murg lehnen diese langfristige Planung, in �bereinstimmung mit der Haltung des
Kantons Aargau, ab. Der Regionalverband Hochrhein-Bodensee und die Kantone der Nord-
westschweiz sprechen sich f�r die Verwirklichung der Y-Variante ãWisenberg-OstÒ aus.

Da Flugbenzin und Heiz�l auf der Schiene durch das bedeutende Wassergewinnungsgebiet
Klettgaurinne bewegt werden, schl�gt das Amt f�r Wasserwirtschaft und Bodenschutz ein
besonderes Gleis mit Havariebecken, nach dem Beispiel Weil am Rhein, vor.
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Die Bodenseeg�rtelbahn (KBS 731) Radolfzell-Friedrichshafen-Lindau ist eingleisig und nicht
elektrifiziert. Sie bedient die Region mit RegionalExpre§ und Regionalbahn.

Die Fernverbindung Basel-Lindau-M�nchen mit drei D-Zug-Paaren wurde 1992 eingestellt. Sie
wurde 1993 im Rahmen  des Projektes Integraler Taktfahrplan ersetzt durch einen auf die
Strecke Basel-Kempten verk�rzten zweist�ndigen Eilzugtakt mit Anschlu§ Interregio aus/in
Richtung M�nchen. Von Radolfzell besteht eine umsteigefreie RegionalExpre§verbindung im
2-Stunden-Takt nach M�nchen. F�r den Raum Bodensee ergeben sich somit st�ndliche Ver-
bindungen in den Raum Allg�u/M�nchen.

Mittelfristig kann auch eine Kapazit�tserh�hung der Bodenseeg�rtelbahn durch weitere Dop-
pelspurinseln erreicht werden.
Weitere Haltepunkte w�rden zus�tzliche G�ste-Potentiale erschlie§en.

Langfristig ist als verkehrspolitische Zielsetzung in einem weiteren Elektrifizierungsabkommen
Land-DB AG die Abl�sung der Dieseltraktion durch die Elektrifizierung Basel BadBf-Singen-
Lindau zur Beschleunigung, Kapazit�tserh�hung und als aktive Umweltschutzma§nahme vor-
zusehen.

Die elektrifizierte, eingleisige Wiesentalbahn (KBS 735) mit Weiterf�hrung ins linksrheinische
Basel und die Strecke L�rrach-Weil a.Rh. (KBS 734)  bieten ideale Voraussetzungen f�r den
Einsatz moderner Fahrzeuge. Die Modernisierung der �beralterten Schieneninfrastruktur auf der
Wiesentalbahn (z.B. Modernisierung der Signalanlagen mit einer Fernsteuerzentrale f�r die
ganze Wiesentalbahn) und eine Doppelspurinsel sind Voraussetzungen hierzu. Weitere Hal-
tepunkte w�rden zus�tzliche G�ste-Potentiale erschlie§en. Der Einsatz moderner Nahver-
kehrswagen in City-Bahn-Qualit�t wird z.Zt. vorbereitet.

Die grenz�berschreitende Strecke Waldshut-(Koblenz) (KBS 736) ist eingleisig und nicht
elektrifiziert. Der G�terverkehr ist z.Zt. eingestellt. Sie wird im Schienenpersonennahverkehr
von der DB AG im Stundentakt (20 x pro Tag) mit Dieseltriebwagen (Vt 628) bedient und be-
sitzt im Bahnhof Koblenz gute �berg�nge zu und ab den SBB-Regionalz�gen Koblenz-Ba-
den bzw. Baden-Koblenz. Die �berg�nge im Bahnhof Waldshut sind nicht zufriedenstellend.

Die Strecke ist in ihrer Funktion aufzuwerten durch die Einbeziehung in eine regionale Schie-
nennahverkehrslinie Basel-Waldshut-(Koblenz) alternierend mit einer Linie Basel-Waldshut-
Lauchringen oder durch die Verl�ngerung des SBB-Fahrdrahtes von Koblenz nach  Waldshut
mit  einer  nachfolgenden  Fahrbeziehung  (Baden)-(Koblenz)-Waldshut alternierend mit einer
Linie (Baden)-(Koblenz)-(Zurzach). In Baden ist die Verkn�pfung mit dem Schweizer IC-Netz
Richtung Z�rich, Aarau und Bern gew�hrleistet.

Die angedachte Entlastung der Rheintallinie von zus�tzlichem G�terverkehr durch eine Auf-
wertung der G�ubahn mit einer Weiterf�hrung der G�terz�ge Singen-Waldshut-Schweiz-
Italien ist zu pr�fen. Diese langfristige Projektidee w�re nur mit der Zweigleisigkeit beidseits
des Rheines und mit der Elektrifizierung des Zulaufs auf deutscher Seite zu verwirklichen. Zur
Reaktivierung der Strecke w�rde auch die Verst�rkung  der denkmalgesch�tzten
Eisenfachwerkbr�cke (neuer �berbau), �ber den Hochrhein geh�ren.

Die Drei-Seen-Bahn Titisee-Seebrugg ist besonders f�r die Kurorte im Norden des Mittelbe-
reiches Waldshut-Tiengen ein wichtiger Verkehrstr�ger. Im Interesse des Fremdenverkehrs,
der gewerblichen Wirtschaft und der Berufs- und Ausbildungspendler ist der
Schienenpersonenverkehr zu erhalten (Regionalplan S�dlicher Oberrhein, Plansatz 4.1.2.1)
und sinnvoll mit dem Omnibusverkehr nach S�den zu verkn�pfen.

Alle �brigen Strecken des Netzes dienen dem Personennahverkehr, dem G�terverkehr oder
dem Museumsbahnbetrieb. Die DB AG  will sich weiter aus dem SPNV zur�ckziehen und wird
in Zukunft alle neuen Leistungen vom Besteller mitbezahlen lassen. Die Politik der Bahn ist
darauf gerichtet, nur noch schienenverkehrsw�rdige Nahverkehrsr�ume mitzutragen. Durch die
mit der Regionalisierung verbundenen Verlagerung der Verantwortung f�r den Nahverkehr auf
die Ebene der Landkreise, er�ffnen sich auch f�r die Region Gestaltungsm�glichkeiten.
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In der Region werden Verkehrsflu§ und Verkehrssicherheit noch immer durch eine �berdurch-
schnittliche Zahl von h�hengleichen Kreuzungen beeintr�chtigt. Die Deutsche Bahn AG ist
nachdr�cklich an der Beseitigung s�mtlicher h�hengleicher Kreuzungen zwischen Schiene und
Stra§e interessiert, sofern das "Erfordernis" nach ¤ 3 Eisenbahnkreuzungsgesetz gegeben ist.
Dieses Erfordernis ist z.Zt. in der Region bei allen Bahn�berg�ngen gegeben, die einen nen-
nenswerten Schienenpersonenverkehr aufweisen und nicht nur dem Schieneng�terverkehr
dienen, also auf den Kursbuchstrecken 720, 730, 731, 734, 735, 740 und 12733.

Eine besondere Bedeutung kommt dabei der baldigen Beseitigung bzw. Ausschaltung der
h�hengleichen Kreuzungen in verdichteten R�umen, insbesondere in Singen (B 34) und Gren-
zach-Wyhlen (B 34) zu, weil diese Kreuzungen innerhalb geschlossener Ortschaften neben
dem starken �berregionalen Verkehr zus�tzlich auch das inner�rtliche Verkehrsaufkommen zu
bew�ltigen haben.

Die Wiederaufnahme des fahrplanm�§igen Betriebes im Nahverkehr, f�r den die  DBÊAG ge-
genw�rtig keinen Bedarf sieht, soll in der Region durch Zusch�sse nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) erm�glicht   werden.   Die  Aufnahme   in  eine   Bezu-
schussung   nach  GVFG  w�rde bedeuten, da§ Streckeninvestitionen mit 85 % und die Be-
schaffung neuer Schienenfahrzeuge mit 50 % gef�rdert w�rden. Die restlichen Investitionen
m�§ten von den Kommunen aufgebracht werden.

V Die Verkn�pfung der Region mit dem internationalen und dem gro§r�u-
migen nationalen Schienenpersonenfernverkehr ist auf der Rheintallinie
durch den Systemhalt von ICE, IC- bzw. EC-Z�gen in Basel Badischer
Bahnhof, Basel SBB, Freiburg und in Offenburg -auch in Tagesrandla-
gen- zu garantieren.

Die Anbindung der Region an die Wirtschaftsr�ume Stuttgart und Z�-
rich und an die internationalen Flugh�fen Stuttgart und Z�rich-Kloten
ist �ber die G�ubahn und ihre s�dliche Verl�ngerung �ber Schaffhausen
sicherzustellen. Dar�ber hinaus ist f�r das Oberzentrum Konstanz auch
der Stundentakt �ber Schweizer Bahnen zu den St�dten St. Gallen,
Winterthur und Z�rich und zum Flughafen Z�rich-Kloten zu garantieren.

Der Wirtschaftsraum, internationale Flughafen und Hochschulstandort
M�nchen, der �stliche Alpenraum, die baden-w�rttembergische Frem-
denverkehrsregion Bodensee sowie das Oberzentrum Ulm m�ssen f�r
die Region Hochrhein-Bodensee nicht nur �ber die Umwegstrecken
�ber Karlsruhe und Stuttgart oder �ber die Nordostschweiz erreichbar
sein, sondern auch direkt �ber die Hochrheinstrecke und die Bodensee-
G�rtelbahn im Ein-Stunden-Takt erreichbar bleiben.

Nach Inbetriebnahme einer zweiten Eisenbahnbr�cke mit einem 3. und
4. Gleis �ber den Rhein in Basel sollten eine Verkn�pfung der Nahver-
kehrsnetze von der Deutschen Bahn AG und den Schweizerischen Bun-
desbahnen sichergestellt werden. Die Nahverkehrsstrecke Waldshut-
(Koblenz) ist durch die Einbindung in das Deutsche Bahn AG- und in das
Schweizerische Bundesbahnen-Netz zu st�rken.

Ein grenz�berschreitender Tarifverbund f�r das deutsch-schweizerische
Hochrheingebiet ist einzuf�hren.

Der Schienenpersonennahverkehr in den R�umen L�rrach/Waldshut-
Tiengen und (Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen) ist weiter zu

4.1.3.2 Schienenpersonenverkehr
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entwickeln. Dazu ist eine Zusammenarbeit der Nahverkehrsr�ume Kon-
stanz und Ravensburg/Friedrichshafen anzustreben.
Folgende Strecken sollen in den Schienenpersonennahverkehr einbe-
zogen werden:

Raum L�rrach/Waldshut-Tiengen (deutscher Netzteil des Projektes Re-
gio-S-Bahn)

· (Freiburg)-Weil am Rhein-Basel BadBf-L�rrach
 
· Zell i.W.-Schopfheim-L�rrach-Basel Badischer Bahnhof - Basel SBB
 
· Kandern-Weil am Rhein-L�rrach (Feinverteilung mit Bus); Haltingen-

Binzen (Reaktivierung Schiene)
 
· Basel BadBf-Waldshut-Lauchringen alternierend mit -(Koblenz)
 
· St�hlingen-Lauchringen

Raum (Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen)

· (Kreuzlingen)-Konstanz-Singen-Engen
 
· (Z�rich)-Jestetten-(Schaffhausen)-Gottmadingen-Singen;  

(Einbindung in den Z�rcher Verkehrsverbund)

· Radolfzell-Ludwigshafen-(�berlingen)-(Friedrichshafen)
 
· Radolfzell-Stockach-Hindelwangen.

V Ein grenz�berschreitender Tarifverbund f�r das westliche Bodensee-
gebiet ist einzuf�hren.

V F�r die Strecken St�hlingen-Lauchringen, Rielasingen-Singen  und Ra-
dolfzell-Stockach ist die Wirtschaftlichkeit erneut zu pr�fen und bei
Nachweis der Tragf�higkeit ist der in den letzten Jahren stillgelegte
Schienenpersonennahverkehr mit Zusch�ssen nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz zu reaktivieren.

Begr�ndung

Die Bedienung �ber die drei ICE-, EC- bzw. IC-Halte Basel-BadBf f�r den Westen der Re-
gion, Freiburg Hbf f�r die Hochschwarzwaldgemeinden der Region und Offenburg Hbf f�r den
Osten der Region ist insbesondere f�r die Wirtschaft und den Fremdenverkehr und f�r die Be-
v�lkerung der Region Hochrhein-Bodensee unverzichtbar. Die -mindestens st�ndlichen- Zu-
bringer �ber die Wiesental- und Hochrheinstrecke, die H�llental- und Dreiseenbahn bzw. die
Schwarzwaldbahn mit engen �berg�ngen in den Hauptbahnh�fen der drei Oberzentren mu§
jeweils garantiert bleiben und ist in den Tagesrandlagen zu verbessern.

Die G�ubahn Stuttgart-Singen f�r den Personen- und den G�terverkehr und ihre Weiterf�h-
rung nach Z�rich f�r den Personenverkehr sind entsprechend den Vertr�gen zwischen DB und
Land weiterzuentwickeln. Die G�ubahn in Verbindung mit dem S�dabschnitt der Schwarz-
waldbahn von Singen nach Konstanz sind Voraussetzung f�r die Eisenbahnverkn�pfung des
Oberzentrums Konstanz in Personen- und G�terverkehr mit den Wirtschaftsr�umen Baden-
W�rttembergs und dem �brigen Deutschland.

Im zusammenwachsenden Europa ist die S�danbindung von Konstanz an die Schweizer
Wirtschaftszentren und Hochschulstandorte St. Gallen, Winterthur und Z�rich einschlie§lich



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

159

des internationalen Flughafens Z�rich-Kloten eine Voraussetzung f�r die Stadt, um die im Lan-
desentwicklungsplan zugewiesenen Aufgaben zu l�sen.

Der direkte Schienenanschlu§ der Region an den Wirtschaftsraum M�nchen hatte durch die
zeitlich unattraktiven �berg�nge in Richtung M�nchen stark gelitten. Mit dem Wechsel auf den
"Integralen Taktfahrplan" f�r S�dwestdeutschland wird der enge �bergang in Kempten Rich-
tung M�nchen und in Lindau Richtung Bregenz-Innsbruck wieder gew�hrleistet .

In den im Plansatz angesprochenen Nahverkehrsr�umen (Basel)/L�rrach/Waldshut und
(Schaffhausen)/Konstanz/(Friedrichshafen) mu§ der Anreiz zum Umstieg vom motorisierten
Individualverkehr zum Schienenpersonennahverkehr nicht nur erhalten, sondern weiter ver-
bessert werden. Daf�r sind in den drei Nahverkehrskommissionen Konstanz, L�rrach und
Waldshut bestehende Betriebskonzepte zu verfeinern bzw. neue Konzepte in enger Zusam-
menarbeit mit DB AG, SWEG, SBB und MThB zu entwickeln.

Zur Reaktivierung stillgelegter Strecken f�r den SPNV bedarf es eines gesamtwirtschaftlichen
Gutachtens, das von den Kommunen in Auftrag gegeben werden m�§te. Dabei darf die Trag-
f�higkeit der zu reaktivierenden Strecke nicht isoliert, sondern mu§ zwingend in Verbindung mit
der bestehenden Hauptstrecke gesehen werden.

Flie§ende �berg�nge an den R�ndern der heutigen drei Nahverkehrsr�ume verlangen dabei
Abstimmungen sowohl bei �berschneidungen innerhalb der Region als auch bei �berlappun-
gen zu Nahverkehrsr�umen au§erhalb der Region, insbesondere zu den Grenzkantonen.

G Der Wirtschaftsraum Hochrhein-Bodensee ist leistungsf�hig an den
alpenquerenden, den �berregionalen und an den regionalen Schienen-
g�terverkehr anzubinden.

V Vorrangig sind im Dreil�ndereck Deutschland-Frankreich-Schweiz und im
Schnitt von G�ubahn, Schwarzwaldbahn, Bodenseeg�rtelbahn und
Hochrheinstrecke  Anlagen f�r den G�terverkehr, insbesondere f�r den
kombinierten Verkehr

· Schiene/Stra§e/Binnenschiffahrt/EuroAirport im Raum Weil am
Rhein/(Basel)/(Frankreich) und

 
· Schiene/Stra§e in Singen am Hohentwiel

auszubauen und neu einzurichten. Dazu sind in der Bauleitplanung der
Mittelzentren Weil am Rhein und Singen am Hohentwiel die geeigneten
Fl�chen f�r den G�terumschlag zu erhalten, zu sichern und von anderen
Nutzungen freizuhalten. Sie sind in der Raumnutzungskarte mit Symbo-
len f�r die Fl�chen- und Trassenfreihaltung gekennzeichnet.

V Der Bahnstandort Singen am Hohentwiel ist durch die Verlagerung der
deutsch-schweizerischen Umladeaufgaben nach Singen am Hohentwiel,
durch den Neubau des Umschlagbahnhofs Singen (Ersatz f�r Singen und
Rielasingen) und durch den Bau eines regionalen Logistikzentrums zu
st�rken.

Als weiterer wichtiger Schritt zur Schaffung eines modernen Bahnzen-
trums ist der Neubau des Containerbahnhofs und die Verlagerung der
HUPAC-Verladeanlage f�r die "Rollende Landstra§e" von Rielasingen
nach Singen zu verwirklichen.

4.1.3.3 Schieneng�terverkehr
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V Auch in der Fl�che sind "Sekund�r-Terminals" und Gleisanschl�sse mit
wirtschaftlich vertretbarem Aufkommen zu erhalten.

V Von der Deutschen Bahn AG ist in der Region das  System von
"Depots" und "Filialen" sowie von Tarifpunkten, das eine schnelle und
zuverl�ssige Bedienung auch in der Fl�che garantiert, zu erhalten.

Begr�ndung

Die Schiene wird erst dann eine bedeutende Rolle im G�terverkehr der Region �bernehmen
k�nnen, wenn sie nach Preis und Leistung im Vergleich zur Stra§e wettbewerbsf�hige Ange-
bote auf den Markt bringt. Die Nachbarstaaten Schweiz und �sterreich haben sich in den mit
der EU abgeschlossenen Transitvertr�gen ausdr�cklich verpflichtet,  neue Bahndienstleistun-
gen zu -gegen�ber dem Stra§eng�terverkehr- wettbewerbsgerechten Preisen anzubieten.
Dieser Verpflichtung sind die betroffenen Bahnen bislang nicht nachgekommen.

Der G�terverkehr sollte m�glicht nahe an der Quelle bereits auf die Schiene gebracht werden.

Der Anteil an internationalem Transit wird innerhalb des Schieneng�terverkehrs der Region
weiter wachsen. Die f�r diese Entwicklung vorzuhaltende und noch zu schaffende Schienenin-
frastruktur erf�hrt mit der Neu- und Aubaustrecke am Oberrhein und mit einer wieder durchge-
henden Zweigleisigkeit auf der G�ubahn die notwendigen Kapazit�tszuw�chse.

Die im Plansatz genannten Standorte f�r den G�terumschlag Weil am Rhein und Singen am
Hohentwiel verf�gen im Bereich der Schiene und Weil zus�tzlich am Rheinhafen �ber geeig-
nete Fl�chen mit kurzen Anschlu§m�glichkeiten an das gro§r�umige und �berregionale Stra-
§ennetz.

Nach Vorlage eines in sich schl�ssigen LKW-Fahrkonzeptes, einer Umweltvertr�glichkeitsstu-
die und der Erf�llung der st�dtischen Bedingungen sollte in der "Gruppe O" des ehemaligen
Rangierbahnhofareals in Weil am Rhein ein wesentlicher Teil eines Logistischen Dienstlei-
stungszentrums (LDZ) eingerichtet werden. Das Departement Haut-Rhin und die beiden Kan-
tone Basel-Stadt und Basel-Landschaft sind von der Stadt Weil am Rhein aufgefordert, an
diesem dezentralen, vernetzten Konzept im Sinne des Gutachtens von Kossak/Argans im
Auftrag der Deutsch-franz�sisch-schweizerischen Regierungskommission75 mitzuarbeiten.

LDZ sollen Verkn�pfungspunkte zwischen Nah- und Fernverkehr sowie zwischen den Ver-
kehrstr�gern Schiene, Stra§e und  wo dies wie in Weil am Rhein m�glich ist, auch Wasserwe-
gen sein. Gewisserma§en "unter einem Dach" sollen sie dabei Umschlaganlagen und Fracht-
zentren von Speditionen, Bahn und Post sowie Servicebetriebe des Transportgewerbes
zusammenfassen. Speziell der Bahn erm�glichen LDZ eine Konzentration von Versand und
Empfang auf der Schiene. Au§erdem  erleichtern  sie  die  Zusammenarbeit  mit  dem  Stra§en-
g�terverkehr  f�r die Fl�chenbedienung. Zwischen Zentren mit hohem Aufkommen lassen sich
mehr G�ter in besonders wirtschaftlichen Ganzz�gen bef�rdern. Die verladende Wirtschaft
erwartet vom  LDZ eine bessere Logistik und eine reibungslose "Transportkette". Die Koope-
ration im LDZ l�§t eine Entlastung des Stra§ennetzes erwarten, weil G�ter im Fernverkehr
problemlos auf die Schiene oder den Wasserweg �bergehen k�nnen. Der Bund stellt f�r LDZ
und ihre Anbindung Finanzhilfen nach dem GVFG zur Verf�gung.

Mit einem LDZ Weil am Rhein kann der weiter wachsende Frachtverkehr entlang der
Oberrheinlinie "kanalisiert" und teilweise auf die Schiene und den Wasserweg verlagert wer-
den, zumal die Bahn s�dlich dieses Zentrums der Spediteure zwischen Friedensbr�cke und
Landesgrenze einen neuen Umschlagbahnhof f�r den kombinierten Ladungsverkehr (KLV-
Anlage) bauen wird: Um die Bahnaktivit�ten in ihr k�nftiges Gesamtnetz zu integrieren, haben
die deutschen Bahnen 1992 aus ihrer Sicht den "Masterplan G�terverkehrszentren Deutsch-
______________________________
75 Deutsch-franz�sisch-schweizerische Regierungskommission als Auftraggeber (1992): KLV/GVZ

Strategiestudie Oberrhein - Nordpaket -. Hamburg/Strasbourg
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land" vorgelegt. Basel/Weil am Rhein wurde dabei als "LDZ-Mikro-Standort" mit KLV-Terminal
ausgewiesen.

Frachtzentrum (FZ) f�r den Westteil der Region soll Offenburg werden.

Als Standortentscheidung f�r Singen  am Hohentwiel, dem Schnittpunkt von gro§r�umigen
Bahnstrecken und Fernstra§en, ist der Entscheid der DB AG f�r ein Regionales Logistikzen-
trum in Singen zu werten.

Die FZ-Pl�ne der DB AG sehen vor, den Kleinguttransport neu zu ordnen, d.h. St�ckgut,
Handgep�ck und Expre§gut wird zu bestimmten Knotenpunkten bef�rdert. Mit diesem Projekt
im Rahmen des "Bahntrans-Konzeptes" wird Kleingut in bahneigenen Frachtzentren gesam-
melt und in genormten Ladeeinheiten auf G�terz�gen versandt. Binnen 24 Stunden wird die
Bahn 90 % an die Bestimmungsorte in Deutschland bringen. Sammlung und Feinverteilung
sollen mittelst�ndische Spediteure besorgen.

Das Regionale Logistikzentrum Singen am Hohentwiel wird zusammen mit einem ausgebauten
und gemeinsam mit der Schweiz betriebenen Umschlagbahnhof grenz�berschreitende Aufga-
ben �bernehmen k�nnen.

Dieses Regionale Logistikzentrum soll -mit Filialen in Rottweil und Ravensburg- bis in die
R�ume Waldshut-Dogern-Albbruck, in den mittleren Schwarzwald und nach Oberschwaben
hineinreichen.

Als Standort f�r den kombinierten Ladungsverkehr (KLV) und f�r das Kleingutnetz (Regionales
Logistikzentrum) ist somit Singen am Hohentwiel zuk�nftig Konzentrationspunkt des G�terver-
kehrs f�r den Ostteil und die Mitte der Region Hochrhein-Bodensee, f�r die Regionen
Schwarzwald-Baar-Heuberg und Bodensee-Oberschwaben, soweit dort nicht eigenst�ndige
KLV-Einrichtungen geschaffen werden. Dar�ber hinaus ist eine Zusammenarbeit DB
AG/SBB/MThB, m�glicherweise f�r die benachbarten grenznahen Kantone der Schweiz w�n-
schenswert. Nach den Pl�nen der DB AG soll der Ubf Ravensburg im KLV mit dem Ubf Pful-
lendorf f�r die nordgehenden Verkehre und mit dem Ubf Singen und Wolfurt f�r die s�dgehen-
den Verkehre ausgebaut werden.

Mit dem Aufstellungsbeschlu§ f�r den Bebauungsplan "Umschlagbahnhof" hat die Stadt Sin-
gen am Hohentwiel einen entscheidenden Schritt zum modernen Bahnzentrum Singen gelei-
stet. Auch die geplante und von der Region erw�nschte Umsiedlung der HUPAC von Rie-
lasingen ins Industriegebiet Singen wertet das Bahnzentrum Singen weiter auf. Die HUPAC,
eine Tochter der SBB, die sich mit dem kombinierten Verkehr durch die Schweiz befa§t, und
z.Zt. zwei Z�ge der "Rollenden Landstra§e" t�glich von Rielasingen nach Mailand f�hrt, wird in
Singen in Zusammenarbeit mit der DB AG ein neues Terminal f�r den unbegleiteten Verkehr
(Wechselaufbauten und Container) erstellen und es funktional mit dem �brigen Terminalbetrieb
in Singen verbinden. Nach der Verlagerung der Umschlaggesch�fte nach Singen erfolgt die
Abfuhr Richtung Italien �ber Singen-Schaffhausen.

Die regional bedeutsamen Rangieraufgaben des Grenzbahnhofs Konstanz sind im Oberzen-
trum zu konzentrieren.

In sog. "Depots" organisiert die Bahn den "Haus zu Haus-Verkehr" im fl�chendeckenden Ex-
pre§dienst. Selbstauflieferung und -abholung von Expre§gut ist an diesen Bahnh�fen m�g-
lich. Gep�ck = Reisegep�ck wird k�nftig nur als Haus-Zu-Haus-Verkehr abgewickelt.
Depots f�r die Region Hochrhein-Bodensee sind:

· Singen, L�rrach und (Freiburg im Breisgau).
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An  Bahnh�fen mit der Bezeichnung "Filiale" kann Expre§gut zus�tzlich am Schalter angeliefert
und abgeholt werden. Filialen f�r die Region Hochrhein-Bodensee sind:76

Singen/Hohentwiel Weil am Rhein Grenzach
Konstanz Schopfheim Tiengen (Hochrhein)
(Schluchsee) Zell (Wiesental) Waldshut
Haagen Bad S�ckingen Lauchringen.
L�rrach Rheinfelden (Baden)

Vorschlag des Regionalverbandes: Gottmadingen

G F�r die Bev�lkerung der Region m�ssen Zentrale Orte und zentrale
Einrichtungen in zumutbarer Zeit durch den �ffentlichen Personennah-
verkehr erreichbar bleiben.

V Die Mindestbedienung des l�ndlichen Raumes ist anzustreben.

V Im Westen und im Osten der Region ist jeweils ein grenz�berschrei-
tender Verkehrsverbund anzustreben, dessen Netzgestaltung, Fahrplan,
�bergang Schiene - Bus und Tarifsystem weiter verbessert werden
sollen.

V Mittelfristig ist in den Verdichtungsr�umen Basel, L�rrach-Weil am
Rhein und Mulhouse und in ihren Randzonen ein Nahverkehrssystem mit
Durchmesserlinien, optimierter Transportkette, einheitlichem Rollmate-
rial und einheitlichem Tarifsystem im Sinne des deutsch-franz�sisch-
schweizerischen Projektes "Regio-S-Bahn" zu verwirklichen.

V Konkurrierende Parallelverkehre im �ffentlichen Personennahverkehr
sind zu vermeiden.

Mit Priorit�t ist bahnhofsnah und an geeigneten Auffangparkpl�tzen der
�bergang vom motorisierten Individualverkehr und vom Fahrrad auf
den �ffentlichen Personennahverkehr zu verwirklichen. Die Bildung von
Fahrgemeinschaften ist zu unterst�tzen.

Weitere Haltepunkte im Schienenpersonennahverkehr sind auf ihre
Wirtschaftlichkeit zu �berpr�fen und gegebenenfalls einzurichten.

Durch flankierende Ma§nahmen (z.B. Job-Ticket, Umwelttarife u.�.) sind
zus�tzliche Anreize f�r die Nutzung des �ffentlichen Personennahver-
kehrs zu schaffen.

Bei Bedarf ist die Bedienung in Tagesrandlagen unter Beachtung der
Wirtschaftlichkeit zu erweitern.

V In Naturschutzgebieten des Hochschwarzwaldes, die unter erheblichem
Druck durch Erholungssuchende und Wintersporttreibende stehen, ist
der motorisierte Individualverkehr zugunsten eines bedarfsgerechten
�ffentlichen Personennahverkehr zur�ckzudr�ngen.

______________________________
76 Dieser Bereich unterliegt einem Wandel. Die Standorte der Filialen entsprechen dem Stand M�rz 1995.

4.1.3.4 �ffentlicher Personennahverkehr
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Begr�ndung

Negative strukturelle Folgen zeichnen sich f�r die Wohnbev�lkerung und f�r die Wirtschaft ab,
wenn sowohl die Umwelt, als auch die Erreichbarkeit von Arbeitspl�tzen, Bildungseinrichtun-
gen und Einkaufsst�tten im bisherigen Umfang durch weitere Zunahme der PKW-Motorisierung
und des Verkehrsaufkommens beeintr�chtigt werden. Gleichzeitig mu§ gerade im Bereich des
Stra§enverkehrs darauf geachtet werden, da§ die geforderte, massive Reduktion der Kohlen-
dioxyd-Emissionen dann erreichbar ist, wenn "gravierende Ver�nderungen der Rahmenbedin-
gungen zu einem Aussch�pfen der technischen und organisatorischen Reduktionspotentiale
f�hren."77

Die immer noch wachsende Mobilit�t, die Umweltauswirkungen des motorisierten
Individualverkehrs (MIV) und der extrem hohe modal split in der Region verlangen als
generellen Ansatz so viel �ffentlicher Verkehr wie m�glich und so viel MIV wie n�tig um
l�ngerfristig die Funktionsf�higkeit der Verkehrsnetze wieder herzustellen. Mit einer
Verbesserung der Angebotsqualit�t im �PNV kann die in den letzten Jahren intensiv
unterst�tzte Verlagerung des MIV auf den �PNV weiter beschleunigt werden. Dazu z�hlen
u.a. k�rzere Taktzeiten auch au§erhalb der Hauptverkehrszeit, sinnvolle Netzerg�nzungen
(z.B. Tramverbundsystem Basel mit Weil am Rhein) und Linienverl�ngerungen bei Stadtbahn
und Bus, konsequente Beschleunigung des �PNV mit modernem Rollmaterial und k�rzere
Reisezeiten. Gleichzeitig ist im Bereich der Stadtplanung dem �PNV konsequent Vorrang vor
dem MIV einzur�umen und dem Fahrradfahrer Park- und Einstellm�glichkeit an jedem Bahnhof
und Haltepunkt anzubieten.

Nach Vorlage der Tarifgutachten im Landkreis Konstanz und im Rahmen der Regio-S-Bahn
sind in den Nahverkehrspl�nen Entscheidungen vorzubereiten, die Angaben �ber den Aus-
gleich der damit verbundenen Kostenunterdeckungen enthalten.

Die Ausgewogenheit der �PNV-Bedienung - auch im d�nnbesiedelten l�ndlichen Raum - ver-
langt auf dem Grundsatz der Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen eine garantierte Min-
destbedienung von Orten �ber 100 Einwohnern und von Fremdenverkehrsgemeinden.

In �kologisch sensiblen Erholungsgebieten (z.B. Feldberg, Herzogenhorn und Wutach-
schlucht) sollte nach Auswertung des Modellversuchs "Verkehrsberuhigung Belchen" unter
Mitwirkung der betroffenen Gemeinden gepr�ft werden, wie sich der zeitweilige Vorrang des
�PNV gegen�ber dem MIV in diesen R�umen verwirklichen l�§t.

V Die Leistungsf�higkeit des Rheines, des Grand Canal d'Alsace und des
Hafens Weil am Rhein ist den Erfordernissen der Gro§schiffahrt unter
Wahrung �kologischer Belange des Uferbereichs und des Schiffahrts-
weges anzupassen.

V Der Hafen Weil am Rhein ist in ein Logistisches Dienstleistungszen-
trum (LDZ) einzubeziehen.

______________________________
77 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminister f�r Verkehr (1991): Reduktion von

Luftschadstoffemissionen des Verkehrs. Bonn

4.1.4 Binnenwasserstra§en und Schiffahrt

4.1.4.1 Bundeswasserstra§e Oberrhein; Hafen Weil am Rhein
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Begr�ndung

Durch seinen Standort im Dreil�ndereck kommt dem Rheinhafen Weil am Rhein eine besondere
Bedeutung zu: unmittelbar n�rdlich des Rheinhafens an der "Bundeswasserstra§e Oberrhein"
zweigt der Grand Canal d'Alsace ab. Mit dem geplanten Ausbau des Rhein-Rh�ne-Kanals
von Kembs (Haut-Rhin) nach St. Symphorien an der Sa�ne �ber 229 km und dem beschlos-
senen Ausbau vom Rhein bis Mulhouse wird die Gro§schiffahrtsachse Nordsee-Mittelmeer
geschlossen. Dadurch ist auch ein erh�htes Schiffahrtsaufkommen auf dem Rhein zu erwarten.

Am Rheinseitenkanal (Grand Canal d'Alsace) wird der f�r alle oberliegenden H�fen bedeut-
same Ausbau der Schleuse Kembs vorbereitet.

Die Rheinhafengesellschaft Weil am Rhein kann seit der Inbetriebnahme der Hafenanlage
Nord mit Containerumschlag alle Anforderungen der regionalen Wirtschaft erf�llen. Die Um-
schlagkapazit�t besitzt noch wesentliche Reserven. Eine Aktivierung des Tanklagers f�r Mi-
neral�lprodukte ist anzustreben. Vom Hafen werden 6,5 ha bewirtschaftet. 5 ha Gel�nde ste-
hen f�r Erweiterungen zur Verf�gung. Ein direkter Gleisanschlu§ verbindet den Rheinhafen
Weil mit dem Badischen Bahnhof Basel. Der Rheinhafen ist nur 500 m vom Autobahnanschlu§
Weil am Rhein entfernt.

Seit der Realisierung der Europ�ischen Union und der Liberalisierung der Verkehrsm�rkte be-
steht die Chance, wieder mehr innerdeutsche Verkehre in den Hafen Weil am Rhein zu ziehen.
Der Umschlag der vergangenen Jahre mit einem sehr unpaarigen Verkehr (ca. 90/10) ist in
Tabelle 4.1.4-14 dargestellt.

Es liegen Gutachten vor,  die der Rheinschiffahrt insgesamt noch eine 100 %ige Kapazit�ts-
steigerung einr�umen. F�r weitere Steigerungen sprechen freie Kapazit�ten, die Umweltver-
tr�glichkeit, der vergleichsweise niedrige Energieverbrauch pro transportierter Gewichtseinheit
sowie der hohe Sicherheitsstandard.

Die bestehenden Verkehrsfl�chen in der Stadt Weil am Rhein bieten als Schnittstelle der Ver-
kehrswege Schiene, Stra§e und Wasserstra§e und der N�he zum EuroAirport eine ideale
Voraussetzung f�r die Einrichtung eines Logistischen Dienstleistungszentrums (siehe Plansatz
4.1.3.3). Ein solches verkehrstr�ger-�bergreifendes Zentrum wertet auch den bestehenden
Rheinhafen auf. Mehr Ferntransporte als bisher k�nnen vom LKW auf die umweltfreundli-
cheren Rheinschiffe und auf  die Schiene verlagert werden.

Die Schaffung von Logistischen Dienstleistungszentren sollte vom Bund durch Mittel aus dem
GVFG unterst�tzt werden. Weil am Rhein sollte dabei nicht isoliert betrachtet werden, sondern
sollte einen Knoten in einem dezentralen Dienstleistungszentrum des Dreil�nderecks bilden.

Tabelle 4.1.4-14 Umschlag im Hafen Weil am Rhein  (in 1000 Tonnen)

Jahr feste
min.
Brenn-
stoffe

Erd�l, Mine-
ral�lerzeug-
nisse, Gase

Steine u.
Erden,
einschl.
Baustoffe

Erze, Metall-
abf., Eisen,
Stahl, NE-Me-
talle

Land- u.
Forstw.
Erzeugn.
Nahrungsm.
Futterm.

Sonstige Total

1980 129      480      124        88      11     57    889
1981 37     444      122      38       7     59    707
1982 9     426      104        36        9     80    664
1983 15     351        96        45        9   108    624
1984     11     217      116        43       21     95    503
1985     14     186         91        45       23     64    423
1986     11     208      113        58       26     80    496
1987       6     261      129        44       17   126    583
1988       6     215      133        33       16   104    507
1989       7     154      129        48       18     94    450
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noch Tabelle 4.1.4-14 Umschlag im Hafen Weil am Rhein (in 1000 Tonnen)

Jahr feste
min.
Brenn-
stoffe

Erd�l, Mine-
ral�lerzeug-
nisse, Gase

Steine u.
Erden,
einschl.
Baustoffe

Erze, Metall-
abf., Eisen,
Stahl, NE-Me-
talle

Land- u.
Forstw.
Erzeugn.
Nahrungsm.
Futterm.

Sonstige Total

1990       8     138      129        41       16     95    427
1991       5          9      144        41       18   133    350
1992       5        15      168        73       19   115    395
1993 14 6 106 26 17 112 281
1994 38 -- 75 31 17 112 273

Anmerkung:
Ursache f�r den R�ckgang der Umschlagsmengen waren Ver�nderungen bei der
Energieversorgung und in der Industriestruktur sowie Einstellung von Rohstoffverladungen
aus  dem Einzugsbereich. Durch Spezialisierung auf h�herwertige G�ter wurden jedoch
Produktivit�tssteigerung und Wertausgleich erreicht.

Quelle: Rheinhafengesellschaft Weil am Rhein mbH., 1995

V Der f�r die Erfordernisse der Gro§motorschiffe ausgebaute Hochrhein-
abschnitt von Basel bis Rheinfelden ist verst�rkt f�r den Masseng�ter-
transport zu nutzen.

V F�r den Endhafen der Rheinschiffahrt in Rheinfelden (Baden) mit seiner
begrenzten Umschlag-Kapazit�t und vielf�ltigen Nachteilen  ist auf dem
Gemeindegebiet Rheinfelden ein verkehrsg�nstiger, landschaftsver-
tr�glicher Alternativstandort auszuweisen.

V Neue Werksumschlagsanlagen zwischen Grenzach-Wyhlen und Rhein-
felden sind erh�hten Umweltschutzanforderungen zu unterstellen.

V Der Regionalverband schl�gt gegen�ber dem Land Baden-W�rttem-
berg vor, in der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes und im
Generalverkehrsplan die Forderung nach Offenhaltung der Landeswas-
serstra§e Hochrhein von Rheinfelden bis in den Raum der Aarem�n-
dung aufzugeben.

V Aus Gr�nden des Landschaftsschutzes und der �kologie soll auch auf
die Offenhaltung der Gew�sserstrecke zwischen dem Raum der Aare-
m�ndung und Schaffhausen f�r die Gro§schiffahrt endg�ltig verzichtet
werden.

Begr�ndung

Die internationale Rheinschiffahrt f�r den G�terverkehr hat in Rheinfelden (Baden) ihren End-
punkt.

Der Hafen in Rheinfelden hat derzeit nur begrenzte regionale Bedeutung. Die als Parallelhafen
angelegte Umschlagsstelle erf�llt Umschlagsfunktionen f�r das deutsche Hochrheingebiet. Ab

4.1.4.2 Landeswasserstra§e Hochrhein; Endhafen Rheinfelden
(Baden)
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Rheinfelden werden die industriellen Gro§betriebe des mittleren Hochrheingebietes von
Waldshut-Tiengen bis Rheinfelden in erster  Linie mit Massengut (Trockengut) bedient. Das
Volumen des Empfangs (Bergfahrt) �bersteigt bei weitem das Volumen des Versandes
(Talfahrt).

Die abgeschlossene Sanierung der Schleuse am Kraftwerk Augst-Wyhlen mit gleichzeitiger
Verl�ngerung auf 110 Meter Schleusenl�nge, war Voraussetzung f�r den l�ngerfristigen Fort-
bestand eines Hafens in Rheinfelden (Baden). Nur durch die Schleusenverl�ngerung wurde
es den zwischen Rotterdam und Birsfelden verkehrenden Gro§motorschiffen m�glich,
Rheinfelden anzulaufen.

Gr�§enordnung, Kapazit�t und Einrichtungen des Hafens Rheinfelden sind heute im wesent-
lichen die gleichen wie im Gr�ndungsjahr 1933. Fehlende Erweiterungsm�glichkeiten, der nicht
vorhandene Gleisanschlu§ und schiffahrtstechnische M�ngel sind nicht behebbare Stand-
ortnachteile des heutigen Endhafens. Sie schlie§en eine nennenswerte Steigerung der Um-
schlagsleistungen, die im Interesse der st�rkeren Nutzung der Transportkapazit�ten auf dem
Wasserweg geboten w�re, aus. Dar�ber hinaus belastet der derzeitige Hafen Rheinfelden als
Quelle von L�rm- und Staubentwicklungen sowie durch die Lkw-Verkehrsbelastungen
benachbarte Wohngebiete in erheblichen Umfang. St�dtebaulich w�re es w�nschenswert,
das heutige Hafengebiet mit seiner attraktiven S�dhanglange am Rhein umzunutzen und als
stadtnahes Gebiet einer anderen Nutzung zuzuf�hren.

Die Stadt Rheinfelden hat 1991 eine Standortuntersuchung unter Einbeziehung der beste-
henden Hafenanlage und mehrerer denkbarer Alternativstandorte erstellen lassen.

Die Untersuchung belegt eindeutig, da§ zuk�nftig die Funktion des Endhafens der Rhein-
schiffahrt nur von einem neuen Hafen westlich des Stadtgebietes von Rheinfelden erf�llt
werden kann. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang der geplante Auto-
bahnbau in Rheinfelden mit der A 98 sowie der A 861 als Querspange zwischen der deut-
schen A 98 und der schweizerischen N 3. Durch einen Hafenstandort mit Gleisanschlu§ in der
N�he der A 861 und der Anschlu§stelle Rheinfelden-Warmbach k�nnten g�nstige Vor-
aussetzungen f�r die Verkn�pfung der Verkehrstr�ger Schiene, Stra§e und Wasserstra§e
erreicht und die M�glichkeiten f�r die Bedienung eines gegen�ber heute wesentlich  gr�§eren
Gebietes  geschaffen  werden.  Durch  die  st�rkere  Nutzung  des Schiffstransportes bis
bzw. ab Rheinfelden w�re auch eine Verringerung des Stra§eng�terverkehrs im Verdich-
tungsraum Weil am Rhein-L�rrach erreichbar.

Der Regionalverband schl�gt vor, im Westen des Stadtgebietes von Rheinfelden einen neuen
Hafenstandort auszuweisen, der die Bedingungen "gute Verkehrserschlie§ung auch �ber die
Schiene" und "landschaftliche Einbindung" erf�llt und gleichzeitig zur Verbesserung der
st�dtebaulichen Entwicklung in Rheinfelden f�hrt. Die Stadt Rheinfelden ist bei der Verlegung
des Hafens auf die Unterst�tzung von Land, Bund und EG angewiesen.  Die Stadt Weil am
Rhein mit  einem eigenen Rheinhafen schl�gt wegen m�glicher �berkapazit�ten neue Formen
der Zusammenarbeit mit Rheinfelden vor.
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Tabelle 4.1.4-15 Verzeichnis der Orte, H�fen, Br�cken, F�hren und Schleusen zwischen
Rheinfelden und Birsfelden           

(H�fen, Umschlagstellen und Verladestellen sind durch fette Schrift hervorgehoben. Br�cken durch
kursive Schrift;   P = Personenf�hre. Fassungsverm�gen der Schutzh�fen in 1000-t-Schiffen)

Hochrhein zwischen Rheinfelden und Basel

     Rechtes Ufer   km                Linkes Ufer  Br�cken, F�hren,
        Schleusen

Wasser-
baubeh.
Staat,
Land

Bezeichnung Eintlg.
ab
Kon-
stanz

Bezeichnung Wasser-
baubeh.
Staat,
Land

Durch
fahrts-
�ff-
nung

Li.H�.
�ber
HSW
m*)

Nutz-
bare
Breite
   m

L�nge

     m

RP
Freibg./
Baden-
W�rttbg.

Rheinfelden (Baden)
Stra§enbr�cke
Rheinfelden +)

Hafenanlagen Rhein-
felden
M�ndung des Warm-
bach

F�hre Herten-Kaiser-
augst

Stauwehr und Kraftthaus
Wyhlen

Kiesverladestelle

Umschlagstellen f�r
   Fl�ssigkeiten
Umschlagstelle f�r
   Feststoffe
   u. Schiffsanlegest.
Grenzach
Umschlagstelle f�r
   Fl�ssigkeiten

    0,00

148,25

149,20
149,22

149,71-
149,90
150,90
153,57

154,42
155,37
155,40
155,50
155,60

155,74-
155,90
157,50
157,40-
157,72
157,80
159,15-
159,38
159,38-
160,98
160,12

160,23

160,50
160,74

161,10-
161,47

Konstanz
   (Mitte der Rheinbr�cke)
Pegel Rheinfelden (Schweiz)
   Gl.W 1982 : 1.70 m
   MW 1935/67:2.53m
Rheinfelden (Schweiz)
Bogenbr�cke
   (Li.H�. auf einer Breite von
   17 m vorhanden)

Verladestelle d. Klingenthal-
m�hle Kaiseraugst

Kaiseraugst, F�hre P
Baudepartementsgrenze
M�ndung der Ergolz
Augst
Schleuse Augst
   mit Schleusenbr�cke
   Hubh�he 4,63 bis 6,65 m

Stauwehr und Krafthaus Augst

Schweizerhalle
Entgasungsplatz

Hafenanlage Auhafen

Liegeplatz f. Tankschiffe, die
einen  blauen Kegel nach
¤ 3.37 RheinSchPV f�hren
m�ssen.

Baudep.-
Aargau

_______
Baudir.
Basel-
Landsch.

    1

   1

ca 4.15

 6,00

40,00

11,40
110.00

*) Die H�hen sind auf Pegel Rheinfelden + 4.30 bezogen
+) Obere Grenze des Geltungsbereichs der Schiffahrtpolizeiverordnung f�r die Rheinstrecke

zwischen Basel und Rheinfelden

Quelle:Auszug aus WESKA '90 (Westeurop�ischer Schiffahrts- und Hafenkalender 1990)
Binnenschiffahrts-Verlag GmbH, Duisburg-Ruhrort. Aktualisiert durch das Regierungs-
pr�sidium Freiburg, Stand 1994

Werkumschlaganlagen bestehen sowohl am deutschen, wie am schweizerischen
Hochrheinufer. In Grenzach schlagen die Firma Ciba-Geigy und die deutsche Hoffmann-La
Roche um. In Wyhlen sind zwei Kiesverladestellen genehmigt. Beidseits des Rheines (auf
deutscher Seite in Wyhlen) liegen Antr�ge vor, Kiesumschlag als Werkumschlaganlage auf
bestehendem Betriebsareal einzurichten. Die M�glichkeit, Kiestransporte von der Stra§e auf
den Wasserweg zu verlagern, wird vom Regionalverband unterst�tzt. Der Eingriff in das
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Hochrheinufer mu§ dabei durch Nutzung moderner b�schungsschonener Bauweisen (mit Steg
statt  Spundwand) minimiert werden.

Entsprechend LEP 1983 und in �bereinstimmung mit dem deutsch-schweizerischen Vertrag
vom 28. M�rz 1929 ist der Hochrhein zwischen der Aarem�ndung und Rheinfelden f�r einen
sp�teren Ausbau offenzuhalten. Der Schweizerische Bundesrat regelt die Offenhaltung in der
"Verordnung �ber die Freihaltung von Wasserstra§en" vom 21.04.1993.

In Abstimmung mit dem benachbarten Kanton Aargau, der in einem Schreiben von 1992 an die
Schweizer Bundesregierung die Auffassung vertrat, da§ Fl�sse und ihre Ufer nicht als Ver-
kehrswege, sondern als wichtige �kologische Gebiete betrachtet werden, die unbedingt zu
sch�tzen seien, ist auch der Regionalverband der Auffassung, da§ diese Bindung entfallen
sollte. Der Regionalverband ersucht deshalb die Landesregierung, im n�chsten LEP und im
GVP auf die Offenhaltung des Hochrheins oberhalb von Rheinfelden f�r die Gro§schiffahrt
sowohl im Abschnitt Schaffhausen-Aarem�ndung, als auch im Abschnitt Aarem�ndung-Rhein-
felden zu verzichten.

F�r die Personen-Binnenschiffahrt und die Sportschiffahrt auf dem Rhein zwischen Neuhau-
sen (SH) und Rheinfelden gelten gemeinsame Regelungen Baden-W�rttembergs und der
Schweiz aus dem Jahr 1991. Sie regeln u.a.,  da§ Boote aus Gr�nden des Uferschutzes nur
an bestimmten Stellen zu Wasser gelassen, und da§ bestimmte Zonen mit Wasserpflanzen
nicht befahren werden d�rfen und sie setzen  Zonen f�r das Wasserskifahren auf dem Hoch-
rhein fest.

Im Falle sp�terer Verhandlungen mit der Schweiz �ber den Vertrag von 1929 ist deshalb dar-
auf hinzuwirken, da§ auf eine Offenhaltung und einen Ausbau aus Gr�nden des Landschafts-
schutzes und der �kologie endg�ltig verzichtet wird (Landtagsbeschlu§ vom 23.03.1972).
Auch die Verkehrsempfehlung '94 der Deutsch-schweizerischen Raumordnungskommission
schl�gt vor: "Dabei ist auf die Offenhaltung der Gew�sserstrecke zwischen dem Raum Aare-
m�ndung und Schaffhausen f�r die Gro§schiffahrt aus �kologischen und landschaftlichen
Gr�nden zu verzichten."  Bei der Erneuerung von Konzessionen der Hochrheinkraftwerke
oberhalb der Rheinbr�cke Rheinfelden und den Baulasttr�gern von Rheinbr�cken sollen keine
Auflagen im Hinblick auf einen m�glichen Gro§schiffahrtsausbau gemacht werden.

Die Offenhaltung des Hochrheins oberhalb der Br�cke von Neuhausen ist in den Staatsver-
trag von 1929 einbezogen. Die nationale Durchf�hrung der Offenhaltung erfolgt gem. ¤ 4 des
Staatsvertrages zum �bereinkommen �ber die Schiffahrt auf dem Bodensee vom 1.06.1973.

V Es wird vorgeschlagen, das Angebot der Personen- und Aus-
flugsschiffahrt auf dem Bodensee, zwischen Konstanz und Schaffhau-
sen, auf dem Hochrhein und auf dem Oberrhein als Vorschlag f�r den
Fremdenverkehr, die Naherholung und als grenz�berschreitendes
�PNV-Angebot f�r den Berufsverkehr zu verbessern.

Begr�ndung

Der Personenschiffsverkehr auf dem Bodensee und zwischen dem Untersee und Schaffhau-
sen tr�gt wesentlich zur Erschlie§ung des Bodensees als Ferien- und Ausflugsgebiet bei.
Eine Erweiterung von Hafenanlagen und Schiffsl�nden ist f�r den Passagierverkehr nicht not-
wendig. Es sollte jedoch das Angebot f�r den Fremdenverkehr durch betriebliche und organi-
satorische Ma§nahmen sowie durch Fahrplanverbesserungen und jahreszeitliche Ausweitung
erweitert werden. Mit einer F�hrverbindung Gaienhofen-Steckborn/TG k�nnte f�r die gesamte

4.1.4.3 Linien- und Ausflugsschiffahrt auf Bodensee und Rhein
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H�ri ein direkter Anschlu§ an den Schienenpersonennahverkehr in der Fahrbeziehung Kon-
stanz/Kreuzlingen-Schaffhausen geschaffen werden. Es wird vorgeschlagen,  eine St�dte-
schnellverbindung Konstanz-Friedrichshafen �ber den Bodensee nach Pr�fung der  wirtschaft-
lichen Tragf�higkeit und der Umweltvertr�glichkeit einzurichten.

Das Mittelzentrum Radolfzell ist in die Linienschiffahrt Schaffhausen-Konstanz-Kreuzlingen
einzubeziehen.

Eine deutliche Verbesserung des Fremdenverkehrsangebots auf dem Hochrhein wurde durch
die Ausflugsschiffahrt  im Sommer in den Abschnitten Eglisau-Rheinau-Rheinfall, Eglisau-
Rheinsfelden, Bad S�ckingen-Laufenburg-Hauenstein und Bad S�ckingen-Schw�rstadt so-
wie durch einige Personenf�hren, die den Hochrhein queren, geschaffen.

Die Basler Personenschiffahrts-Gesellschaft AG. betreibt im Sommer von Basel aus die regio-
nale Personen- und Ausflugsschiffahrt zwischen Rheinfelden (Kt. AG) und der Schleuse
Kembs (Departement Haut-Rhin) sowie nach Breisach und Mulhouse.  Die Anziehungskraft
dieser Einrichtung im unteren Hochrhein f�r den Fremden- und den Ausflugsverkehr kann durch
die Einbeziehung deutscher Gemeinden in das Netz der Anlegestellen gesteigert werden.

Internationale Ausflugsschiffe verkehren im Sommer regelm�§ig zwischen Basel und Rotter-
dam, ohne in der Region anzulegen.

V Die st�dtische F�hrverbindung Konstanz-Meersburg ist unter Beach-
tung des Teilregionalplanes Bodenseeufer dem wachsenden Bedarf an-
zupassen.

Begr�ndung

Die gr�§te Binnenf�hrverbindung Europas ist Teil der B 33. Sie besitzt �berregionale
Bedeutung f�r den Wirtschafts-, Berufs- und Fremdenverkehr.

Tabelle 4.1.4-16 F�hre Konstanz-Meersburg (in Mio.)

       1980 1982    1984 1986 1988 1990 1992
Personen  4,7  4,9  4,9   5,0  5,3  5,8  5,5
Kraftfahrzeuge  1,5  1,5  1,6   1,7  1,8  1,9  1,8
dav. Nutzfahrzeuge
(Lkw usw.)

 0,174  0,170  0,179   0,181  0,180  0,181  0,163

Quelle: Stadtwerke Konstanz 1994

Die st�ndliche Bef�rderungsleistung betr�gt z.Zt. rd. 570 Pkw-Einheiten. Der Ersatz des
F�hrschiffs Nr. 5 THURGAU durch das neue leistungsf�higere F�hrschiff KREUZLINGEN
steigert die j�hrliche Bef�rderungsleistung um rd. 120.000 Pkw. In Verkehrsspitzenzeiten
k�nnen sechs F�hrschiffe gleichzeitig den Obersee queren. Mit dem Neubau verringern sich
die Staus auf den F�hrevorpl�tzen in Konstanz-Staad und Meersburg.

Landseitig wird die Erweiterung des F�hrehafens in Staad nach Norden um zwei F�hr-
schiffliegepl�tze einschlie§lich Betriebsgeb�ude und Krananlage und um den Liegeplatz f�r
das �lwehrschiff notwendig, um den Wartungs- und Reparaturbetrieb vermehrt in Regie der
Stadtwerke zu bew�ltigen.

4.1.4.4 Kraftfahrzeug- und Personenf�hre Konstanz-Meersburg
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Nach den Vorgaben des Teilregionalplanes und in Absprache mit dem Seenforschungsinstitut
Langenargen ist bei der Erweiterung die Form der neuen Mole so zu w�hlen, da§ sich die
Str�mungsverh�ltnisse vor Staad verbessern. Die Uferzone im Bereich des F�hrehafens mu§
f�r den Publikumsverkehr zug�nglich bleiben.

Auf eine feste Stra§enverbindung �ber den Bodensee mit umfangreichen landseitigen Zu- und
Abbringern sollte aus Gr�nden des Natur- und Umweltschutzes sowie der Landschaftspflege
verzichtet werden.

G F�r die gro§r�umigen, internationalen und nationalen Verbindungen im
Linien-, Fracht- und Charterflug sind die nahe zur Region gelegenen
Flugh�fen Z�rich- Kloten, EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg, Fried-
richshafen und Altenrhein zu nutzen; der Landesflughafen Stuttgart bie-
tet der Region internationale Verbindungen.78

V Eine Verbesserung der Verbindungen zu diesen f�nf Flugh�fen ist anzu-
streben.

G Durch v�lkerrechtlich verbindliche Regelungen sind grenznahe Sied-
lungs- und Fremdenverkehrsgebiete der Region im Bereich von An-
und Abflugstrecken bzw. unter Luftwarter�umen der internationalen
Flugh�fen Z�rich-Kloten und EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg vor
vermeidbaren Beeintr�chtigungen und Bel�stigungen durch Flugl�rm,
Schadstoffbelastung und vor Gefahren des Flugverkehrs zu sch�tzen.79

V Die im Stadium der Vorplanung befindliche Erweiterung der Start- und
Landebahnen am EuroAirport ist grenz�berschreitend abzustimmen.

Begr�ndung

�ber die internationalen Flugh�fen Z�rich-Kloten, EuroAirport Basel-Mulhouse-Freiburg, Stutt-
gart und �ber die Flugh�fen Friedrichshafen und Altenrhein hat die Region nahe Anschl�sse an
den Flugreiseverkehr mit einem umfangreichen Verkehrsangebot.

Durch den weiteren Ausbau der Reiseangebote auf der Schiene und des Fernstra§ennetzes
sowie durch Br�ckenbauten erh�lt die Region unmittelbare Zubringer zu den naheliegenden
ausl�ndischen Flugh�fen. Mit der geplanten Autobahnbr�cke M�rkt im Zuge der A 98 und mit
der Weiterf�hrung der A 81 nach S�den wird die Region direkt �ber regional bedeutsame Stra-
§en und �ber vierstreifige Fernstra§en an die Flugh�fen EuroAirport, Z�rich-Kloten und nach
Norden zum Flughafen Stuttgart angeschlossen.

Der Anschlu§ des EuroAirports an das bestehende Schienennetz der SNCF wurde 1992 er-
neut gepr�ft. Die Studie kommt zu dem Schlu§, da§ ein indirekter Anschlu§ mit einem neuen
Regio-S-Bahn-Halt" EuroAirport" an der SNCF-Hauptstrecke Basel-Mulhouse derzeit sinn-
______________________________
78 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
79 Von der Verbindlichkeit ausgenommen

4.1.5 Luftverkehr

4.1.5.1 Flugh�fen f�r die Region
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voller w�re, als eine sehr kostenaufwendige direkte Einbindung des Flughafens in die Hauptli-
nie.

Aus dem Wiesental ist die Einrichtung eines Flughafenbusses �ber Basel BadBf zum EuroAir-
port einzurichten.

Der stra§enseitige Zugang zum Flughafen Friedrichshafen wird auch durch die Weiterf�hrung
der A 98 ab Stockach-Ost als B 31neu erleichtert.

Der Anschlu§ des Oberzentrums Konstanz an den Flughafen Z�rich-Kloten �ber das schwei-
zerische Schienennetz und die Verl�ngerung der G�u-Bahn nach S�den �ber Schaffhausen,
Winterthur zum Flughafen Z�rich-Kloten sowie der Direktanschlu§ des Flughafens Frankfurt
a.M. �ber das DB-Erg�nzungsstreckennetz bringen entscheidende Reisezeitverk�rzungen im
�bergang von der Schiene zum Luftverkehr. Der Schienenzugang zum Flughafen Friedrichs-
hafen wurde 1993 durch einen eigenen Haltepunkt an der BOB Friedrichshafen-Ravensburg
erleichtert.

In den letzten Jahren haben Starts und Landungen auf dem Flughafen Z�rich-Kloten erheblich
zugenommen. Insbesondere durch den Anflugverkehr, der zu einem wesentlichen Teil �ber
das deutsche Hochrheingebiet verl�uft, entstehen L�rmbel�stigungen, Schadstoffbelastungen
und Sicherheitsrisiken f�r die grenznahen Gemeinden der Region.

Die Nutzung des Luftraumes �ber dem Hochrheintal und dem S�dschwarzwald hat ihre
Grundlage in einer deutsch-schweizerischen Verwaltungsvereinbarung �ber An- und Abfl�ge
�ber deutsches Gebiet vom 17. September 1984. Da diese Vereinbarung von Schweizer
Seite in wesentlichen Teilen nicht eingehalten wird, sind zur Verminderung der L�rmbel�stigung
verkehrsbeschr�nkende und verkehrsleitende Regelungen sowie Kontrollma§nahmen vorzu-
sehen. Der Landkreis Waldshut hat zu diesem Zweck dem Bundesministerium f�r Verkehr so-
wie dem Schweizerischen Bundesamt f�r Zivilluftfahrt einen umfassenden Ma§nahmenkatalog
vorgelegt, der jetzt durch ein Gutachten auf seine Realisierbarkeit �berpr�ft wird. An den Un-
tersuchungen sollen Sachverst�ndige von deutscher und Schweizer Seite beteiligt werden.
Zus�tzlich wird gepr�ft, wie der Betrieb des Flughafens nach deutschem Recht, insbesondere
nach den deutschen L�rmschutzbestimmungen, zu bewerten ist.  Au§erdem ist zu pr�fen,
inwieweit die Ergebnisse dieser umfassenden Untersuchung sowie der Umfang der Nutzung
des deutschen Luftraumes in einer v�lkerrechtlich verbindlichen Regelung zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland  und der Schweiz verbindlich zu regeln ist.

Es ist darauf hinzuwirken, da§ vor dem Bau der geplanten Parallelpiste am EuroAirport Basel-
Mulhouse-Freiburg eine grenz�berschreitende Umweltvertr�glichkeitspr�fung unter deutscher
Beteiligung gefertigt wird. Der Bau einer Parallelpiste16/34 am EuroAirport darf nicht zu einer
st�rkeren Flugl�rmbeeintr�chtigung der Siedlungs- und Fremdenverkehrsgebiete im Markgr�f-
lerland f�hren. Eine Verl�ngerung der Querpiste 06/24 am EuroAirport zur Beg�nstigung eines
West-Ost-Flugbetriebes wird von der Region Hochrhein-Bodensee abgelehnt, da der Auf-
setzpunkt dieser Runway in Richtung 24 kaum zwei Kilometer vom Mittelzentrum Weil am
Rhein entfernt liegt und L�rmpegelerh�hungen im Verdichtungsraum L�rrach/Weil am Rhein  die
Konsequenz w�ren.

Auch f�r Bereiche von Anflug- und Abflugstrecken im Westen der Region sind mit der Schweiz
und mit Frankreich v�lkerrechtlich verbindliche Regelungen zum Schutz der Siedlungs- und
Fremdenverkehrsgebiete abzuschlie§en. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, da§ der
verdichtete Raum um L�rrach nicht durch Nachtfl�ge beeintr�chtigt wird.

Der Trinkwasserspeicher Bodensee ist bei "fuel-dumping", dem Ablassen von unverbrauch-
tem Treibstoff aus Flugzeugtanks w�hrend eines Fluges in Notf�llen, grunds�tzlich zu meiden.
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V Die direkte Anbindung des Raumes Konstanz an das Luftverkehrsnetz
ist durch  Sanierung des Verkehrslandeplatzes Konstanz zu gew�hrlei-
sten.

V Die Sonderlandepl�tze und Segelfluggel�nde in der Region sind in ih-
rem Bestand  als Einrichtungen des Flugsports, f�r Hilfsfl�ge, f�r den
Gesch�ftsverkehr und den Schulflug zu erhalten.

V Auf dem Bodensee sind Starts und Landungen von Wasserflugzeugen
abzulehnen.

Begr�ndung

Der Verkehrslandeplatz Konstanz lag 1990 mit 9.588, im Jahr 1991 mit 7.078 Starts im unteren
Drittel der 13 Verkehrslandepl�tze (Motorflug) des Landes mit mehr als 5.000 Starts. Von den
Starts des Jahres 1991 waren 37,5 % gewerbliche Fl�ge, davon nur 4Ê% Gesch�ftsreisen. Im
Entwicklungsprogramm "Verkehrslandepl�tze in Baden-W�rttemberg" ist dem Verkehrslande-
platz Konstanz vom Land Baden-W�rttemberg die Aufgabe zugewiesen, die regionale Ver-
kehrserschlie§ung zu verbessern, die sich jedoch nur auf den Raum Konstanz bezieht.

Der Gemeinderat des Oberzentrums Konstanz hat es 1990 abgelehnt, die Landebahn mit
einem festen Belag zu versehen.  Der Planungsausschu§ des Regionalverbandes hat am
24.3.1975 im Rahmen der Diskussion des Bebauungsplanes "Flughafengel�nde" f�r Gewerbe
und Industrie festgestellt, da§ der bestehende Verkehrslandeplatz  Konstanz nicht von regio-
naler Bedeutung sei.

Durch einen Pachtvertrag �ber 15 Jahre, dem der Finanz- und Wirtschaftsausschu§ des Ge-
meinderates Konstanz im September 1992 zugestimmt hat, ist es der Flughafen GmbH Kon-
stanz gelungen, den Verkehrslandeplatz am bisherigen Standort zu sichern. Im Rahmen der
dringend notwendigen Sanierung des Platzes wird die Flughafen GmbH. ein neues Drainage-
system verlegen sowie die Graspiste einebnen, bel�ften und wieder verdichten. Versch�rfte
Bedingungen f�r die Flughafennutzer, wie l�rmwertabh�ngige Landegeb�hren, zeitliche Be-
nutzungsbeschr�nkungen des Platzes und bessere Anfluganweisungen sollen helfen, die
Anwohnerklagen zu reduzieren.

In Rheinfelden-Herten und Hilzingen-Binningen werden von Flugsportvereinigungen in der
Region Sonderlandepl�tze unterhalten. F�r beide Pl�tze wurden bisher keine beschr�nkten
Bauschutzbereiche nach ¤ 17 Luftverkehrsgesetz festgesetzt.

Die Ausweisung von Bauschutzbereichen oder beschr�nkten Bauschutzbereichen nach ¤Ê17
LuftVG sollte angestrebt werden, um diese Einrichtungen auf Dauer zu sichern.

In M�hlhausen-Ehingen, auf Gemarkung M�hlhausen, liegt ein Hubschrauber-Sonderlande-
platz der Autobahnpolizei mit beschr�nktem Bauschutzbereich nach ¤ 17 LuftVG. Auf dem
Areal der Polizeidirektion L�rrach k�nnte ein Sonderlandeplatz f�r Polizei- und Rettungshub-
schrauber eingerichtet werden.

In Rickenbach-H�tten, Wut�schingen-Bohlhof, Hilzingen und Radolfzell-Stahringen befinden
sich Segelfluggel�nde. F�r Rickenbach-H�tten, Wut�schingen-Bohlhof und Radolfzell-Stahrin-
gen sind beschr�nkte Bauschutzbereiche nach ¤ 17 LuftVG festgesetzt.

4.1.5.2 Verkehrslandeplatz Konstanz, Sonderlandepl�tze und
Segelfluggel�nde
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Beim Betrieb der Anlagen mit beschr�nkten Bauschutzbereichen ist darauf zu achten, da§
Siedlungs- und Erholungsgebiete vor vermeidbaren Bel�stigungen durch Flugl�rm gesch�tzt
werden.

Die Start- und Landebahnen und die An- und Abflugsektoren aller sieben Pl�tze sind in der
Raumnutzungskarte des Regionalplanes dargestellt.

Die bestehenden Sonderlandepl�tze (Segelfluggel�nde) sind aus Gr�nden des L�rmschutzes
besonders wichtig: Durch den VFR-Betrieb (visual-flight-regulation) wird der Anflugkorridor des
Sinkflugs auf Z�rich-Kloten nach oben gedr�ckt, so da§ sich f�r den Landkreis Konstanz eine
wesentlich g�nstigere L�rmsituation ergibt.

Pl�ne privater Eigner von Wasserflugzeugen, den Bodensee als Start- und Landebahn zu
nutzen, sind aus Erw�gungen zum Schutz des Trinkwasserspeichers abzulehnen. Eine Ge-
nehmigung w�rde auch die Einf�hrung strengerer Abgasvorschriften f�r Bootsmotoren un-
glaubw�rdig machen.

V Die Region ist insbesondere in ihrem klassischen Fremdenverkehrsge-
biet Hochschwarzwald von Flugl�rm durch milit�rische Tieffl�ge und zi-
vile Fl�ge zu entlasten.

Begr�ndung

Seit 11. Mai 1992 ist es strahlgetriebenen schweizerischen Milit�rflugzeugen untersagt, am
Hochrhein im Tiefflug unter den n�rdlichen Einflugschneisen des Flughafens Z�rich-Kloten und
�ber das Areal des KKW Leibstadt in West-Ost-Richtung unter Mitbenutzung deutschen Ho-
heitsgebietes zu patroullieren.

Geblieben ist die ebenfalls  in West-Ost-Richtung verlaufende NATO-Tiefflugschneise im
Norden der Region als schwere L�rmbelastung f�r Bev�lkerung, Urlauber und Touristen. Die
gro§e wirtschaftliche Bedeutung des Fremdenverkehrs in den klassifizierten Kurorten und auf
den zum gro§en Teil gesch�tzten Hochfl�chen der Urlaubslandschaft Schwarzwald verlangt
eine drastische Verminderung des L�rms im Luftraum.

V Die Versorgung der Region mit TELEKOM-Einrichtungen und -diensten
sowie mit Rundfunk- und Fernsehprogrammen ist fl�chendeckend si-
cherzustellen und den steigenden Anforderungen  anzupassen. Aus
Gr�nden der Chancengleichheit mu§ auch im l�ndlichen Raum, zeitgleich
mit dem Ausbau in den Verdichtungsr�umen, eine ausreichende Bedie-
nungsqualit�t gew�hrleistet sein.

V Beim weiteren Ausbau der �ber die Telekommunikationsnetze f�hren-
den Informations- und Kommunikationstechniken m�ssen sowohl der
Bev�lkerung, der Wirtschaft, den Hochschulen und den Beh�rden der
Region Anschlu§m�glichkeiten und Kapazit�ten zu bundesweit gleichen
Bedingungen zur Verf�gung gestellt werden.

4.1.5.3 Milit�rischer Flugl�rm

4.1.6 Nachrichtenverkehr



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

174

V Auf politischem Wege ist sicherzustellen, da§ die Entfernungsabh�n-
gigkeit im Telefonverkehr und bei zuk�nftigen ISDN-Anwendern, die
heute eine massive Benachteiligung der l�ndlichen und peripheren
R�ume darstellt, weiter abgebaut wird.

V Bei der Telekommunikationsvernetzung von Wirtschaft und Hochschu-
len der Region zur Schweiz und nach Frankreich darf die Staatsgrenze
nicht entwicklungshemmend bleiben.

V Beim Aufbau von Richtfunkstrecken sind die Belange des Umwelt-
schutzes und die besondere landschaftliche Situation am Bodensee
und in den H�hengebieten des Schwarzwaldes zu beachten. Verkabe-
lungen sind nach M�glichkeit geb�ndelt mit anderen Erdbauma§nahmen
durchzuf�hren.

V Die Richtfunkstrecken, die in der Raumnutzungskarte dargestellt sind,
und die Versorgung mit Fernseh- und Rundfunkprogrammen sind vor
baulichen Hindernissen zu sch�tzen.

V Die bestehenden Anschl�sse der Region an das Nachtluftpostnetz sind
sicherzustellen.

V Die Postlaufzeiten f�r grenz�berschreitende Sendungen im Bodensee-,
Hochrhein- und Oberrheingebiet sind zu �berpr�fen und zu verbessern.

Begr�ndung

Die Region verf�gt bereits �ber ein sehr dichtes Fernmeldenetz. Trotzdem m�ssen die Einrich-
tungen und Dienste der TELEKOM weiter an den wachsenden Bedarf  angepa§t und mit der
Bauleitplanung der Gemeinden abgestimmt werden.

Die Nahtarifzonen gleichen die Grenzlage einer Vielzahl von Ortsnetzen in der Region nur zum
Teil aus: W�hrend Ortsnetze im Binnenland eine Nahtarifzone von rd. 20 km Radius besitzen,
wurde die Grenz- und Randlage am Bodensee, Hoch- und Oberrhein durch Nahtarifzonen
von 25- max. 30 km Radius (Konstanz, Jestetten, Klettgau) ber�cksichtigt.

Die immer noch �berproportionalen Belastungen der Fernverbindungen durch die Tarifpolitik
der TELEKOM beeintr�chtigen in den deutschen Grenzgebieten und in den l�ndlichen
R�umen die Entwicklungsm�glichkeiten der Gemeinden und der Wirtschaft. Die
entfernungsabh�ngigen Tarife versto§en gegen die Ziele der Raumordnungspolitik des
Bundes und des Landes, denn sie tragen dazu bei, Unterschiede in der Wirtschaftskraft
zwischen  Verdichtungsr�umen und peripheren R�umen zu verfestigen. Der Regionalverband
tritt mit dem Land Baden-W�rttemberg und der Wirtschaftsministerkonferenz der L�nder daf�r
ein,  das jetzige System der Staffelung nach Entfernungszonen im Fernsprechdienst weiter
abzubauen und bei der Geb�hrenberechnung -auch bei dem im Aufbau befindlichen ISDN-
die Dauer der Inanspruchnahme des Leitungsnetzes  verst�rkt  zugrunde zu legen.

Der werkt�gliche Zustelldienst der Post ist beizubehalten. Die daf�r erforderlichen Organisa-
tionsstrukturen sind weiterzuentwickeln.

Der Osten der Region ist zur Sicherstellung der Postzustellung E+1 (Auslieferung der Post am
Tag nach der Einlieferung) auf den Nachtanschlu§ an den Flughafen Stuttgart angewiesen.
Ohne einen gleichwertigen Ersatz (z.B. �ber den Flughafen Z�rich-Kloten) kann derzeit nicht
auf  den Anschlu§ an das immer wieder von der Einstellung bedrohte Nachtluftpostnetz ver-
zichtet werden.

Die grenz�berschreitende Postbef�rderung am Bodensee, am Hochrhein und am Oberrhein
dauert wesentlich l�nger als im Inland. Dies behindert die Kooperation, ist ein k�nstlicher
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Standortnachteil und ein Hindernis der grenz�berschreitenden Zusammenarbeit. Die Postlauf-
zeiten in die Grenzkantone der Schweiz und in das grenznahe Frankreich d�rfen nicht l�nger
dauern, als im nationalen Bereich.

Der z.Zt. laufende Aufbau des integralen, digitalisierten Fernmeldenetzes (ISDN) der TELE-
KOM sollte fl�chendeckend in allen Teilr�umen der Region und m�glichst zeitgleich vorgenom-
men werden.

Der Ausbau der "Neuen Medien" Breitbandkabel und Glasfasernetz in der Region mit �bertra-
gungsm�glichkeiten von Sprache, Text, Daten und Bildern schafft Chancengleichheit und In-
novation im Sinne der Entschlie§ung der Ministerkonferenz f�r Raumordnung vom 1. Februar
1989 "Zur Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewesens". Er ist dabei ein
entscheidender Teil der Zukunftssicherung, der gleichzeitig auch ungehinderte Mobilit�t
reduzieren kann. Voraussetzung ist allerdings der fl�chendeckende Zugang und eine
entfernungsunabh�ngige Geb�hrenstruktur.

Noch sind Grenzen beim Ausbau des modernen Kommunikationsnetzes, speziell zur
Schweiz, Hindernisse. Zwar sind Basel und L�rrach durch Glasfaserkabel bereits verbunden
(Stand: 1994), doch hochrheinaufw�rts enden die nationalen Breitbandausbauprogramme
noch h�ufig vor der Staatsgrenze. Gerade im Bereich der Hochschulen und Fachhochschulen
sollten �ber den Rhein hinweg Kooperation und Vernetzung die heutigen, national begrenzten,
Ausbaupl�ne abl�sen.

Richtfunkstrecken zwischen Sendern, Richtfunkstellen und Empf�ngern sind besonders
empfindlich. Innerhalb der Richtfunkfelder und bei der Versorgung von Rundfunk- und Fern-
sehprogrammen sind aus funktechnischen Gr�nden bestimmte Luftraumbereiche -abh�ngig
von der Topographie sowie der H�he der Antennen �ber Grund- von Hindernissen
(Bebauung) freizuhalten. Die Richtfunkverbindungen sind wegen ihrer Versorgungsfunktion
raumbedeutsame, �ber�rtliche und schutzbed�rftige Einrichtungen f�r die Nachrichten�bermitt-
lung. Die Erg�nzung und Erweiterung des Richtfunknetzes durch den Bau gr�§erer und lei-
stungsf�higerer Richtfunkzwischenstellen bedarf nach ¤ 107 Abs. 2 LBO keiner Baugenehmi-
gung, sondern lediglich eines Zustimmungsverfahrens bei der h�heren Baurechtsbeh�rde. Bei
der Planung von Relaisstellen, insbesondere in exponierten Lagen der Region d�rfen nicht nur
die rein technischen Gesichtspunkte, sondern m�ssen auch die erh�hten Anspr�che an den
Umweltschutz und die landschaftliche Situation Ber�cksichtigung finden. Dazu sollte eine Ab-
w�gung in einem Raumordnungsverfahren einschlie§lich einer Umweltvertr�glichkeitspr�fung
erfolgen. Es gilt Plansatz  2.5.10 des LEP Baden-W�rttemberg 1983.

Damit f�r die Fernmeldeanlagen der TELEKOM Sicherungs- und Schutzma§nahmen vorge-
nommen werden k�nnen, haben Bautr�ger und Beh�rden bereits im Planungsstadium das
zust�ndige Fernmeldeamt zu informieren.

Das Bed�rfnis nach Information (Rundfunk und Fernsehen) l�§t sich nicht ausschlie§lich durch
Nutzung der Satellitentechnik und durch eine fortschreitende Verkabelung erzielen. Insbeson-
dere der flie§ende Verkehr kann nicht mit diesen Techniken erreicht werden. Somit sind die vor-
handenen terrestrischen Sendenetze auch in Zukunft unabdingbar. Die vorhandenen Sender-
standorte sind besonders schutzbed�rftig. Neue Standorte sollen dort erschlossen werden
k�nnen, wo eine Unterversorgung abzusehen ist.
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Vorbemerkung

Energiepolitik kann nicht in dem begrenzten Raum einer Region betrieben werden. Trotzdem
h�ngt die Entwicklung von Regionen auch davon ab, in welchem Umfang die Ziele der
Energiepolitik des Bundes und des Landes jeweils in ihnen verwirklicht werden.

G Die Energieversorgung ist in allen Teilen der Region so sicherzustellen,
da§ der Bev�lkerung, der Wirtschaft und dem Verkehr ein ausreichen-
des, auch langfristig gesichertes, m�glichst vielseitiges und umwelt-
freundliches Energieangebot zur Verf�gung steht.

Vorrangiges Ziel ist eine Verringerung des Stromverbrauchs.
Die Energieberatung ist zu intensivieren.

G Durch den Einsatz umweltschonender Energiearten ist ein Beitrag zu
leisten um die Belastung von Luft, Wasser und Boden mit Schadstof-
fen, Radioaktivit�t und W�rme unterhalb der festgelegten Grenzwerte
zu halten.

Auch bei der Standortwahl von Energieerzeugungs- und -versorgungs-
anlagen sind alle Umweltbelange, vor allem der Schutz der Landschaft,
zu beachten.

Der weitere Ausbau der leitungsgebundenen Energie, vor allem
Nahw�rmesysteme, ist in enger Abstimmung mit dem regionalen Frei-
raum-, Siedlungs- und Verkehrskonzept zu verwirklichen.

Konzepte f�r energiesparende Verkehrssysteme (�ffentlicher Verkehr)
sind verst�rkt durch Bund, Land, Landkreise und Kommunen voranzu-
treiben und zu f�rdern.

Durch verdichtete Siedlungsformen ist der verst�rkte Einsatz von
Kraft-W�rme-Kopplung und Abw�rmenutzung zu unterst�tzen.

Z Die in der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse" empfohlenen
Ma§nahmen zur Energieverbrauchssenkung, zur Energieeinsparung und
zum verst�rkten Einsatz erneuerbarer Energien in den Gemeinden sind
durch �rtliche Energieversorgungskonzepte zu pr�fen und schrittweise
umzusetzen.80

Durch eine Umgestaltung der Energiepreisstruktur ist ein Anreiz zum
Energiesparen zu schaffen.81

Z Aus Sorge �ber die Konzentration kerntechnischer Anlagen im schwei-
zerischen Hochrheingebiet fordert der Regionalverband f�r die Bev�l-

______________________________
80 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
81 Von der Verbindlichkeit ausgenommen

4.2 Energie

4.2.1 Energiepolitische Zielsetzung
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kerung der Region �u§erste Sicherheit und die Vermeidung jeder ge-
sundheitlichen Beeintr�chtigung.82

Begr�ndung

Der energiepolitische Leitsatz �ber den Ausbau ist bereits im Energiewirtschaftsgesetz83 von
1935 verankert. Er gilt mit besonderem Gewicht f�r die Grenzregion Hochrhein-Bodensee mit
ihrer Revier- bzw. Raffinerieferne zu Mineral�lprodukten, Kohle und Erdgas.

Der hohe Energiebedarf  ist auch nach mehreren Firmenschlie§ungen noch kennzeichnend f�r
die Industrie der Region Hochrhein-Bodensee. Die Gr�§tabnehmer von Industriestrom k�nnen
als Arbeitgeber nur weiterbestehen, wenn ihnen auch zuk�nftig Energievorzugspreise zuge-
standen werden. Energieeinsparpotentiale sind nach dem Stand der Technik voll auszu-
sch�pfen.

Unter den 12 Regionen des Landes liegt die Region Hochrhein-Bodensee 1992 mit der Region
Stuttgart und den drei Regionen am Oberrhein  an der Spitze der Betriebs-Stromverbrau-
cher84; hier werden 8,7 % des Industriestromverbrauchs des Landes, das entspricht knapp
der H�lfte des Industriestromverbrauchs des Regierungsbezirks Freiburg, ben�tigt. Der
Westteil der Region ist   mit Abstand st�rkster Industriestromverbraucher. Die Zuwachsraten
halten trotz des bereits vorhandenen Stromverbrauchsniveaus in der Region an. Der Ge-
samtenergieverbrauch der Industrie in der Region hat 1989 erstmals 1ÊMillion t SKE �ber-
schritten.

Trotz der extremen Revierferne sind die Betriebe der  Region noch immer zweitgr�§ter Kohle-
verbraucher unter den 12 Regionen. 1992 verarbeiteten die Betriebe der Region 16Ê% der
Kohle, die in Baden-W�rttemberg verbraucht wurden.

Als Verbraucher von Heiz�l liegen die Betriebe der Region an 6. Stelle. Beim Verbrauch von
schwerem Heiz�l liegt die Region an 5. Stelle im Lande.

Mit einem, f�r die Luftentlastung, gro§en Sprung, schoben sich die Betriebe der Region 1992
beim Erdgasverbrauch  auf die 2. Stelle unter den 12 Regionen des Landes.

Energiemangelgebiete bestehen in der Region keine: Die Energieversorgung ist in den meisten
Teilr�umen der Region qualitativ und quantitativ gut. Das Hinzutreten weiterer Energiearten
belebt jedoch den Wettbewerb und gestaltet die Versorgung krisensicherer. Deshalb mu§
auch in der Region Hochrhein-Bodensee durch Differenzierung ein m�glichst vielf�ltiges Ener-
gieangebot vorhanden sein oder aufgebaut werden, das dem Verbraucher die Wahl der Ener-
gieart �berl�§t, die seinen Anforderungen am ehesten dient. Die Versorgung weiterer R�ume
mit Erdgas wird deshalb und aus Gr�nden der Schadstoffminderung von der Region unter-
st�tzt. Der Einsatz regenerativer Energien ist im Sinne der "Energie- und Umweltanalyse f�r
die Region Hochrhein-Bodensee"85 zu verst�rken.

Das "Energieprogramm 1991" des Landes weist in den Energiebilanzen nach, da§ u.a. durch
Umwandlung und Transport gro§e Mengen an Energie (�ber 5 % des Stromverbrauchs)
"verloren gehen". Der rationelle und sparsame Umgang mit Energie mu§ auch deshalb eine
entscheidende Forderung an die Verbrauchergruppen Wirtschaft, Haushalt und Verkehr wer-
den.

______________________________
82 Von der Verbindlichkeit ausgenommen
83  Gesetz zur F�rderung der Energiewirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz) vom 13.12.1935 RGBl. Teil 1,

Nr. 139, 1935
84  Verarbeitendes Gewerbe 1992, Quellenband, Statistisches Landesamt Baden-W�rttemberg
85  "Regionale Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee", (1989-92) ver�ffentlicht in

der Schriftenreihe ãRegion Aktuell" des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee, B�nde 12-15,
Waldshut-Tiengen
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Zur gleichm�§igeren Auslastung aller vorhandenen Energieerzeugungsanlagen und als Anreiz
zum Energiesparen sind weitere tarifliche Angebote der Energieversorgungsunternehmen er-
forderlich.

Die rationellere Nutzung von Energie sowie Strategien und Ma§nahmen zum Ressourcen-,
Umwelt- und Klimaschutz werden landesweit im "Energiebericht 1990" und im "Energie-
programm 1991" erl�utert. Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse" zeigt f�r das gesamte
Regionsgebiet, f�r alle 99 Gemeinden, f�r die Wirtschaft und f�r den Sektor Verkehr auf, in
welchem Umfang, unter welchen Bedingungen und zu welchen Kosten der Energieverbrauch
gesenkt, Energie eingespart, erneuerbare Energien eingesetzt und Umweltbelastungen aus
Immissionen und Emissionen einged�mmt werden k�nnen.

Aus den umfangreichen gutachterlichen Empfehlungen seien die Ma§nahmen exemplarisch
genannt, die in der Region selbst aufgegriffen werden k�nnen:

· Verdichtung der Bebauung in Siedlungsbereichen,
 
· W�rmed�mmung an Geb�uden,
 
· Abw�rme- und Proze§w�rmenutzung sowie Schaffung von Nahw�rmeinseln mit Kraft-

W�rme-Kopplungsanlagen,
 
· Substitution verschiedener Brennstoffe durch Erdgas,
 
· St�rkere Nutzung erneuerbarer Energien,
 
· Tarifliche Anreize zur gleichm�§igen Auslastung bestehender Stromerzeugungsanlagen und

zur F�rderung des Stromsparens,
 
· Verminderung des Energiebedarfs und der NOx-Emissionen beim Verkehr,
 
· Ausbau und verst�rkte F�rderung des �ffentlichen Personennahverkehrs und
 
· verst�rkte Verlagerung von Transportgut von der Stra§e auf die Schiene und den Was-

serweg.

Beim Einsatz aller empfehlenswerten Ma§nahmen lie§en sich bis zum Jahr 2000 in der Region
Hochrhein-Bodensee bei Annahme des gleichen Gesamtenergiebedarfs in Bezug auf 1986
und deutlichen Verschiebungen zwischen den Energietr�gern die SO2-Emissionen um 15 %
und die NOx-Emissionen um rd. 20 % senken.

Auf die W�rmebelastung der Gew�sser der Region und der Luft �ber der Region gehen je-
weils die Energieprogramme des Landes und mehrere Gutachten ein.

Die Luftschadstoffbelastung der Region wurde 1989 durch das Institut f�r Meteorologie und
Klimaforschung der Universit�t Karlsruhe86 analysiert: "Sie liegt trotz einiger dicht besiedelter
Wirtschaftszentren und einiger stark befahrener Verkehrsadern weit unter dem Landesdurch-
schnitt, es werden nur 63 % des Schwefeldioxydwertes und nur 61 % des Stickoxydwertes
Baden-W�rttembergs erreicht."

Die Forderungen des Umweltschutzes an die Trassierung von H�chstspannungsleitungen
werden im LEP 1983, in der Fachplanung "H�chstspannungstrassen"87 und im Energiepro-

______________________________
86  Fiedler, Franz, Adrian, Gerhard und Kohler, Martin (1991): ãUntersuchung der Ausbreitung von

Luftschadstoffen in der Region Hochrhein-BodenseeÒ, Ergebnisbericht, ver�ffentlicht in der
Schriftenreihe "Region Aktuell" des Regionalverbandes Hochrhein-Bodensee,  Band 14, Waldshut-
Tiengen

87  Ministerium f�r Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr Baden-W�rttemberg: Fachplanung

   Fortsetzung Fu§note n�chste Seite   
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gramm 1991 dargestellt. Die besondere Situation der Region Hochrhein-Bodensee bei den
Hoch- und H�chstspannungsleitungen wird im Plansatz 4.2.2.3 behandelt.

Auch bei Normalbetrieb aller Schweizer Kernkraftwerke, kerntechnischer Forschungsinstitute
und atomarer Zwischenlager an der unteren Aare und am Hochrhein mu§ die Radioaktivit�ts-
belastung unter den deutschen Belastungsgrenzwerten bleiben. Die Gesamtbelastung des
deutsch-schweizerischen Hochrheingebietes durch diese Konzentration von Anlagen hat zwi-
schenzeitlich -auch psychologisch- Grenzen erreicht. Sie f�hrte dazu, da§ der Regionalver-
band Hochrhein-Bodensee forderte, in unmittelbarer Nachbarschaft zur deutsch-schweizeri-
schen Grenze kein Schweizer Endlager f�r hochradioaktive Abf�lle anzulegen. Die schweize-
rischen Anstrengungen zur Entsorgung von hochradioaktiven Abf�llen gehen in zwei Richtun-
gen. Zum einen werden Optionen der Endlagerung im Rahmen internationaler Projekte aktiv
unterst�tzt; auf der anderen Seite wird die M�glichkeit einer Endlagerung auf schweizerischem
Gebiet weiterhin abgekl�rt. Die dazu notwendigen Versuchsbohrungen werden so durchge-
f�hrt, da§ bis zum Jahr 2000 ein Standortnachweis f�r eine sichere Endlagerung m�glich ist.
Internationale Vereinbarungen werden beim Standortentscheid eingehalten.

G Die Grundlast soll im bisherigen Umfang �ber baden-w�rttembergische
Kraftwerke und �ber Grenzkraftwerke gedeckt werden. 

V Dazu sind die Ausbaum�glichkeiten der bestehenden Hochrheinkraft-
werke zur vollen Energieausnutzung auszusch�pfen.

V Ein technisch machbares Hochrheinkraftwerk Koblenz-Kadelburg ist
dabei aus Gr�nden des Schutzes der letzten noch verbliebenen freien
Flie§strecke des Hochrheines unterhalb des Rheinfalles nicht zu bauen.

Begr�ndung

Baden-W�rttemberg will auch in Zukunft seine Eigenerzeugung in ausreichendem Ma§e wah-
ren und im europ�ischen Stromverbund mitwirken. Zur Deckung der Grundlast sind Importe
von au§erhalb erforderlich, wobei ein nennenswerter Teil aus der Schweiz, insbesondere aus
dem Kernkraftwerk Leibstadt, kommt.

Aus wirtschaftlichen Erw�gungen ist die Stromerzeugung am Verbrauchsschwerpunkt sinnvoll,
um gr�§ere Stromtransportkosten zu vermeiden. Die Laufwasserkraftwerke und die Kernkraft-
werke werden im Land u.a. zur Deckung der Grundlast eingesetzt. F�r eine ausreichende Ei-
generzeugung in Baden-W�rttemberg sind bis bald nach der Jahrtausendwende weitere
Kraftwerksbauten erforderlich.

Die betr�chtlichen Wasserkr�fte des Hochrheins (Strecke Bodensee-Aarem�ndung rd. 400
m3/s, Strecke Aarem�ndung-Basel rd. 1000 m3/s bei Mittelwasser und 150 m Gef�lle mit rela-

Fortsetzung Fu§note
________________________________________________________________________________________________________________

"H�chstspannungstrassen in Baden-W�rttemberg". Staatsanzeiger 38/1981 und Stellungnahme der
Arbeitsgemeinschaft der Regionalverb�nde zu dieser Fachplanung vom 6.6.1979

4.2.2 Elektrizit�tserzeugung und -versorgung

4.2.2.1 Grundlast
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tiv ausgeglichenem Abflu§verhalten zwischen Bodensee und Basel) sind weitgehend ausge-
baut (Tabelle 4.2.2-16).

Tabelle  4.2.2-16  Kraftwerke im Hochrhein

A. Bestehende Anlagen

Kraft-
werks-
standort

Konzession�r Jahr d.
Inbe-
trieb-
set-
zung

Nutzge-
f�lle bei
mittl.
Wasser-
f�hrung
(182 Ta-
ge) m

Max.
Nutz-
was-
ser-
menge
cbm/s

Mittlere
Jahres-
brutto-
erzeu-
gung
    Mio
  kWh/a

Max.
Lei-
stung
kW

deut-
scher
Anteil
    %

Schaff-
hausen

Nordostschweizerische
Kraftwerke AG, Baden (NOK)

 1963     7,18     500     168   28.900     9

Rheinau Elektrizit�tswerk Rheinau
AG, Rheinau (ERAG)

 1956   10,40     400     237   36.300    38,3

Eglisau NOK, Baden  1920   11,10     400     234,5   34.000      7,2
Reckingen KW Reckingen AG,

K�ssaberg
 1941     8,82     560     234   35.000    50

Albbruck-
Dogern

Rheinkraftwerk Albbruck-
Dogern AG,Freiburg (RADAG)

 1934     9,78  1.100     569   84.900 *)

Laufenburg KW Laufenburg,
Laufenburg (KWL)

 1914     9,50  1.420     630 110.000    50

Bad
S�ckingen

Rheinkraftwerk S�ckingen AG
(RKS)

 1966     7,54  1.450     485   73.600    50

Ryburg-
Schw�rstadt

KW Ryburg-Schw�rstadt
AG, Rheinfelden (KRS)

 1931   11,08  1.450     725 120.000    50

Rheinfelden Kraft�bertragungswerke
Rheinfelden AG,
Rheinfelden (KWR)

 1898     5,94     600     185   25.700    50

Augst   )

Wyhlen)

Kraftwerk Augst AG (KWA)

KWR Rheinfelden (Baden)

  1912

  1912

   6,70

   6,70

    750

    750

    203

    203

  38.500

  38.500  100
Birsfelden KW Birsfelden AG,

Birsfelden (KWB)
  1955    8,08  1.500     534   88.200    39,85

*) X = 46 v. Normalstau
XX = 35 v. Normalstau

B. Ausbauf�hige Anlagen zur vollen Energienutzung

Kraftwerks-
standort

Nutzgef�lle
bei MW m

Nutzwasser-
menge
cbm/s

Mittl. Jahres-
gesamterzeugung
Mio kWh/a

Mittl. Jahres-
mehrerzeugung
Mio kWh/a

deutscher
Anteil %

Rheinau    11,85        400         265,5         28,5    38,3
Eglisau    10,70        630         333,0         95,0      7,2
Reckingen    12,00        560         270,0         36,0    50
Neu-Rheinfelden      8,00    1.500         565       380    50

Die Realisierung dieser Ausbaum�glichkeiten l�§t f�r die Kraftwerke am Hochrhein einen
zus�tzlichen Energiegewinn erwarten.

Quelle: Regierungspr�sidium Freiburg - Abtlg. Wasserstra§en

Nach dem derzeitigen Stand der Planungen (Tabelle 4.2.2-16) f�r den Ausbau sind zur zu-
s�tzlichen Energiegewinnung folgende Ma§nahmen vorgesehen:
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· Sohlenausbaggerung im Unterwasser,
· Einbau von Zusatzturbinen,
· Neubau des Kraftwerkes Rheinfelden.

Die Verwirklichung dieser Ma§nahmen erh�ht den Energiegewinn f�r den Hochrhein um ca.
12Ê% = 540 Mio. kWh/a, wovon sich der baden-w�rttembergische Anteil auf ca. 226 Mio.
KWh/a belaufen wird.

Die Sohlenausbaggerung im Hochrhein zwischen Laufenburg und Bad S�ckingen, der Einbau
von 10 Straflo-Turbinen in das Kraftwerk Laufenburg und die Modernisierung des Kraftwerks
Wyhlen sind abgeschlossen. Die umfangreichste Ma§nahme im Hochrhein ist der Neubau des
Kraftwerks Rheinfelden oberhalb des ersten Hochrheinkraftwerks aus dem Jahr 1898, das
ersetzt wird. Die Neubauma§nahme, die vom Land Baden-W�rttemberg und vom Kanton Aar-
gau als Konzessionsverleiher in der erneuerten wasserrechtlichen Konzession
festgeschrieben wurde, soll im Jahr 2004 ans Netz gehen.

Wegen der nicht gesicherten Wirtschaftlichkeit wurde die Konzession f�r das technisch m�gli-
che Laufwasserkraftwerk Koblenz-Kadelburg 1968 zur�ckgegeben, obwohl Vorarbeiten be-
reits im Gange waren. Die Ufer und die Felspartien im Bereich dieses zur�ckgestellten Projek-
tes sind zwischenzeitlich Bestandteil des "Bundesinventars sch�tzenswerter Landschaften"
im Aargau bzw. als Naturschutzgebiet im Landkreis Waldshut ausgewiesen. Der Stromab-
schnitt soll als letzte freie Flie§strecke des Hochrheins unterhalb des Rheinfalls erhalten blei-
ben.

V Nach Pr�fung der �kologischen Vertr�glichkeit und der hydrogeologi-
schen Folgen ist in der Region zur Bew�ltigung der Lastspitzen und als
Momentanreserve der Bau weiterer Pumpspeicherkraftwerke nur dann
vorzusehen, wenn andere technische Alternativen zur Spitzenlast�ber-
nahme oder zum Spitzenlastabwurf nicht eingesetzt werden k�nnen.

V Es wird vorgeschlagen, den geplanten Standort f�r einen Jahresspei-
cher Lindau im Schwarzenb�chletal aufzugeben.

Begr�ndung

Die hohen Niederschl�ge auf der Schwarzwalds�dabdachung (2200 mm im langj�hrigen Jah-
resmittel), das f�r Talsperren und unterirdische Hohlr�ume standfeste Grundgebirge (Granite,
Gneise u.�.), nutzbare Fallh�hen von �ber 600 m, ein �berwiegend bewaldetes Einzugsge-
biet mit ausgeglichenen Abfl�ssen und die ideale Erg�nzung der Flu§regime Hochrhein einer-
seits und der Rheinnebenfl�sse zwischen Wutach und Wehra andererseits, boten sehr gute
nat�rliche Voraussetzungen f�r den seit 1928 systematisch betriebenen Ausbau der Wasser-
kr�fte zur Pumpspeicherung in Verbindung mit nat�rlichen Zufl�ssen in der Region (Tabelle
4.2.2-17).

Zwei gro§e Pumpspeicheranlagen sind in Betrieb: Die Schluchseegruppe mit den Kraftwerken
H�usern, Witznau und Waldshut und die Hotzenwaldgruppe mit den Kraftwerken Wehr und
Bad S�ckingen.

Der Schluchsee dient als Jahresspeicher der Schluchseegruppe mit einem nutzbaren Inhalt
von 108 Mio. cbm; im langj�hrigen Mittel flie§en 75 Mio. cbm dem Schluchsee zu.  Der verblei-
bende Anteil wird durch die Speicherpumpen aufgef�llt. Die �brigen Becken dienen als Tages-
oder Wochenspeicher, in ihnen kann das Wasser der jeweiligen Zufl�sse gefa§t und zwi-
schengespeichert werden. Die Kraftwerke der Schluchseegruppe haben eine Engpa§leistung

4.2.2.2 Spitzenstrom
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von insgesamt 490 MW, in ihren Speichern k�nnen insgesamt 150.000 MWh gespeichert
werden.

Die Werksgruppe Hotzenwald besteht aus den Kraftwerken Wehr und S�ckingen. Das Kraft-
werk Wehr ist ein reines Pumpspeicherkraftwerk ohne nat�rliche Zufl�sse. Es nutzt das
Hornbergbecken als Tagesspeicher und kann mit einer Beckenf�llung 6,5 Stunden lang seine
volle Leistung von 980 MW abgeben. Lediglich die Verdunstungsverluste am Hornberg- und
Wehrabecken werden ausgeglichen, in dem Wasser aus der Wehra entnommen wird.

Dem Eggbergbecken, das als Oberbecken des Kraftwerks S�ckingen dient, flie§t Wasser
�ber die Fassungen des Dorfbachs, der Murg und des Ibachs zu. Der Rest wird nach Bedarf
mit gepumptem Wasser erg�nzt. Das Kraftwerk S�ckingen hat eine Engpa§leistung von 370
MW.

Die bestehenden Anlagen sind in der Raumnutzungskarte des Regionalplanes dargestellt.

Das Hochdruckkraftwerk und die damit verbundene Pumpspeicherung der Schluchseegruppe
und die Pumpspeicherwerke der Hotzenwaldgruppe haben als Hauptaufgabe, Spitzenstrom
zur Deckung der verschiedenen Lastspitzen im Tagesverlauf zu erzeugen und an die �berre-
gionalen Verbundnetze abzugeben. Au§erdem m�ssen kurzfristig Momentanreserven bereit-
gestellt werden k�nnen, die sich an der Blockgr�§e thermischer Kraftwerke ausrichten. D.h. die
bestehenden und die noch geplanten Pumpspeicherwerke sollen bei Ausfall gro§er thermi-
scher Bl�cke auch eine Breitbandleistung �ber mehrere Tage �bernehmen k�nnen.

Die in der urspr�nglichen Konzession festgesetzten Pflichtwassermengen sind aus heutiger
Sicht zu gering.

Tabelle 4.2.2-17 Pumpspeicherkraftwerke in der  Region Hochrhein Bodensee in Betrieb

Kraftwerk Leistung
Schluchseewerk    490 MW
Hotzenwaldwerk, Unterstufe S�ckingen    370 MW
Hotzenwaldwerk, Hornbergstufe    980 MW
insgesamt    1.840 MW
dav. Bezugsrechte anderer Bundesl�nder    920 MW

Quelle: Energieprogramm 1991 des Landes Baden-W�rttemberg
Schluchseewerk AG, Freiburg
Regionale Energie- und Umweltanalyse (siehe Fu§note 85)

Im K�hmoos (Gemarkung Rickenbach) haben alle diese Kraftwerke, mit Ausnahme der
Schluchseegruppe, eine gemeinsame 220/380 kV-Freiluftschaltanlage und damit direkten
Anschlu§ an den europ�ischen Stromverbund. Die Schluchseegruppe speist 110 kV-seitig in
die Schaltanlage Gurtweil bzw. Tiengen ein.

Die M�glichkeit, weitere Pumpspeicherwerke zu errichten, ist grunds�tzlich �berall dort in der
Region gegeben, wo ein ausreichend gro§er H�henunterschied vorhanden und Raum f�r ein
Oberbecken und ein Unterbecken verf�gbar sind. Die geologische Struktur des
S�dschwarzwaldes beg�nstigt den Bau. Bei reinen Pumpspeicheranlagen mu§ gen�gend
Wasser f�r die Initialf�llung der Becken zur Verf�gung stehen (evtl. aus zeitlich begrenzter
Flu§�berleitung), danach gen�gen geringe Wassermengen, die nur noch dem Ausgleich von
Verdunstungs- und Sickerverlusten dienen.

Erweiterungspl�ne f�r die Pumpspeicheranlagen der Hotzenwaldgruppe existieren bereits seit
einigen Jahren. Die Realisierung h�ngt vom regionalen und �berregionalen  Bedarf an
Spitzenstrom, von der Situation im europ�ischen Verbund und von der
Umweltvertr�glichkeitspr�fung ab (Tab. 4.2.2-18).
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Tabelle 4.2.2-18 Pumpspeicherwerke der Hotzenwaldgruppe - m�gliche Erweiterung

Kraftwerk Oberbecken
H�he
�ber NN

Spei-
cher-
typ

Spei-
cher-
inhalt
in Mio
m3

Speicherin-
halt in MWh

Unterbecken
H�he �.NN

Spei-
cher-
inhalt
in Mio
m3

Nennlei-
stung
Turbinen/
Pumpen
in kW

M�hlegraben Lindaubecken
934 m � NN

 J  64,0  32.600
 Fallh.234 m

Eggbergbecken
700 m �.NN

  2,1 T= 290 000

Atdorf Hornberg II
1016 m � NN

 T    8,0 10.700
 Fallh.616 m

Haselbecken
400 m � NN

10,0 T=1060 000

S�ckingen II Hornberg II
1016 m � NN
Haselbecken
400 m � NN

 T

 T

   8,0

10,0
gesamt
18,0

 4.300
 Fallh.111 m

Rhein
289 m � NN

  1,0 +
  0,9

T= 88 000

S�ckingen I Lindaubecken
�ber Eggberg-
becken
700 m � NN

 J 64,0  57.300
 Fallh. 411m

Rhein
289 m � NN

  1,0 +
  0,9

T= 370 000

Folgende Annahmen liegen den Berechnungen zugrunde:
Der Speicher Lindau wird zu 30 % durch nat�rliche Zufl�sse gef�llt. Das Triebwasser aus dem
Speicher Lindau wird im Kraftwerk M�hlegraben genutzt und in das Eggbergbecken
abgegeben. Vom Eggbergbecken wird es �ber das Kraftwerk S�ckingen I dem Rhein
zugef�hrt.

Das Wasser aus dem Hornbergbecken II wird �ber das Kraftwerk Atdorf dem Haselbecken
zugef�hrt. Beide Becken haben keine nat�rlichen Zufl�sse. Aus dem Haselbecken kann das
Wasser �ber das Kraftwerk S�ckingen II in den Rhein abgeleitet werden.

Quelle: Regionale Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee (1989),
Region Aktuell 13, Waldshut-Tiengen, Anhang Tabelle 4.3

Zus�tzlich zu den f�nf bestehenden Kraftwerken sollen nach den Vorstellungen der
Schluchseewerk AG. die Kraftwerke Atdorf und M�hlegraben entstehen. Auf den
Gemarkungen G�rwihl, Todtmoos, Ibach und Herrischried ist von der Schluchseewerk AG. im
Schwarzenb�chletal der Speicher Lindau geplant, der, etwas kleiner als der Schluchsee, als
zweiter Jahresspeicher dienen soll. Als weitere Wochenspeicher sollen das Hornbergbecken
II auf den Gemeindegebieten Herrischried und Rickenbach und das Haselbecken auf den
Gemeindegebieten Bad S�ckingen und Wehr entstehen. Mit diesen Anlagen k�nnten
Fallh�hen von 300 m und 600 m genutzt werden. Die zus�tzlich installierte Leistung w�rde bei
1.400 MW liegen. Die neu zu errichtenden Anlagen sollen mit den bereits bestehenden
verkn�pft werden, so da§ sowohl die Versorgungssicherheit als auch der Einsatzbereich der
gesamten Anlagen optimiert werden. Insbesondere k�nnte damit die Bereitstellung von gro§en
Leistungen auch �ber Zeitr�ume von mehreren Tagen erm�glicht werden.

Beim Bau und Betrieb der Atdorfstufe w�ren die Belange der exponiert hoch liegenden Hot-
zenwaldlandschaft und des Quellenschutzes in besonderem Ma§e zu ber�cksichtigen. Unter
Umst�nden ergibt sich ein Zielkonflikt zwischen Wasserkraftnutzung (Bau des Haselbeckens)
und der Nutzung der Heilquellen in Bad S�ckingen. Eine Umweltvertr�glichkeitsstudie ist vor-
zulegen.

Der Speicher Lindau w�rde in seinem n�rdlichen Teil in das Landschaftsschutzgebiet  Dachs-
berg ragen. Der Krai-Woog-Gumpen, ein besonders sch�nes Beispiel fluvio-glazialer Arbeit im
Granit, das erst 1955 entdeckt wurde, w�rde unwiederbringlich zerst�rt.

Der Regionalverband spricht sich aus landschaftlichen (Gletscher- und Moorrelikte), �kologi-
schen, hydrologischen und Artenschutz-Gr�nden gegen einen Speicher Lindau aus.
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G Bei der Neutrassierung von oberirdisch gef�hrten Hochspannungslei-
tungen sind die Belange der Raumordnung, der Wirtschaftlichkeit so-
wie der Schutz der Bev�lkerung und Landschaft zu ber�cksichtigen.
Dabei ist grunds�tzlich vor einer weiteren Zerschneidung der Land-
schaft eine Trassenb�ndelung auf bestehendem Gest�nge, mit beste-
henden Leitungstrassen oder Verkehrstrassen vorzusehen.

Bei Leitungsneubauten ist abzuw�gen, ob bestehende Leitungen frei-
gegeben und abgebaut werden k�nnen.

Z Die Standorte f�r Umspannwerke und Netzknoten, die in der Raumnut-
zungskarte dargestellt sind, sind in ihrer Funktion zu sichern.

V Es wird vorgeschlagen, zu �berpr�fen, ob Gemeinden in ihrer Funktion
als Versorgungsgebiete fl�chendeckend von einem Konzessionstr�ger
versorgt werden k�nnen.

Begr�ndung

Die nichtf�rmliche Fachplanung "H�chstspannungstrassen in Baden-W�rttemberg" des Mini-
steriums f�r Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr (Staatsanzeiger 38/1981) gibt erstmals einen
�berblick �ber alle bestehenden und bis 2000 geplanten Hochspannungsleitungen �ber 220
kV, und  formuliert Leitlinien f�r die Trassierung. Die Trassen dieser Fachplanung (Bestand und
gesicherte Planung) werden nachrichtlich in die Raumnutzungskarte des Regionalplanes �ber-
nommen. Zwischen Anfangs- und Endpunkt der in der Fachplanung gesicherten Hochspan-
nungsleitung mu§ mindestens eine ausreichende Trasse f�r die sp�tere Verwirklichung freige-
halten werden.

In den nach ¤ 14 LplG vorgesehenen Raumordnungsverfahren f�r Hochspannungsleitungen
ist jeweils der  Bedarfsnachweis durch den Antragsteller zu erbringen.

Anstelle des Baus neuer Leitungen ist in der Region grunds�tzlich die Zusammenarbeit der
Energieversorgungsunternehmen mit Aufnahme neuer Leiterseile auf bestehenden, nicht voll
belegten, Gest�ngen vorzusehen, soweit dies unter Sicherheitsaspekten vertretbar ist.

Wo nicht vermeidbar, mu§ eine intensive Abstimmung mit den anderen im Regionalplan vor-
gesehenen Nutzungen und Zielen erfolgen um Mehrfachleitungen in "Energiestra§en" zu errei-
chen. Charakteristische Landschaftsteile und Stadtbilder d�rfen durch Freileitungen nicht mas-
siv beeintr�chtigt werden.

Neue, gesicherte Erkenntnisse �ber gesundheitliche Folgen elektromagnetischer Felder sind zu
beachten.

B�ndelung ist insbesondere erforderlich im Mittelbereich Bad S�ckingen: Das Hochrheingebiet
liegt im Schnitt des europ�ischen Nord-S�d-Verbundbetriebes zwischen den Speicherkraft-
werken der Alpen und den Kohlekraftwerken am Rhein und ist mit den beiden Netzknoten
"K�hmoos" (Gemeindegebiet Rickenbach) und "Laufenburg/Kaisten" (Kanton Aargau) der
Schwerpunkt des europ�ischen Stromverbundes. Hier ist die Landschaft bereits heute be-
sonders stark durch  Freileitungen des Verbundbetriebes belastet. F�r zus�tzliche Leitungser-
g�nzungen im Versorgungs- und im Verbundnetz sind deshalb im Hotzenwald bei Raumord-
nungsverfahren die Belange des Umweltschutzes und des Fremdenverkehrs im besonderen
Ma§e zu ber�cksichtigen.

4.2.2.3 Stromverteilung und -versorgung
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Die M�glichkeiten der Verkabelung m�ssen trotz der im Mittel 8-12fach h�heren Kosten gegen-
�ber einer Freileitung jeweils abschnittweise im Raumordnungsverfahren gepr�ft werden.

Die Versorgungsgebiete der Energieversorgungsunternehmen lehnen sich noch an die Ge-
meindegliederung vor  1972 an.  Es ist zu pr�fen,  ob z.B. durch  Gebietsabtausch die Ge-
meindereform nicht auch von den EVU's nachvollzogen und damit eine Verwaltungsvereinfa-
chung betrieben werden k�nnte. Ziel sollte sein, ganze Gemeindegebiete jeweils einem
Stromversorger zuzuordnen.

V Zur Absicherung des Energiebedarfs, zur Verbesserung der Luftschad-
stoffsituation und in Gebieten mit h�ufigen Hochwasserereignissen ist
die Erdgasversorgung in der Region, insbesondere in den heilklimati-
schen Kurorten und Luftkurorten, weiter auszubauen, soweit Wirt-
schaftlichkeit in absehbarer Zeit zu erzielen ist. Zur �berwindung dieser
Schwierigkeiten schl�gt der Regionalverband eine gezielte Ausbauf�r-
derung durch das Land im l�ndlichen Raum vor.

V Bei Erweiterung der die Region querenden europ�ischen Gas-Fernlei-
tungen ist grunds�tzlich eine enge Parallelf�hrung zu bestehenden Gas-
Transitstrecken vorzusehen.

Begr�ndung

1992 ist das Erdgas am Prim�renergieverbrauch in Baden-W�rttemberg mit 27,5 % beteiligt.
Dieser Wert stieg von 6,5 % im Jahr 1973 stetig. Die Energietr�gersubstitution, d.h. das
Ersetzen von Kohle oder Mineral�l durch Erdgas verf�gt �ber das gr�§te Potential hinsichtlich
der Verminderung der SO2 Emissionen: Bereits durch die Umstellung eines 12-Familien-
Hauses von Heiz�l EL auf Erdgas wird die umgebende Luft um

· 98,8 % SO2,
· 30,0 % NOX,
· 20,0 % CH,
· 96,0 % Staub und
· 20,8 % CO

entlastet.

1967 stellte die Badische Gas- und Elektrizit�tsversorgungs-AG. zusammen mit dem Gas-
und Wasserwerk Basel und der schweizerischen Gasversorgung Mittelland GVM den An-
schlu§ an das Netz der Gasversorgung S�ddeutschland GVS her, das damals bei Freiburg
endete. Die Umstellung des gesamten Netzes auf Erdgas erfolgte in den Jahren 1971/72. Die
GVS-Leitung quert als Teil des europ�ischen Erdgasverbundnetzes den Westen der Region
auf der generellen Linie Freiburg-Schliengen-L�rrach-Weil am Rhein-Basel, dient der BE-Bad.
Gas- und Elektrizit�tsversorgungs-AG. als Vorlieferant und findet an der deutsch-schweizeri-
schen Grenze Anschlu§ an die GVM.

Die BE, L�rrach, versorgt das Oberrheintal von Steinenstadt (Region S�dlicher Oberrhein)
bis Weil am Rhein, das Kandertal von Eimeldingen bis Kandern, das Wiesental von L�rrach
bis Zell-Atzenbach und das Hochrheintal von Grenzach-Wyhlen bis Rheinfelden-Karsau mit
Erdgas.

4.2.3 Erdgasversorgung
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Im Oberen Wiesental von Mambach bis Todtnau stellt die EOW-, die "Energieversorgung
Oberes Wiesental GmbH." die Gasversorgung sicher.

Ab �bergabestation Eichen (Stadt Schopfheim) versorgt die Gasversorgung Hochrhein GVH,
Sitz Waldshut-Tiengen, das Hochrheingebiet von Wehr bis Wut�schingen/Klettgau-Erzingen
bzw. Lottstetten als eigenst�ndiges Unternehmen. In Lottstetten wurde 1992 mit einer Hoch-
druckleitung der Druckstufe 70 bar der Anschlu§ an die Gasversorgung Ostschweiz GVO
hergestellt. Seither kann das Hochrheingebiet von Westen und von Osten versorgt werden.
Die im Regionalplan 80 geforderte Versorgungssicherheit wurde somit hergestellt. Die
Stadtwerke Bad S�ckingen als Abnehmer von rd. 15 % des GVH-Gasumsatzes, betreiben
eine grenz�berschreitende Stichleitung in die aargauische Gemeinde Stein.

Der Westteil der Region wird von Schliengen bis Schw�rstadt von der TENP (Trans-Europa-
Naturgas-Pipeline) f�r hochkaloriges Erdgas gequert. Diese Leitung wurde als Nord-S�d-
Achse von Holland nach Oberitalien im Jahre 1974 in Betrieb genommen. In der Region wird
seit 1978 bei Nordschwaben (Stadt Rheinfelden) aus einer Einspeisung f�r die BE Gas aus
der TENP entnommen.

Erweiterungen des regionalen Gasleitungsnetzes um Efringen-Kirchen, Bonndorf, Jestetten,
um die n�rdlichen Stadtteile von Rheinfelden, Laufenburg und Waldshut-Tiengen, im Kander-
tal, im Wutachtal bis St�hlingen und f�r die heilklimatischen Kurorte im Norden der Region unter
Ber�cksichtigung der Wirtschaftlichkeit sind anzustreben. F�r die Versorgung Bonndorfs w�re
dabei die Zusammenarbeit mit der Freiburger FEW erforderlich, um m�glichst kurze Wege durch
Gebiete ohne Abnehmer zu erzielen.

Die Gasversorgung sollte insbesondere in Gebieten, die h�ufig durch Hochwasserereignisse
heimgesucht werden,

· Albtal von Menzenschwand bis Niederm�hle,
· Klettgaugebiet und
· im Bereich des Heilquellenschutzes Bad S�ckingen

verst�rkt zug�nglich gemacht werden.

Mittelfristig ist zwischen Rheinfelden und Bad S�ckingen �ber Schw�rstadt ein Ringschlu§
Karsau-Brennet, der u.a. auch der Versorgungssicherheit dient, vorzusehen.

Unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit ist auch eine Gasversorgung des Bereichs
K�ssaberg-Hohentengen einschlie§lich eines grenz�berschreitenden Verbundes zum aar-
gauischen Heilbad Zurzach zu pr�fen. Weitere grenz�berschreitende L�sungen  sind  in
Laufenburg,   Richtung  Laufenburg  (AG)  und  in  Waldshut-Tiengen, Richtung Koblenz-Un-
teres Aaretal denkbar und in Abstimmung mit den Schweizer Nachbarn und den Konzes-
sionsinhabern planerisch zu pr�fen.

Der Ostteil der Region wird von Nordosten nach S�dwesten durch eine Versorgungsleitung
der GVS  in der generellen Linie Pfullendorf-Stockach-Singen-Schaffhausen gequert. Aus vier
regionalen �bergabestationen in Pfullendorf, Wintersp�ren, Stockach und Schw�rzehof
(Singen) wird dieser Raum versorgt.

In den beiden Mittelbereichen Singen und Radolfzell wird die Versorgung durch die Energie-
versorgung Singen GmbH. der CONTIGAS Deutsche Energie-AG. sichergestellt. Das Werk
verf�gt �ber eine Hochdruckleitung nach �berlingen mit Anschlu§ von Radolfzell. Eine von
Espasingen abzweigende Anschlu§leitung beliefert seit 1952 das Unterzentrum Stockach.
Zwischenzeitlich ist auch die Singener CONTIGAS an das Landesnetz der GVS angeschlos-
sen. Das regionale Gasleitungsnetz der Energieversorgung Singen GmbH. wurde 1979 durch
eine  Stichleitung in den Raum Engen, 1985 durch eine Zuleitung in den Raum Salem und 1991
durch  Stichleitungen nach Gailingen und Hilzingen erg�nzt.
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Von Nordwesten nach S�dosten liegt die Fernleitung Rottweil-Konstanz der GVS diagonal
durch den Landkreis Konstanz auf der generellen Linie Tuttlingen-Stahringen-Konstanz. Aus
den darauf vorhandenen �bergabestationen Stahringen und Konstanz wird einmal in das
Netz der CONTIGAS in Singen, zum anderen in das Versorgungsgebiet der Stadtwerke Kon-
stanz eingespeist.

Seit 1978 ist Konstanz an das Erdgasfernleitungsnetz der GVS angeschlossen. Neben Kon-
stanz werden auch neun Schweizer Nachbargemeinden am S�dufer des Untersees durch
eine 25 km lange Stichleitung von den Stadtwerken Konstanz versorgt. �ber eine Nieder-
druckleitung ist �hningen (Lkr. Konstanz) mit der Reglerstation in Stein a.Rh. verbunden und
erh�lt ebenfalls Gas aus Konstanz.

Die Gasversorgung in den n�rdlichen Stadtteilen von Konstanz ist im Aufbau begriffen.
Die Gemeinden Allensbach, Hegne und Reichenau (Festlandteil und Insel) werden �ber  ein
Rohrnetz des Badenwerks mit Gas versorgt.

Um eine breitere Streuung des leitungsgebundenen Gasangebots auch in schw�cher struktu-
rierten Gebieten zu erm�glichen, sollte das Land wieder Fern- und Anschlu§leistungen mit ei-
ner Anlauff�rderung unterst�tzen.

In der Raumnutzungskarte sind die europ�ischen Transitleitungen und die Hauptgasleitungen
der Region dargestellt.

U.a. zur Abdeckung des Erdgasbedarfs mu§ die Transportkapazit�t der Transitleitungssy-
steme, die die Region queren, erheblich erweitert werden. Der Regionalverband legt dabei
Wert auf eine weitgehende Parallelf�hrung neuer Gashochdruckleitungen zu bestehenden
Gasfernleitungen.

Stark steigend ist das Gas-Tank-Gesch�ft in den nichtgasversorgten Gebieten der Region.
Die Versorgung erfolgt durch Tanklastwagen.

G Nah- und Fernw�rmeversorgung sind in den Gemeinden der Region mit
hoher W�rmebedarfsdichte anzustreben. Zur Verminderung der Ener-
gieverluste ist bei geeigneten Rahmenbedingungen eine Kraft-W�rme-
Kopplung in Blockheizkraftwerken vorzusehen.

V Ein W�rmeverbundsystem ist in einer ersten Phase stufenweise mit
"Insell�sungen" zu verwirklichen, welche die technischen Vorausset-
zungen f�r eine sp�tere Einbindung in ein regionales W�rmetransport-
netz ber�cksichtigen.

Begr�ndung

F�r die gekoppelte Erzeugung von Strom und W�rme mu§ weniger Energie eingesetzt werden
als f�r die getrennte Erzeugung von Strom in einem Kraftwerk und von W�rme in einem Heiz-
werk oder in dezentralen Hausheizungen erforderlich w�re. Darin liegt der gemeinsame Vorteil
aller Anlagen zur Kraft-W�rme-Kopplung (KWK).

Die KWK-Anlagen werden vor allem zur Fern- und Nahw�rmeversorgung eingesetzt. Unter
Fernw�rmeversorgung wird die Versorgung ganzer Stadtteile mit W�rme verstanden, unter
Nahw�rmeversorgung die W�rmeversorgung gr�§erer Geb�ude oder von wenigen, nahe

4.2.4 Fern- und Nahw�rmeversorgung und Kraft-W�rme-Kopp-
lung
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beieinander liegenden Geb�uden, wobei bei der alleinigen Versorgung eines gr�§eren Ge-
b�udes mit W�rme aus KWK-Anlagen auch von W�rmeinseln gesprochen wird.

In der Region sind bisher nur kleinere Fernw�rmeversorgungen vorhanden, da es weder
Kraftwerksstandorte noch Kraftwerke in der Region gibt, bei denen eine zuk�nftige Fernw�r-
meauskopplung in Erw�gung gezogen werden k�nnte. Der Anteil der Fernw�rme am gesamten
Endenergieverbrauch der Region liegt noch unter 1 %. Wirtschaftlich arbeitende Fernw�rme-
versorgungsbeispiele in der Region sind: Albbruck, Bad S�ckingen, Grenzach-Wyhlen, Kon-
stanz und Schopfheim. Die St�dte Stockach und Waldshut-Tiengen haben W�rmeinseln
aufgebaut, in denen durch den Anschlu§ weiterer Verbraucher und durch den Zusammen-
schlu§ der W�rmeinseln eine Fernw�rmeversorgung entstehen k�nnte. Bad S�ckingen strebt
an, 25 % des Gesamtstrombedarfs der Stadt aus nachwachsenden Rohstoffen und aus Ab-
w�rmenutzung selbst zu produzieren.

In der Region sind bisher (1994) 18 nicht-industrielle Blockheizkraftwerke zur Nahw�rmever-
sorgung in Betrieb, von denen allerdings 10 mit Kl�rgas zur Eigenversorgung von Kl�ranlagen
betrieben werden. Der Nahw�rmeverbrauch in der Region liegt noch unter 0,1 % des End-
energieverbrauchs.

Die "Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee" empfiehlt die Ausar-
beitung �rtlicher Energieversorgungskonzepte, um Entscheidungen zur W�rmeversorgung im
Gebiet ausreichender W�rmebedarfsdichte zu erleichtern.

Ein W�rmeverbundsystem im Westen des Hochrheingebietes zwischen Waldshut-Tiengen
und Basel h�tte zum Ziel, Abw�rme, die bei der Elektrizit�tserzeugung sowie bei der Bereit-
stellung von Energie f�r Produktionsprozesse anf�llt, zu sammeln, aufzubereiten und einer
Nutzung f�r W�rmeverbraucher zuzuf�hren. Die wirtschaftliche Machbarkeit in mittel- bzw.
langfristiger Sicht ist nur unter der Annahme h�herer Brennstoffpreise und/oder h�herer Kosten
als Folge der Umweltschutzauflagen und/oder starker �ffentlicher F�rderung gegeben. Auf
deutscher Seite wurden f�r das Jahr 2000 folgende St�dte und Gemeinden in die Bestimmung
des W�rmebedarfs mit aufgenommen:

Albbruck mit 4,5 MW-W�rmeanschlu§wert
Bad S�ckingen mit 20 MW-W�rmeanschlu§wert
Dogern mit 2 MW-W�rmeanschlu§wert
Grenzach-Wyhlen mit 18 MW-W�rmeanschlu§wert
Laufenburg mit 3 MW-W�rmeanschlu§wert
Murg mit 2 MW-W�rmeanschlu§wert
Rheinfelden mit 21 MW-W�rmeanschlu§wert
Waldshut-Tiengen mit 18 MW-W�rmeanschlu§wert
Weil am Rhein mit 20 MW-W�rmeanschlu§wert

Die Generalversammlung WARHENO 1992 hat sich den Empfehlungen der "Regionalen
Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee" angeschlossen und
verfolgt zuk�nftig ein Konzept der kleinen Schritte, vorerst ohne Einbezug des Kernkraftwerks
Leibstadt, aber unter Erhaltung des Gesamtkonzeptes:

1. Stufe: Bei einigen gr�§eren Verbrauchern werden W�rmeinseln geschaffen,
die von einem gas- oder �lbefeuerten BHKW  oder einem Abw�rme-
lieferanten versorgt werden k�nnen.

2. Stufe: An diese W�rmeinseln k�nnen sich im Laufe der Jahre nahegelegene
Verbraucher anschlie§en, so da§ kleine Nahw�rmenetze entstehen.

In der Laufzeit dieses Regionalplanes sollen Stufe 1 und 2 verwirklicht werden.

3. Stufe: Existieren in ausreichendem Umfang nebeneinander mehrere kleine
Netze, die von BHKW gespeist werden, so kann daraus ein gemein-
sames Fernw�rmenetz entwickelt werden. Dabei k�nnen die in der
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N�he des KKL gelegenen Gemeinden auch bereits an eine Versorgung
aus dem Kernkraftwerk angeschlossen werden.

4. Stufe: Nach der Ausdehnung dieser Fernw�rmeversorgung auf Fernw�rme-
netzes schlie§t sich die Zusammenf�h-rung der einzelnen Fernw�rme-
netze an. Nun k�nnen auch die weiter vom KKL entfernt gelegenen
Gemeinden mit aufgenommen werden. Dies sollte jedoch erst dann er-
folgen, wenn die bis dahin erfolgten Preissteigerungen bei �l und Gas
einen wirtschaftlichen Betrieb des Netzes in absehbarer Zeit erwarten
lassen.

Die Eidgenossenschaft ist bereit, zum Projekt WARHENO Bundessubventionen zu geben,
wenn auch verbindliche Zusagen �ber F�rderungsbeitr�ge aus �ffentlichen Mitteln von deut-
scher Seite vorliegen. Das Umweltministerium Baden-W�rttemberg setzt sich daf�r ein, da§
WARHENO von deutscher Seite gef�rdert wird.

G Zur Verringerung der Luftschadstoffbelastung sind alle M�glichkeiten
der Nutzung erneuerbarer Energiequellen detailliert auf ihre
geeigneten Standorte hin  zu untersuchen und st�rker als bisher unter
Beachtung der �kologischen und �konomischen Randbedingungen zu
nutzen.88

V Die Energieberatung der Gemeinden und der Bev�lkerung ist zu
intensivieren.

V Daf�r sind die in Programmen angebotenen F�rderungsm�glichkeiten
der Europ�ische Union, des Bundes und Baden-W�rttembergs
auszusch�pfen. Erg�nzt durch kommunale Zusch�sse sollen erneuerbare
Energiequellen n�her an die Wirtschaftlichkeit herangef�hrt werden.

Begr�ndung

Die weltweite Energieversorgung beruht zu fast 90 % auf fossilen Energietr�gern, die die At-
mosph�re mit dem klimaver�ndernden Verbrennungsprodukt CO2

 anreichern.

Erneuerbare Energien sind dagegen eine M�glichkeit CO2- freier oder zumindest CO2-neu-
traler Energieversorgung; denn

· sie schonen die Ressourcen fossiler Brennstoffe,
· sie vermindern die Importabh�ngigkeit,
· sie vermeiden Umweltbeeintr�chtigungen und
· sie schaffen Arbeitspl�tze vor Ort.

Eine gesicherte Energieversorgung ausschlie§lich auf der Basis erneuerbarer Energietr�ger
wird auch mittelfristig nicht m�glich sein, trotzdem werden auf sie Hoffnungen angesichts der
klimabeeinflussenden Gefahren, sowie der sich abzeichnenden Ersch�pfung der Lagerst�tten
fossiler Energietr�ger gesetzt. "Um langfristig ihr Potential aussch�pfen zu k�nnen, wird es
eine der wichtigsten Aufgaben staatlicher Energie- und Umweltpolitik bleiben, die Erprobung

______________________________
88 Von der Verbindlichkeit ausgenommen

4.2.5 Erneuerbare Energien
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und Nutzung alternativer Energiequellen zu f�rdern sowie Forschung und Entwicklung in die-
sem Bereich kontinuierlich zu unterst�tzen"89.

Erneuerbare Energien zusammen mit Energieeinsparung und rationeller Energieverwendung
m�ssen langfristig eine Verbesserung der Umweltbedingungen ausl�sen. Die Probleme liegen
dabei nicht beim Potential, denn es ist zumeist vorhanden, sondern bei der fehlenden Wirt-
schaftlichkeit - verursacht durch die geringe Energiedichte.

Die Nutzung der erneuerbaren Energien ist in Deutschland bisher gering: Je nach Nieder-
schlagsmenge tragen sie zu der Stromversorgung zwischen 4,0 und 4,3 % bei; am Pri-
m�renergieeinsatz nur 2,5 %. Gutachten sch�tzen einen zuk�nftig m�glichen Beitrag von
20Ê%.

Der Nutzung der Wasserkraft des Hochrheins ist ein eigenes Plankapitel 4.2.2.1 gewidmet.

Die M�glichkeiten der Verwendung regenerativer Energien in der Region Hochrhein-Bodensee
wurden in der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse" ermittelt und in Vorschl�ge und
Empfehlungen f�r alle 99 Gemeinden der Region umgesetzt und ihnen zug�nglich gemacht.
Beispielhaft wurden vom Regionalverband neun Pilotprojekte in acht Gemeinden mit Unter-
st�tzung der EU und unter Beteiligung dieser Gemeinden auf ihre Wirtschaftlichkeit und Um-
weltwertigkeit durchgerechnet und die Realisierbarkeit �berpr�ft.

V Die seit 1991 wesentlich verbesserten Rahmenbedingungen f�r die
Einspeisung von Strom aus kleinen Wasserkraftwerken in das �ffentli-
che Netz k�nnen f�r die Reaktivierung stillgelegter Kleinkraftwerke, f�r
die Modernisierung veralteter Anlagen und f�r Neuanlagen genutzt
werden. Dabei ist eine ausreichend hohe Pflichtwassermenge und eine
Ber�cksichtigung der �rtlichen �kologischen Verh�ltnisse sicherzustel-
len.

Begr�ndung

Deutschland erzeugt z.Zt. 4 - 4,6 % seines Stromes aus Wasserkraft; in Baden-W�rttemberg
werden 8 - 10 % des Stromes aus Wasserkraft erzeugt.

Die Nutzung der Wasserkraft ist eine ausgereifte Technik. Durch den verst�rkten Einsatz die-
ses regenerativen Energietr�gers zu Lasten fossiler Brennstoffe werden CO2-Emissionen
verringert und das Ziel der Bundesregierung, bis zum Jahr 2005 den CO2-Aussto§ wesent-
lich zu reduzieren, unterst�tzt. Land und Bund f�rdern deshalb, bzw. beabsichtigen, den ver-
st�rkten Einsatz regenerativer Energien zu f�rdern.

Der weitere Ausbau und der Neubau k�nnen auch in der Region Hochrhein-Bodensee weiter-
gef�hrt werden, wenn die �kologische Vertr�glichkeit nachgewiesen ist90 .

Unter dem Begriff Kleinwasserkraftanlagen werden die Anlagen der Region mit einer Nennlei-
stung kleiner als 1500 kW zusammengefa§t, die an den Zufl�ssen zum Bodensee, zum

______________________________
89  Quelle: Der Bundesminister f�r Forschung und Technologie (1992): Erneuerbare Energien. Bonn.
90  Regionale Energie- und Umweltanalyse f�r die Region Hochrhein-Bodensee" (1989), ver�ffentlicht als

ãRegion aktuell ã 13, Waldshut-Tiengen

4.2.5.1 Wasserkraftnutzung durch Kleinkraftwerke
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Hochrhein und zum s�dlichen Oberrhein liegen, mit Ausnahme der Kraftwerke der Schluchsee-
und der Hotzenwaldgruppe.

1988 arbeiteten in der Region Hochrhein-Bodensee 156 Kleinwasserkraftanlagen mit Ausbau-
leistungen zwischen 2 und 1000 kW. Die m�gliche Steigerung der Leistung durch Modernisie-
rung wird mit durchschnittlich 20 % angegeben91. Die wasserbaulichen, mechanischen und
elektrischen Verbesserungen sind im allgemeinen nicht genehmigungspflichtig (kein wasser-
rechtliches Verfahren), solange Fallh�he und Ausbaudurchflu§ nicht erh�ht werden.

Vom Institut f�r Wasserkunde und Kulturtechnik der Universit�t Karlsruhe wurden 1986 im Gut-
achten "Ermittlung der Wasserkraftpotentiale von Baden-W�rttemberg" f�r die Region Hoch-
rhein-Bodensee 50 stillgelegte Kleinanlagen mit �ber 20 kW Ausbauleistung ermittelt, die als
reaktivierbar gelten. Sie besitzen eine Gesamtausbauleistung von �ber 5600 kW. Bei Beibe-
haltung der urspr�nglichen Ausbaugrade bel�uft sich das Jahresarbeitsverm�gen dieser
Kleinwasserkraftanlagen auf 31 GWh.

Der Kreis L�rrach besitzt -speziell an der Wiese- offensichtlich das weitaus gr�§te Potential
zur Revitalisierung, w�hrend in den Landkreisen Konstanz und Waldshut nur wenige geeig-
nete Anlagen vorgefunden wurden.

Die Wiederinbetriebnahme von Kleinkraftwerken mit Wasserkraftnutzung am fr�heren Standort
soll auch in Landschaftsschutzgebieten zugelassen werden, solange noch Anlagenreste vor-
handen sind.

Neuanlagen w�ren -nach den Untersuchungen der Universit�t Karlsruhe im Auftrag des Lan-
des- nur an den Fl�ssen der Schwarzwalds�dabdachung m�glich.
Im Abw�gungsproze§ zwischen dem Einsatz regenerativer Energien und den Belangen des
Natur- , Landschafts- und Biotopschutzes ist eine �ko-Gesamtbilanz zu erstellen, in der die
Chancen der Luftreinhaltung und der Schutz der Erdatmosph�re angemessen zu gewichten
sind. Durch ausreichend hohe Pflichtwassermengen sind die Belange des Gew�sserschutzes
sicherzustellen.

Z In den Gemeinden der Region ist die verst�rkte Nutzung der Solar-
energie -auch durch entsprechende Vorgaben in Bebauungspl�nen- zu
unterst�tzen. 92

V Aufgrund g�nstiger Rahmenbedingungen sollte in den Gemeinden der
Region die M�glichkeit solarthermischer Warmwasserbereitungs-
anlagen gepr�ft werden.

Begr�ndung

Ein Problem bei der thermischen Nutzung der Sonnenenergie in unseren Breiten ist die  jah-
reszeitliche Diskrepanz zwischen hohem Angebot im Sommer und hoher Nachfrage im Winter.
Der gro§e Vorteil der Sonnenenergie hingegen liegt darin, da§ in Zeiten h�chster Ozonbela-
stungen umweltfreundlich Strom und W�rme erzeugt werden.

______________________________
91  siehe Fu§note 89
92 Von der Verbindlichkeit ausgenommen

4.2.5.2 Solarenergienutzung
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Relativ g�nstig stellt sich die solare Warmwasserbereitung in unseren Breiten dar. Die Vorteile
einer solarthermischen Wassererw�rmung in den Bereichen, die eine zumindest n�herungs-
weise �konomische Rentabilit�t versprechen, werden in der Region Hochrhein-Bodensee in
einigen F�llen bereits genutzt. So gibt es z.B. in Albbruck, Schopfheim und in Engen mit Hilfe
von Solarabsorbern beheizte Freib�der. Nachahmensw�rdig sind auch das "Projekt B�rger-
beteiligung Solarkraftwerk Konstanz" und das Modell "Freizeit/Wassersport umweltfreundlich"
zur Nutzung der Solarenergie am Bodensee.

Die Vorteile der Solarenergie bez�glich der Versorgungssicherheit und des Umweltschutzes
lassen die Unterst�tzung von Projekten, wie z.B. Schwimmbad-Wassererw�rmungsanlagen
oder auch Brauchwasserbereitungsanlagen f�r �ffentliche Geb�ude, wie Krankenh�user oder
Altersheime, sinnvoll erscheinen.

In folgenden Gemeinden sollte aufgrund der besonders g�nstigen Rahmenbedingungen die
thermische Nutzung der Sonnenenergie zur Brauchwasserbereitung gepr�ft werden:

· Lkr. Konstanz: Bodman-Ludwigshafen Engen Gailingen
Gottmadingen Hilzingen Hohenfels
Orsingen-Nenzingen Reichenau Rielasingen-Worblingen
Radolfzell Singen Stockach
Tengen
Orsingen-Nenzingen hat den Vorschlag zur Solarenergienutzung bereits
vollzogen.

· Lkr. L�rrach: B�rchau Grenzach-Wyhlen H�g-Ehrsberg
L�rrach Neuenweg Rheinfelden
Sch�nau Schopfheim Schw�rstadt
Steinen Todtnau Weil am Rhein
Wieslet Zell i.W.

· Lkr. Waldshut: Bad S�ckingen Bernau Bonndorf
Dachsberg Dettighofen Eggingen
H�usern Herrischried Hohentengen
Jestetten Klettgau Laufenburg
Murg Rickenbach St. Blasien
Todtmoos �hlingen-Birkendorf Wehr
Weilheim

V Auf Vorschlag der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-
Bodensee" 93 sollten f�r exponierte Stellen in den Gemeindegebieten

Mittelbereich Schopfheim

H�g-Ehrsberg Neuenweg Sch�nau
Schopfheim Todtnau Wieden

______________________________
93  siehe Fu§note 89

4.2.5.3 Windkraftnutzung

Plankapitel aufgehoben 
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Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Bernau Dachsberg H�chenschwand
Ibach St. Blasien Todtmoos

Mittelbereich Bad S�ckingen

Herrischried

standortbezogene Untersuchungen und Me§reihen zur Stromerzeugung
aus Windenergie durchgef�hrt werden.

V Die Anlage von Windkraftanlagen in Landschaftsschutzgebieten sollte
nicht grunds�tzlich ausgeschlossen werden.

Begr�ndung

Windkraftanlagen kleinerer und mittlerer Leistungen haben einen hohen technischen Entwick-
lungsstand erreicht. Sie werden bereits serienm�§ig gefertigt und arbeiten an g�nstigen
Standorten nur noch knapp unter der Wirtschaftlichkeitsgrenze.

Die nat�rlichen Voraussetzungen zur Elektrizit�tserzeugung aus Wind in der Region sind nur in
eng begrenzten, freien Hochlagen des S�dschwarzwaldes gegeben. Dort werden mittlere
Windgeschwindigkeiten von �ber 5 m/sec gemessen. Diese exponierten Standorte sind na-
hezu immer mit Natur- oder Landschaftsschutz belegt.

Die Windgeschwindigkeit nimmt mit der H�he �ber dem Erdboden zu. Charakteristisch f�r den
Wind �ber dem S�dschwarzwald sind starke Schwankungen der Geschwindigkeit und der
Richtung, aber auch die sehr hohen zerst�rerischen Spitzengeschwindigkeiten in B�en und
Orkanen.

In den h�chsten Lagen des S�dschwarzwaldes wird nach der "Regionalen Energie- und Um-
weltanalyse Hochrhein-Bodensee" betriebswirtschaftlich bereits die Rentabilit�t erreicht.
Diese g�nstigen Rahmenbedingungen f�r die Wirtschaftlichkeit k�nnen bei einer Aussch�p-
fung der staatlichen F�rderungsm�glichkeiten und mit Eigeninitiative der Gemeinden noch ver-
bessert werden. F�rderungen des Bundesministers f�r Forschung und Technologie werden
durch landeseigene Programme erg�nzt und vielfach durch die EVU's unterst�tzt.

Da Windkraftanlagen Strom absolut emissionsfrei erzeugen, wird durch die Einsparung von
Prim�renergie eine entsprechende Verminderung von Schadstoffen in der Luft erzielt. Trotzdem
k�nnen von Windkraftanlagen ung�nstige Umwelteinfl�sse ausgehen: Sie k�nnen -subjektiv
gesehen- das Landschaftsbild beeintr�chtigen und sie sind durch die Ger�uschentwicklung
von Rotor und Getriebe noch relativ laut.

Das Kraftwerk Laufenburg betreibt in Breitnau (Region S�dlicher Oberrhein) eine Windkraft-
Demonstrationsanlage um die M�glichkeit weiterer Nutzung von Windenergie zu ermitteln.

Ein Netz von Me§stellen in der Region sollte aufzeigen, wo die Installation von Windkonver-
tern tats�chlich m�glich ist. Dabei sollte in Landschaftsschutzgebieten der Region mit hohem
Potential an Windenergie Ausnahmeregelungen mit wirtschaftlich vertretbaren Randbedingun-
gen, aber unter sorgf�ltiger Abw�gung der Belange der Energiewirtschaft und der Landschaft,
f�r die Errichtung von Windkraftanlagen m�glich werden.

Unter der Voraussetzung, da§ max. 6 % der vorhandenen Potentialfl�che in der Region durch
Windenergiekonverter belegt werden, geht die "Regionale Energie- und Umweltanalyse" da-
von aus, da§ mit Stromerzeugung aus Wind etwa 1 % der im Jahr 2000 erwarteten Strom-
nachfrage in der Region gedeckt werden k�nnte.
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V Auf Vorschlag der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-
Bodensee" sollte in den Gemeinden mit ihrem hohen Restholzpotential

Mittelbereich Radolfzell

Bodman-Ludwigshafen Radolfzell

Mittelbereich Singen

Rielasingen-Worblingen Tengen

Mittelbereich L�rrach-Weil am Rhein

Kandern Malsburg-Marzell

Mittelbereich Schopfheim

Aitern B�llen B�rchau
Neuenweg Sch�nau Todtnau

Mittelbereich Bad S�ckingen

Herrischried Rickenbach

Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Bernau Bonndorf Dachsberg
Dettighofen Grafenhausen Ibach
St. Blasien St�hlingen Todtmoos
�hlingen-Birkendorf

und in den Gemeinden mit ihrem hohen Strohaufkommen

Mittelbereich L�rrach-Weil am Rhein

Bad Bellingen Efringen-Kirchen

Mittelbereich Waldshut-Tiengen

Dettighofen Wut�schingen

Mittelbereich Singen

Aach B�singen Gottmadingen
Tengen Volkertshausen

Mittelbereich Radolfzell

Radolfzell

die Nutzbarkeit zur  W�rme- bzw. Stromerzeugung n�her untersucht
werden.

4.2.5.4 Restholz- und Strohnutzung
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Begr�ndung

Anlagen zur Holzverbrennung in Form von Hackschnitzeln sind bei den derzeitigen Preisen f�r
Energietr�ger und Technik noch nicht wirtschaftlich. Sie k�nnen sich jedoch bei Vorliegen g�n-
stiger Rahmenbedingungen, wie hoher Leistung, kosteng�nstiger Materialbereitstellung und
idealer Abnehmerstruktur f�r W�rme der Rentabilit�tsgrenze n�hern, so da§ der Betrieb bereits
heute ann�hernd kostenneutral ist.

Vorteile der Hackschnitzelverbrennungsanlagen liegen bei den niedrigen Emissionen an
Schwefeldioxyd und bei der ausgeglicheneren Kohlendioxydbilanz verglichen mit konventio-
nellen Anlagen.

Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" hat die Gemeinden be-
nannt, in denen eine energetische Nutzung von Holz in Frage kommt. In den gro§en, waldbe-
sitzenden Gemeinden des Schwarzwaldes ist mit einer weitgehenden Kostenneutralit�t der
Holzverbrennung zu rechnen.

Eine Wirtschaftlichkeit der Strohverbrennung ist unter bestimmten Randbedingungen auch bei
den heutigen niedrigen Energietr�gerpreisen gegeben.

Die Summe des Strohs, das in der Region ohne gr�§ere Probleme einer energetischen Nut-
zung zugef�hrt werden k�nnte, entspricht etwa 1 % des Endenergieverbrauchs der Haushalte
in der Region oder rd. 0,25 % des gesamten Endenergieverbrauchs mit sinkender Tendenz.

Die "Regionale Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" hat die Gemeinden be-
nannt und die Randbedingungen formuliert unter denen eine energetische Nutzung von Stroh
in Frage kommen k�nnte.

V Auf Empfehlung der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hoch-
rhein-Bodensee" und des Gutachtens des Geologischen Landesamtes
vom 7.2.198994 wird vorgeschlagen

· im Westteil der Region in den St�dten L�rrach und Weil am Rhein
und

 
· im Ostteil der Region in Konstanz, Radolfzell, Reichenau und Singen

am Hohentwiel

die Nutzung des Erdw�rmepotentials, weiter zu pr�fen.

Begr�ndung

In der Region wird Erdw�rme in den Gemeinden Bad Bellingen, Konstanz und Bad S�ckingen
genutzt. Die Wassertemperaturen liegen dabei unter 40° C; die Ergiebigkeit reicht nicht �ber 10
l/s hinaus. Die W�rme wird in Thermalb�dern vorwiegend zu therapeutischen Zwecken ver-
wendet. Eine Erdw�rmenutzung allein zur Raumw�rmeversorgung ist nicht vorhanden. Sie
wird jedoch in unmittelbarer Nachbarschaft zur Region, in Riehen (BS) nach einer
erfolgreichen Bohrung f�r die Nahw�rmeversorgung eines Ortsteiles genutzt.
______________________________
94 siehe Fu§note 89

4.2.5.5 Erdw�rmenutzung
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Erdw�rmenutzung ist umweltfreundlich. Ein gro§es Hindernis f�r die Ausbreitung der Erdw�r-
menutzung ist, da§ nicht jede Bohrung den Aquifer dort trifft, wo eine gen�gend gro§e Ergie-
bigkeit vorhanden ist. Die Temperatur des Aquifers kann recht gut vorherbestimmt werden, die
Menge des entnehmbaren Wassers, jedoch nicht. Das Bohrrisiko, also der Anteil der Fehlboh-
rungen an der Gesamtzahl der Bohrungen, kann in Baden-W�rttemberg bis zu 70 %
betragen. In hydrogeologisch gut untersuchten Gebieten ist es geringer. Nach Angaben des
Geologischen Landesamtes Freiburg betr�gt das Bohrrisiko f�r den Aquifer Oberer
Muschelkalk im Bodenseegebiet 25 %; dieser Wert mu§ jedoch als unsicher angesehen
werden.

F�r die Wirtschaftlichkeit der Erdw�rmenutzung ist nicht nur das Vorhandensein von Erdw�rme,
sondern auch das Vorhandensein geeigneter Abnehmer von entscheidender Bedeutung. Es
mu§ deshalb die H�he des gesamten W�rmeverbrauches in den ausgew�hlten Gemeinden
herangezogen werden.

Bereits eine grobe Kostenabsch�tzung der "Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Boden-
see" zeigt, da§ es kaum m�glich sein wird, Erdw�me wirtschaftlich zu nutzen, da bisher auch
in keiner der Gemeinden eine Infrastruktur f�r W�rmeverteilung vorhanden ist.

Da sich geothermische Anomalien in Deutschland vor allem im Oberrheingraben befinden, ist
die Chance weiterer Forschungsf�rderung im Westen der Region denkbar. Seit Mitte der 70er
Jahre f�rdert die Bundesregierung die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Geo-
thermie. Im Jahr 1992 stand daf�r ein Betrag von etwa 8 Mio. DM zur Verf�gung95 . Als
deutsch-franz�sisches Gemeinschaftsprojekt wird z.Zt. in Soultz-sous-F�rets im Elsa§ eine
Probebohrung unterst�tzt.

G Eine Nutzung der im Abfall enthaltenen Energie ist anzustreben.

V Auf Empfehlung der "Regionalen Energie- und Umweltanalyse Hoch-
rhein-Bodensee" wird vorgeschlagen, neben der bereits verwirklichten
Nutzung der Deponien "Dorfweiher" und ãRickelshausenÒ im Landkreis
Konstanz und ãLachengrabenÒ des Landkreises Waldshut auch das
Gasaufkommen aus der Deponie

· Scheinberg (Gemeinde Wieslet im Landkreis L�rrach)

zu nutzen, sobald es die Gasqualit�t erlaubt.

Begr�ndung

"Abfall stellt in erster Hinsicht keinen Energietr�ger dar, sondern ein unerw�nschtes Neben-
produkt unserer Gesellschaft. Eine energetische Nutzung des Abfalls bildet sowohl aus Gr�n-
den der Wirtschaftlichkeit als auch aus Umweltgesichtspunkten heraus keine echte Alternative
zu einer m�glichst umfassenden Vermeidung bzw. Wiederverwertung des Abfalls"96.

Die Abfallentsorgung wird in den Landkreisen jedoch immer mehr zum Problem, da der vorhan-
dene Deponieraum immer knapper wird und Platz f�r neue Deponien kaum noch ausgewiesen
______________________________
95  Quelle: Der Bundesminister f�r Forschung und Technologie (1992): Erneuerbare Energien. Bonn.
96  siehe Fu§note 89

4.2.5.6 Nutzung von Abf�llen
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werden kann. Auch aus diesem Grund sollen h�herwertige Abfallentsorgungsverfahren zum
Einsatz kommen, um das zu entsorgernde Abfallvolumen zu verkleinern und den organischen
Teil des Abfalls zu inertisieren.

In der Region wird bisher nur die Deponierung angewandt. Neue Entwicklungen -auch mit den
Kantonen der Nordschweiz-  sind sorgf�ltig zu pr�fen.

Z.Zt. wird das Gas der Deponie "Dorfweiher" (Konstanz) zur Stromerzeugung und W�rme-
versorgung der Universit�t Konstanz genutzt. Die Kreism�lldeponie Rickelshausen wurde
zwischenzeitlich mit Deponiegasnutzung versehen. Auch der Landkreis Waldshut hat die Ver-
stromung von Deponiegas der Deponie "Lachen-graben" zusammen mit einem Energieversor-
gungsunternehmen vollzogen. Weiterhin wird an der Deponie "Scheinberg" bei Wieslet eine
Verstromung des Gases geplant, sobald es die Gasqualit�t erlaubt.

Das Gasaufkommen der Deponien M�nchingen und Lottstetten ist so gering, da§ lediglich
elektrische Leistungen von 25 bzw. 11 kW zu erbringen w�ren. Wirtschaftlich interessant sind
Leistungen ab ca. 300 kWel. Diese Leistungen lie§en sich nach Aussagen der "Energie- und
Umweltanalyse" voraussichtlich bei den Deponien "Dorfweiher" und "Scheinberg" erreichen.

Aus den Deponien der Region steht 1990 ein technisch realisierbares Potential von 3440 kWel
zur Verf�gung. Im Jahr 2000 k�nnten Anlagen installiert sein, die insgesamt eine elektrische
Leistung von 3700 kWel aufweisen w�rden.

Eine wirtschaftliche Nutzung der Deponiegasanlagen in der Region ist nach Auffassung der
"Energie- und Umweltanalyse Hochrhein-Bodensee" m�glich.

N Die dauerhafte Versorgung der Bev�lkerung mit Trinkwasser ist durch
die Erschlie§ung ausreichender Wasservorkommen sicherzustellen.

V F�r die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung der Region sind
Quellen, Grundwassergewinnungsgebiete, Bodensee und Rhein vor
Verunreinigungen und vor konkurrierenden Nutzungen zu sch�tzen.

Die Gewinnungsanlagen und das Verteilernetz sind zu kontrollieren und
entsprechend dem neuesten Stand der Technik weiterzuentwickeln.
Dabei sind Bereiche mit Wassermangel an die Wasservorkommen der
�berschu§gebiete anzuschlie§en.

In den dichter besiedelten R�umen ist die Wasserversorgung aus
technischen und wirtschaftlichen Erfordernissen so zusammenzufassen,
da§ eine st�rungsfreie Wasserversorgung �ber Verbundnetze si-
chergestellt wird.

Bei der Neunutzung von Gewerbe- und Industriegebieten mu§ zum
Schutze des Trinkwassers die Sanierung der Altlasten sichergestellt
sein.

4.3 Wasserwirtschaft und Abfallwirtschaft

4.3.1 Wasserversorgung
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V Zur sparsamen Inanspruchnahme der Trinkwasservorr�te insbesondere
f�r Standorte mit wasserintensiven Industrie- und Gewerbebetrieben
ist eine Betriebswasserversorgung durch Nutzung des Oberfl�chen-
wassers und durch mehrmalige Nutzung nach Wasseraufbereitung an-
zustreben.

Auch im privaten Bereich soll unter Ber�cksichtigung u. a. der Was-
serqualit�t, der notwendigen Brandreserven, des Wasserumschlags im
Leitungsnetz, die Nutzung von Regen- und Oberfl�chenwasser z. B. f�r
die Gartenbew�sserung und die Wiedernutzung von Brauchwasser
durch Regelungen in privatrechtlichen Vertr�gen bei Verkauf von Bau-
fl�chen vorgesehen werden.

Begr�ndung

Zum Thema  ãWassersparenÒ wurde 1994 vom Umweltministerium des Landes Baden-W�rt-
temberg ein Hearing durchgef�hrt, deren Ergebnisse als umfassende und qualifizierte Informa-
tion f�r individuelle Entscheidungen in der Bev�lkerung zur Verf�gung gestellt werden sollen.

Situation Landkreis Konstanz:

Zur Deckung des mittleren Jahresbedarfs reichen mit Ausnahme des Randenbereichs - Ge-
meinde Tengen - die erschlossenen Wasservorkommen im Landkreis Konstanz aus.

F�r die Wasserversorgung, insbesondere f�r eine Erg�nzungsversorgung, der Gemeinde
Tengen wird derzeit gepr�ft, wie der Wasserbedarf sichergestellt werden kann.

Durch vollzogene, bzw. geplante Siedlungsentwicklung werden erweiternde Ma§nahmen der
bestehenden Anlagen zur Wasserversorgung erforderlich (neuer Tiefbrunnen oder neue Was-
serschutzgebiete), z. B. in Gottmadingen (Industrieentwicklung), Gaienhofen (Wohnbauent-
wicklung), Orsingen-Nenzingen und Stockach (Wohnbau- und Industrie/Gewerbeentwick-
lung), Singen (Siedlungsentwicklung).

Durch Stra§enbauma§nahmen sind Verlegungen von Anlagen der Wasserversorgung ge-
plant, z. B. in Gottmadingen-Bietingen (B 34), Allensbach-Hegne (B 33 neu).

Die Gemeinden Eigeltingen und Bodman-Ludwigshafen sowie die Stadt Stockach sind an die
Bodenseewasserversorgung angeschlossen. Alle Orte der Stadt Konstanz und die Gemeinde
Reichenau, einschlie§lich das Psychatrische Landeskrankenhaus, werden �ber das Konstan-
zer Seepumpwerk in Staad mit Bodenseewasser versorgt, f�r eine Notversorgung, f�r die
Landwirtschaft und f�r eine Brauchwasserversorgung kann weiterhin aus den alten Schutzge-
bieten Wasser entnommen werden. Das Seepumpwerk ist bisher   nur 60 - 70 % ausgelastet,
eine Versorgung von ca. 100.000 EW w�re ohne  zus�tzlichen Ausbau m�glich.

Industriebetriebe im Uferbereich des Bodensees und Seerheins haben bestehende Brauch-
wasserentnahmen aus dem Bodensee (z. B. Schie§er/Radolfzell a. B. und Heros�/ Kon-
stanz).

Landkreis Waldshut:

Die vorhandenen Wasservorkommen im Landkreis Waldshut reichen zur Deckung des mittle-
ren Jahresbedarfs aus, nachdem in den letzten 20 Jahren in den meisten Gemeinden des
Landkreises neue Versorgungen mit Neubauten von Versorgungsanlagen durchgef�hrt und
f�nf neue Gruppenwasserversorgungen (H�chenschwander Berg, Hochschwarzwald,
Schwarzbachtalgruppe, Dogern mit Waldshut und Albbruck sowie Klettgauwasserversor-
gung) erstellt wurden.
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Die Situation gro§er G�tebelastungen des Grundwassers bedingt durch den Eintrag von Ni-
trat im Raum St�hlingen und von Pflanzenschutzmittel und Kohlenwasserstoffen im Bereich
der Stadt Waldshut-Tiengen und im Raum Wut�schingen soll durch eine gr�§ere Verbundl�-
sung im Wutachtal und durch Anschlu§ von Waldshut-Tiengen an die Klettgaurinne
(Zusatzwasser aus dem Verband Klettgauwasserversorgung) wieder verbessert werden.

Der Vermeidung von G�teproblemen dient auch die vor wenigen Jahren begonnene Auswei-
tung (Neuauweisung und Erweiterung) der Wasserschutzgebiete, diese soll einen umfassen-
den Schutz der bereits genutzten und der bekannten aber nicht genutzten Trinkwasservor-
kommen sicherstellen. Die dadurch bedingte Extensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung
kann durch die Gew�hrung einer Entsch�digung   f�r die Landwirte finanziell ausgeglichen wer-
den. Das Instrument hierzu ist die sogenannte SchalVO (Schutzgebiets- und Ausgleichsver-
ordnung). Weitere Gef�hrdungen durch Siedlungserweiterungen wurden insbesondere durch
eine Risikokartierung minimiert, welche m�gliche Grundwassergef�hrdungen durch Gewerbe-
und Industriegebiete absch�tzt, wirksame Gegenma§nahmen zur Fr�herkennung von Grund-
wasserbelastungen vorschl�gt und Instrumentarien zur Schadensbek�mpfung liefert (Gut-
achten z. B. f�r die Bereiche St. Blasien, Bad S�ckingen-Wallbach und Klettgau sind in
Arbeit). Eine weitere Wasserentnahme aus dem Einzugsbereich des W�hrensystems auf dem
Hotzenwald soll zur Erhaltung des �kologischen Gleichgewichts vermieden werden. Weitere
Aufgaben der Wasserwirtschaft werden in der Regenerierung und Reaktivierung von Wasser-
vorkommen, in deren Absicherung durch nachtr�gliche bauliche  Ma§nahmen an bestehenden
Stra§en innerhalb Wasserschutzgebieten und bei Kiesabbau, in einer Verbesserung der Ver-
teilung des Wassers aus dem Gewinnungsgebieten in Mangelgebieten, in der Abstimmung
von  Grundwasserfragen mit benachbarten Schweizer Kantonen, mit Gemeinden und Beh�r-
den sowie in einer verst�rkten �ffentlichkeitsarbeit gesehen.

Aus hygienischen Gr�nden sollte im privaten Bereich Regen- und Oberfl�chenwasser f�r die
Gartenbew�sserung und Brauchwasser allenfalls zur WC-Sp�lung genutzt werden.

Zuk�nftig erlangt die Regenwasserversickerung eine gr�§ere Bedeutung, da diese ein we-
sentlicher Beitrag zur Entlastung der Bew�sserungssysteme, zur Verminderung von Hoch-
wasserspitzen und zur Grundwasseranreicherung bieten kann.

Landkreis L�rrach:

Der Wasserbedarf von rund 15,3 Mio. m3/a wird zu ungef�hr 87 % mit Grundwasser (ca. 13,3
Mio. m3/a) und zu ungef�hr 13 % mit Quellwasser (ca. 2,0 Mio. m3/a) abgedeckt.

Nach der aufgestellten Wasserbilanz f�r die Gemeinden und St�dte des Landkreises L�rrach
ist f�r den Planungszeitraum von 1991 bis zum Jahre 2020 die Wasserversorgung - mit weni-
gen Ausnahmef�llen im hinteren Wiesental - gesichert.

Die zur Trinkwasserversorgung genutzten oder nutzbaren Grund- und Quellwasservorkom-
men im Landkreis L�rrach konnten bisher vor anthropogenen Belastungen durch den hohen
technischen Stand bei Umgang und Lagerung wassergef�hrdender Stoffe in den Industrie-
und Gewerbebetrieben, durch die Anstrengungen der St�dte und Gemeinden bei der Abwas-
sersammlung und -beseitigung und durch die Ausweisung von Wasserschutzgebieten weit-
gehend gesch�tzt werden.

V In der Region sind die Abw�sser zu fassen, zu reinigen und in geeig-
nete Vorfluter einzuleiten. Das Kanalnetz ist auf Sch�den zu kontrollie-
ren und bei Bedarf zu sanieren. Kanalnetz und Kl�ranlagen sind entspre-
chend der Siedlungserweiterung und -verdichtung und bei Ver�nderun-
gen in der Abwasserbeschaffenheit auszubauen. Die M�glichkeiten zur

4.3.2 Abwasserbeseitigung
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Aufbereitung und  Wiederverwendung von Kl�rschl�mmen sind zu pr�-
fen.

V Das Anwachsen technologisch nicht weiter reduzierbarer Restfrachten
aus der Abwasserbeseitigung ist durch geeignete Ma§nahmen zu ver-
hindern.

V Die Abwasserreinigungsanlagen im Einzugsbereich des Bodensees
sind in ihrer Qualit�t zu erhalten und entsprechend den technischen und
wirtschaftlichen M�glichkeiten zu verbessern.

Begr�ndung

Tabelle 4.3.2-1 Abwasserbeseitigung

Landkreis Konstanz Landkreis Waldshut Landkreis L�rrach
Anzahl der kommu-
nalen Sammelkl�r-
anlagen

23 57 25

Anschlu§grad der
Einwohner

97,5 %   x 96 % 96 %

Nicht angeschlos-
sene Einwohner

8.000    xx 6.000 8.500

Durchschnittliche Ab-
baustufe 1995 Lan-
desdurchschnitt 1,8

2,00 wird nicht mehr ermittelt
(1991 - 1,67)

2,00

Anteil der Sammel-
kl�ranlagen in den
Bewertungsstufen
1,1-2 u. 2

60 % xxx 61 % 68 %

Verbesserung
kann erreicht
werden durch:

Ausbau (in Bau bis
1998):
SKA Konstanz und
SKA Untere Radolfzel-
ler Aach/Moos
(Betriebsoptimierung
und N�hrstoffabbau)

Neubau/Erweiterung (Baube-
ginn 1997):
SKA St. Blasien,
SKA Klettgau-Gei§lingen,
SKA Herrischried,
SKA Todtmoos-Au und
SKA Bonndorf-Wittlekofen.
Umbau (ab 1997):
SKA Bad S�ckingen und
SKA Murg (Stickstoffabbau)
Anschlu§ von Wallbach an
SKA Bad S�ckingen
(ab 1997)

Ausbau SKA Wembach
(Erweiterung und N�hrstoffab-
bau),
SKA Todtnau (bis 1998 -
Phosphatabbau) und
SKA Kandern (mittelfristiger
Ausbau).
Anschlu§ der Gemeinden
Efringen-Kirchen und Fischin-
gen sowie der Kandener
Ortsteile Tannenirch,
Feuerbach, Riedlingen und
Holzen an SKA B�ndlegrund.
Anschlu§ von Hertingen
an SKA Bad Bellingen

x Nach Abschlu§ des Abwasserkanalausbaus in Eigeltingen hat der Landkreis Konstanz
einen Anschlu§grad von 98 %.

xx Nach Abschlu§ des Abwasserkanalausbaus in Eigeltingen nur noch 4000.
xxx Nach 1998 (Fertigstellung der SKA Konstanz) 90 %.

In allen drei Landkreisen ist mehrheitlich der Ausbau der Sammelkl�ranlagen f�r eine verbes-
serte N�hrstoffelimination zur Vermeidung von Sauerstoffzehrung und �berd�ngung (Eutro-
phierung) der - insbesondere langsam flie§enden - Gew�sser erforderlich.

Neue Grenzwerte f�r Abwasserentsorgungsanlagen wurden mit der Rahmen-Abwasser-Ver-
waltungsvorschrift des Bundesumweltministeriums vom 31. Juli 1996 eingef�hrt. Die Gemein-
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den haben die �berpr�fung ihrer Abwasserentsorgungsanlagen in Eigenregie durchzuf�hren,
entsprechend der Verordnung �ber Eigenkontrolle der Abwasseranlagen, Land Baden-W�rt-
temberg vom 09. August 1989.

Regenwasserbehandlung:

Bei Mischwasserkanalisation wird Regenwasser  zusammen mit h�uslichem Abwasser zur
Kl�ranlage geleitet. Da aus technischen und wirtschaftlichen Gr�nden die Kanalisation nur f�r
eine begrenzte Wassermenge bemessen wird, soll nicht aufnehmbares Mischwasser �ber
Regen�berl�ufe in einen Vorfluter eingeleitet werden: In Trockenzeiten setzen sich Schmutz-
stoffe in den Kanalisationen und auf Oberfl�chen ab, die bei Regenbeginn sto§weise abge-
schwemmt werden. In Regenbecken k�nnen diese Schmutzstoffe gespeichert und nach Re-
genende einer Kl�ranlage zugeleitet werden - siehe dazu die oben genannte Eigenkontrollver-
ordnung.

In den drei Landkreisen bestand Ende 1991 ein Ausbaugrad der Anlagen �r Regenwasserbe-
handlung von 30 - 40 % des Bedarfs und lag damit deutlich unter dem durchschnittlichen Aus-
baugrad des Landes Baden-W�rttemberg (64%).

Landkreis Konstanz: Es fehlen noch ca. 17 % des erforderlichen Beckenvolumens, insbe-
sondere in Stei§lingen, Stockach und Gottmadingen.

Landkreis Waldshut: Es fehlen noch ca. 60-70 % des erforderlichen Beckenvolumens, so da§
in einer Reihe von Gemeinden der Bau von Anlagen zur Regenwasser-
behandlung dringend erforderlich wird.

Landkreis L�rrach: Es fehlen noch ca. 39 % des erforderlichen Beckenvolumens, insbe-
sondere in den St�dten L�rrach und Weil am Rhein sowie im Bereich
des Abwasserverbandes Unteres Kandertal.

Kl�rschlammentsorgung:

Die Verwendung von Kl�rschlamm in der Landwirtschaft st�§t zunehmend auf Akzeptanzpro-
bleme.

Derzeit wird der Kl�rschlamm nur mechanisch entw�ssert, wobei noch ein Restwassergehalt
von 60-80 % zur�ckbleibt.  Diese bereits heute hohen Schlammengen werden zus�tzlich
durch Ansteigen der Abwassermengen und durch verbesserte Reinigungsleistungen der Kl�r-
anlage weiter ansteigen, was bei der derzeit noch praktizierten Ablagerung auf Deponien ei-
nen hohen Bedarf an Deponievolumen erfordern w�rde. Die zum Jahr 2005 zu erwartende TA
ãSiedlungsabfallÒ wird eine Deponierung von Kl�rschlamm auf Deponien k�nftig verbieten.
Daher wird in der Region Hochrhein-Bodensee eine Kl�rschlammtrocknung als Zwischenstufe
f�r eine Wiederverwertung sowie ggf. eine grenz�berschreitende Kl�rschlammverbrennung
und eine gemeinsame weitere Verwertung der Restmengen angestrebt.

Landkreis Konstanz:

Bisher wurde der �berwiegende Teil des anfallenden Kl�rschlamms in der Landwirtschaft ver-
wertet. Langfristig soll in den SKA`en Konstanz und Ramsen/CH (Abwasserzweckverband
Hegau-S�d "Bibertal - Hegau") und gegebenenfalls nach Pr�fung auch bei der SKA Radolfzell
am Bodensee die Errichtung von geeigneten Kl�rschlamm-Trocknungsanlagen als weiterer
Entsorgungsweg angestrebt werden.
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Landkreis Waldshut:

Im Hinblick auf den Grundwasserschutz wurde Kl�rschlamm im wesentlichen nicht mehr in der
Landwirtchaft ausgebracht, sondern nach mechanischer Entw�sserung auf den Kreism�llde-
ponien abgelagert.

Ab 1996 werden s�mtliche Kl�rschl�mme aus dem Landkreis Waldshut auf einer zentralen An-
lage in Bad S�ckingen getrocknet. Alle Gemeinden und Abwasserzweckverb�nde sind im
Rahmen einer  �ffentlich-rechtlichen Vereinbarung an die Anlage angeschlossen.

Das bei der Trocknung entstehende Granulat wird nicht deponiert, sondern einer thermischen
Verwertung zugef�hrt. Damit werden die Deponien zu einem wesentlichen Teil entlastet; die
Laufzeit kann von 10 Jahren auf voraussichtlich 25-30 Jahre deutlich verl�ngert werden.

Auf einem hohen technischen Standard befinden sich die beiden Deponien Lachengraben
(Stadt Wehr) und M�nchingen (Gemeinde Wutach).

Landkreis L�rrach:

Die Kl�rschlammtrocknungsanlage der Kl�ranlage Steinen des Abwasserverbandes Mittleres
Wiesental wurde im M�rz 1996 in Betrieb genommen. In der Kl�ranlage Steinen werden zu-
s�tzlich die Kl�rschl�mme von der Verbandskl�ranlage Wembach, des Gemeindeverwal-
tungsverbandes Sch�nau, mitgetrocknet. Insgesamt f�llt in der Kl�ranlage Steinen j�hrlich eine
getrocknete Kl�rschlammenge von ca. 770 t mit einem Trockensubstanzgehalt von 90 % zur
Verwertung bzw. Entsorgung an. Der Gro§teil der �brigen im Landkreis anfallenden Kl�r-
schl�mme wird derzeit in den Verbrennungsanlagen der Firmen Hoffmann-La Roche und Ciba-
Geigy in Grenzach-Wyhlen verbrannt.

F�r die Kl�rschlammtrocknung gilt es, noch einige rechtliche Probleme zu l�sen, z. B. H�he der
Tocknungsgrade.

Kanalisation:

Alte, aber auch viele in den letzten zwei Jahrzehnten verlegte Kan�le sind in schlechtem Zu-
stand. Die gesch�tzte, durchschnittliche Schadensrate betr�gt ca. 10 - 20 % der �ffentlichen
Kan�le in allen drei Landkreisen. Dadurch dringt Abwasser durch die Schadstellen ins Erdreich
ein und f�hrt  zur Verunreinigung des Grundwassers.

Seit 1989 sind die Gemeinden durch die Eigenkontrollverordnung verpflichtet, regelm�§ig Dich-
tigkeitspr�fungen ihrer Kanalsysteme durchzuf�hren.

Ein besonderer Schwerpunkt der Abwasserentsorgung in der Region, verbunden mit erhebli-
chen finanziellen Aufwendungen,  wird in den n�chsten 10 Jahren die Sanierung der Kanalisa-
tion sein.

Im Abwasserzweckverband Stockacher Aach ist beabsichtigt, auch die Orte Heudorf, Hom-
berg-M�nchhof, Reute im Hegau und Rorgenwies an eine Kanalisation zur SKA Stockacher
Aach anzuschlie§en.

Aufgrund fehlender Landesmittel kommen die Sanierungsarbeiten an den Kanalisationen ins
Stocken. Daher stellen die Abwasserkan�le (insbesondere die Hausanschl�sse) ein erhebli-
ches Gef�hrdungspotential f�r das Grundwasser dar: Dringt Grund- bzw. Quellwasser in die
Kanalisation ein, kann dies zu einer �berbelastung der Kl�ranlagen und auch der Regenwas-
serbehandlungsanlage f�hren.
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V Die Abfallwirtschaft ist in der Region entsprechend den Zielsetzungen
des Landesentwicklungsplanes (Plansatz 2.7.5) auf Vermeidung, Ver-
minderung und Verwertung auszurichten.

Die Entsorgungskonzepte der drei Landkreise  sind weiterzuentwickeln.
F�r die Entsorgung von nicht vermeidbaren und/oder nicht verwertba-
ren Abf�llen sind entsprechend den Erfordernissen des Umweltschut-
zes und zur Erhaltung von Naturg�tern geeignete Entsorgungseinrich-
tungen und Deponiestandorte zu untersuchen und zu bestimmen. Dabei
ist die Zusammenarbeit der Landkreise untereinander und mit den be-
nachbarten Schweizer Grenzkantonen sowie mit dem Elsa§, anzustre-
ben.

V Bei der Abfallbeseitigung ist Vorsortierung von recyclebaren Stoffen
in Binnenh�fen und der Transport �ber den Wasserweg zu geeigneten
Abnehmern zu pr�fen.

Begr�ndung

Landkreis Waldshut:

Der Landkreis Waldshut betreibt bereits seit mehreren Jahren entsprechend der gesetzlichen
Zielhierarchie eine strickte Politik der Abfallvermeidung und Abfallverwertung. Die im Abfallwirt-
schaftskonzept 1992 f�r das Jahr 2000 angestrebten Ma§nahmen zur Abfallverminderung
wurden zwischenzeitlich bereits zu einem wesentlichen Teil umgesetzt. So ist alleine die
Menge an Hausm�ll und ausm�ll�hnlichen Gewerbeabf�llen von ca. 76.000 Tonnen im Jahre
1990 auf ca. 51.000 Tonnen im Jahre 1994 zur�ckgegangen.

Die Vermeidungs- und Verwertungsquote konnte insbesondere durch folgende Ma§nahmen
deutlich gesteigert werden:

· Intensivierung der getrennten Sammlung von wiederverwertbarem Material (Papier-
sammlungen der Vereine, getrennte Kartonagensammlungen usw.)

· Verdichtung des Containernetzes f�r Glas und Dosen

· Einf�hrung des Gelben Sackes. Hierdurch konnte die getrennte Erfassung und Verwertung
von Kunststoffen wesentlich gesteigert werden. Die Umsetzung des Dualen Systems
erfolgt �ber die Abfallverwertungsgesellschaft im Landkreis Waldshut (AVW), an der  der
Landkreis zu 50 % beteiligt ist.

· Betrieb einer zentralen Gr�ngutkompostierungsanlage in K�ssaberg

· Betrieb einer Gewerbem�llsortieranlage in Murg.

Seit 1993 werden Bioabf�lle in einem Versuchsgebiet von 5 Gemeinden (Waldshut-Tiengen
mit dem Stadtteil Tiengen sowie dem Ortsteil Gurtweil; Wut�schingen, Klettgau, K�ssaberg,
Lauchringen) getrennt erfa§t und im Kompostwerk Singen verarbeitet. Ob bzw. inwieweit die
Biotonne auf das gesamte Kreisgebiet ausgeweitetr wird, h�ngt von derzeit noch laufenden
Untersuchungen ab. Hierbei wird auch eine Einbeziehung der Landwirtschaft gepr�ft. Die
kreisweite Einf�hrung der Biotonne setzt insbesondere die Verwertbarkeit des Kompostes
voraus. Bedingung ist, da§ eine Ausbringung des Materials in der Landwirtschaft nicht zu zu-
s�tzlichen Belastungen von Boden und Grundwasser  f�hrt.

4.3.3 Abfallbeseitigung



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

204

Seit Herbst 1995 ist auf der Deponie Lachengraben ein Deponiegaskraftwerk in Betrieb, mit
dem das aus dem M�llk�rper emittierende Gas umweltschonend verstromt wird.

Mit der von der TA Siedlungsabfall ab 2005 geforderten thermischen Abfallbehandlung wird
der Landkreis Waldshut bereits am 1996 beginnen. Dies erm�glicht eine grenz�berschreitende
Kooperation mit den Schweizer Nachbarkantonen Z�rich und Aargau. Grundlage sind langfri-
stige Vereinbarungen �ber die Mitnutzung freier Kapazit�ten in grenznahen Kehrichtverbren-
nungsanlagen der Schweiz (Z�rich-Hagenholz, Turgi, Buchs, Ofteringen). Im Gegenzug bietet
der Landkreis Verwertungs- und Entsorgungsleistungen, u. a. die R�cknahme von Schlacke
und Rauchgasreinigungsr�ckst�nden. Diese grenz�berschreitende Kooperation, aber auch die
Zusammenarbeit mit den Nachbarlandkreisen soll k�nftig weiter  intensiviert werden.

Die zahlreichen und kostentr�chtigen Ma§nahmen im Bereich der Abfallwirtschaft waren bzw.
sind nur �ber eine Anhebung der M�llgeb�hren realisierbar. Organisatorisch wird die Abfall-
wirtschaft im Landratsamt Waldshut als Eigenbetrieb gef�hrt.97

Landkreis Konstanz:

Im Vergleich zu 1991 sind die insgesamt angelieferten Abfallmengen um 30 % auf ca. 392.700
Tonnen zur�ckgegangen.

Bei Haus- und Sperrm�ll wurde entgegen der seit 1988 r�ckl�ufigen Tendenz 1992 wieder
eine Zunahme festgestellt (Entr�mpelungseffekt). Durch die dritte Stufe, der Verpackungsver-
ordnung und durch Einf�gung des Dualen Systems (Anfang 1993) wird jedoch f�r 1993 mit
einem deutlichen R�ckgang der Abfallmengen aus Haus- und Sperrm�ll gerechnet.

F�r die bisher zunehmenden pflanzlichen Abf�lle wird f�r 1993 durch Einf�hrung von h�heren
Geb�hren und durch Verarbeitung von Biom�ll (aus Biotonnen) erstmals eine Abnahme der
Abfallmenge erwartet.

Der Gewerbem�ll ist 1992 um ca. 18 % auf ca. 5.900 Tonnen, auf die konsequente Beachtung
der ersten und zweiten Stufe der Verpackungsverordnung zur�ckzugef�hren, mit weiteren
Abnahmen wird auch noch 1993 durch die dritte Stufe der Verpackungsverordnung gerechnet.

Das auf Beschlu§ des Kreistages vom 17.02.1978 in Singen errichtete Kompostierwerk ar-
beitet seit 01.01.1993 auf Basis einer neuen Planfeststellung als reines Biom�ll-Kompostwerk;
dieses Biom�ll-Kompostwerk wird zur Zeit durch eine anaerobe Verg�rungsanlage zur Be-
handlung von besonders nassen Bioabf�llen erg�nzt.

Deponien f�r den Restm�ll mit nat�rlichen Sohlenabdichtungen, vollst�ndiger Erfassung der
Sickerw�sser und Entgasungseinrichtungen sind vorhanden in:

· Singen-Rickelshausen98 (22 ha, 2,1 Mio cbm, Sickerwasserableitung - Kl�ranlage Moos
(Rekultivierungsziel: Sekund�rbiotop) und

 
· Konstanz-Dorfweiher (22 ha, 5,4 Mio cbm, Sickerwasserableitung - Kl�ranlage Konstanz

(Rekultivierungsziel Mischwald).
______________________________
97 Im Jahre 1995 ist die Menge an Hausm�ll und hausm�ll�hnlichen Gewerbeabf�llen im Landkreis

Waldshut auf 50.000 Tonnen zur�ckgegangen. Der Landkreis liefert seit September 1996 im Rahmen der
Kooperation mit der Schweiz brennbare Abf�lle in die Kehrichtverbrennungsanlagen Z�rich und Turgi. Im
Gegenzug werden Schlacke und Rauchgasreinigungsr�ckst�nde zur�ckgenommen. Der damit
vollzogene Einstieg in die Verbrennung f�hrt zu einer erheblichen Reduzierung des Verbrauchs an
Deponievolumen (1997: gesch�tzte Ablagerungsmenge 32.000 Tonnen). Hierdurch verl�ngert sich die
Laufzeit der beiden Deponien Lachengraben und M�nchingen erheblich. Damit ist eine langfristige
Entsorgungssicherheit gew�hrleistet. Dieses Ziel konnte allerdings nur �ber eine deutliche Erh�hung der
M�llgeb�hren erreicht werden.

98 Die Deponie Singen-Rickelshausen wird im Laufe von 1997 ersch�pft sein. �ber eine dort einzurichtende
Umladestation soll der Restm�ll zur Deponie in Konstanz �berf�hrt werden.



Regionalplan 2000 - Bereiche f�r Trassen und Infrastruktur

205

 
Erdaushub wird auf den Deponien Konstanz-Riesenberg und Gottmadingen-Galgenbuck ab-
gelagert, kontaminierter, mineralischer Bauabbruch darf nur auf den Kreism�lldeponien abgela-
gert werden, mineralischer Bauabbruch ist den Recyclings- und Wiederwertungseinrichtungen
zuzuf�hren, wiederverwertbarer Bauabbruch ist von der Annahme auf allen Deponien durch
die Abfallsatzung des Landkreises Konstanz ausgeschlossen, Fittingsande und Kernsande
werden auf den Kreism�lldeponien und auf der Monodeponie M�hlingen-Zoznegg abgelagert.

In vielen Gemeinden des Landkreises Konstanz werden Recyclingh�fe betrieben.

Weitere Einrichtungen sind vorhanden:

· je eine Bitumenaufbereitungsanlage in Stei§lingen und Engen-Welschingen,
 
· Sammelstellen f�r K�hlm�bel (im Mittel 6.000 Stck./Jahr) auf Deponien,
 
· Wiederverwertungsanlage f�r Leuchtstoffr�hren und andere, quecksilberhaltige Elektroteile

in Stockach,
 
· Sortieranlage f�r Elektroteile und Restm�ll sowie eine Behandlungsanlage f�r Holz und

Holzprodukte,
 
· Vorabkontrolle durch Abfallberatung,
 
· Bauschuttrecycling, Wertstoffentsorgung in Sperrm�llb�rsen der Gemeinden.

Geplant sind die Einrichtungen einer Sortieranlage f�r Sperr- und Gewerbem�ll, f�r die biologi-
sche Vorbehandlung der Kl�rschl�mme; f�r eine thermische Verwertung des Restm�lls ist eine
Entscheidung �ber Standort und Verwertungsart noch nicht getroffen worden.99

Landkreis L�rrach:

In den vergangenen Jahren hat der Landkreis L�rrach sein Abfallwirtschaftskonzept entspre-
chend den ver�nderten gesetzlichen Rahmenbedingungen ebenso angepa§t, wie die in der
Verwaltung damit beauftragte Organsation. Durch die Gr�ndung eines Eigenbetriebes hat der
Landkreis die Basis f�r eine effiziente Abfallwirtschaft geschaffen.

Die Abfallwirtschaft ist gepr�gt von Kooperationen mit ans�ssigen Firmen und versteht sich
heute als Teil eines die Grenzen �berschreitendenden Projektes. Zusammen mit den Schwei-
zer Kantonen Basel-Stadt, Basel-Land und dem franz�sischen District Trois Fronti�res soll
eine f�r die Region abgestimmte Abfallwirtschaft aufgebaut werden. Der Schwerpunkt liegt in
der bestm�glichen Nutzung vorhandener sowie noch zu schaffender Kapazit�ten f�r eine Ab-
fallbehandlung/-verwertung der nach allen Vermeidungsbem�hungen in dieser Region noch
verbleibenden Restm�llmengen. Hierf�r soll bis Ende 1998 die bestehende Kehrichtverbren-
nungsanlage der Stadt Basel ausgebaut werden. Langfristige Kooperationsvertr�ge sind be-
reits abgeschlossen (Verbrennung) bwz. in Vorbereitung (Verg�rung).

Die Gr�nschnittkompostierung wird in zwei Kompostanlagen seit 1994 in Rheinfelden/Minseln
und seit 1996 in L�rrach durchgef�hrt.

F�r die im Landkreis anfallenden Kl�rschl�mme wurden in bestehenden Kl�rschlammverbren-
nungsanlagen der ans�ssigen Industrie entsprechende Kapazit�ten lanfristig gesichert, so

______________________________
99 Die Landkreise Konstanz und Bodenseekreis haben eine Kooperation beider Landkreise beschlossen

zur weiteren Verminderung des Restm�llaufkommens - durch Vermeiden und Verwerten - und zur
Erarbeitung eines Konzeptes, wie k�nftig m�glicherweise gemeinsam f�r beide Landkreise eine
Restm�llbehandelung und -beseitigung entsprechend den Vorgaben des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes und der TA-Siedlungsabfall vorgenommen werden kann.
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da§ ab 1996 keine Ablagerung unbehandelter Kl�rschl�mme auf der Deponie Scheinberg er-
folgen wird.

Ab 1999 soll auf der Deponie in Scheinberg kein unbehandelter Abfall mehr abgelagert wer-
den. Hierdurch, sowie durch weitere Ma§nahmen der Abfallvermeidung und -verwertung, wird
die Deponie in Scheinberg noch etwa 60 Jahre aufnahmef�hig bleiben. Durch die intensive
Beratung in Verbindung mit der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises konnte die M�ll-
menge des gesamten Landkreises in den vergangen 5 Jahren um �ber 40 % gesenkt werden.
Seit Einf�hrung des Abfallkatasters im Jahre 1992 hat der Landkreis verl�§liche Pla-
nungsdaten f�r die Zukunft. Hieraus lassen sich die Abfallstr�me und -mengen detailliert nach-
vollziehen. Eventuelle Ver�nderungen in der Abfallwirtschaft werden schnell erkannt, damit
notwendige Ma§nahmen ergriffen werden k�nnen.

Neben den Erfassungen von Wertstoffen im Rahmen des Dualen Systems werden eine Viel-
zahl von Sondersammlungen f�r Wertstoffe im Landkreis L�rrach angeboten und kontinuierlich
entsprechend dem Bedarf ausgebaut. F�r die Entsorgung von Wertstoffgemischen stehen den
Gewerbebetrieben zwei privat betriebene Wertstoffsortieranlagen zur Verf�gung. Wertstoffe
sind von der Ablagerung auf der Deponie ausgeschlossen.

Im Jahr 2000 soll die brennbare Restabfallmenge ca. 60.000 t/a betragen. Der Transport des
Restm�lls zur Kehrichtverbrennungsanlage in Basel soll soweit wie m�glich �ber die Schiene
erfolgen.

Bauschutt und Stra§enaufbruch werden im Landkreis durch private Firmen wiederaufbereitet.
Eine Ausweitung der bestehenden Kapazit�ten ist mittelfristig nicht erforderlich.

F�r leicht dioxinbelastete Erde soll im Raum Rheinfelden die Deponie Herten mit einem Volu-
men von 150.000 cbm 1996 eingerichtet werden. Neben der Deponie Wiechs stehen hierf�r
noch umfangreiche Rekultivierungsverpflichtungen privater Betreiber von Kiesgruben im Land-
kreis L�rrach zur Verf�gung. Mittelfristig ist kein weiterer Bedarf f�r die Deponierung von un-
belastetem Boden zu erwarten.
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Zu Plansatz 1.1.4: Grenz�berschreitende Institutionen

a) mit der Schweiz

· Deutsch-Schweizerische Raumordnungskommission
· Rheinanliegerkonferenz
· Arbeitsgemeinschaft der Kantonsplaner der Nordwestschweiz
· gemischte deutsch-schweizerische Kommission gem�§ ¤ 41 des

B�singer Staatsvertrages

b) mit Frankreich

· Oberrheinrat
· Beh�rdengespr�che des Regierungspr�sidiums Freiburg mit der

Pr�fecture du Haut-Rhin

c) mit Frankreich und der Schweiz

· Deutsch-Franz�sisch-Schweizerische Regierungskommission f�r
regionale Fragen in den Grenzgebieten am Oberrhein

· Oberrheinkonferenz
· Konferenz Oberrheinischer Regionalplaner
· Regiorat

d) am Bodensee

· Internationale Bodenseekonferenz
· EUREGIO Bodensee (in Vorbereitung)
· Internationale Gew�sserschutzkommission f�r den Bodensee
· Kontaktgruppe Bodensee der Regionalverb�nde Hochrhein-Bodensee

und Bodensee-Oberschwaben
· Bodenseerat

e) auf deutscher Seite zwischen den Regionalverb�nden zur Abstimmung und
Er�rterung gegenseitiger Probleme

· Arbeitsgemeinschaft der Regionalverb�nde in Baden-W�rttemberg
· Kontaktgruppe zwischen den Regionalverb�nden Hochrhein-Bodensee

und S�dlicher Oberrhein

f) Internationale Kommissionen der Industrie- und Handelskammern

· Grenzhandelskommission der deutschen und schweizerischen Industrie-
und Handelskammern sowie Handwerkskammern

· Union westeurop�ischer Industrie- und Handelskammern des Rhein-
Rh�ne- und Donaugebietes

· Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Handelskammern am Oberrhein
· Arbeitsgemeinschaft der Bodensee-Handelskammern

f) sonstige grenz�berschreitende Institutionen

· Oberrheinische B�rgermeisterkonferenz
· Europ�ische Konf�deration der Oberrheinischen Universit�ten
· Infobest Palmrain
· Regio-Gesellschaften
· Nachbarschaftsgespr�che der St�dte und Gemeinden
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Zu Plansatz 1.2.1: Grenzg�nger

Grenzg�nger in die Schweiz Grenzg�nger Arbeitspl�tze Grenzg�nger-
in die Schweiz (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)

B�singen 174 60 290,0
�hningen 243 356 68,3
Tengen 231 604 38,2
Hilzingen 274 791 34,6
Gottmadingen 543 2.044 26,6
Gailingen 211 947 22,3
Rielasingen-Worblingen 397 1.933 20,5
M�hlhausen-Ehingen 55 413 13,3
Moos 39 297 13,1
Allensbach 134 1.142 11,7
Gaienhofen 65 562 11,6
Volkertshausen 35 454 7,7
Engen 158 2.318 6,8
Konstanz 1.893 27.817 6,8
Aach 18 284 6,3
Reichenau 89 1.701 5,2
Eigeltingen 24 461 5,2
Stei§lingen 45 1.003 4,5
M�hlingen 4 112 3,6
Singen 733 23.080 3,2
Radolfzell 330 10.775 3,1
Orsingen-Nenzingen 13 470 2,8
Hohenfels 4 157 2,5
Stockach 107 5.495 1,9
Bodman-Ludwigshafen 12 681 1,8

Landkreis Konstanz 5.831 83.957 6,9

Quelle: Arbeitsamt Konstanz, Grenzg�nger in die Schweiz, 1994
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Grenzg�nger in die Schweiz Grenzg�nger Arbeitspl�tze Grenzg�nger-
in die Schweiz (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)

Schallbach 25 12 208,3
Inzlingen 297 209 142,1
Fischingen 49 38 128,9
R�mmingen 117 197 59,4
Schw�rstadt 127 231 55,0
Wieslet 18 34 52,9
Wies 14 27 51,9
Wittlingen 42 83 50,6
Elbenschwand 1 2 50,0
Efringen-Kirchen 561 1.358 41,3
Sallneck 11 27 40,7
Eimeldingen 154 382 40,3
B�llen 2 5 40,0
H�g-Ehrsberg 11 39 28,2
Kandern 274 996 27,5
Binzen 212 798 26,6
Rheinfelden 2.255 8.555 26,4
Steinen 410 1.563 26,2
Hasel 16 64 25,0
Bad Bellingen 170 745 22,8
Weil am Rhein 2.036 9.098 22,4
Schliengen 115 619 18,6
Grenzach-Wyhlen 1.160 6.595 17,6
B�rchau 2 13 15,4
L�rrach 2.502 21.729 11,5
Tegernau 11 97 11,3
Malsburg-Marzell 34 316 10,8
Fr�hnd 1 12 8,3
Raich 4 48 8,3
Hausen 35 502 7,0
Schopfheim 433 6.796 6,4
Maulburg 150 3.202 4,7
Zell i. W. 79 1.783 4,4
Utzenfeld 3 191 1,6
Sch�nau 15 1.055 1,4
Wieden 2 153 1,3
Todtnau 13 1.718 0,8
Aitern 0 30 0,0
Neuenweg 0 46 0,0
Sch�nenberg 0 7 0,0
Tunau 0 8 0,0
Wembach 0 571 0,0

Landkreis L�rrach 11.361 69.954 16,2
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Grenzg�nger in die Schweiz Grenzg�nger Arbeitspl�tze Grenzg�nger-
in die Schweiz (Arbeitsortsprinzip) quote

Gemeinde 30.06.94 30.06.93 (in %)

Dettighofen 203 48 422,9
Hohentengen 552 467 118,2
K�ssaberg 805 710 113,4
Jestetten 706 962 73,4
Lottstetten 381 539 70,7
Weilheim 182 259 70,3
Eggingen 128 200 64,0
Klettgau 717 1.648 43,5
Murg 452 1.137 39,8
Laufenburg 812 2.051 39,6
�hlingen-Birkendorf 198 567 34,9
Albbruck 551 1.785 30,9
Lauchringen 613 2.035 30,1
Dogern 213 709 30,0
Wut�schingen 420 1.511 27,8
Rickenbach 180 675 26,7
St�hlingen 322 1.699 19,0
Wutach 19 111 17,1
G�rwihl 176 1.041 16,9
Waldshut-Tiengen 1.747 10.790 16,2
Herrischried 44 278 15,8
Dachsberg 17 129 13,2
Bad S�ckingen 942 7.422 12,7
Wehr 519 4.604 11,3
H�chenschwand 41 776 5,3
Grafenhausen 30 598 5,0
Bonndorf 93 1.934 4,8
H�usern 12 307 3,9
Todtmoos 17 533 3,2
Ibach 3 107 2,8
Bernau 12 616 1,9
St. Blasien 22 2.094 1,1

Landkreis Waldshut 11.129 48.342 23,0

Region Hochrhein-Bodensee 28.321 202.253 14,0

Quelle (auch f�r vorige Seite): Arbeitsamt L�rrach, Fachserie Arbeitsmarktdaten auf
Gemeindeebene, Nr. 3/1994
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Zu Plansatz 2.6.1: Arbeitsplatzzentralit�t der Schwerpunkte f�r Gewerbe und
Industrie

Arbeitsplatzzentralit�t Stand: 30. Juni 1993

Rang Standort
(=Schwerpunkt GE/GI)

Berufs-
einpendler

Einpendler-
�berschu§

1 Singen 11.493 6.978
2 L�rrach 11.474 7.280
3 Konstanz 7.964 4.629
4 Waldshut-Tiengen 6.235 4.421
5 Radolfzell 5.176 1.142
6 Weil am Rhein 4.817 987
7 Bad S�ckingen 4.022 2.323
8 Grenzach-Wyhlen 3.875 2.169
9 Schopfheim 3.611 708

10 Rheinfelden 2.661
11 Maulburg 2.658 1.757
12 Stockach 2.636 189
13 Wehr 2.091
14 Lauchringen 1.308 84
15 Rielasingen-Worblingen 1.233
16 Gottmadingen 1.117
17 Engen 1.104
18 Laufenburg 1.101
19 Albbruck 992
20 Steinen 879
21 Zell i.W. 793
22 Wut�schingen 738
23 Stei§lingen 699
24 Efringen-Kirchen 680
25 Binzen 656 77
26 Klettgau 563
27 Jestetten 343
28 Schliengen 298
29 Orsingen-Nenzingen 255
30 Eggingen 95
31 M�hlingen (Schwackenreute) 49

Quelle: Arbeits�mter Konstanz und L�rrach

Pendler: alle sozialversicherungspflichtigen Besch�ftigten von au§erhalb der Gemeinde
einschlie§lich Grenzg�nger
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Zu Plansatz 2.6.1: Schwerpunkte f�r Industrie und Gewerbe - Fl�chenerhebung 1995

Schwerpunkte f�r Reserven Reserven Neu Neu Summe LK

Industrie und Gewerbe GE GI GE GI insgesamt

(GE/GI) in ha in ha in ha in ha in ha

Stockach 27,0 46,7 73,7 KN

Singen 30,3 24,7 55,0 KN

Orsingen-Nenzingen 0,4 5,4 14,4 18,0 38,2 KN

Gottmadingen 19,5 13,5 33,0 KN

Konstanz 31,3 0,9 32,2 KN

Engen 25,0 25,0 KN

Rielasingen-Worblingen 10,5 11,0 21,5 KN

Radolfzell 2,9 2,9 7,1 12,9 KN

Stei§lingen 4,0 6,0 10,0 KN

M�hlingen
(Schwackenreute)

7,0 1,0 5,0 13,0 KN

SUMME LK KN 157,9 95,1 43,5 18,0 314,5

Rheinfelden 26,0 5,0 16,0 47,0 L�

Weil am Rhein 8,2 15,0 12,0 35,2 L�

Efringen-Kirchen 13,4 4,0 16,0 33,4 L�

Maulburg 26,5 0,4 26,9 L�

Schopfheim 17,0 7,0 24,0 L�

Grenzach-Wyhlen 8,0 14,0 22,0 L�

L�rrach 21,0 21,0 L�

Binzen 13,0 13,0 L�

Steinen 13,0 13,0 L�

Zell i.W. 1,9 1,9 L�

Schliengen 1,0 1,0 L�

SUMME LK L� 149,0 9,4 68,0 12,0 238,4

Waldshut-Tiengen 16,0 33,8 49,8 WT

Wehr 15,7 5,5 21,2 WT

Lauchringen 16,0 16,0 WT

Albbruck 7,0 7,0 14,0 WT

Laufenburg 7,6 4,7 12,3 WT

Jestetten 13,6 13,6 WT

Klettgau 6,0 2,0 2,0 10,0 WT

Wut�schingen 5,0 7,0 12,0 WT

Eggingen 2,2 2,2 WT

Bad S�ckingen 11,5 0,2 11,7 WT

SUMME LK WT 98,4 53,2 11,2 0,0 162,8
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Erl�uterungen: Reserven = Fl�chenpotential in bestehenden und geplanten
Bebauungspl�nen, in Fl�chennutzungsplan und aus
Innenentwicklung

Neu = m�gliche Entwicklung �ber Fl�chennutzungsplan hinaus
(nach Vorstellungen der Gemeinden, die noch nicht
bauleitplanerisch gesichert sind und im Rahmen der
Landschaftsplanung gepr�ft werden m�ssen

Summe Landkreise bezieht sich nur auf o.a. Schwerpunkte f�r Industrie
und Gewerbe

Quelle: Gewerbe- und Industriefl�chenerhebung des Regionalverbandes, Stand
Fr�hjahr 1995
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Zu Plansatz 2.6.2: Versicherungspflichtig Besch�ftigte

Sozialversicherungspflichtige Besch�ftigte am 30.06.1994

Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-

leistungen

Aach 248 211 13 20
Allensbach 1.170 261 99 799
B�singen 58 5 18 35
Eigeltingen 452 259 77 107
Engen 2.335 1213 324 762
Gaienhofen 547 185 20 320
Gailingen 1.012 64 22 919
Gottmadingen 2.044 1165 266 591
Hilzingen 776 299 185 256
Konstanz 27.220 9571 4596 12709
Moos 305 131 30 135
M�hlingen 111 71 14 20
�hningen 348 119 52 155
Radolfzell 10.722 6155 1248 3234
Reichenau 1.704 455 121 1053
Singen 22.545 11620 4306 6549
Stei§lingen 977 695 94 138
Stockach 5.376 3015 900 1383
Tengen 600 314 29 244
Volkertshausen 385 287 26 71
Hohenfels 163 32 24 66
M�hlhausen-Ehingen 403 189 87 91
Bodman-Ludwigshafen 700 392 67 177
Orsingen-Nenzingen 457 310 42 71
Rielasingen-Worblingen 1.901 1210 410 268

Landkreis Konstanz 82.559 38.228 13.070 30.173

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI  5/S 1-j/94, Bev�lkerung und Erwerbst�tigkeit, 16.06.95
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Sozialversicherungspflichtige Besch�ftigte am 30.06.1994

Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-

leistungen

Aitern 30 . . 26
Bad Bellingen 807 87 91 626
Binzen 817 428 227 149
B�llen 5 . . .
B�rchau 14 . . .
Efringen-Kirchen 1.326 884 112 323
Eimeldingen 343 262 32 43
Elbenschwand 2 . . .
Fischingen 37 . . .
Fr�hnd 10 . . 10
Hasel 59 29 . .
Hausen 456 359 35 56
Inzlingen 210 96 26 84
Kandern 1.045 504 112 380
L�rrach 20.863 7783 5536 7459
Maulburg 3.134 2512 401 218
Neuenweg 44 8 . 36
Raich 43 . . .
Rheinfelden 8.351 4314 1227 2767
R�mmingen 206 142 34 30
Sallneck 30 24 . .
Schallbach 13 . . .
Schliengen 635 370 58 196
Sch�nau 948 571 118 257
Sch�nenberg 9 . . .
Schopfheim 6.608 3564 676 2291
Schw�rstadt 221 135 18 67
Steinen 1.524 776 298 414
Tegernau 94 23 . 71
Todtnau 1.681 1034 84 548
Tunau 6 . . .
Utzenfeld 186 166 . 20
Weil am Rhein 8.732 4084 2095 2440
Wembach 561 556 . 5
Wieden 135 . . 52
Wies 22 9 . .
Wieslet 28 17 . .
Wittlingen 62 50 . 5
Zell i. W. 1.748 1048 285 411
Malsburg-Marzell 321 46 . 265
Grenzach-Wyhlen 6.344 5352 178 763
H�g-Ehrsberg 46 17 . 26

Landkreis L�rrach 67.756 35.386 11.672 20.143

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI  5/S 1-j/94, Bev�lkerung und Erwerbst�tigkeit, 16.06.95
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Sozialversicherungspflichtige Besch�ftigte am 30.06.1994

Gemeinde insgesamt Produzierendes Handel u. Sonstige
Gewerbe Verkehr Dienst-

leistungen

Albbruck 1.837 1344 232 231
Bernau 635 509 16 110
Bonndorf 1.937 1169 197 515
Dachsberg 142 51 11 74
Dettighofen 43 21 . .
Dogern 716 438 136 142
G�rwihl 991 674 61 254
Grafenhausen 636 437 25 169
H�usern 316 164 19 133
Herrischried 279 154 12 111
H�chenschwand 801 96 35 667
Hohentengen 475 291 49 121
Ibach 120 73 . .
Jestetten 874 423 110 331
Klettgau 1.637 1158 178 291
Lauchringen 1.900 1357 242 297
Laufenburg 2.121 1548 273 290
Lottstetten 527 291 83 150
Murg 1.107 618 199 279
Rickenbach 665 396 55 208
Bad S�ckingen 7.277 2939 1252 3044
St. Blasien 2.074 760 175 1113
St�hlingen 1.778 1196 126 441
Todtmoos 564 100 57 396
Wehr 4.410 3368 364 644
Weilheim 267 139 39 88
Wut�schingen 1.545 1270 65 205
Eggingen 201 169 5 27
K�ssaberg 742 516 81 134
Waldshut-Tiengen 10.061 3636 2090 4276
Wutach 107 75 20 .
�hlingen-Birkendorf 572 371 56 142

Landkreis Waldshut 47.357 25.751 6.269 14.955

Region Hochrhein-
Bodensee

197.672 99.365 31.011 65.271

Quelle: Stat. Berichte BW, A VI  5/S 1-j/94, Bev�lkerung und Erwerbst�tigkeit, 16.06.95
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Zu Plansatz 2.6.3: Gewerblich-industrielle Standorte au§erhalb Entwicklungsachsen

Gewerblich-industrielle Standorte au§erhalb Entwicklungsachsen - Erhebung 1995

Schwerpunkte
f�r Industrie
und Gewerbe
(GE/GI)

Reserven
GE

in ha

Reserven
GI

in ha

Neu
GE

in ha

Neu
GI

in ha

Summe
insgesamt

in ha

Landkreis

Tengen 2,5 5,0 7,5 KN
Eigeltingen 10,3 10,3 KN
Kandern 3,6 0,9 4,5 L�
Sch�nau 8,6 8,6 L�
Bonndorf 5,8 6,5 12,3 WT
St. Blasien 4,2 7,0 11,2 WT
St�hlingen 7,6 9,5 17,1 WT
Summe
au§erhalb
Entwicklungs-
achsen

42,6 0,9 28,0 0,0 71,4

GE/GI-Fl�chenbilanz

0,0

2,0

4,0

6,0

8,0

10,0

12,0

Tengen Eigeltingen Kandern Sch�nau Bonndorf St. Blasien St�hlingen

ha

Reserven GE in ha
Reserven GI in ha
Neu GE in ha
Neu GI in ha

Gewerbl.-industrielle Standorte
au§erhalb Entwicklungsachsen
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Zu Plansatz 3.2.6: Rohstoffabbaubereiche - Bestandserhebungen

Rohstoff: Kies und Sand

Abbaubereich G-Reserven A-Reserven Summe Z-Reserven

B�singen 250.000 250.000

Engen 220.000 220.000

M�hlingen-Zoznegg
(Schwackenreute)

175.000 175.000

Radolfzell-B�hringen 550.000 550.000 1.000.000

Radolfzell-Markelfingen 0 0

Singen-�berlingen 936.000 936.000

Stei§lingen 1.042.000 723.000 1.765.000 2.945.000

Stockach-Hoppetenzell/
M�hlingen-Zoznegg

2.150.000 2.150.000 2.700.000

Stockach-Wahlwies/ Orsingen-
Nenzingen

1.706.000 190.000 1.896.000

Grenzach-Wyhlen 725.000 725.000

Weil am Rhein-Haltingen 504.000 2.600.000 3.104.000

Bad S�ckingen-Wallbach 11.335 81.653 92.988 700.000

Hohentengen-Herdern 0 2.900.000 2.900.000

Klettgau-Gei§lingen 1.326.930 973.230 2.300.160

K�ssaberg-Kadelburg 610.500 610.500

K�ssaberg-Rheinheim/
Dangstetten

3.243.000 3.243.000

Lottstetten 3.345.000 3.345.000

Erhebungsstand: 01.01.1995
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Rohstoff: Festgestein

Abbaubereich G-Reserven A-Reserven Summe Z-Reserven

Eigeltingen 3.880.000 3.880.000

Efringen-Kirchen -Istein 3.705.000 3.705.000

Efringen-Kirchen -Kleinkems 2.496.000 2.496.000

Malsburg-Marzell (Kanderrain) 162.500 162.500

Malsburg-Marzell (Siegisrain
u.a.)

1.866.100 1.866.100

Tegernau 2.143.000 2.143.000

Albbruck-Buch 260.000 260.000

Bernau 266.000 630.000 896.000

G�rwihl 1.900.000 1.900.000

Rickenbach 0

St�hlingen-Grimmelshofen 115.000 570.000 685.000

WT-Tiengen/ �hlingen-
Birkendorf

105.000 885.000 990.000 950.000

Erhebungsstand: 01.01.1995
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Zu Plansatz 2.0.1 Allgemeine Grunds�tze (Begr�ndung)

Aufstellung der nach ¤ 19 DSchG gesch�tzten Gesamtanlagen -
Angaben des Landesdenkmalamtes Baden-W�rttemberg vom 3.05.1994

Landkreis Konstanz

Aach Altstadt
Engen Altstadt
Konstanz Altstadt
Radolfzell Altstadtkern
Tengen Altstadt

Landkreis L�rrach

Efringen-Kirchen
- Istein Ortskern
Kandern Altstadt
L�rrach Burghof
L�rrach
- Ober- und Untert�llingen Ortskerne
L�rrach
- R�tteln Ortskern
Schopfheim Altstadt
Weil am Rhein
- Altweil Kirche - Bl�siring
Weil am Rhein
- �tlingen Ortskern

Landkreis Waldshut

Bad S�ckingen Altstadt
Laufenburg Altstadt
Waldshut-Tiengen Altstadt Tiengen

Unterschutzstellung vorgeschlagen:

Hohentengen
R�tteln

(im Zusammenhang mit
Kaiserstuhl/Schweiz)

St�hlingen Altstadt und Hohenlupfen
Waldshut-Tiengen Altstadt Waldshut
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A Autobahn
Abs. Absatz
AD Autobahndreieck
AG Kanton Aargau
AK Autobahnkreuz
AS Autobahnanschlu§stelle
AZ Aktenzeichen
B Bundesstra§e
Basel BadBf. Basel Badischer Bahnhof
BauGB Baugesetzbuch
BE Badische Gas- und Elektrizit�tsversorgungs AG
BGBl. Bundesgesetzblatt
BHKW Blockheizkraftwerk
BImSchV Bundesimmissionsschutzverordnung
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BW Baden-W�rttemberg
bzw. beziehungsweise
CH Schweiz
CIR computer-integrated-railroading
CO Kohlenmonoxyd
d.h. das hei§t
DB AG Deutsche Bahn Aktiengesellschaft
DSchG Denkmalschutzgesetz
E Einwohner
E +1 Auslieferung der Post am Tag nach der Einlieferung
EC EuroCity
ELKE Erh�hung der Leistungsf�higkeit im Kernnetz
EO Entlastungsort
EOW Elektrizit�tsversorgung Oberes Wiesental GmbH
ERAG Elektrizit�tswerke Rheinau AG
EU Europ�ische Union
EVU Energieversorgungsunternehmen
EW Einwohnergleichwerte (Kl�ranlagengr�§e)
F Frankreich
FEW Freiburger Elektrizit�ts- und Wasserwerke
FuE Forschung und Entwicklung
FZ Frachtzentrum
GABl. Gemeinsames Amtsblatt Baden-W�rttemberg
GBl. Gesetzblatt
GE/GI Gewerbe/Industrie
GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
GVH Gasversorgung Hochrhein
GVM Gasversorgung Mittelland ( Schweiz )
GVO Gasversorgung Ostschweiz
GVP Generalverkehrsplan Baden-W�rttemberg
GVS Gasversorgung S�ddeutschland
GVZ G�terverkehrszentrum
ha Hektar
HB Hochrhein-Bodensee
Hbf Hauptbahnhof
Heiz�l EL Extraleichtes Heiz�l
I Italien
i. d. F. in der Fassung
i. d. R. in der Regel
i. V. m. in Verbindung mit
IC InterCity
ICE InterCityExpress
IKZ interkommunale Zusammenarbeit

Abk�rzungen
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INFOBEST Informations- und Beratungsstelle
IR Interregio
ISDN Integriertes Digitalisiertes Fernmeldenetz
ISTE Industrieverband Steine und Erden
KBS Kursbuchstrecke
KKL Kernkraftwerk Leibstadt
KKW Kernkraftwerk
KLV Kombinierter Ladungsverkehr
KlZ Kleinzentrum
KN Landkreis Konstanz
KRS Kraftwerk Ryburg-Schw�rstadt
Kt. Kanton der Schweiz
KW Kraftwerk
KWA Kraftwerk Augst AG
KWB Kraftwerk Birsfelden AG
kWh/a Kilowatt-Stunden / Jahr
KWK Kraft-W�rme-Kopplung
KWL Kraftwerk Laufenburg
KWR Kraft�bertragungswerke Rheinfelden AG
L Landstra§e
LBO Landesbauordnung
LDZ Logistisches Dienstleistungszentrum
LEP Landesentwicklungsplan Baden-W�rttemberg
LfU Landesanstalt f�r Umweltschutz Baden-W�rttemberg
LK Landkreis
LKW Lastkraftwagen
LLG Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz Baden-W�rttemberg
L� Landkreis L�rrach
LplG Landesplanungsgesetz Baden-W�rttemberg
LSG Landschaftsschutzgebiet
LuftVG Luftverkehrsgesetz
LWaldG Landeswaldgesetz
MEKA Richtlinie des Landes Baden-W�rttemberg zum Marktentlastungs- und

Kulturlandschaftsausgleich
mind. mindestens
MIV Motorisierter Individualverkehr
MThB Mittel-Thurgau-Bahn
MWm Mittlere Wasserf�hrung in Meter
MZ Mittelzentrum
n n�rdlich
NATO North-Atlantic-Treaty-Organisation
NatSchG Naturschutzgesetz
ND Naturdenkmal
NE-Metalle Nicht-Eisen-Metalle
NEAT Neue Alpentransversale
n� nord�stlich
NO X Stickoxyde
NOK Nordostschweizerische Kraftwerke AG
NPZ Neuer Pendelzug (Schweizer Nahverkehrszug)
NSG Naturschutzgebiet
nw nordwestlich
� ostw�rts
OD Ortsdurchfahrt
�PNV �ffentlicher Personennahverkehr
OU Ortsumfahrung
OZ Oberzentrum
PK Plankapitel
PKW Personenkraftwagen
PS Plansatz
RADAG Rheinkraftwerk Albbruck-Dogern AG
RAL-N Richtlinien f�r die Anlage von Landstra§en, Teil-Stra§ennetzgestaltung
RE RegionalExpre§
Rhein-SchPV Schiffahrtspolizeiverordnung f�r die Rheinstrecke zwischen Rheinfelden

und Basel
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RKS Rheinkraftwerk S�ckingen AG
ROG Bundesraumordnungsgesetz
RP Regierungspr�sidium
RSK Konzept zur Sicherung oberfl�chennaher Rohstoffe und zur

Ordnung des Rohstoffabbaus Baden-W�rttemberg vom 24.11.82
RV Regionalverband
SBB Schweizer Bundesbahnen
SG Kanton St. Gallen
SH Kanton Schaffhausen
SKA Sammelkl�ranlage
SNCF Soci�t� nationale des chemins de fer fran�ais
s� s�d�stlich
SO2 Schwefeldioxyd
SPNV Schienenpersonennahverkehr
SWEG S�dwestdeutsche Verkehrs AG
TA Technische Anleitung
TENP Trans-Europa-Naturgas-Pipeline
TG Kanton Thurgau
TGV Train � Grande Vitesse
Ubf Umschlagbahnhof
UIC Union Internationale des Chemins de fer
�NN �ber dem Meeresspiegel
UVP Umweltvertr�glichkeitspr�fung
UZ Unterzentrum
VFR-Betrieb visuel-flight-regulation (Flugbetrieb unter Sichtflugbedingungen)
VGH Verwaltungsgerichthof
vgl. vergleiche
Vt Verbrennungstriebwagen
WSG Wasserschutzgebiet
WT Landkreis Waldshut
z.B. zum Beispiel
ZH Kanton Z�rich
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